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Vorwort der Thüringer Ministerpräsidentin  
und Schirmherrin Christine Lieberknecht  
 
für die Machbarkeitsstudie „Kompetenzzentrum Strategische 
Sozialplanung“ der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege 
 
Deutschland ist ein wohlhabendes Land. Und dennoch gibt es auch 
bei uns Armut – in allen Altersgruppen. In regelmäßigen Abständen 
bestimmen Debatten über die Finanzierbarkeit und den 
Leistungsumfang unserer Sozialen Sicherungssysteme die politische 
Agenda. Die Rente mit 67, die medizinische Versorgung des 
ländlichen Raumes oder die Mindestsicherung im Alter sind dafür nur 
einige Beispiele. Der demographische Wandel – die zunehmende 
Alterung unserer Gesellschaft bei gleichzeitig zurückgehender Bevöl- 
kerungszahl – verleiht den Debatten zunehmende Dynamik. 
 
Die gesetzlichen Grundlagen für Sozialpolitik werden weitgehend durch Bundes- und 
Landesgesetze bestimmt. Aber die Umsetzung ist weitgehend den 
Sozialversicherungsträgern und den Kommunen übertragen, sie vollzieht sich vor Ort. Die 
strategische Sozialplanung der Landesregierung ist darauf ausgerichtet, die Kommunen und 
Freien Träger der Wohlfahrtspflege bei der Wahrnehmung dieser wichtigen Aufgaben 
einzubinden: mit Analysen, Bedarfsermittlungen, Evaluationen und der Erarbeitung von 
Strategien für eine qualitativ und quantitativ angemessene Versorgung mit sozialen 
Diensten. 
 
Es ist nicht zuletzt auch dem hartnäckigen Werben der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege zu 
danken, dass es die strategische Sozialplanung in dieser Ausrichtung gibt. Ich habe den 
Diskussionsprozess während meiner Zeit als Sozialministerin aktiv begleitet. Umso mehr 
freue ich mich, dass nun die erste Machbarkeitsstudie „Strategische Sozialplanung“ vorliegt. 
Dafür meinen Dank an alle Beteiligten: an Sozialministerin Taubert und ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter ebenso wie an die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege. 
 
Mit der nun vorliegenden Studie wird ein festes Fundament geschaffen, auf dem in 
Thüringen künftig die Versorgung mit sozialen Dienstleistungen ausgerichtet werden kann. 
Dabei geht es nicht um dirigistische Vorgaben durch die Landesregierung, die die Arbeit der 
Sozialverwaltung vor Ort und der sozialen Träger einengen soll – das Gegenteil ist der Fall. 
Das Konzept der strategischen Sozialplanung erkennt das Prinzip der Subsidiarität 
ausdrücklich an, weitet jedoch den Blickwinkel über die örtlichen Gegebenheiten hinaus.  
 
Die Machbarkeitsstudie ist ein wichtiger Beitrag, um unser Land auch in Zukunft lebenswert, 
attraktiv und zukunftsfähig zu gestalten. In den kommenden Jahren liegen große 
Herausforderungen vor uns. Insbesondere der demographische Wandel führt dazu, dass es 
immer schwieriger wird, das bisherige Versorgungsniveau mit sozialen Diensten 
aufrechtzuerhalten. Umso wichtiger ist es, frühzeitig und weitsichtig zu handeln. Die 
strategische Sozialplanung, die den Dialog mit der örtlichen Sozialverwaltung und mit allen 
Trägern sozialer Dienste mit einschließt, ist dafür das geeignete Instrument. 
 
Mein Dank gilt allen, die an der Erarbeitung dieser Machbarkeitsstudie mitgewirkt haben! 

 
 

Christine Lieberknecht 
Thüringer Ministerpräsidentin 



 
Vorwort der Thüringer Ministerin  
für Soziales, Familie und Gesundheit, Heike Taubert (SPD),  
 
zur Machbarkeitsstudie Strategische Sozialplanung der LIGA 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Sicherung und Weiterentwicklung der sozialen Infrastruktur setzt angesichts der 
begrenzten Ressourcen der öffentlichen Haushalte und der demografischen Entwicklung 
mehr denn je Sozialplanung voraus.  
 
Dabei liegt die Verantwortung für die bedarfsgerechte Planung der sozialen Infrastruktur 
stets in den Händen der öffentlichen Sozialleistungsträger. Auf der Grundlage der 
Planungsergebnisse wird über die Lebensqualität und Familienfreundlichkeit in unseren 
Dörfern und Städten und damit die Zukunftsfähigkeit unseres Landes zu entscheiden sein.  
 
Nur im partnerschaftlichen Miteinander mit den in der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in 
Thüringen zusammen geschlossenen Verbänden wird diese Aufgabenstellung erfolgreich 
und nachhaltig umgesetzt werden können. Die Erfahrungen und die Expertise der freien 
Träger sind für Planungsprozesse unverzichtbar. Freie Träger sind zudem in besonderer 
Weise in der Lage, denjenigen Menschen eine Stimme zu geben, die auf Unterstützung und 
Hilfe angewiesen sind und sich aus unterschiedlichen Gründen nicht selbst artikulieren 
können. 
 
Die vom TMSFG und aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds im TMWAT geförderte 
Machbarkeitsstudie der LIGA der freien Wohlfahrtspflege hat eindrucksvoll den 
Handlungsbedarf sowohl innerhalb der Wohlfahrtspflege als auch bei den öffentlichen 
Trägern aufgezeigt. Es wird nun darauf ankommen, die gewonnenen Erkenntnisse in die Tat 
umzusetzen und als Dokumentation eines nachhaltigen Gestaltungswillens die für 
Sozialplanung erforderlichen Ressourcen innerhalb der LIGA bereit zu stellen. Die im 
Landeshaushalt verankerte Förderung der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege bietet dafür 
grundsätzlich die Möglichkeit.  
 
Ich wünsche den Initiatoren der Studie bei der Etablierung eines gemeinsam verantworteten 
strategischen Zentrums für Sozialplanung viel Erfolg. Ich bin mir sicher, dass angesichts der 
künftigen sozialpolitischen Herausforderungen davon alle Verbände der LIGA profitieren 
können. 
 
Es grüßt Sie herzlich 
 
 
 
 
Heike Taubert 
Thüringer Ministerin für Soziales, Familie und Gesundheit 
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Abkürzungsverzeichnis 

Abb. Abbildung 

AG Arbeitsgruppe 

AG-HBF Arbeitsgruppe der GK zur 
Hilfebedarfsfeststellung 

ASB Arbeiter-Samariter-Bund 

ASMK Arbeits- und Sozialminister-
konferenz 

BfA Bundesagentur für Arbeit 

bspw. beispielsweise 

d. h. das heißt 

DKB Deutsche Kreditbank AG 

dt. deutsch 

dv Deutscher Verein für öffentli-
che und private Fürsorge e. 
V. 

e. V.  Eingetragener Verein 

EIC Landkreis Eichsfeld 

E-LEP Entwurf zum Landesentwick-
lungsprogramm 

ELHDAM
O 

Entwicklung eines lebensla-
gen- und haushaltsbezoge-
nen Datenmodulsystems 

ESF Europäischer Sozialfonds 

FH Fachhochschule 

GdB Grad der Behinderung 

ggf. gegebenenfalls 

GK Gemeinsame Kommission 
gem. § 28 Landesrahmenver-
trag SGB XII 

GSA Gesundheits- und Sozialaus-
schuss 

GTH Landkreis Gotha 

HBFV Hilfebedarfsfeststellungsver-
fahren 

HPK Hilfeplankonferenz  

i. S. d. im Sinne der / des 

i. S. v. im Sinne von 

IBRP Integrierter Behandlungs- und 
Rehabilitationsplan 

ICF International Classification of 
Functioning, Disability and 
Health, dt.: internationale 
Klassifikation der Funktions-
fähigkeit, Behinderung und 
Gesundheit 

inkl. inklusiv 

insb. insbesondere 

IPH Institut Personenzentrierte 
Hilfen GmbH, Fulda 

ISEK Integriertes Stadtentwick-
lungskonzept 

ITP Integrierte Teilhabeplanung 

JFMK Jugend- und Familienminis-
terkonferenz 

KdöR Körperschaft des öffentlichen 
Rechts 

KGSt Kommunale Gemeinschafts-
stelle für Verwaltungsma-
nagement 

KoSS möglicher Arbeitstitel für ein 
zukünftiges „Kompetenzzent-
rum für Strategische Sozial-
planung“  

lat. lateinisch 

LEP Landesentwicklungspro-
gramm 

LIGA LIGA der freien Wohlfahrts-
pflege Thüringen e. V. 

LIGA-
STG-EGH 

LIGA-Steuerungsgruppe Ein-
gliederungshilfe; Ebene der 
FachreferentInnen aus den 
LIGA-Verbänden 

LIGA-
STG-St. 

LIGA-Steuerungsgruppe Stra-
tegie; Leitungsebene der 
LIGA-Verbände und LIGA-
Geschäftsführung 

LK Landkreis 

LLR Ländlicher Raum 

LSTG-ITP Landessteuerungsgruppe 
ITP-Prozess (Arbeitsgruppe 
der GK) 

LV Landesverband, hier: der 
PARITÄTISCHE Wohlfahrts-
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verband, Landesverband 
Thüringen e. V. 

MIV Mobiler Individualverkehr 

MORO Modellvorhaben der Raum-
ordnung 

NHZ Nachhaltigkeitszentrum Thü-
ringen 

o. ä. oder ähnliches 

o. g. oben genannte 

ÖPNV Öffentlicher Personennahver-
kehr 

PerSEH Personenzentrierte Steue-
rung der Eingliederungshilfe 
in Hessen 

RAG SH Regionale Aktionsgruppe 
Saale-Holzland 

ROG Raumordnungsgesetz 

RPG Regionale Planungsgemein-
schaft 

RS Refinanzierungssystematik 

RSTG-ITP Regionale Steuerungsgruppe 
ITP, jeweils für ein ITP-
Modellgebiet 

s. siehe 

s. o. siehe oben 

s. s. u. siehe sogleich unten 

SEK Stadtentwicklungskonzept 

SGB II Zweites Sozialgesetzbuch - 
Grundsicherung für Arbeitsu-
chende 

SGB XII Zwölftes Sozialgesetzbuch - 
Sozialhilfe 

SHK Saale-Holzland-Kreis 

SLF Landkreis Saalfeld-
Rudolstadt 

SOK Saale-Orla-Kreis 

STG Steuerungsgruppe 

SWOT-
Analyse  

Instrument zur Analyse und 
Strategiefindung (Stärken-
Schwächen-Analyse und die 
Chancen-Risiken-Analyse, 

engl. Strengths (Stärken), 

Weaknesses (Schwächen), 

Opportunities (Chancen) und 

Threats (Bedrohungen) 

TAB Thüringer Aufbaubank 

Thür. SSA Thüringer Sozialstrukturatlas 

ThürKJHA
G 

Thüringer Kinder- und Ju-
gendhilfe-Ausführungsgesetz 

ThürLPIG Thüringer Landesplanungs-
gesetz 

TLS Thüringer Landesamt für Sta-
tistik 

TLVwA Thüringer Landesverwal-
tungsamt 

TMBLV Thüringer Ministerium für 
Bau, Landesentwicklung und 
Verkehr 

TMLFUN Thüringer Ministerium für 
Landwirtschaft, Forsten, Um-
welt und Naturschutz 

TMSFG Thüringer Ministerium für 
Soziales, Familie und Ge-
sundheit 

TMWAT Thüringer Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Tech-
nologie 

TMWBK Thüringer Ministerium für 
Bildung, Wissenschaft und 
Kultur 

u. a. unter anderem 

u. ä. und ähnliches 

u. E. unseres Erachtens 

u. U. unter Umständen 

UAG Unterarbeitsgruppe 

UKE Universitätsklinikum Ham-
burg-Eppendorf 

UN United Nations (Vereinte Na-
tionen) 

usw. und so weiter 

VSOP Verein für Sozialplanung  

WfbM Werkstätten für behinderte 
Menschen 

z. B. zum Beispiel 

z. T. zum Teil 
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1.  Strategische Sozial-

planung – eine Einleitung 

Im Konzept der „Machbarkeitsstudie zur 

Implementierung eines Strategischen 

Zentrums für Sozialplanung“ (im Folgen-

den: Machbarkeitsstudie) beschrieb die 

LIGA der Freien Wohlfahrtspflege Thürin-

gen (LIGA) den Begriff „strategische Sozi-

alplanung“. Die Hilfesysteme in der sozia-

len Infrastruktur verändern sich, der Fach-

kräftebedarf und weitere Folgen des De-

mografischen Wandels zeigen sich immer 

deutlicher. Damit wird es für soziale Leis-

tungsträger und Leistungserbringer, für 

Kommunen und Land, aber auch gemein-

wesenorientierte Akteure notwendig, sich 

strategisch auszurichten. Die Perspektive 

ist dabei auf die Chancen und Vorteile 

gerichtet, die sich mit einer solchen Aus-

richtung verbinden.  

In aller Regel wird Sozialplanung als Auf-

gabe vor allem kommunaler Sozialverwal-

tung zur Ermittlung sozialer Bedarfslagen 

und zur Entscheidungsunterstützung 

kommunaler Sozialpolitik verstanden. Die-

se Definition und die ihr entsprechende 

Arbeit der Kommunen werden durch die 

Machbarkeitsstudie nicht in Frage gestellt, 

aber ergänzt. Die Motivation der LIGA 

Thüringen, sich mit Sozialplanung zu be-

fassen, beruht vielmehr auf ihrem Selbst-

verständnis gelebter Subsidiarität und ih-

rer sozialanwaltschaftlichen Rolle. Die 

LIGA-Verbände sehen sich in einer inter-

mediären Funktion für viele Menschen, die 

der gesellschaftlichen Unterstützung be-

dürfen. Diese Rolle wird ergänzt durch die 

Verantwortung, zahlreiche Organisationen 

der Sozialwirtschaft so auf die zukünftige 

Entwicklung auszurichten, dass sie als 

attraktive Arbeitgeber für derzeit rund 

100.000 Beschäftigte in Thüringen wirken.  

Dies ist notwendig, weil nichts so bestän-

dig ist wie der Wandel. Die Sozialräume – 

dort, wo Menschen als ExpertInnen in ei-

gener Sache1 in unterschiedlichen sozialen 

Lebenslagen miteinander und in Struktu-

ren interagieren – sind in kontinuierlicher 

Bewegung. Der Bedarf an sozialen Dienst-

leistungen folgt dieser Bewegung. Die 

demografische Dynamik sorgt zusätzlich 

für differierende Rahmenbedingungen 

zwischen alternden und schrumpfenden 

Gemeinden und attraktiven Städten mit 

junger Bevölkerung und leistungsfähiger 

Wirtschaft. Damit kommt der Anpas-

sungsfähigkeit der Sozialwirtschaft  an 

diese Dynamik und ihre Folgen größte 

Bedeutung zu. Mit dieser bewusst weit 

gewählten Perspektive ergibt sich für die 

Machbarkeitsstudie als Leitvorstellung: 

Als „strategische Sozialplanung“ wird 

in der LIGA-Machbarkeitsstudie die 

langfristige, planvolle und am Bedarf 

ausgerichtete Weiterentwicklung der 

sozialen Infrastruktur in Thüringen un-

ter integrativer Beteiligung der Exper-

tInnen in eigener Sache und der Ein-

                                                

1 Erläuterung der Begriffe „Expertinnen in eigener Sache“ und 
„Sozialraum“ siehe Kap. 2.2. 
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richtungen der Freien Wohlfahrtspflege 

definiert.  

1.1  Wer betreibt strategische Sozial-

planung? 

Die Definition ergibt einen weiten Kreis 

von Akteuren, die (Strategische) Sozial-

planung betreiben. Im Sinne dieser Mach-

barkeitsstudie betreibt eine Vielzahl höchst 

unterschiedlicher Akteure de facto Sozial-

planung. Viele bezeichnen ihre Aktivitäten 

genau so, sehr viele aber wirken bewusst 

auf die soziale Infrastruktur Thüringens 

ein, ohne dies als Sozialplanung zu be-

zeichnen oder diese Dimension ihres 

Handelns stets vor Augen zu haben. 

Zu den erstgenannten Akteuren gehören 

zweifellos alle Sozialplanerinnen und So-

zialplaner, die vor allem in den Kommunen 

und dort in den Sozialdezernaten bzw. 

Jugendämtern tätig sind. Ihre Tätigkeiten 

beruhen zunächst auf der gesetzlich nor-

mierten Jugendhilfeplanung und gehen 

zum Teil weit darüber hinaus in Bereiche 

der Sozialplanung bezüglich Familien-

freundlichkeit, Sozialhilfe, Seniorenange-

bote usw. Sie sind eng verbunden mit den 

Arbeitsbereichen der örtlichen Leistungs-

träger / Leistungsgewährer. 

Es sei an dieser Stelle darauf hingewie-

sen, dass die Machbarkeitsstudie nicht die 

entwickelten Strukturen und Prozesse in 

der Jugendhilfeplanung untersucht. Die 

dort entwickelten und gesetzlich normier-

ten Verfahren2 dienten den AutorInnen 

jedoch in vieler Hinsicht als Inspiration und 

gutes Beispiel dafür, dass die kontinuierli-

che Zusammenarbeit von Öffentlichen und 

Freien Jugendhilfeträgern an Planungen 

und Entscheidungen produktiv möglich ist. 

Mit der Stabsstelle Strategische Sozialpla-

nung im TMSFG wird dem Thema Sozial-

planung seit Dezember 2009 besondere 

Aufmerksamkeit geschenkt. Jedoch spielte 

bereits zuvor Sozialplanung im Sozialmi-

nisterium eine besondere Rolle. Im Sinne 

der hier verwandten Definition gehen die 

Verfasser aber in jedem Fall von einer de-

facto-Sozialplanung durch das Fachminis-

terium aus. 

Da das TLVwA mit der Funktion als 

überörtlicher Träger der Sozialhilfe mit der 

Bedarfsplanung z. B. für stationäre Ange-

bote der Eingliederungshilfe befasst ist, 

wird bei diesem von einer sozialplaneri-

schen Rolle ausgegangen. 

Die Rahmenbedingungen der sozialen 

Infrastruktur in Thüringen werden von Ge-

setze und Verordnungen, Satzungen und 

weitere Rechtsquellen geprägt. Die Ab-

grenzung sog. „freiwilliger“ von ver-

pflichtenden Leistungen ist dabei Thema. 

Insofern spielen der Gesetzgeber auf Lan-

desebene sowie die Stadträte und Kreis-

tage mit ihren Akteuren eine wichtige Rolle 

in der Sozialplanung. 

                                                

2 Gemeint sind insb. die örtlichen Jugendhilfeausschüsse und der 
Landesjugendhilfeausschuss nach § 71 SGB VIII. 
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Die gewählte Definition versucht dem Um-

stand Rechnung zu tragen, dass soziale 

Infrastruktur Teil einer Gesamtinfrastruktur 

– selbst von Interdependenzen geprägt – 

ist. So wie sich sozialplanerische Entwick-

lungen z. B. auf das ÖPNV-

Nutzungsverhalten der Bevölkerung aus-

wirken können, so besteht diese Relation 

auch umgekehrt.  

Sehr wichtig ist den Verfassern der Um-

stand, dass zu den bereits genannten öf-

fentlichen Akteuren eine bunte Vielfalt von 

de-facto-Sozialplanenden hinzutritt. Die 

Entscheidung eines Freien oder privatwirt-

schaftlichen Trägers, ein Angebot betreu-

ten Seniorenwohnraums in einem Stadtteil 

zu eröffnen oder zu schließen, auszuwei-

ten oder zu verkleinern, wirkt unmittelbar 

auf die übrige soziale Infrastruktur. Da 

solche Entscheidungen auf individuellen 

Planungen beruhen, fallen die Einrich-

tungsträger ebenfalls unter die Definition 

dieser Machbarkeitsstudie. 

Einrichtungsträger sind in vielen Fällen 

verbandlich organisiert, z. B. in einem der 

sechs Wohlfahrtsverbände Thüringens. Da 

diese Verbände direkt oder indirekt Ent-

wicklungen der sozialen Infrastruktur so-

wohl aus ihrer sozialanwaltschaftlichen 

Rolle wie auch als sozialwirtschaftliche 

Akteure beeinflussen, sind diese Verbän-

de de-facto-Sozialplanende im Sinne die-

ser Studie. 

Ohne dass die Aufzählung damit abzu-

schließen wäre, verdienen noch private 

Akteure wie Bürgerinitiativen, Netzwerke, 

Investoren, Banken usw. Erwähnung. 

Auch bei diesen wurden im Zuge der Stu-

die Aktivitäten zur Gestaltung sozialer Inf-

rastruktur beobachtet. 

Die Aufzählung beschreibt zweifellos Vor- 

und Nachteile der weiten Definition. Die 

Machbarkeitsstudie war dadurch offen für 

zahlreiche Impulse und Ideen – zugleich 

war es notwendig, eine Auswahl aus vie-

len wahrgenommenen Prozessen zu tref-

fen, um im gesetzten Rahmen zu Ergeb-

nissen kommen zu können. 

Die Machbarkeitsstudie ist primär an die 

LIGA Thüringen und die ihr zugehörigen 

Organisationen adressiert. Aber natürlich 

dürften viele der dargestellten Ergebnisse 

und Vorschläge auch für die komplemen-

tären Akteure – die EntscheiderInnen und 

Leitungskräfte in der Thüringer Sozialpoli-

tik des Landes und der Kommunen, der 

Leistungsträger und der Kommunen – in-

teressant sein.  

Das Studienteam ging vor allem den Fra-

gen nach „Wie entwickeln und verfolgen 

Freie Träger Strategien? Wie sind sie in 

die langfristige Entwicklung der sozialen 

Infrastruktur derzeit eingebunden? Welche 

Vorstellungen der Wirkungen des demo-

grafischen Wandels und seiner Folgen 

prägen ihr Handeln? Wo besteht Lern- und 

Unterstützungsbedarf innerhalb der LIGA-

Strukturen? Wie können Bürgerinnen und 

Bürger sich als Experten in eigener Sache 

konstruktiv in diese Entwicklungen ein-

bringen?“ 
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Dabei ist klar, dass Sozialplanungen der 

öffentlichen Hand und die planvolle Wei-

terentwicklung der Freien Träger zwei Sei-

ten einer Medaille sind. 

1.2  Eckdaten der Studie 

Der „Machbarkeitsstudie zur Implementie-

rung eines Strategischen Zentrums für 

Sozialplanung“ gingen mehrjährige Bera-

tungen und die sukzessive Entwicklung 

eines Konzepts voraus. Von September 

2010 bis Februar 2012 wurde die Studie 

vor allem mit Mitteln des Europäischen 

Sozialfonds (ESF), des Thüringer Ministe-

riums für Soziales, Familie und Gesund-

heit und aus Mitteln der Verbände der 

LIGA ermöglicht. Sie steht unter der 

Schirmherrschaft der Thüringer Minister-

präsidentin Christine Lieberknecht, die 

bereits als Thüringer Sozialministerin das 

Thema Sozialplanung vorantrieb. 

Hierfür wurde ein Team von drei Mitarbei-

terInnen gebildet, die als Diplom-

Sozialarbeiterin (FH), Diplom-Sozialver-

waltungswirt (FH) und Bachelor of Arts 

Sozialmanagement interdisziplinäre Kom-

petenzen einbrachten. Insgesamt standen 

für die Studie 2,0 Vollzeitstellen zur Verfü-

gung.  

Die operative Umsetzung und fachliche 

Begleitung erfolgte beim 

PARITÄTISCHEN Landesverband Thürin-

gen e. V.  

1.3  Vorgehensweise 

Die Machbarkeitsstudie verfolgt einen 

bundesweit einzigartigen und daher not-

wendigerweise suchenden Ansatz. Ziel ist, 

eine praktische Orientierung für alle zu 

bieten, die sich in Thüringen mit Sozial-

planung befassen. Darum ist sie bewusst 

nicht als wissenschaftlich-empirische Un-

tersuchung angelegt und durchgeführt 

worden. Ein Teil der Machbarkeitsstudie 

widmet sich dem Status quo der Sozial-

planung in Thüringen. Es ist ihr Ziel, den 

Wirkmechanismen von Planungsverfahren 

nachzuspüren, ohne die komplexen Struk-

turen vollständig zu dokumentieren. Dafür 

wurden exemplarisch Planungsdaten und 

den Sozialbereich betreffende Studien 

gesichtet und auf ihre Tauglichkeit für stra-

tegische Sozialplanung Freier Träger hin 

untersucht. 

In einem zweiten Teil beschäftigt sich die 

Machbarkeitsstudie mit konkreten Pla-

nungsprozessen, die die soziale Infra-

struktur Thüringens im Jahr 2011 prägten. 

Hierfür wurden durch das Studienteam 

rund 200 Termine wahrgenommen. Diese 

dienten 1. der Öffentlichkeitsarbeit bezüg-

lich des Studienziels, 2. des Kontaktauf-

baus zu Akteuren aus Politik, Verwaltung, 

Einrichtungen und Verbänden, 3. der Be-

obachtung und Analyse von Planungspro-

zessen und 4. der konkreten Mitarbeit in 

einigen Planungsgremien. Ergänzend 

wurden ausführliche Gespräche mit Exper-

tInnen der Sozialwirtschaft geführt und 
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ausgewertet.3 Außer in der Landeshaupt-

stadt war das Studienteam im ganzen 

Freistaat unterwegs. 

Zudem bestand durchgehend eine enge 

Anbindung an die Prozesse der LIGA. 

Dem Studienteam wurde die Teilnahme 

und Mitwirkung am LIGA-Hauptausschuss 

und themengerecht an mehreren Steue-

rungsgruppen und fachlich spezifischen 

Arbeitsgruppen ermöglicht. Dies stellte die 

laufende Justierung der Studienarbeit und 

einen schnellen Informations- und Erfah-

rungsaustausch sicher, von dem die 

Machbarkeitsstudie sehr profitierte. 

Die Zwischenberichte des Studienteams 

fanden im LIGA-Hauptausschuss großes 

Interesse. Ein innovativer Ansatz zur Ent-

wicklung sozialer Infrastruktur in kleinen 

Dörfern war z. B. Schwerpunktthema des 

Hauptausschusses im Juni 2011. Sozial-

planung war Thema des LIGA-

Jahresempfangs 2011. 

Die Mitarbeit des Studienteams in LIGA-

internen Arbeitsgruppen und Gremien war 

nicht nur unkompliziert möglich, sondern 

ergab für alle Beteiligten nützliche Er-

kenntnisse. 

In ähnlicher Weise fand die Mitarbeit des 

Studienteams in gemeinsamen Beratun-

gen der LIGA mit örtlichen und überörtli-

chen Trägern der Sozialhilfe statt. Thema-

tisch ging es dabei z. B. um die Weiter-

entwicklung der Eingliederungshilfe für 

                                                

3 Siehe Liste der GesprächspartnerInnen im Anhang. 

Menschen mit Behinderungen (Stichwort 

ITP), um soziale Infrastruktur in kleinen 

Dörfern, um Prozesse zur Förderung von 

Stadtteilen mit hohem Entwicklungsbedarf, 

um die Beteiligung Freier Träger an der 

Sozialberichterstattung oder um den Ent-

wurf des Landesentwicklungsprogramms 

2025. 

Dabei stellten die Themenvielfalt und der 

hohe Anteil an „Feldstudien“ zentrale Er-

kenntnisquellen dar, um das theoretische 

Konzept eines von der LIGA getragenen 

Kompetenzzentrums für Strategische So-

zialplanung zu erproben. Die Studie profi-

tierte von der kritisch-konstruktiven Beglei-

tung durch einen zwölfköpfigen Beirat, der 

sich aus Verantwortungsträgern und Ex-

pertInnen der Politik, Verwaltung, For-

schung, Wirtschaft und Verbänden zu-

sammensetzt. Zudem bestand ein kontinu-

ierlicher Arbeitszusammenhang mit der 

Stabsstelle Strategische Sozialplanung im 

TMSFG. 

Die im Bereich der Jugendhilfe entwickel-

ten und gesetzlich normierten Verfahren4 

partizipativer Planung dienten als Inspira-

tion und gutes Beispiel dafür, dass die 

kontinuierliche Zusammenarbeit von Öf-

fentlichen und Freien Jugendhilfeträgern 

an Planungen und Entscheidungen pro-

duktiv möglich ist. Die Studie untersuchte 

daher Strukturen und Prozesse anderer 

Felder Sozialer Arbeit, in denen Planungs-

                                                

4 Gemeint sind insb. die örtlichen Jugendhilfeplanungen, Ju-
gendhilfeausschüsse und der Landesjugendhilfeausschuss nach § 
71 SGB VIII. 
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verfahren nicht in gleicher Weise normiert 

sind. 

Das Studienteam profitierte nicht zuletzt 

von der engen Einbindung in die Agenda 

der LIGA und der operativen Anbindung 

beim PARITÄTISCHEN Landesverband 

Thüringen. Diese gestaltete sich außeror-

dentlich praxisorientiert und erkenntnis-

reich. 
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2.  Sozialplanung 

2.1  Übersicht zur Sozialplanung 5 

Sozialplanung ist eine gesellschaftliche 

Notwendigkeit. Ziel ist die Gleichwertigkeit 

der Chancen, Lebensverhältnisse und 

freie Entfaltungsmöglichkeiten, die sich 

weiter deklinieren und ausgestalten las-

sen.  

Zwei Entwicklungen haben das heutige 

Verständnis von Sozialplanung und deren 

Praxis geprägt: das breit umgesetzte Sub-

sidiaritätsprinzip und die als „Neues Steu-

erungsmodell“ bezeichnete Verwaltungs-

reform, welche eine starke Ökonomisie-

rung des Sozialsektors bewirken. Ferner 

soll durch Inklusion und Teilhabe dem 

Einzelnen die Möglichkeit (persönliches 

Budget etc.) eingeräumt werden, sich am 

Sozialmarkt bedarfsgerecht zu bedienen.6  

Zwar können sozial bedeutsame Aspekte 

in einigen Gesetzen gefunden werden, 

doch bilden diese keine Grundlage für die 

gesellschaftlich notwendige Verpflichtung 

zur Sozialplanung. Eine gesetzliche Ver-

pflichtung besteht nur in Teilbereichen wie 

insbesondere der gesetzlichen Jugendhil-

feplanung. Dies ermöglicht für allgemeine 

Sozialplanung Gestaltungsspielraum.  

 

                                                

5 vgl. Rund, M., 2010, S.49ff.. 

6 vgl. Rund, 2010, S.59 

2.2  Begriffsklärung 

ExpertInnen in eigener Sache 

Der Begriff „ExpertInnen in eigener Sache“ 

spielt in der Machbarkeitsstudie eine we-

sentliche Rolle und wurde bewusst dem 

Begriff „Betroffene/r“ vorgezogen. Men-

schen als BewohnerInnen eines Sozial-

raumes, als Engagierte, als diejenigen, die 

soziale Dienstleistungen nutzen, usw. ver-

fügen über ein hohes, praxisnahes Wis-

sen. Sie haben in der Regel genaue Vor-

stellungen davon, in welchem Verhältnis 

Bedarf, Angebot und Qualität zueinander 

stehen. Dieses (informelle) Wissen bei 

Planungen und Entwicklungsprozessen 

nutzbar zu machen, setzt Dialoge auf Au-

genhöhe zwischen den ExpertInnen in 

eigener und „beauftragter“ Sache.  

Was ist „sozial“? 

Allgemein wird unter „sozial“ verstanden: 

das Zusammenleben von Menschen. Es 

bezeichnet jedoch zweierlei: zum einen 

die Elemente der zusammenlebenden 

Gruppe, zum anderen deren Verbindun-

gen, da es von lat. „socius“ herrührt, was 

„gemeinsam, verbunden“ bedeutet. Für 

das Sozialplanungsverständnis folgt dar-

aus:  

• Bedarfsdeckung für die Bevölkerung 

nach Anzahl der Individuen 

• Förderung des gesellschaftlichen Zu-

sammenhalts 

• Organisations- und Strukturwandel, um 

fortwährend Bedarfen zu entsprechen  

Da sich soziale Bedarfslagen im Lauf der 

Zeit wandeln und erweitern, ist Sozialpla-
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nung recht komplex und betrifft alle Le-

bensbereiche. In jeder Form der Infra-

strukturplanung (bspw. Mobilität) muss sie 

mit bedacht werden. Dabei geht es nicht 

um ein Wunschprogramm, denn Bedürf-

nisse und reale Bedarfe unterscheiden 

sich wesentlich. Nicht jedes Bedürfnis 

stellt einen Planungsbedarf dar.  

Die „Dynamik des Sozialen“ fordert „be-

darfsgerechte“ Vorhaltung von Angeboten 

und Infrastruktur. Es geht dabei nicht um 

einen einmaligen „Treffer“, sondern viel-

mehr um die fortwährende Anpassung an 

die Veränderungen. Sozialplanung muss 

also ein fortlaufender Prozess, ein perma-

nenter Dialog um die Vorstellungen und 

Ziele der Bewohner des Sozialraums sein. 

Sozialraum  

Einige Gedanken - statt einer Definition:  

Das Leben spielt sich in unterschiedlichen 

Räumen ab.  

 

Sozialraum nach Lebenslagen  

Man arbeitet, wohnt, verbringt seine Frei-

zeit ggf. an unterschiedlichen Orten. Die 

Kinder gehen zur örtlichen Schule, zum 

Turnverein im Nachbarort und spielen mit 

den Freunden auf dem benachbarten 

Spielplatz. Die große Tochter wechselt 

gerade von der Schule in eine Ausbildung, 

muss also ein Stück Zug fahren und hat 

wieder andere Anforderungen an ihren 

Sozialraum. Für diese Bedürfnisse soll 

nun in guter Erreichbarkeit passende Inf-

rastruktur vorgehalten werden, sodass 

sich die Räume als Lebensraum eignen. 

Sozialräume sind dort, wo sich das Leben 

in unterschiedlichen Lebenslagen abspielt. 

Dies impliziert einige Forderungen an So-

zialraumplanung. 

Es kann bspw. Gewerbegebiete und wo-

anders Wohnsiedlungen geben, aber die-

se Räume müssen gegenseitig erreichbar 

sein. Wenn unterwegs noch KiTa, Schule 

und Einkaufsmöglichkeit liegen, steigt die 

Lebensqualität. In der Sozialplanung sind 

viele solche Verknüpfungen zu berück-

sichtigen, wie auch z. B. Dienstleistungen 

medizinischer oder pflegerischer Natur.  

 

Sozialraum nach Strukturen  
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Eine besondere Herausforderung stellt der 

ländliche Raum dar, dessen Netzmaschen 

deutlich weiter gewoben sind.  

Sozialplanung in Kürze 

In dieser Studie wird Sozialplanung in ih-

rem Auftrag recht weit verstanden. Es gilt 

die eingangs formulierte Definition. Sie 

geht über die Planung und Vorhaltung von 

Transferleistungen und Dienstleistungen 

hinaus und strebt Ganzheitlichkeit an. Sie 

dient planend der Ermöglichung des Zu-

sammenlebens und der Herstellung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse. 

Sozialplanungsprozess 

Dies erfordert einen zielführenden sozial-

planerischen Prozess. Dazu gehören:  

• die Erforschung des Sozialen mittels 

einer Erhebung zu: 

o Infrastruktur-Nutzung  

o sozialem Zusammenhalt vor Ort  

o was zeichnet einen Raum als Le-

bens- und Sozialraum aus (Ermög-

licher und Hindernisse) 

o qualitative Bedarfsfeststellung 

durch Befragung der Lebensgestal-

tungswünsche der Bewohner 

u.v.m. 

o quantitative Feststellung 

• Ressourcen-Feststellung und Abwä-

gung gegen die Bedarfe:  

Dazu gehört die Beantwortung der 

Frage, wie es ermöglicht werden kann, 

die benötigte Infrastruktur wohnortnah 

in ausreichendem Maß zur Verfügung 

zu stellen.  

Fokus und Anliegen der Studie ist, dass 

bereits existierende Planungen mit den 

Zielen und Erfordernissen einer Sozialpla-

nung in Einklang stehen, sich nicht aus-

schließen und je nach Machbarkeit für die 

Zukunft in ihrem eigenen Verfahren so 

beteiligungsorientiert gestaltet werden, 

dass das angestrebte Ziel der „Bedarfsge-

rechtigkeit“ erreicht werden kann.  

Sozialplanung kann je nach Zielstellung 

mehrere Schwerpunktsetzungen erfahren 

z. B. als SozialKOSTENplanung, Sozial-

RAUMPlanung, SozialSTRUKTURpla-

nung. Sie kann reaktiv oder präventiv, in-

tegriert-interdisziplinär oder fachspezi-

fisch-quantitativ bzw. –qualitativ, gemein-

schaftlich-partizipativ oder im Alleingang 

operativ aus aktuellen Bedarfslagen oder 

strategisch langfristig orientiert erfolgen. 

Denkbar ist ebenfalls die Kombination ver-

schiedener Merkmale. 

Sozialraumplanung 

Sie nimmt Bedürfnisse der Mehrheit der 

Bewohner und deren soziales Gefüge, 

Zusammenhalt, Struktur und Organisation 

wahr, nutzt und passt diese ggf. an. Sie 

plant die zum Leben benötigten Infrastruk-

turelemente im Sozialraum, um den Be-

dürfnissen weitestgehend zu entsprechen. 

Zusätzlich entwickelt sie Elemente der 

Begegnung und Knotenpunkte des Enga-

gements, um die Vernetzung zu erhöhen, 

soziale Ressourcen für alle verfügbar zu 

machen, sozialen Zusammenhalt und die 

lokale Identifikation zu stärken.  
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Integrierte Sozialraumplanung7 

Der Ansatz ergänzt Sozialraumplanung 

zusätzlich um das Bewusstsein, dass jede 

infrastrukturelle und bauliche Veränderung 

im Sozialraum auch soziale Wirkungen mit 

sich bringt. Die Herausforderung der inte-

grierten Sozialraumplanung besteht vor 

allem darin, positive Synergieeffekte durch 

fachübergreifende Planung zu erzielen, 

die möglichen negativen „Nebenwirkun-

gen“ zu minimieren bzw. auszugleichen. 

Sie geht dazu antizipierend und interdis-

ziplinär vor.  

Strategische Sozialplanung 

Der demografische Wandel stellt primär 

gesellschaftliche und soziale Herausforde-

rungen und wirkt sich ökonomisch und 

ökologisch aus. Er fordert eine adäquate 

Auseinandersetzung mit den Ursachen 

und Veränderungen. Daher befasst sich 

strategische Sozialplanung mit der mittel- 

bis langfristigen Perspektive jenseits des 

5-Jahres-Zukunfts-Horizonts und der Ent-

wicklung vieler sozialer Faktoren. Deren 

Bedeutung, Überlagerung und Einfluss auf 

die Lebenswelt der Bürger und Bürgerin-

nen in Thüringen, insb. im überwiegend 

ländlich geprägten Raum, wird antizipiert – 

aber gerade nicht sich selbst überlassen.  

Strategische Sozialplanung wird schon 

heute gestalterisch aktiv, indem sie In-

strumente bzw. Verfahren und Prozesse 

entwickelt und implementiert, die dazu 

                                                

7 Die Bezeichnung stammt von Lutz, R. (2010). Ausführlich in 
Kap. 2.6.2  

befähigen, die sich ständig wandelnden 

Herausforderungen auf Dauer anzuneh-

men, fortlaufend sensibel zu gestalten und 

nachhaltig zu meistern. Dazu können Pla-

nungsnetzwerke erstellt, partizipative 

Gremien aktiviert und gemeinsame Grund-

lagen hergestellt werden. Aus der Le-

benswelt von heute kann so trotz des 

Wandels die erwünschte Lebenswelt von 

morgen werden.  

2.3  Methoden der Sozialplanung 

Methoden sind Mittel zur Zielerreichung. 

Ist der Weg (die Methode) bekannt, kann 

das zuvor bestimmte Ziel jederzeit wieder 

erreicht werden. Sozialplanung hat je nach 

Sozialraumerfordernis oft vielfältige Ziele. 

Sie reproduziert nicht ein einmal erreichtes 

Ziel. Daher sind Methoden anzupassen, 

ohne selbst fortwährend neu erfunden zu 

werden. Selbst ideale Sozialplanung kann 

sich „Bedarfsgerechtigkeit“ immer nur an-

nähern. 

2.3.1 Sozialplanungsansatz des Deut-

schen Vereins  

Der Deutsche Verein für öffentliche und 

private Fürsorge (dv) schildert dieses Vor-

gehen im „Handbuch der Örtlichen Sozial-

planung“.8 Demnach erfordert Sozialpla-

nung im Wesentlichen folgende Schritte:  

1. Zieldefinition 

2. Bestand 

3. Bedarf  

                                                

8 Dies beschreibt den theoretischen Stand der Sozialplanung von 
1986, welcher nicht in jedem Fall den Zustand der umgesetzten 
praktischen Sozialplanung seiner Zeit entspricht.  
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4. Maßnahmen 

5. Kosten/Finanzierung 

6. Entscheidung 

7. Umsetzung 

8. Fortschreibung und Folgenkontrolle 

Der dv nennt in seinem Handbuch viele 

Instrumente, die diesen Einzelschritten zur 

Bewerkstelligung dienen. Die schrittweise 

Abfolge ist dem internen Ablauf öffentli-

cher Verwaltungen angepasst. Sie aus-

führlich zu wiederholen entspricht nicht 

dem Fokus der vorliegenden Studie. 

2.3.2 Der sozialplanerische Manage-

mentkreislauf 

Eine bekannte Methode im Bereich Sozi-

alplanung, welche wir hier kurz skizzieren, 

ist der Kreislauf des Vereins für Sozialpla-

nung (VSOP; s. u. Abb.). Im Zentrum ste-

hen die Bürger, die durch Politik, Verwal-

tung und freie Träger im Planungsgesche-

hen repräsentiert werden 

Nach Verständigung über die Leitlinien 

und politische Legitimation (1.) zum Han-

deln werden Ziele definiert und der ge-

naue Bedarf in dazu geeigneter Weise 

ermittelt (2.), um z. B. Inklusion zu realisie-

ren. In vielen Fällen liegen bereits Daten 

aus der Sozialberichterstattung vor, die als 

Basis dienen können. Zur Deckung des 

Bedarfs werden „Produkte“ und Maßnah-

men diskutiert, mit den vorhandenen per-

sonellen, finanziellen sowie anderen ver-

fügbaren und benötigten Ressourcen reali-

tätsnah und praktikabel abgewogen (3.). 



 

LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. 

Machbarkeitsstudie zur Implementierung eines Strategischen Zentrums für Sozialplanung 
15 

Diese werden in einem Folgeschritt bereit-

gestellt (4.), um die erforderlichen Leistun-

gen zu erbringen (5.). Die Überprüfung auf 

Effektivität und Zielerreichung sowie Wirt-

schaftlichkeit im Schritt sechs (6.) liefert 

wichtige Daten und einen Erfahrungs-

schatz, der im Idealfall in eine fein geglie-

derte zweckorientierte Sozialberichterstat-

tung einfließt. Die LIGA sieht eine Chance 

darin, wenn zwischen Zieldefinition an-

hand von Bedarfsermittlung bis zur Leis-

tungserbringung nicht nur verwaltungsin-

tern geplant wird. Wenn das Praxiswissen 

der LIGA-Organisationen bereits bei Ziel-

definition, Bedarfsermittlung und Ressour-

cenplanung in den Prozess einfließt, kann 

die Planungsqualität zunehmen. So ist es 

erstens möglich, Probleme und Hindernis-

se für die Leistungserbringung vorab im 

Diskurs zu thematisieren und ggf. zu redu-

zieren. Zweitens kann sich die Leistungs-

erbringung nahtlos anschließen.

Die Schritte zwei bis fünf des Kreislaufs 

stellen daher den Schwerpunkt des Inte-

resses der Machbarkeitsstudie dar.  

2.3.3 Saalfelder Planungslandkarte  

Während der Prozessabläufe im Saalfel-

der Stadtteil Gorndorf (vgl. Kapitel 3.5.1) 

entstand durch die Amtsleiterin für Ju-

gendarbeit, Sport und Soziales die Idee 

einer „Planungslandkarte“. Durch Schnüre 

und Hinweisschilder werden Zuständigkeit 

und Planungsebenen vom Sozialraum bis 

hin zur EU-Ebene dargestellt. Es wird er-

kennbar, wo gute Verfahren bereits laufen, 

wer die jeweiligen Ansprechpartner sind 

und wo es bereits Vernetzungen gibt. Wei-

terhin macht die Karte aus der Vogelper-

spektive sichtbar, wo noch „weiße Fle-

cken“ in der Zusammenarbeit existieren. 

Die Karte dient nach Einschätzung des 

Studienteams nicht allein der Visualisie-

rung der Prozesse in Saalfeld. Sie kann 

allgemein für die Sozialplanung herange-

zogen werden.  

Vorgaben der EU-

Ebene haben oft Aus-

wirkungen bis in den 

Sozialraum hinein. 

Ebenso ist sichtbar, 

dass eine kreisange-

hörige Stadt ihre Pla-

nungen nicht isoliert 

von denen des Kreises 

und des Landes durch-

führen, sondern ihre 

Planungen darin ein-

betten sollte. Die Karte 
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veranschaulicht weiterhin, in welchem 

räumlichen Rahmen die einzelnen Freien 

Träger jeweils aktiv sind.  

In der Grafik werden Verknüpfungen zwi-

schen den Einzelplanungen nicht darge-

stellt. Es gilt, sie in gemeinsamen Prozes-

sen vor Ort zu erarbeiten, zu dokumentie-

ren und zu stärken. 

Im Rahmen der vorliegenden Studie wird 

auf diese Planungslandkarte als gute Me-

thode zur partizipativen Planung verwie-

sen. Die Karte hat das Potential, Konfliktli-

nien zwischen lokalen Akteuren aufzulö-

sen oder doch zumindest zu versachlichen 

bzw. zu entpersonalisieren. Da über struk-

turelle Zusammenhänge diskutiert werden 

kann, lässt sich das „Partizipationsklima“ 

deutlich verbessert werden. Vor allem mit 

Blick auf die Beteiligung von BürgerInnen, 

denen die o. g. Zusammenhänge kaum 

geläufig sind, ist die Planungslandkarte 

eine Chance. 

2.4  Sozialberichterstattung 

und Daten als Planungsgrundlage 

Freie Träger und LIGA-

Organisationen, die sich mit Sozial-

planung beschäftigen, werden zu-

nächst auf eine beachtliche Fülle an 

Datensammlungen zu sozialen Le-

benslagen stoßen. Relevante und 

aktuelle Daten stellen eine wichtige 

Entscheidungs- und Planungsgrund-

lage dar. Diese werden hier exemp-

larisch unter dem Sammelbegriff 

Sozialberichterstattung untersucht, wobei 

die Konzentration eben jener Perspektive 

Freier Träger gilt. 

Praktische Anforderungen an Sozialbe-

richterstattung 

Es empfiehlt sich, die Datenbestände ge-

mäß den langfristigen Zielen auf ihre 

Tauglichkeit hin zu überprüfen und ggf. zu 

erweitern. Dabei hilft es, die Prozesslogik 

zu beachten: Nicht die (oft riesige) Daten-

menge sollte das Handeln leiten, sondern 

kreatives Verknüpfen und geübter Um-

gang mit Bestandsdaten ermöglicht häufig 

nutzbare Analysen. 

Sozialberichterstattung kann relativ kom-

pliziert werden, je mehr Faktoren einflie-

ßen. Daher sollte der Einsatz der verfüg-

baren Ressourcen mit dem Ergebnis und 

der Aussagekraft der Berichte abgewogen 

werden.  

„Kleinräumiges Vorgehen bedarf weder 

eines bestimmten Computerprogramms 

noch besonderer finanzieller Ressourcen, 



 

LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. 

Machbarkeitsstudie zur Implementierung eines Strategischen Zentrums für Sozialplanung 
17 

sondern zunächst einmal eines sozialpla-

nerischen Willens.“9  

2.4.1 Untersuchung und Indikatoren 

Integrierte Berichte bezeichnen Berichte, 

die einen Mix aus Bereichen darstellen: 

Umwelt, Gesundheit, Soziales. Sie streben 

an, mit vielen Korrelationen die Lebens-

wirklichkeit treffend abzubilden. Folgende 

integrierte Sozialberichte wurden unter-

sucht:  

• der Sozialstrukturatlas Berlin 200810 

• der ELHDAMO-Ansatz des Sozial-

strukturatlas' Thüringen11  

• „Lenzgesund“ – Kindergesundheit in 

der Lenzsiedlung, Hamburg12  

In Ergänzung dieser drei Beispiele sei auf 

den Prozess der Sozialberichterstattung 

im Saale-Holzland-Kreis in Kapitel 3.5.4 

sowie die Übersicht der dem Studienteam 

bekannten Sozialplanungsstrukturen in 

den Thüringer Kommunen im Anhang hin-

gewiesen. 

Die Berichte wurden nach den folgenden 

Kriterien zur Nutzbarmachung unter-

sucht:13 

• Überblick (ggf. durch Kartografie) 

Das erste Kriterium für die Brauchbarkeit 

ist zunächst der Überblick. Können die 
                                                

9 Mardorf, S., 2010, S. 78. 

10 Meinlschmidt, G. (Hrsg.), 2009. 

11 Ausgearbeitet von Meier-Gräwe, U. / Sennlaub, A. für das 
TMSFG. S. Meier-Gräwe, U., 2011. 

12 Süß, W., 2007. 

13 diese sind nicht zu verwechseln mit den Indikatoren der 
Berichterstattungen selbst. 

enthaltenen Daten sich kartografisch sozi-

alraumbezogen darstellen lassen? 

• Kleinräumigkeit 

Hierzu sind kleine, einheitlich zugeschnit-

tene Räume notwendig. Der Zuschnitt der 

Räume sollte sich, um pragmatisch vorzu-

gehen, zunächst am Stadtteil bzw. der 

Gemeinde orientieren, um ggf. feiner in 

typische Sozialräume unterteilt zu werden. 

Thüringen ist abseits der „Städtekette“ 

größtenteils von ländlichem Raum ge-

prägt, der unterhalb der Gemeinde-Ebene 

im Sinne der Validität der Daten kaum 

weiter sinnvoll zu unterteilen sein dürfte. 

• Wesentliche Zielgruppen abbildend  

Um keine rein vergangenheitsbezogene 

Berichterstattung, sondern Grundlage zur 

Planung zu sein, sollte Sozialberichterstat-

tung die Zielgruppen abbilden. Aus Blick 

der öffentlichen Träger, der Freien Träger 

und der relevanten Problemlagen sind sie 

ggf. unterschiedlich. 

• Indizes, Indikatoren der Sozialbe-

richterstattung 

Um das Einflussnehmen und Handeln der 

Träger zu aufgezeigten Problemen zu er-

möglichen, ist die richtige Wahl der Indika-

toren wichtig. Die relevanten Daten soll-

ten, um dies zu tun, zu Indizes gebündelt 

oder zumindest in Korrelation abgebildet 

und ausgewertet werden und die wesentli-

chen generierten Ergebnisse ausweisen.  
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• Hilfsindikator Vernetzung / An-

sprechpartner  

Vor allem in ländlichen Räumen scheint es 

sinnvoll, den Hilfsindikator „Vernetzung 

und Ansprechpartner“ anzugeben. Die 

jeweils Verantwortlichen können bei relati-

ver Übersicht für alles, was Sozialberichte 

zu sehr ausdehnen würde, direkt ange-

fragt werden.  

Die drei Berichte werden nach drei prakti-

schen Zielen geprüft: 

Stufe 1: Übersicht 

Die Berichterstattung bildet einen Ist-

Zustand auf vergangenheitsbezogenen 

Daten mit guter Übersicht, ggf. sogar als 

Zeitverlauf und mit kurzer Prognose ab.14  

Stufe 2: Steuerungsinstrument für den 

Stadtteil / Gemeinde 

Die Berichterstattung erfüllt die Anforde-

rungen der Stufe 1 und bietet ferner eine 

nach beabsichtigten Zielen und Themen 

gerichtete Zusammenfassung der Indika-

toren, ggf. zu Indizes. Anhand dieser Vor-

verdichtung können Zusammenhänge er-

kannt und auf mögliche Ursachen über-

prüft werden, sodass daraus thematisch 

sozialraumbezogene Projekte erstellt wer-

den können.  

                                                

14 Berichte werden in dieser Studie nur unter Planungsperspek-
tive betrachtet. Andere Intentionen für deren Publikation wie z. 
B. die der politischen Legitimation bleiben unberücksichtigt. 

Stufe 3: Basis für „Taten“: Konzepte 

und Maßnahmenentwicklung 

Soll Berichterstattung für die Fachdienst-

leister und andere Akteure als Basis die-

nen, so empfiehlt sich eine detaillierte und 

feingliedrige Darstellung, um daraus ein-

zelne Leistungsbeschreibungen entwi-

ckeln zu können.  

2.4.2 ELHDAMO-Methode 

2005 galt es, eine Methode mit dem Ziel 

zu entwickeln, die bundesweite Vielfalt der 

Sozialberichte vergleichbar zu machen 

bzw. möglicherweise zu vereinheitlichen. 

Deutschlandweit wurden über einhundert 

Sozialberichte unter Leitung von Prof. 

Meier-Gräwe (Justus-Liebig-Universität 

Gießen) kategorisiert. Aus diesen Berich-

ten konnten sogenannte Lebenslagen-

Dimensionen abgeleitet und Indikatoren 

zugeordnet werden. Diese finden sich im 

Thüringer Sozialstrukturatlas wieder. Das 

Ergebnis ist ein Datenmodulsystem, wel-

ches sich „ELHDAMO“, d. h. die „Entwick-

lung eines Lebenslagen- und Haushalts-

bezogenen DAtenMOdulsystems“ nennt15. 

Die Lebenslagendimensionen für die So-

zialberichterstattung sind: Demografie 

(Migration, Wanderung, Bevölkerungs-

salden, -prognosen, Behinderung), Fi-

nanzsituation (umfasst Vermögen, Reich-

tum, Transferleistungen, Überschuldung 

und weitere Indikatoren für prekäre Ein-

kommenslagen), immaterielle Lebensla-

gen (in Bereichen der Bildung, Wohnen, 
                                                
15 Meier-Gräwe, U., 2005.  
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Gesundheit, Wohnungsnotfälle, Gesund-

heitsverhalten und -risiken, Sprachstand, 

Kriminalität) und Gesellschaftliche Teilha-

be (in Erwerbsarbeit und politischer Parti-

zipation i. S. v. Wahlen). Die Berichte un-

terschieden sich in ihrer Vorgehensweise:  

• subjektorientiert empirisches Vorge-

hen, d. h. vom Einzelfall ausgehend 

wird stärker qualitativ auf die Gesamt-

heit geschlossen. Diese Art erschwert 

eine dauerhafte Fortschreibung, bildet 

die empfundene Realität aber gut ab. 

• statistisch betontes Vorgehen, d. h. 

Korrelationen weisen Phänomene 

nach. Die hinterlegten quantitativen 

Daten sind leicht fortzuschreiben, doch 

die Auswertung rechenintensiv und 

komplex.  

• pragmatische Vorgehensweise: res-

sourcensparende zielstrebige Art der 

Berichterstattung ist pragmatisch, 

kreativ und generiert nach Zielsetzung 

aus Vorhandenem ohne zu viel Auf-

wand ihre Berichte.16 

Die lokal verfügbaren Daten sind eine 

wertvolle Ressource und können in fünf 

Kategorien geordnet werden17: 1. nicht 

vorhandene Daten; 2. vorhandene, aber 

„ungehobene“ Daten, die nicht verwendet 

werden; 3. vorliegende, aber inkompatible 

Daten; 4. vorhandene, bedingt brauchbare 

Daten; 5. aktuelle, gut gegliederte, sozial-

räumlich auswertbare und mehrere Le-

benslagen berücksichtigende Daten.  

                                                
16 vgl. a.a.O. S.71 
17 vgl. Mardorf,, S., 2002. 

QUELLEN DER ELHDAMO-METHODE 

Es gibt viele Quellen, derer man sich be-

dienen kann: das Melderegister, Daten 

des Gesundheitsamts, Daten des jeweili-

gen Landesamts für Statistik, Bunde-

sagentur für Arbeit, Daten der Umweltäm-

ter, das Statistische Bundesamt, Bsp. Mik-

rozensus18 u.v.m. Neben öffentlichen Stel-

len verfügen die Freien Träger vor Ort 

über z. B. Nutzungsdaten ihrer Angebote.  

2.4.3 Integrierte Basisberichterstat-

tung für gesündere Städte 19 

Das Leben schlägt sich in Sozialdaten, der 

Umwelt und in der individuellen Gesund-

heit nieder. Der Umgang mit Anderen, der 

Umwelt und sich selbst ist bei Unzufrie-

denheit demnach in allen Dimensionen 

spürbar und mit integrierten Berichten 

durch Korrelationen ggf. ablesbar. 

Die  „Integrierte Basisberichterstattung für 

gesündere Städte und Kommunen“20  gibt 

ausführlich Hinweise, welche Daten an 

welcher Stelle vorliegen. Darin wird ein 

Idealmodell einer integrierten Berichter-

stattung erstellt: Dies ist ein dreifach inte-

grierter Bericht mit Gesundheit, Sozialem 

und Umweltfaktoren, der auf Sozialraum-

ebene unter Beteiligung aller Akteure mit 

nachhaltig gewählten Indikatoren klein-
                                                
18 Für Thüringen außerhalb Erfurts nur sehr eingeschränkt 
brauchbar. vgl. Meier-Gräwe, U., 2005, S. 69,158: „Der Mikro-
zensus orientiert sich vorrangig am Bedarf von Bund und Län-
dern. Haushaltsdaten werden hier, wenn überhaupt, nur auf 
Ebene der Gesamtstadt ausgewiesen(…)Ein Herunterbrechen 
dieser Informationen auf die kommunale Ebene ist dann metho-
disch und gesetzlich bedingt nicht möglich. Eine kleinräumige 
Zuordnung ist in jedem Fall ausgeschlossen.“ 
19 Süß, W. et al.., 2004.  

20 A.a.O. 
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räumig analysierbar ist und mit Maßnah-

menvorschlägen zu allen Bereichen auf-

wartet.21 Dort werden ebenfalls die benö-

tigten Indikatoren genannt, die Süß für 

wichtig hält.22 

2.4.4 ELHDAMO in Thüringen: Thürin-

ger Sozialstrukturatlas 

Der 2011 herausgegebene Thüringer So-

zialstrukturatlas (Thür. SSA) wendet die o. 

g. ELHDAMO-Methode auf Landkreise 

und kreisfreie Städte an. In vielen Darstel-

lungen gelingt es, die einzelnen Lebens-

lagen-Faktoren  abzubilden.  

• Überblick, ggf. durch Abbildung 

(Karte)  

Einzelindikatoren werden unkorreliert auf 

einer Thüringenkarte dargestellt. Der Atlas 

ist interkommunal vergleichbar (Landkrei-

se und Kreisfreie Städte) und im zweiten 

Teil mit Erläuterungstext bzw. Zusammen-

schau auf Kreisebene versehen, jedoch 

nur zurückhaltend interpretiert.  

• Kleinräumigkeit  

Der Atlas beansprucht für sich nicht, Thü-

ringen kleinräumig aufzuteilen. Vielmehr 

weist er Daten auf Ebene der  Planungs-

regionen und Landkreise bzw. Kreisfreien 

Städte aus.  

• Wesentliche Zielgruppen abbildend  

                                                

21 vgl. a.a.O. S.104. 
22 vgl.a.a.O. ab S.105. 

Um sich landesweit, nach Planungsregio-

nen und Landkreisen einen Überblick zu 

den Lebenslagen in Thüringen zu ver-

schaffen, ist der Atlas aus Sicht der LIGA 

gut geeignet. Der Strukturatlas möchte 

"Daten für Taten" liefern, so der Selbstan-

spruch. Damit könnten „Maßnahmeange-

bote überprüft oder neu entwickelt wer-

den.“23 

• Indizes, Indikatoren der Sozialbe-

richterstattung  

Diese wurden in der Methodik bereits dar-

gestellt. Sozialberichterstattung eignet sich 

als Instrument nur insoweit, wie es auf die 

sozialen Fragestellungen eingeht und Be-

richt erstattet, also Antwort gibt. Diese 

Spezialisierung beabsichtigte der Sozial-

strukturatlas nicht, dessen Ziel vielmehr 

ein einheitliches und übertragbares 

Grundmodul zur Berichterstattung für Thü-

ringen war.  

• Hilfsindikator Vernetzung  

Vernetzung und Ansprechpartner sind 

nicht enthalten. 

2.4.5 Sozialstrukturatlas Berlin 2008  

Der Sozialstrukturatlas des Landes Berlin 

fällt auf 540 Seiten sehr umfangreich aus. 

Er enthält bis zu 64 soziale und gesund-

heitliche Indikatoren, die in identisch fest-

                                                

23
Meier-Gräwe, U., 2011. S.11 . 
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gelegten Sozialräumen24 statistisch korre-

liert und zu drei Indizes gebündelt werden.  

"Sowohl die aktuelle Risikobelastung als 

auch die Risikoentwicklung für die ver-

schiedenen Sozialräume Berlins werden 

analysiert (...) sodass man Ansätze zur 

Steuerung hat. Aus den Daten werden 

jeweils Entwicklungen und Zeitreihen ab-

gebildet, […] und daraus prognostiziert."25 

Um die Daten der Großstadt verlustfrei 

ohne Datenschutzbedenken für die Sozi-

alberichterstattung verwenden zu können, 

wendet man dort einen „Trick“ an: Den 

realen Datensätzen werden Name, Vor-

name, Straße und Geburtstag (das Ge-

burtsjahr bleibt!) entnommen. Damit sind 

sie anonymisiert und können statistisch 

genutzt werden.  

Nach Abtragung der einzelnen Indikatoren 

folgt die Sozial-Struktur-Analyse. 

Teil 1:  Analyse der  Einzelindikatoren  

Teil 2: Bündelung der Indikatoren zu Indi-

zes 

Anhand der Indizes könnte sogar gesteu-

ert werden, wenn im Anschluss an die 

genauen Befunde Maßnahmen entwickelt 

werden.  

Die Indizes sind: 

                                                

24 Meinlschmidt, G. (Hrsg.), 2009. vgl.. S. 19. 

25 A.a.O., S.22. 

• Sozialindex I  „aktuelle Risikobelas-

tung“  

Er gilt als Repräsentant zur Beschreibung 

verfestigter sozialer und gesundheitlicher 

Problemlagen. 

• Sozialindex II „Risikoentwicklung“ 

Als eine Art Vorstufenindex zeigt er sich 

im Verlauf manifestierende soziale und 

gesundheitliche Problemlagen auf. 

• Statusindex „Bildungsniveau“ 

Der Statusindex zeigt Schul- und Ausbil-

dungsabschlüsse auf der Bezirksebene 

als Index für den Sozialstatus.  

Aus Kombination der Indizes lassen sich 

auf dem Stadtplan schnell abbilden:  

• Gut versorgte Sozialräume und weni-

ger gut versorgte.  

• Positiv sich entwickelnde Stadtteile wie 

gleichbleibende und solche mit negati-

ven Tendenzen.  

Handlungsbedarf entsteht bei schlechtem 

Sozialindex I (Ist-Stand) und gleichblei-

bender oder negativer Entwicklung (Sozia-

lindex II) sowie bei gutem Ist-Stand und 

stark negativer Entwicklung.  

Der Statusindex ist vor allem für längerfris-

tige Entwicklungen wichtig, da Bildung eng 

mit Gesundheitszustand, Sozialkompetenz 

und Erfolg im Arbeitsleben, letztlich auch 

dem zukünftig erzielbaren Einkommen 

verknüpft ist.  
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Die vollständige Dokumentation der Ein-

zelindikatoren findet sich bei der GSI Ber-

lin.26 

2.4.6 Lenzsiedlung Hamburg-

Eimsbüttel 

In Eimsbüttel fand unter Mitwirkung von 

Waldemar Süß (Institut für medizinische 

Soziologie des Universitätsklinikums 

Hamburg-Eppendorf), von 2004 bis 2007 

die erste Phase eines präventiven Ge-

sundheitsförderprojekts statt, das sich zum 

Ziel setzte, im „Problemquartier“ Lenzsied-

lung die Kindergesundheit nachweislich 

und nachhaltig zu verbessern. Federfüh-

rend für die Planung war das Gesund-

heitsamt Hamburg-Eimsbüttel.  

Der methodische Ansatz richtete sich da-

rauf aus, direkt im Sozialraum problem- 

und zielrelevante Daten zu erheben, um 

bereits in diesem Prozessschritt hohe 

Identifikation mit den später zu entwi-

ckelnden Maßnahmen herzustellen. Da-

nach sollte ein Gremium eingerichtet wer-

den, welches mit einem Budget versehen 

zur Gestaltung des eigenen Sozialraums 

aktiv werden konnte. Um Maßnahmen bis 

zur Umsetzung zu planen (inkl. der Frage 

der Finanzierung), wurde das Gremium 

mit wichtigen öffentlichen und anderen 

Stellen vernetzt (Sozialdienstleister, Woh-

nungsgenossenschaft, etc.). 

                                                

26 Siehe http://www.gsi-berlin.info/gsi_struktur.asp? 

  

Die Einfachheit des Ansatzes ist seine 

Schönheit: Es werden (scheinbar) wenige 

Daten benötigt, qualitative Faktoren flie-

ßen auf kürzestem Wege ein. Damit 

scheint der Ansatz gut geeignet, spezifi-

sche sich abzeichnende Problemlagen 

treffsicher und schnell vor Ort zu erken-

nen, um nahtlos in Maßnahmenplanung 

überzugehen. So schnell und direkt kann 

ein datenbasierte Großkonzepte und An-

sätze kaum zur Tat schreiten.  

Dieses Projekt stieß ebenfalls auf das 

Problem der kleinräumig unzureichenden 

Daten.27 Ein positiver Ansatzpunkt war, 

dass die Siedlung als Quartier ein statis-

tisch gleich abgegrenztes Gebiet darstellt, 

sodass die wenigen verfügbaren Daten zu 

100% die Lenzsiedlung betreffen und kei-

ner Umrechnung bedurften. Dies gilt auch 

für die erzielten Ergebnisse.  

Zunächst wird im Projektbericht die Le-

benssituation erfasst und vorgestellt. Eine 

kurze Historie der Blocksiedlung gibt mit 

Altersstruktur und dem hohen Migrations-

anteil der Bewohnerschaft, die zugleich 

häufig Leistungen der Grundsicherung 

bezieht, Aufschluss. Programme zur so-

zialen Stadtentwicklung und der aktiven 

Stadtentwicklung waren sieben Jahre lang 

betrieben worden – mit ernüchterndem 

Ergebnis.28 Für weitere wichtige Daten 

wurde ein Methodenmix aus quantitativen 

                                                

27 vgl. Hansestadt Hamburg, 2007, S.3f. 

28 "Die Hochhäuser wirkten heruntergekommen, die Außenan-
lagen waren ungepflegt und Spielgeräte waren kaum vorhanden 
oder kaputt.“ Ebd. S.10. 
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und qualitativen Erhebungsverfahren ge-

wählt. 

Nach dieser Bestandsaufnahme folgt die 

Definition von Zielen und Meilensteinen.  

Diese sind stark sozial ausgerichtet, da z. 

B. das Ziel „Kindergesundheitsförderung“ 

in Ernährungsfragen nur über Ernährungs- 

und soziale Gewohnheiten in den Familien 

und über im Sozialraum akzeptierte Bil-

dungsangebote beeinflussbar und erreich-

bar wird. Daher ist dieses Gesundheitspro-

jekt gerade für diese Studie interessant. 

Soziale Ziele der Lenzsiedlung wurden 

benannt:  

• Aktivierung und Beteiligung der Be-

wohnerschaft, insb. der Migrantinnen. 

• Verbesserung der Kommunikation in-

nerhalb der Bewohnerschaft 

• Einbindung von professionellen Akteu-

ren und die Förderung ihrer Kooperati-

on 

• Verbesserung des Images der Lenz-

siedlung nach innen und nach außen 

• stärkere Öffnung der Lenzsiedlung 

zum Eimsbüttler Umfeld 

• Unterstützung bei der Entwicklung von 

Perspektiven im Bereich Ausbildung 

und Arbeit.  

Auf den vier Feldern Beteiligung, Begeg-

nung, Bildung und Beratung (meist sozia-

ler Art) wurden diese Ziele durchgeführt 

und konkret umgesetzt in:  

• Bürgermitwirkung und Stadtteilleben 

(Stadtteilbeirat und o. g. Verfügungs-

budget) 

• lokale Wirtschaft und Nahversorgung 

(durch Wirtschaftsraumanalyse) 

• gesellschaftliche Infrastruktur (Ge-

sundheitsförderung, Kursangebote für 

Frauen, Ausbau von Gruppenräumen)  

• diverse bauliche Maßnahmen im Um-

feld und innerhalb der Siedlung 

Statt nur Maßnahmen umzusetzen, wur-

den nachhaltige Strukturen zur Vernet-

zung, Kooperation und Projektentwicklung 

aufgebaut:  

• ein runder Tisch des Gesundheitsamts  

• eine Arbeitsgemeinschaft Familienför-

derung (der professionellen Akteure)  

Vom Amt über Freie Träger, den Woh-

nungsgenossenschaften und anderen Ver-

tretern als aktiven Partnern wird in uns 

vorliegenden Publikationen berichtet, doch 

von den BewohnerInnen selbst nicht. De-

ren Aktivitäten v.a. inhaltlicher Art finden 

sich unter www.lenzsiedlung.de. Vor allem 

im nachbarschaftlichen Miteinander, ei-

nem Hauptthema in Großwohnsiedlungen, 

hat die Lenzsiedlung große Erfolge erzielt. 

„Mittlerweile liegen unterschiedliche Er-

gebnisse vor, die dem Steuerungs- und 

Koordinierungsgremium ‚Runder Tisch 

Lenzgesund‘ zur Weiterentwicklung des 

Präventionsprogramms und seiner Umset-

zung zur Verfügung gestellt und diskutiert 

wurden. Das Forschungsprojekt hat zwei 

Quartiersdiagnosen erstellt, die die ge-

sundheitliche und soziale Situation in der 

Lenzsiedlung im Sinne einer kleinräumi-

gen Gesundheitsberichterstattung be-

schreiben und die Strukturen und Kapazi-
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täten für Gesundheitsförderung und Prä-

vention abbilden.“29  

2.4.7 Beobachtungen 

Bei einer Einschätzung der untersuchten 

Sozialberichte kann im Rahmen der 

Machbarkeitsstudie ausschließlich her-

ausgefiltert werden, welche ihrer Aspekte 

für die sozialplanerische Perspektive der 

LIGA und der Freien Träger dienlich sind. 

Die Auswahl der Sozialberichte ist dabei 

sehr bewusst gewählt: Neben dem sehr 

aktuellen Thüringer Sozialstrukturatlas 

wurden zwei weitere Varianten aus einem 

großstädtischen Kontext gewählt, obwohl 

diese Siedlungsstruktur in Thüringen so 

nicht vorzufinden ist. Die Beispiele wurden 

aufgrund ihres jeweils eigenen und fach-

lich renommierten Ansatzes gewählt. Der 

Großstadtbezug ermöglichte den Forsche-

rInnen eine Ressourcenausstattung, wel-

che die der kommunalen Sozialplanenden 

in Thüringen deutlich übersteigen dürfte. 

Für die Sozialplanung der Landeshaupt-

stadt Erfurt wird wiederum ergänzend auf 

die erwähnten Arbeiten von Lutz und Rund 

hingewiesen.  

Bei der folgenden Betrachtung handelt es 

sich zweifellos um eine Engführung der 

Perspektive, die im handlungsorientierten 

Ansatz der Studie begründet ist. Zunächst 

fällt auf, dass viele der dargestellten Daten 

eigene Interpretationen der Lesenden vo-

                                                

29 http://www.knp-forschung.de/bot_Seite3648.html 
(26.10.2011) 

 

raussetzen. Im Kontext der Entstehung 

dieser Sozialberichte ist dies nachvoll-

ziehbar. Die Sozialberichte werden z. B. 

durch die Stadträte, Kreistage (oder deren 

Fachausschüsse), Bürgermeister oder 

Landräte in Auftrag gegeben. Sie dienen 

nach Ausarbeitung nicht nur zur Planung 

der sozialen Infrastruktur vor Ort, sondern 

als Argumentationsgrundlage der lokalen 

Sozialpolitik. Insofern ist es legitim, die 

Interpretation der Daten und die Entwick-

lung von Lösungsstrategien den Auftrag-

geberInnen zu überlassen. Sozialberichte 

sind daher nicht als „Marktforschung“ zum 

Nutzen von Leistungserbringern angelegt. 

In den untersuchten Sozialberichten wurde 

das Ziel verfolgt, möglichst aus vielen 

spezifischen Perspektiven ein Bild der 

Lage zu entwickeln. Die Vielzahl von 

übergeordneten Indikatoren vermittelt so 

einen aktuellen Eindruck der Lebenslagen 

sehr großer Teile der Bevölkerung. Der 

thüringenweit angewandte ELHDAMO-

Ansatz kann bspw. keine detaillierte Be-

trachtung einer im Verhältnis zur Gesamt-

bevölkerungszahl relativ geringen Zahl 

von Menschen mit spezifischen Beein-

trächtigungen liefern und versucht dies 

auch gar nicht. Dies könnten die einzelnen 

lokalen Berichterstattungen aufgreifen. 

Die vorgefundenen Daten waren zum je-

weiligen Zeitpunkt der Veröffentlichung 

hochaktuell (Thür. SSA) bis aktuell (Ber-

lin). Detaillierte Prognosen der Einzelbe-

reiche wurden nur teilweise erstellt. Sie 

werden in flankierenden Spezialberichten 
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alternierend publiziert. Eine zeitliche Ver-

laufsdarstellung wird über Fortschreibun-

gen erzielt. Sofern Freie Träger an der 

Planung präventiver Maßnahmen mitwir-

ken, wie z. B. in der offenen Jugendarbeit 

vorgesehen, scheint die Methode des Ber-

liner Ansatzes geeignet. Man kann relativ 

genau feststellen, welche Problemkonstel-

lation einen Stadtteil / Sozialraum destabi-

lisiert. Um daraus jedoch direkt Dienstleis-

tungen zu planen und Zielgruppen zu er-

fassen, müssten mehr Indikatoren noch 

feiner untergliedert werden.  

Der Berliner Atlas bezieht auf Sozialraum-

ebene wichtige Gesundheitsfaktoren ein, 

die sich eignen, bspw. gegen Volkskrank-

heiten (wie Adipositas, Diabetes, Herz-

Kreislauf- sowie psychische Erkrankun-

gen) präventiv lokal Konzepte zu erstellen. 

Kleingruppen und Randgruppen der So-

zialen Arbeit werden aber selten erfasst 

oder abgebildet, sodass die Daten Freien 

Trägern zur spezialisierten Maßnahmen-

planung nur teilweise helfen. Versteht man 

Planung im strategischen Sinne und damit 

gestalterisch (ähnlich der Jugendförderung 

und präventiver Gesundheitsförderung) 

statt reaktiv im Sinne der Hilfegewährung 

für individuelle Fälle, so birgt der Berliner 

Atlas großes Potential. Zur Aktivierung 

dieses Potentials ist der Sinneswandel hin 

zu mehr gestalterischem Planen notwen-

dig.30  

                                                

30 Der umfassende Atlas wird durch regelmäßig erscheinende 
themenspezifischer Berichte ergänzt. 

Eine Besonderheit des Berliner Atlasses 

zu Datenlage und Datenschutz sei noch 

hervorgehoben:  

Der daraus entwickelte Maßnahmenplan 

mit seinen zur Gesundheit beitragenden 

sozialen Zwischenzielen hat sehr positiv 

gewirkt. Die eingerichteten Gremien sind 

partizipativ und integrativ und mit dem 

Ansatz von Lutz und Rund31 vergleichbar, 

wenn von „Sozialraumkonferenz“ die Rede 

ist, nur dass sich die gesundheits-

relevanten Akteure treffen. Doch der Inhalt 

ist ein anderer. Wie auch die Ausrichtung 

auf die nahe Zukunft, welche mit unmittel-

bar zu ergreifenden operativen Maßnah-

men beeinflusst wird. Strategische Sozial-

planung greift weiter voraus.  

Möglicherweise wird auf die Ausweisung 

von kleinen Gruppen mit speziellen Cha-

rakteristika in Sozialberichten quantitativ 

zu verzichten sein – stattdessen könnten 

sie qualitativ erhoben und berücksichtigt 

werden. 

Zu den beobachteten Charakteristika 

stellen wir diese Handlungsansätze 

vor:  

• Die Methoden qualitativer lebenswelt-

orientierter Erhebung scheinen geeig-

net, um auch kleine Zielgruppen zu ih-

rer Lebenssituation zu befragen. Man 

benötigt keine aufwändigen Korrelatio-

nen, sondern kann Wirklichkeit direkt 

                                                

31 Ausführlich Kap. 2.6.2 
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inklusive ihrer Ursache-Wirkungs-

Zusammenhänge abbilden. 

• Reduktion des Umfangs: Um Hand-

lungsfähigkeit herzustellen, bedürfen 

unterschiedliche Nutzer jeweils andere 

Informationen, je nachdem wer und wo 

in einem Sozialraum aktiv werden 

will.32 Insofern könnten themenbezo-

gene Berichte helfen, den Umfang zu 

begrenzen, was teilweise schon prakti-

ziert wird (z. B. Seniorenberichte, 

Schülerstudien etc.). 

• Reduktion der Häufigkeit ihres Er-

scheinens: Es ist abzuwägen, wann 

und wie häufig (Intervall) zu welcher 

Frage eine Datenschau erforderlich ist. 

Sofern mehrjährige Trends feststellbar 

sind, könnte ein mehrjähriges Intervall 

genügen. Umso intensiver könnte man 

sich Einzelthemen zuwenden.  

• Die Nennung der Ansprechpartner 

wertet einen Sozialbericht für Bewoh-

nerInnen und Freie Träger auf, weil ei-

genes Handeln leichter fällt. 

• Ein interkommunaler Standard der 

genutzten Daten könnte die Ausarbei-

tung der Sozialberichterstattung er-

leichtern und würde die Nutzung kom-

munaler Sozialberichte für regional tä-

tige Akteure erleichtern.  

                                                

32 Bei umfangreichen Themen wie „Inklusion“, welches viele 
Bereiche betrifft, gilt es, eine Balance herzustellen aus Be-
schränkung auf relevante Indikatoren, ohne vom integrativen 
Charakter des Berichts in einen Fachbericht zu wechseln.  

2.4.8 Andere Datenquellen und Akteu-

re 

Untersuchungen zu sozialen Lebenslagen 

mit und ohne definierte Bezüge zu geo-

graphischen Räumen füllen längst Biblio-

theken. Aus allen Bereichen widmen sich 

Studien den Effekten des demografischen 

Wandels. So finden sich neben öffentli-

chen Stellen in Ministerien, Bundes- und 

Landesämtern, Forschungsinstituten an 

öffentlichen und privaten Hochschulen 

auch politische und private Stiftungen, 

Banken und Gewerkschaften, die Wohl-

fahrts- und Sozialverbände bis hin zu ein-

zelnen Fachleuten in die Urheberschaft 

der Publikationen mit Daten, Grafiken, 

Analysen und Handlungsempfehlungen 

zum Thema ein.  

Die Machbarkeitsstudie befasste sich mit 

dieser Flut an Informationen unter der 

spezifischen Fragestellung: Was ist davon 

im Dialog mit öffentlicher Sozialverwaltung 

für Freie Träger unmittelbar für strategi-

sche Planungen nutzbar? 

Bei Sichtung dieser Publikationen33 fallen 

bei sehr vielen folgende Aspekte auf:  

• Singulär entwickelte Datengrundlagen 

haben einen relativ hohen Anteil. 

• Längsschnittstudien im Sinne von 

Fortschreibungen / Aktualisierungen 

sind vor allem von öffentlichen Institu-

ten vorhanden.  

                                                

33 Das im Anhang befindliche Quellenverzeichnis vermittelt 
einen Eindruck der Datenquellen. 
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Beide haben ihre Berechtigung: innovative 

Herangehensweisen sprechen für eine 

lebendige Forschungslandschaft.  

• Die Dynamik der Lebenslagen und die 

oftmals zu Definitionszwecken heran-

gezogenen (sozial-) rechtlichen Grund-

lagen werfen ständig neue For-

schungsfragen auf.  

• Raumbezogene Betrachtungen sind 

ein weiterer Aspekt bei, vor allem in 

Ostdeutschland, zahlreichen Neuord-

nungen und Zusammenfassungen der 

Gebietskörperschaften.  

• Auf Aktualisierung und Fortschreibung 

ausgerichtete Forschungsansätze ha-

ben zu Beginn oftmals eigene Definiti-

onen gebildet, die eine gewisse Resis-

tenz gegen die angedeutete Dynamik 

aufweisen. Damit lassen sich Entwick-

lungen über lange Zeiträume hinweg 

nachvollziehen. Da die Forschenden 

oftmals langjährig gewisse Themen 

verfolgen, bringen sie meist ein höhe-

res Maß an qualitativer Interpretation 

der Entwicklungsverläufe ein. 

• Datengrundlagen aus Organisationen, 

die qua Selbstbild nicht nur forschend-

analytisch tätig werden – bspw. Stif-

tungen und Gewerkschaften (oder von 

ihnen beauftragte Institute) – befinden 

sich des Öfteren in dem Dilemma, 

nach Objektivität strebende Wissen-

schaftlichkeit der Untersuchung mit or-

ganisationsbezogenen Leitvorstellun-

gen bezüglich der Handlungsempfeh-

lungen kombinieren zu wollen bzw. zu 

müssen. So legitim dies ist, erschwert 

es sozialpolitische Entwicklung oftmals 

genau deshalb: Da ein sozialpolitischer 

Konkurrent die „eingefärbten“ Hand-

lungsempfehlungen ablehnt, wird oft-

mals auch die wissenschaftliche 

Grundlage ignoriert. 

• Viele Publikationen stellen den geo-

graphischen Raumbezug von Sozial-

daten zum Sozial- bzw. Planungsraum 

her, indem beispielsweise Landkreise 

hinsichtlich spezifischer Lebenslagen-

häufigkeiten miteinander verglichen 

werden.  

• Untersuchungen zu Sozialraumstruktu-

ren, die für eine Bevölkerungsgruppe 

besondere Alltagsrelevanz haben, sind 

seltener. Dass die Kombination von 

Lebenslagen und Strukturmerkmalen 

als Untersuchungsgegenstand sogar 

äußerst kleinteilig-sozialräumlich funk-

tioniert und spannende Ergebnisse lie-

fert, belegt u.a. die im November 2011 

vorgestellte Studie „Die Zukunft der 

Dörfer“ des Berlin-Instituts für Bevölke-

rung und Entwicklung34. 

• Viele Publikationen beziehen sich auf 

Landkreise als Vergleichsebene, ohne 

diese noch in die vorhandenen Sozial-

räume aufzuteilen. Ein Blick auf die 

demographische Entwicklung Thürin-

gens mit seinen 942 Gemeinden und 

84 Verwaltungsgemeinschaften35 

macht deutlich, dass Prozesse sozial-

räumlich sehr viel differenzierter ablau-

fen. Wachstumskerne liegen oftmals in 

                                                

34 Kröhnert, S. et al., 2011. 

35 http://www.gstb-thueringen.de/, (zuletzt abgerufen am 
04.01.12) 
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direkter Nachbarschaft zu Schrump-

fungsgebieten, wie Kröhnert36 belegt. 

• Das empirische Gewicht der Daten-

grundlagen stützt sich in vielen Fällen 

auf quantitatives Material also bei-

spielsweise Bevölkerungsstrukturda-

ten, Mikrozensus, Fallzahlen, Konjunk-

turdaten usw. Seltener finden die Me-

thoden der qualitativen Sozialfor-

schung, wie Befragung der Experten in 

eigener Sache, Anwendung, um so 

Auskünfte über Handlungsmotive, Er-

wartungen oder Verbesserungsvor-

schläge zu sammeln. Für den sozial-

politischen Bereich ist diese Metho-

denwahl bezüglich ihrer Angemessen-

heit zu hinterfragen, da sie gewisse 

paternalistische Züge aufweist und die 

Zuverlässigkeit von Prognosen über 

kollektives oder individuelles Verhalten 

stark einschränkt. 

• Prognosen sind oftmals mathematisch 

errechnete Weiterführungen der bishe-

rigen (Vergangenheits-) Daten. Die 

Annahmen und Logik der Prognosen 

werden selten offengelegt. Oft scheint 

ein „Wenn sich alles so weiterentwi-

ckelt wie bisher…“ zugrunde zu liegen.  

Ein Beispiel: Bezogen auf endogene 

Bevölkerungsentwicklungen macht ei-

ne zwingende Logik die Prognosen 

sehr zuverlässig – Im Jahr 1990 Nicht-

Geborene wurden 1996 nicht einge-

schult, suchten 2009 keinen Ausbil-

dungs- und Studienplatz, fehlen ge-

                                                

36 Kröhnert, S. 43f. 

genwärtig auf dem Arbeitsmarkt und 

gründen keine Familien. Diese Prog-

noselogik greift aber nur für endogene 

Entwicklungen. Diese Einschränkung 

in der Prognose-Validität für nicht 

zwingende Wirkungszusammenhänge 

(wie z. B. globales Bevölkerungs-

wachstum) wird jedoch selten genannt 

und verschließt daher vielen LeserIn-

nen die Erwägung von Alternativen im 

Sinne von Szenarien der Möglichkeiten 

der Zukunftsgestaltung.  

• Die Prägung der gesellschaftlichen 

Rezeption durch mediale Betonung 

bestimmter Inhalte bringt mit sich, dass 

z. T. Publikationen mit wissenschaftlich 

fragwürdigen Annahmen eine Wirkung 

entfalten, die ihnen inhaltlich kaum ein 

Experte einräumen würde. Auf diese 

Weise kursieren Halbwahrheiten und 

erschweren den notwendigen fachli-

chen Dialog.  

Für quantitative Daten jeder Art steht das 

Web-Portal des Thüringer Landesamts für 

Statistik, dessen Monats- und Sonderbe-

richte, regionale Portale des Statistischen 

Bundesamts, Fachpublikationen der Mini-

sterien sowie größerer Stiftungen zur Ver-

fügung. Man findet eine Datenfülle vor, die 

sich meist an Bevölkerungszahlen / Indivi-

duen bemisst. 

Im Sozialbereich sind z. B. die thüringen-

weit hohen KiTa-Betreuungszahlen und -
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quoten abbildbar37, doch bei Fragen zu 

Mehrfach-Hilfebedarfen und bestimmten 

Diagnosen eignen sich Hilfebedarfsarten 

besser für fachliche Statistik als die Be-

zugsgröße des Individuums. Diese Zahlen 

sind kaum zu finden, weil die wenigsten 

auf diese Weise erhoben wurden. Al-

terskohorten „älterer Menschen mit Behin-

derung“, die bspw. demnächst in Ruhe-

stand gehen, fehlen der Statistik, während 

sie den Einrichtungen, die sie betreuen, 

meist detailliert vorliegen.  

Welche Fragen und Problemlagen werden 

übergangen, zu denen dringend Antworten 

benötigt werden - und wie würde man es 

anstellen, diese Antworten zu bekommen? 

Wo bieten sich qualitative Erhebungen 

an?38  

Für reale soziale Vernetzung ist kein 

Messinstrument verfügbar, während das 

Web 2.0 durch IT-Einsatz vollkommen 

erfassbar wird. „Relationale Güter“39 als 

typische Elemente des Sozialen sind nicht 

gegenständlich erfassbar – obgleich deren 

Kenntnis von unschätzbarem Wert wäre. 

Ansätze zur fachgerechten Verbesserung 

und Gestaltung von Erhebungen und ihrer 

                                                

37 vgl. Thüringer Landesamt für Statistik, Statistisches Monats-
heft Februar 2011, S.13 

38 Bspw. Kinderbefragung Hochhaussiedlung (Der vorhandene 
Spielplatz wird als ungeeignet empfunden und verschmutzt, 
defekt, oder von pöbelnden Jugendlichen, Drogendealern oder 
Hundebesitzern zum Kampfhundetraining besetzt vorgefun-
den.)… 

39 Güter, deren Wert hauptsächlich vom Miteinander-Teilen 
abhängt – wie ein Gesellschaftsspiel, eine gut besuchte interakti-
ve Veranstaltung oder eine Wippe auf dem Spielplatz, die allein 
genutzt keinen Wert hat. 

Indikatorenwahl finden sich in den Hand-

lungsempfehlungen.  

2.5  Ausstattung und Ressourcen für 

Sozialplanung 

In Thüringen entstanden in mehreren 

Themenbereichen Gremien zur Problem-

stellung des Wandels mit differierender 

gegenseitiger Kenntnis. Eine sie integrie-

rende und orchestrierende multidisziplinä-

re Landes-Instanz bzw. ein umfassendes 

Netzwerk wird als fehlend beschrieben.40 

Einige den Ministerien angegliederte Stel-

len sind: 

Stabsstelle Strategische Sozialplanung 

(TMSFG), Serviceagentur Demographi-

scher Wandel (TMBLV), Thüringer Netz-

werk Demographie (TMWAT), Akademie 

für den ländlichen Raum (TMLFUN), Kul-

turkonzept Thüringen (TMWBK). 

Der Status quo der Thüringer Sozialpla-

nung lässt sich gut am Beispiel der Ge-

meinde Tabarz darstellen. Die Moment-

aufnahme der Gemeindeverwaltung Ta-

barz und des Landkreises Gotha weist 

einige Merkmale auf, die uns thüringen-

weit des Öfteren, teils leicht verändert und 

in unterschiedlicher Ausprägung begegne-

ten. 

2.5.1 Gemeinde Tabarz im Landkreis 

Gotha 

Zum Stand der Sozialplanung in Tabarz im 

Landkreis Gotha wurden im Rahmen einer 

                                                

40 vgl. Kolbmüller, B., 2011. 
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Bachelorarbeit 201141 der Amtsleiter der 

Gemeindeverwaltung Tabarz und die 

Amtsleiterin des Sozialamtes Gotha, sowie 

die Abteilungsleiterin im Sozialamt Gotha 

interviewt. Diese Aussagen werden hier 

zusammengefasst und sind der genannten 

Studienarbeit sinngemäß jeweils am an-

gegebenen Ort entlehnt. Tabarz hat ca. 

4.000 Einwohner.  

a)  Sozialplanung in Tabarz 

„Eine eigenständige Sozialplanung im 

klassischen Sinne existiert in der Gemein-

de Tabarz nicht. Es werden Teilbereiche, 

die gesetzlich auf der Kommunalebene 

angesiedelt sind, von verschiedenen Mit-

arbeitern […] durchgeführt.“ (S.30) In die-

sen Bereichen wird eng mit dem Landrat-

samt Gotha zusammengearbeitet. 

Zunächst weist der Amtsleiter in Tabarz 

darauf hin, dass die Implementierung von 

Sozialplanung als strategische Entschei-

dung zur Entwicklung einer Kommune 

politisch, keinesfalls in Eigenregie der 

Verwaltung zu treffen ist, da sie nur aus-

führendes Organ ist.  

Ein Leitbild für Sozialplanung auf kommu-

naler Ebene existiert nicht, woraufhin sich 

die Arbeit auf das operative Geschäft be-

schränkt. Für Sozialplanung gibt es keine 

bzw. zu geringe Ressourcen. Vorhandene 

Daten sind die des Einwohnermelderegis-

ters, die nicht explizit zur Sozialplanung 

geführt werden. 

                                                

41 Grübel, T., 2011. 

Ob sich eine kleine Gemeinde wie Tabarz 

überhaupt mit strategischer Sozialplanung 

beschäftigen und sie steuern kann, wird 

bezweifelt. Man ist vielmehr dankbar für 

Programme, die von der Landes- oder 

Bundesebene erarbeitet wurden. (vgl. S. 

31) 

Der Landkreis könnte in Sozialräumen 

planen, die z. B. die Gemeinde Tabarz mit 

den zwei größeren Nachbarkommunen 

Friedrichroda und Waltershausen zusam-

men nehmen, um deren Spezifika zu be-

rücksichtigen. Das Leitbild des Landkrei-

ses zur Sozialplanung sollte auf kommu-

naler Ebene auf Durchführbarkeit geprüft 

werden. (vgl. S. 35) 

Strategische Ausrichtung der Planung wird 

im Gemeinderat aus Sicht des Amtsleiters 

befürwortet, doch ist unklar, woher die 

benötigten Ressourcen kommen sollen.  

Integrierte Planung wird in einem aktuellen 

Infrastrukturprojekt durchgeführt, dessen 

Ziele eine Einrichtung für betreutes Woh-

nen, ein Pflegeheim, ein Kindergarten so-

wie generationsübergreifende Treffpunkte 

sind. Es gab einen Gemeinderatsbe-

schluss, woraufhin eine Prüfung stattfand, 

ob diese Einrichtungen in kommunaler 

Trägerschaft zu betreiben seien oder Freie 

Träger dafür anzusprechen wären.  

b)  Partizipation in Tabarz 

Für Einzelbereiche ist Partizipation durch 

Beiräte denkbar – wie z. B. ein Senioren-

beirat, der durchaus aktiv Lösungsmög-

lichkeiten für sich stellende Probleme auf-
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weisen könnte. Dies wäre „eine sehr kon-

krete Einbeziehung der Gesellschaft, da 

die Verwaltung diese Aufgabe nicht voll-

ziehen kann.“ (S. 30) 

„Eine kontinuierliche Einbeziehung aller in 

Tabarz agierenden Freien und öffentlichen 

Träger existiert, bspw. durch gemeinsame 

Treffen, nicht. Ein Kontakt zu den Freien 

Trägern von Seiten der Kommunalverwal-

tung kommt nur projektbezogen zustande, 

wenn ein Projekt der Kommune umzuset-

zen ist und dafür Fachwissen nötig ist und 

im Rahmen der Ausschreibug einer Ein-

richtung o. ä. um einen Träger zu suchen. 

Andererseits gibt sich die Kommune je-

derzeit offen, gesprächsbereit und möchte 

auch, wenn Ressourcen vorhanden sind 

ihre Unterstützung anbieten, sollte ein 

Träger sich in Tabarz niederlassen oder 

sein Angebot erweitern bzw. verändern 

wollen.“ (S. 34) 

Die Kenntnis der lokalen Akteure unterei-

nander basiert auf einer Liste der ortsan-

sässigen Vereine und Träger und weniger 

auf inhaltlicher Zusammenarbeit oder Be-

rührungspunkten. Als Hindernis für weitere 

Ausgestaltung werden Eigeninteressen 

und teilweise Konkurrenz der Träger vor 

Ort genannt.42  

Die gewünschte stärkere Einbeziehung 

der Träger auf der Erbringungsebene sei 

durch Einrichtung einer Clearingstelle 

                                                

42 Der Verfasser der Bachelor-Arbeit stellt sich dabei die Frage, 
ob diese relative Unkenntnis am fehlenden inhaltlichen Kontakt 
liegen könnte. 

(zum neutralen Datenaustausch von 

Kommune und freien Trägern) und Ge-

sprächsrunden bzw. „Stammtische“ mög-

lich. Doch Partizipation kann verwaltungs-

intern Angst vor Kontrollverlust wecken. 

Vereinbarungen einer solchen partizipati-

ven Gesprächsrunde müssten ebenso wie 

deren Umsetzung neutral kontrolliert wer-

den. Dazu müssten Verwaltung und Trä-

ger Mittel in ein solches Gremium investie-

ren. (vgl. S. 35)  

Partizipation wird durchaus als positiv 

empfunden. Alle Entscheidungen der So-

zialplanung, besonders bei Angeboten und 

Einrichtungen der Sozialen Arbeit beein-

flussen die Infrastruktur einer Region, ei-

ner Kommune und natürlich die finanziel-

len und steuerlichen (Stichwort Gewerbe-

steuer) Aspekte. (vgl. S. 37) 

In Tabarz werden die Träger als Leis-

tungserbringer zwar beteiligt, was jedoch 

mit Planung, in der sie Mitsprache erhal-

ten, wenig zu tun hat. (vgl. im VSOP Ma-

nagementkreislauf Schritt 4) Vielmehr ver-

hält es sich so, dass die Kommunalverwal-

tung Einflussnahme auf die Dienstleistung 

beansprucht, wenn sie selbst finanzielle 

Mittel zur Erbringung einer solchen aus-

gibt. (vgl. S. 38) 

Der Amtsleiter sieht die Möglichkeit, dass 

jeder Planungsraum einem speziellen 

Träger zur Verfügung gestellt wird. Kon-

kurrenz und mögliche gegenseitige nega-

tive Darstellung der Träger wie Präferen-

zen einzelner Träger zu bestimmten Orts-
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bürgermeistern bergen jedoch hohes Kon-

fliktpotential bei der Auftragsvergabe. 

Der Amtsleiter sieht folgende Gruppen als 

geeignet an, in Planungsprozesse einer 

Kommune einbezogen zu werden: Kom-

mune(n), Träger der Freien Wohlfahrts-

pflege, Kirchen, größere ortsansässige 

Institutionen (bspw. Rehabilitationsklini-

ken), ggf. Gewerbetreibende, Interessen-

vertretungen vor Ort (bspw. Förderverein, 

Tourismusverein etc.) und interessierte 

BürgerInnen. Die Mitwirkung solle sich 

allerdings auf die offenen Gesprächsrun-

den beschränken, während die fachliche 

Planung unverändert bleiben solle. 

c)  Vernetzung von Tabarz zur Lan-

desebene  

Die seit 2009 beim Thüringer Ministerium 

für Soziales, Familie und Gesundheit ein-

gerichtete „Stabsstelle Strategische Sozi-

alplanung“ ist in der Gemeinde Tabarz 

(Mai 2011) in der täglichen Arbeit nicht 

präsent. Die Kommune kann über Tätig-

keitsfeld und Arbeit dieser Stelle nur grob 

spekulieren, ob z. B. nur „Problemkommu-

nen“ von dort Unterstützung erfahren. Im 

Bereich der Kindertagesstätten und Schu-

len werde die Kommune bei den Planun-

gen der Landesregierung und des Land-

kreises beteiligt. (vgl. S. 33) Der Landes-

entwicklungsplan mit seinen allgemeinen 

Entwicklungstendenzen ist in der Gemein-

deverwaltung Tabarz inhaltlich kaum be-

kannt.  

Ein expliziter Sozialplanungsprozess fand 

bis zum Mai 2011 abgesehen vom avisier-

ten Infrastrukturprojekt (inkl. Gemeinde-

ratsbeschluss) nicht statt.  

Die gute Zusammenarbeit in den Fachpla-

nungen zwischen Landkreis und Gemein-

de wurde bereits genannt. 

d)  Für Tabarz erlebbare Probleme 

mit der vorhandenen Planungsstruktur 

Dass die Landesregierung gesetzliche 

Regelungen erlässt und damit die Kom-

munalebene zum Teil vor Probleme stellt, 

wird am Beispiel des KiTa-Platz-

Anspruchs (für Kinder ab einem Jahr) ge-

schildert. Die Gemeinde Tabarz hat für 

Kindertagesstätten lediglich eine Betriebs-

erlaubnis für Kinder ab drei Jahren. Eine 

Genehmigung für Kinder ab einem Jahr 

müsste vom Landkreis erteilt werden, 

wurde jedoch abgelehnt, da auf Fläche 

des Landkreises genug KiTa-Plätze für die 

Kinder ab einem Jahr existieren und zu-

dem monetäre Gründe dagegen sprächen. 

(vgl. S. 33)  

2.5.2 Landkreis Gotha  

Im Mai 2011 sprach Herr Grübel mit der 

Amtsleiterin des Sozialamtes Gotha und 

der Abteilungsleiterin im Sozialamt Gotha. 

Der Landkreis Gotha gehört zur Regiona-

len Planungsgemeinschaft Mittelthüringen. 

Er ist neben der Landeshauptstadt der 

bevölkerungsreichste Landkreis. Er um-

fasst fünf Städte und 52 Gemeinden.  
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a)  Sozialplanung im LK Gotha 

Sozialplanung wird im LK Gotha im Sinne 

der herkömmlichen verwaltungstechni-

schen Aufgabe verstanden und solle im 

Sozialamt stattfinden. Dafür ist ein Mitar-

beiter mit 50% Stellenanteil zuständig. 

Doch andere Aufgaben und Mitarbeiterver-

tretungen schmälern diesen Anteil in der 

Praxis. (vgl. S. 40)  

Sozialplanung als eigene übergreifende 

Stelle wird als weniger prioritär angese-

hen, möglicherweise, so Grübel, durch 

Unkenntnis der erzielbaren Vorteile. 

a.i)  - Fachplanung -  

Es findet natürlich die separate, gesetzlich 

vorgeschriebene Sozialplanung im Ju-

gendamt statt, welche inhaltlich aber nicht 

im Sozialamt bekannt ist. Nach Aussage 

der Amtsleiterin wird „in den jeweiligen 

Bereichen separat geplant, wobei als 

wichtigste Größe die Fallzahlen genannt 

werden.“ Grübel schließt, „dass sich alle 

Planungen lediglich auf die Fallzahlen, d. 

h. auf den Personenkreis beschränken, 

der auch Leistungen erhält.“ (S. 46) 

Die Ausrichtung der Planungen im Sozial-

amt ist an operativen Notwendigkeiten 

orientiert, in die Tendenzen des demogra-

fischen Wandels und der Entwicklungen 

der Fallzahlen einfließen. (vgl. S. 42)  

b)  Planungsprozess im LK Gotha 

Durch Fehlen einer expliziten Sozialpla-

ner-Stelle im Landkreis findet Sozialpla-

nung bereichsbezogen in den einzelnen 

Fachplanungen statt.  

Ein umfassendes Leitbild – gemäß dem 

ersten Schritt des Planungszyklus des 

VSOP – für den sozialen Bereich ist im 

Landkreis Gotha nicht vorhanden. (vgl. S. 

41) Eigene Daten und die des TLS können 

für den Landkreis als Grundlage für Pla-

nungen herangezogen werden. Aktuell 

findet sie stark an Fallzahlen orientiert 

statt. (vgl. S. 42) Somit wird z. B. eine sich 

real bereits abzeichnende Risikogruppe so 

lange für Planungen unsichtbar, bis sie 

ihre Anträge auf Leistungsgewährung 

stellt.  

c)  Partizipation in Sozialplanung im 

LK Gotha 

Eine Arbeitsgruppe zur Sozialleistungs-

planung unter Beteiligung Freier Träger 

befindet sich im Aufbau. Deren Beschaf-

fenheit erwähnt Grübel in seiner Arbeit 

nicht.  

Der Bodelschwingh-Hof als größter Träger 

im Landkreis Gotha wird jährlich zu Pla-

nungen hinzugezogen. In den gemeinsa-

men Beratungen werden Tendenzen, 

Problemlagen und mögliche Weiterent-

wicklungen thematisiert. (vgl. S. 42/43) 

Am Konzept einer partizipativen Planung 

werden Erwägungen, Hinderungsgründe 

und Erwartungen geäußert. Es existiert in 

der Praxis noch nicht. Zuvor müsste das 

Ziel klar formuliert sein. (vgl. S.43) Aktuell 

werde das Sozialamt beim Bau von neuen 
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Einrichtungen von den Freien Trägern 

angefragt.  

Der Landkreis benötigt und erwartet In-

formationen durch LIGA und Stabsstelle 

Strategische Sozialplanung des TMSFG 

darüber, welche positiven Effekte Sozial-

planung birgt. (vgl. S. 46) 

Die Amtsleiterin wünscht sich ein umfas-

sendes Planungskonzept. Doch finanzielle 

und personelle Ressourcen schränken die 

Möglichkeit ein. Die sinnvolle organisatio-

nale Anbindung einer dafür benötigten 

Stelle, um bspw. Verkehrsinfrastruktur 

einzubeziehen, sei ebenfalls zu klären. 

d)  Vernetzung LK Gotha zu seinen 

Gemeinden 

Der Landkreis scheint zu kleinteilig zu 

sein, um zielgruppenorientierte Fachsozi-

alplanung, soziale Infrastrukturplanung 

und sozialräumliche Planung durchzufüh-

ren. Die Betroffenenzahl in einzelnen Or-

ten ist jeweils zu gering dafür. Dies gilt 

auch für die Datenerhebung. Daher bear-

beitet das Sozialamt den Landkreis im 

Ganzen. 

Am Beispiel einer Einrichtungsgründung 

arbeiten die Kommune in ihren Rollen als 

Grundstücksanbieter, die Freien Träger 

als Investor und das Sozialamt als Wäch-

ter für Versorgungssicherstellung zusam-

men. Das Sozialamt arbeitet mit einzelnen 

Kommunen nur projektbezogen zusam-

men und greift nicht in die kommunale 

Selbstverwaltung ein. 

e)  Vernetzung LK Gotha zum Land 

Thüringen 

Die Stabsstelle des TMSFG wird begrüßt 

und als mögliche Unterstützung bei Fra-

gen zur Sozialplanung verstanden. (vgl. S. 

41) 

Die Amtsleiterin hält einen Überblick aller 

Landkreise mit deren Sozialplanern für 

wichtig. Dieser könnte von der Stabsstelle 

beim TMSFG oder der LIGA-

Studiengruppe erstellt werden. (vgl. S. 46) 

2.5.3 Sozialplanung in Schmalkalden-

Meiningen 

Der am stärksten mit Sozialplanerstellen 

besetzte Landkreis in Thüringen ist 

Schmalkalden-Meiningen. Unter dem 

Fachbereichsleiter für Soziales, Jugend 

und Gesundheit wurde neben ausführli-

cher Berichterstattung zur Steuerung und 

zum Controlling aller Sozialleistungen die 

vollständige Ausgestaltung des LK-

Sozialetats erreicht. Hierzu wurden Sozial-

räume definiert und Fachplanungen direkt 

der Sozialplanung beim Bereichsleiter zu-

geordnet: zwei Stellen für Sozialplanung, 

eine für Jugend- und eine für Altenhilfe-

planung. Durch die Zusammenfassung in 

einer „Geschäftsstelle“ können Instrumen-

te und Maßnahmen in ihrer Wirkung evalu-

iert und Zusammenhänge dargestellt wer-

den.  

Nutzen der Sozialplanung für den LK 

Schmalkalden-Meiningen  

Nach Darstellung des Fachbereichsleiters 

können dem demografischen Wandel an-
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gepasste Maßnahmen entgegen gesetzt 

werden. So eröffnet das Sozialplanungs-

verständnis des Landkreises neben vielfäl-

tiger „Frühwarn- und Steuerungsfunktion 

auch dem Thema Prävention den benötig-

ten Spielraum: unterschiedliche erwiesene 

Best-Practice-Maßnahmen konnten ange-

packt werden.“43  

2.5.4 Stand der Sozialplanung in Thü-

ringen  

Für Thüringen kann festgestellt werden, 

dass die kommunale Sozialplanung sehr 

unterschiedlich ausgestaltet wird44. Ge-

stützt auf gute Erfahrungen des o.g. Land-

kreises mit Sozialplanung wurden dort 

mittlerweile vier Vollzeit-Stellen dafür ein-

gerichtet.  

Im Anhang ist eine Übersicht der Sozial-

planungsstände auf Ebene der Landkreise 

und kreisfreien Städte Thüringens (Stand 

Dez. 2011) zu finden, die anhand eigener 

Recherchen und mit Unterstützung der 

Stabsstelle Strategische Sozialplanung im 

TMSFG erstellt wurde.  

Mit Stand September 2011 beantwortete 

das TMSFG eine in gleiche Richtung ge-

hende Kleine Anfrage des Abgeordneten 

Kubitzki (DIE LINKE) zum Stand der Sozi-

alberichterstattung und Sozialplanung. Die 

Landtags-Drucksache 5/3259 vom 

06.09.2011 ist ebenfalls im Anhang dieser 

                                                

43vgl. Büttner, L., 2011. 

44 Vgl. bspw. Heidekrüger, J., 2009. 

Studie zu finden. Zentrale Aussagen seien 

hier zitiert: 

Auf die Frage 1, wo, seit wann und wie oft 

kommunale Sozialberichte erstellt werden, 

antwortet das TMSFG: 

„Eine Sozialberichterstattung im weitesten 

Sinne erfolgt in den meisten der Landkrei-

se bzw. kreisfreien Städte Thüringens. In 

ca. der Hälfte der Landkreise bzw. kreis-

freien Städte wird ein fachübergreifender 

Sozialbericht erstellt. […] 

In einigen Landkreisen bzw. kreisfreien 

Städten werden regelmäßig Fachberichte 

z. B. für Senioren, Gesundheit und Ent-

wicklung von Armut erarbeitet. Teilweise 

erfolgt eine Berichterstattung als Teil einer 

Fachplanung. Im Bereich der Jugendhilfe 

kommt es aufgrund der gesetzlichen Vor-

gaben zur Jugendhilfeplanung zu regel-

mäßiger Berichterstattung in unterschiedli-

chen Formen.“ 

Über die personelle Ausstattung und de-

ren strukturelle Verortung wird zu den 

Fragen 2, 3 und 8 ausgeführt, dass die 

kommunale Sozialverwaltung federführend 

in der Sozialberichterstattung und Sozial-

planung ist, eine Verortung der Sozialpla-

nenden auf Stabsebene aber nur in ein-

zelnen Landkreisen besteht. Das Ausstat-

tungsvolumen liegt demnach zwischen 

0,25 VbE und 4,0 VbE. 
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Quelle: Thüringer Landtags-Drucksache 5/3259 

Die thematische Bandbreite (Frage 8) der 

kommunalen Sozialplanung umfasst De-

mografie, Altenhilfe, Pflegeplanung, Ju-

gendhilfe, Grundsicherung, öffentlicher 

Gesundheitsdienst, Bildungskoordination, 

Integration / Inklusion, Behindertenhilfe, 

Sozialhilfe- und Grundsicherung, Arbeits-

förderung, Familienförderung, Kindertage-

stätten und Tagespflege, Kultur und Sport. 

Zu den verwendeten Datenquellen (Frage 

4) wird auf kommunal selbst erarbeitete 

Statistiken und Erhebungen der verschie-

denen Fachbereiche sowie die Daten des 

TLS, des Statistischen Bundesamtes und 

der Arbeitsagenturen verwiesen. 

2.5.5 Beobachtung der Studiengruppe  

Charakteristisch für Thüringen kann fest-

gehalten werden: 

• Knappe finanzielle Ressourcen be-

gegnen im öffentlichen Haushalt der 

nur teilweise verpflichtenden Aufgabe 

zur Sozialplanung mit dem Ergebnis, 

dass die Aufgabe oft nur sehr einge-

schränkt wahrgenommen wird.  

• Die kommunale Sozialplanung wird in 

der Praxis von MitarbeiterInnen mit 

vielfältigem beruflichem Hintergrund 

und differierenden Arbeitsinhalten ge-

staltet. 

• Planungen werden teilweise auf Basis 

bestehender Fallzahlen und Entwick-

lungsprognosen erstellt. Risikogruppen 

bleiben unbemerkt.  

• Meist wird strategische Sozialplanung 

befürwortet, doch mangelt es an den 

dafür benötigten Ressourcen. Daher 

ist man froh, wenn Programme auf 

Landes- oder Bundesebene initiiert 

und gefördert werden. Es bestehen be-

reits lokal eigene Gedanken zur Sozi-

alplanung, bspw. das vom Amtsleiter in 

Tabarz erwähnte Sozialraumbudget. 

• Gleichzeitig fiel jedoch auf, dass die 

Akteure mitunter relativ isoliert han-

deln, wobei sich zeigt, dass keiner „zu 

kurz kommen“ will. Das gilt für einzelne 

LIGA-Einrichtungen vor Ort als auch 

für Verwaltungen, welche die Ausfüh-

rung der Dienstleistungsaufträge 

überwachen.  

• Sofern Kenntnis über die Stabsstelle 

des TMSFG und die LIGA-
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Studiengruppe bestand, wurden Er-

wartungen geäußert. Beispielsweise 

benötigt der Landkreis Gotha Informa-

tionen darüber, welche positiven Effek-

te Sozialplanung birgt.  

Handlungsempfehlungen  

1. Seitens der LIGA sollten die eigenen 

Voraussetzungen zur Zusammenarbeit 

geprüft werden, um bereits im Schritt 

zwei bis drei im Sozialplanungskreis-

lauf auf Augenhöhe von frühzeitiger 

Einbindung zu profitieren.  

2. Für Landkreise, kreisfreie Städte und 

LIGA-Verbände stellt sich die Frage, 

ob sich eine Sozialplanungsstelle vor 

dem Hintergrund der (steigenden) 

Etatvolumina finanziell rechnet (ge-

schätzte Kosten ca. 40.000 Euro pro 

Planer in Vollzeit). Denn schon bei Ef-

fizienzsteigerungen in einer Größen-

ordnung von 2-3% durch Sozial-

Controlling scheint dies der Fall zu 

sein.  

3. Es wird angeregt, Indikatoren zur Wir-

kungsevaluation sozialplanerischen 

Handelns zu entwickeln.  

2.6  Einflussfaktoren für gelingende 

Planung 

Planung geschieht auf Ziele hin, die so-

wohl inhaltliche, methodisch strukturelle 

und prozesshafte Herausforderungen stel-

len. Sie geschieht in einem Kontext, der 

Einfluss nimmt.  

2.6.1 Was bedeutet gelingende Pla-

nung?  

Ein Planungsprozess kann nach Auffas-

sung dieser Studie als gelungen gelten, 

wenn:  

• soziale und technische Infrastruktur 

bedarfsgerecht, wohnortnah und 

rechtzeitig angeboten und vorgehalten 

wird,  

• interdisziplinär Fachplaner, Nutzer und 

die Leistungsanbieter in die Planung 

einbezogen sind und 

• ihre Anliegen, Wünsche, Kritik und 

Bedenken eingearbeitet wurden.  

2.6.2 „Integrierte Sozialraumplanung“ 

in Erfurt  

Um Planungsprozesse gelingend zu ge-

stalten, bedarf es der Festlegung von 

Strukturen, die sehr anpassungsfähig sind. 

Zunächst muss „Sozialplanung“ recht um-

fassend verstanden werden. Um ihrem 

Anspruch gerecht zu werden, ist sie in vier 

miteinander verwobenen Bereichen zu 

verstehen und so definiert45:  

• Soziale Infrastrukturplanung bedeutet 

Konzeption, Planung und Evaluation 

der sozialen Dienstleistungen und Ein-

richtungen46  

• Kommunale Sozialpolitik verbessert 

die Lebenslagen Benachteiligter 

                                                

45 vgl. Feldmann , U. et al, 1986. S.19. 

46 Wobei hier eher „Planung der sozialen Infrastruktur“ passen-
der erscheint. Dass „Infrastrukturplanung“ sozial erfolgen soll, 
wäre zwar zu begrüßen, ist jedoch nicht gemeint.  
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• Soziale Kommunalpolitik bemüht sich 

um gesamtgesellschaftlichen Aus-

gleich. 

• Aktive Gesellschaftspolitik steckt den 

Rahmen ab, in dem Zusammenleben 

und Gestaltung der Lebensräume er-

möglicht wird.  

Mit Planungs- und Kommunikationsstruk-

turen befassten sich in einem Projekt der 

Landeshauptstadt Erfurt von 2006 – 2008 

Lutz / Rund von der Fachhochschule Er-

furt, Fachbereich Angewandte Sozialwis-

senschaften. Dies sei hier kurz darge-

stellt.47 

Der Planungsansatz nach Lutz will ab-

sichtlich nur wenige Vorgaben erstellen, 

um im Sozialraum Bürgern Raum zu bie-

ten, sie zum Mitgestalten einladen und 

somit gesellschaftliche Teilhabe vor Ort 

fördern.  

Bei diesem Projekt wurde die folgende 

Situation vorgefunden:  

Die Datenlage war durch Inkompatibilität 

und Unstetigkeit für die Nutzung beein-

trächtigt. Es fehlten zudem Schnittstellen 

und Standards zur Zusammenarbeit. 

Die Anforderungen, um Partizipation und 

funktionale Strukturen herzustellen, waren: 

• Herausforderungen, Entwicklungsvor-

haben und kleinräumige Strukturen 

müssen abbildbar sein. 

                                                

47 Die folgenden Beschreibungen stützen sich auf: Lutz R./Rund, 
M., 2010. S. 267ff. 

• Der Sozialraum soll lebensweltorien-

tiert festgelegt werden.  

• Bestimmte Bedarfsgruppen und ihre 

bevorzugten Lebensräume sollten – 

auch im Längsschnitt – abgebildet 

werden, um sie prioritär zu unterstüt-

zen. 

• Die informelle soziale Struktur (Nach-

barschaftshilfe, Engagement, etc.) gilt 

als Ressource und ihre Vernetzung 

sollte genutzt werden (qualitatives 

Wissen).  

• Eine für Aushandlungsprozesse ge-

eignete Informationsbasis wird benö-

tigt.  

• Die Akteure im Planungsraum sollen 

sich beteiligen, um zusätzlich „weiche“ 

Faktoren einzubeziehen.  

• Schließlich gilt es, einen Planungspro-

zess „aktiv“ und „steuernd“ zu gestal-

ten.  

Durch die strukturelle Neuerung der Etab-

lierung zweier Gremien auf mehreren 

Ebenen: 

• einer Fachplanerkonferenz und 

• einer Planungsraumkonferenz  

wurde für Erfurt eine soziale Stadtentwick-

lung mit kurzen qualitativ hochwertigen 

Informationsflüssen entwickelt. Diese so-

genannte „integrierte Sozialraumplanung“ 

ist Resultat des umfangreichen Projekts, 

das Kommunikationsverläufe, Strukturen 

und Schnittstellen untersuchte und opti-

mierte. So konnte die Planungsqualität 

gesteigert werden.  
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Für die Verwirklichung des Ansatzes sind 

diese Schnittstellen der Planung wichtig: 

• innerhalb der Verwaltung  

• zu Leistungserbringern  

• in den Sozialraum hinein. 

Sie wurden durch Schaffung der o. g. 

Gremien bewerkstelligt, die folgenderma-

ßen charakterisiert werden können48:  

• Die Planungskonferenz  ist die Konfe-

renz der Fachplaner zur interdisziplinä-

ren Festlegung der Erfordernisse, 

Sichtung und fachliche Interpretation 

der vorhandenen Informationen  

• Die Planungsraumkonferenz zur 

Einbindung aller Akteure im Planungs-

raum (inkl. der darin befindlichen Sozi-

alräume49) in die erhebungs- und klä-

rungsbedürftigen Fragen und im Er-

gebnis die Einführung und Umsetzung 

der von der Planungskonferenz entwi-

ckelten und politisch beschlossenen 

Maßnahmen gemeinsam mit den Akt-

euren vor Ort.  

Lutz und Rund nennen zur weiteren Im-

plementierung in einer Großstadt folgende 

Anforderungen: 

• Ähnlich zum VSOP-Management-

Kreislauf werden politische Legitimati-

on und Leitlinien benötigt, um konkrete 

verbindliche Entwicklungsziele zu defi-

nieren50.  

                                                

48 A.a.O. S.276. 

49 Die geeignete Größe eines Planungsraums umfasst mehrere 
Sozialräume.  

50 A.a.O. S.273. 

• Innerhalb des Amtes sollte zur Koordi-

nation der Fachplanungen eine Stabs-

stelle dafür organisatorisch hoch an-

gesiedelt sein, um aus der Gesamt-

schau heraus soziale Stadtentwicklung 

zu betreiben. 

• Dazu eigneten sich ausgebildete Sozi-

alraumplaner, deren genaue Arbeitsin-

halte nach jeweiligen Erfordernissen 

zu gestalten wären.  

• Moderation zwischen Interessen der 

amtsfremden Beteiligung und der 

Stadtplanung ist für dauerhaften Aus-

tausch notwendig.51 

Mit der Machbarkeitsstudie sollen Ideen 

zum integrativen, partizipativen Ansatz für 

das überwiegend ländlich geprägte Thü-

ringen entwickelt werden. Die Studien-

gruppe ist überzeugt, dass es keine „Pa-

tentlösung“ geben kann, sondern jeweils 

lokal differenzierte Lösungen braucht. Dies 

wird im Kapitel 3 behandelt.  

2.7  Beteiligungsmöglichkeiten  

„Bürgerbeteiligung und Partizipation sind 

Kernelemente eines modernen Politikver-

ständnisses und Grundvoraussetzungen 

für eine nachhaltige Gestaltung von Le-

benswelten“ 52 Ausgehend von dieser Aus-

sage einer Difu-Veranstaltung widmet sich 

die vorliegende Studie an dieser Stelle 

dem Thema Bürgerbeteiligung. In der 

Machbarkeitsstudie werden (Bürger-) Be-

                                                

51 vgl. a.a.O. S.280.  

52 www.difu.de/, Stadtentwicklung, 10.11.2011 
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teiligung und Partizipation synonym ver-

wendet. 

Das Ziel der LIGA ist die Stärkung von 

Beteiligung in öffentlichen Sozialpla-

nungsprozessen: 

• von Trägern der Freien Wohlfahrts-

pflege und  

• von ExpertInnen in eigener Sache. 

Dies ermöglicht, Teilhabe, Partizipation, 

Bürgergesellschaft und Bürgerbeteiligung 

mit Leben zu füllen. Der Wegweiser Bür-

gergesellschaft beschreibt Bürgerbeteili-

gung „als Teil der lokalen Demokratie“. 

Gemäß den dortigen Ausführungen gilt 

Bürgerbeteiligung als Oberbegriff für alle 

Maßnahmen und Initiativen, die es Bürge-

rInnen als „Planungsbetroffene“53 ermög-

licht, an Entscheidungsprozessen mitzu-

wirken. Anstelle des Begriffs „Betroffene“ 

verwendet die Machbarkeitsstudie „Exper-

tInnen in eigener Sache“. 

Formal ist eine reine „Öffentlichkeitsbe-

teiligung“ zurzeit nur in der Bauleitpla-

nung vorgesehen und als vorgeschriebe-

ner Verfahrensbestandteil im Baugesetz-

buch (BauGB) geregelt. Im § 3 BauGB 

Beteiligung der Öffentlichkeit heißt es: 

(1) Die Öffentlichkeit ist möglichst frühzei-

tig über die allgemeinen Ziele und Zwecke 

der Planung, sich wesentlich unterschei-

dende Lösungen, die für die Neugestal-

tung oder Entwicklung eines Gebiets in 

Betracht kommen, und die voraussichtli-

                                                

53 www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/ 

chen Auswirkungen der Planung öffentlich 

zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit zur 

Äußerung und Erörterung zu geben. […].  

(2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit 

der Begründung […] für die Dauer eines 

Monats öffentlich auszulegen […].“  

Das BauGB unterscheidet zwischen früh-

zeitiger Information der Öffentlichkeit und 

öffentlichem Zugang zu den Entwürfen. 

Allerdings gibt der Gesetzestext nicht dar-

über Auskunft, inwieweit eine o. g. „Öffent-

lichkeitsbeteiligung“ noch stattfinden kann, 

wenn sich zwar BürgerInnen dazu noch 

äußern können, aber „Ziel und Zweck“ der 

Planung bereits feststeht. 

Die gesetzliche Beteiligung der  Freien 

Träger  der Wohlfahrtspflege (= fachöffent-

liche Beteiligung) ist im Achten Sozialge-

setzbuch – Kinder- und Jugendhilfe gere-

gelt. Im § 80 Abs. 3 SGB VIII heißt es: 

§ 80 Jugendhilfeplanung 

[…] 

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

haben die anerkannten Träger der freien 

Jugendhilfe in allen Phasen ihrer Planung 

frühzeitig zu beteiligen. […] Das Nähere 

regelt das Landesrecht. 

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

sollen darauf hinwirken, dass die Jugend-

hilfeplanung und andere örtliche und 

überörtliche Planungen aufeinander abge-

stimmt werden und die Planungen insge-

samt den Bedürfnissen und Interessen der 

jungen Menschen und ihrer Familien 

Rechnung tragen. 
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Für Thüringen gilt gemäß Landesjugend-

förderplan 2012 – 2015 folgende Aussage 

einer frühzeitigen Trägerbeteiligung: 

„Nach § 80 Abs. 3 SGB VIII in Verbindung 

mit § 12 Abs. 1 ThürKJHAG hat der Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe die anerkann-

ten Träger der freien Jugendhilfe in allen 

Phasen der Planung frühzeitig zu beteili-

gen und über Inhalte, Ziele und Verfahren 

der Planung umfassend zu unterrichten“.54 

Es ist zu betonen, dass Beteiligung sinn-

vollerweise auch außerhalb der genannten 

gesetzlich vorgeschriebenen Rahmenbe-

dingungen erfolgt. Dabei ist das Ermögli-

chen oder Unterlassen von Beteiligung 

Ausdruck des politischen Willens der Ent-

scheidungsträger sowie deren Bereit-

schaft, Beteiligung zu fördern. Es stellt 

sich die Frage, wie bürgernah es ist, dar-

über zu informieren, wo und in welcher 

Zeit ein Planungsdokument eingesehen 

werden kann, es einige Wochen öffentlich 

auszulegen und somit die Bürgerbeteili-

gung als (formal richtig) erfüllt zu betrach-

ten. Das Bereitstellen im Internet inklusive 

der Möglichkeit einer direkten Rückmel-

dung an die öffentliche Stelle erzeugt nicht 

unbedingt mehr Beteiligungsfreundlichkeit. 

In Städtebauförderprogrammen wie „Stad-

tumbau Ost“ oder „Soziale Stadt55“ wird mit 

Beteiligung ein Handlungsfeld bedient, das 

den Aufbau sozialräumlicher Partizipati-

onsstrukturen für BürgerInnen, Initiativen 

                                                

54 TMSFG, Landesjugendförderplan 2012-2015, 2011. S.5 

55 Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – Soziale Stadt 

und Organisationen in den Mittelpunkt 

eines Quartiersmanagement (s. s. u.) 

stellt. Als Beispiel für eine Beteiligung 

kann hier die Etablierung eines sog. 

Vergabebeirates angeführt werden. Aus-

gestattet mit einem sog. Quartiersbudget 

entscheidet der Beirat über Projektanträ-

ge, die dem Sozialraum zu Gute kommen 

sollen. Dieser Beirat setzt sich neben An-

wohnerInnen auch aus anderen lokalen 

Akteuren aus dem Programmgebiet zu-

sammen56. 

Gemäß Sellnow57 wird durch Beteiligung 

eine Partnerschaft auf Augenhöhe mit ge-

wissen Verbindlichkeiten suggeriert, die 

durch Rechte und Pflichten geregelt ist 

(bsp. Entscheidungsrechte ,eigenes 

Budget o. ä.). 

Handlungsleitend kann in diesem Sinne 

ein brechtsches Zitat sein, welches sinn-

gemäß besagt, dass Menschen die Häu-

ser, in welchen sie leben und wohnen wol-

len, selbst planen und gestalten können. 

Sie sind als ExpertInnen in eigener Sache 

anzusehen und hinzuzuziehen.58 Als mobi-

lisierende Kriterien für Beteiligung führen 

dazu Feldmann et al. verallgemeinernd an: 

Je einfacher die Entscheidungsfragen in 

abgegrenzten sachlichen und räumlichen 

Bezügen und je direkter sich ein Betrof-

                                                
56 vgl. www.sozialestadt.de( 04.01.2012) 

57 www.sellnow.de (07.11.2011) 

58 Brecht,gem. www.buergergesellschaft.de 
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fenheitsgefühl einstellt, desto höher ist die 

Wahrscheinlichkeit für Beteiligung.59  

2.7.1 Rahmen der Beteiligung 

In Anlehnung an Reinert60 und Busch61 

kann man Mitwirkung so gestalten, dass 

diese ein Erfolg wird. 

Bekanntmachung bzw. Öffentlichkeitsar-

beit: Neben einer amtlichen Information 

könnte im Internet, in der Presse oder per 

Aushang in Geschäften für eine frühzeitige 

Beteiligung am Prozess XY geworben 

werden. Dazu könnte gehören, dem Ad-

ressatenkreis vorab die Möglichkeit zu 

geben, sich über Hintergründe, Argumen-

te, Alternativen, Prozesspläne usw. in ei-

ner bürgerfreundlichen Sprache via Inter-

netplattform, Auslegungen, Fragentelefon, 

Bürgersprechstunde o. ä. zu informieren.  

„Gerade deshalb muss dieser Prozess 

permanent und zielgerichtet gegenüber 

den relevanten Zielgruppen kommuniziert 

und mit ihnen diskutiert werden, reine Ein-

haltung gesetzlicher Abstimmungsverfah-

ren und Publizitätspflichten reicht nicht 

mehr aus.“ 62 

Um das Entstehen falscher Erwartungen 

gering zu halten, muss von Beginn an das 

Ziel der Beteiligung kommuniziert werden.  

                                                

59 vgl. Feldmann, U. et al, 1986, S. 1147. 

60 Reinert, A. 

61 Busch, L., 2009. 

62 Brandt, W; 2011.  

Um Transparenz zu erzielen, kann die 

Verortung im Prozessablauf gezeigt wer-

den (wo befinden wir uns, welche Aufga-

ben stehen noch bevor usw.). Es empfiehlt 

sich, Prozesse möglichst ergebnisoffen 

anzugehen, damit Beteiligung wirksam 

werden kann. Zusätzlich schafft die Do-

kumentation der Ergebnisse von Beteili-

gungsprozessen Klarheit. 

Zeitpunkt: Im Idealzustand beginnt der 

öffentliche Dialog bereits in der Konzept-

phase. So besteht die Möglichkeit der 

Aufnahme von Anregungen und Ideen 

aller Interessierten. Dabei können Vorha-

ben durch Vorschläge aufgrund detaillier-

ter Vor-Ort-Kenntnisse der BewohnerIn-

nen oft eine neue Blickrichtung bekom-

men. Solange noch Alternativen bestehen 

bzw. man noch diskutieren, mitgestalten 

und verändern kann, erhöht sich die Ak-

zeptanz der Ergebnisse, die vom eigenen 

Ideal abweichen. 

Beteiligung benötigt ausreichend Zeit so-

wie finanzielle und personelle Ressourcen. 

Ihre Förderung kann nicht „einfach neben-

bei“ zu täglichen Aufgaben erfolgen. Ge-

rade bei Großprojekten ist es wichtig, auf 

diesem zeitlich langen Weg die BürgerIn-

nen nicht zu verlieren. 

In einem öffentlichen Planungsprozess 

können Werte, Visionen, Lokalwissen, 

Ideen und Bedenken von möglichst ver-

schiedenen Personen eingebracht wer-

den. Es muss unterschieden werden, ob 

es sich um eine Informationsveranstaltung 

(„Der Bürgermeister informiert“) handelt, 
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ob es um Ideensammlung bzw. Entschei-

dungsfindung geht (informelle Bürgerbetei-

ligung) – oder ob es bereits feste Vorstel-

lungen gibt, die den sog. „Planungsbe-

troffenen“ schmackhaft gemacht werden 

sollen und Beteiligung nur noch zu deren 

Legitimation dienen soll.  

Neben dem politischen Willen wird eine 

Kultur der Partizipation sowie eine Infra-

struktur gebraucht, die Beteiligung ermög-

licht. Eine barrierefreie Anlaufstelle kann 

hilfreich sein, wenn sie die Möglichkeit 

bietet, Informationen zum Prozess vorab 

allen Interessierten zugänglich zu machen. 

Sie kann Schnittstelle zwischen der inte-

ressierten Öffentlichkeit und den verschie-

denen Bereichen von Verwaltungsstruktu-

ren sein.  

Für ExpertInnen in eigener Sache gilt, sich 

im Rahmen der eigenen Möglichkeiten 

frühzeitig über Planungen selbst zu infor-

mieren. Andernfalls sind die Prozesse 

möglicherweise schon so weit vorange-

schritten, dass es kaum noch Möglichkei-

ten zur Einflussnahme gibt.63 

Die Wahl des Veranstaltungsortes kann 

Einfluss auf die Beteiligung haben. Eine 

Schule oder ein Lokal / Vereinszentrum im 

Ortskern ist niedrigschwelliger als bspw. 

der Rathaussaal. Wichtig hierbei ist, auf 

barrierefreie Zugänge zu achten.  

Die Wahl des Termins inklusive der Uhr-

zeit kann ein Kriterium sein, welches für 

                                                

63 http://www.buergergesellschaft.de/, 28.10.2011 

bestimmte Gruppen die Beteiligung er-

schwert. So wirkt sich nach Erfahrungen 

der Studiengruppe ein in der Ferienzeit 

anberaumter Termin auf die rege Beteili-

gung ebenso ungünstig aus wie ein Ter-

min tagsüber für Erwerbsfähige mit „klas-

sischen“ Arbeitszeiten. 

Neuartige Formen in Prozessabläufen 

können Probleme bzw. Ängste mit sich 

bringen, eingespielte und traditionelle Ent-

scheidungsabläufe werden plötzlich ge-

stört. Diese Störungen können irritieren, 

da plötzlich Machtverhältnisse in Frage 

gestellt werden oder das Abstecken der 

Arbeitsfelder neu beginnt. In diesem Zu-

sammenhang lässt sich die Aussage 

Feldmanns diskutieren, in der es bei Betei-

ligung um „hohe Anforderungen an Kom-

petenzen, Risikobereitschaft und Kreativi-

tät von Verwaltung und Planungspersonal 

[geht]. [Dies] setzt eine Bereitschaft auch 

der kommunalen Politik voraus, sich nach 

unten zu öffnen. Diese Voraussetzungen 

sind heute oft noch nicht gegeben“64. 

Spannend daran ist, dass diese Aussage 

von 1986 heute noch teilweise zutreffend 

scheint.  

Für eine nachhaltig verankerte Beteili-

gungskultur können bereits in Schulen 

Beteiligungsprozesse, Dialog- und Streit-

kultur und Engagement im Gemeinwesen 

eingeübt werden. 

                                                

64 Feldmann et al , 1986, S. 1153. 
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2.7.2 Formen der Beteiligung 

Formelle Beteiligung (diese muss auf-

grund gesetzlicher Vorschriften durchge-

führt werden) unterscheidet sich von in-

formeller Beteiligung. Letztere ist freiwillig 

und beinhaltet aktivierende Methoden. 

Dabei geht es darum, gemeinschaftlich zu 

einer Planerstellung zu gelangen.65 Die 

folgenden Beteiligungsformen erheben 

keinen Anspruch auf Vollständigkeit, son-

dern dienen einer kurzen Einführung zum 

Thema. Partizipationsformen können bei-

spielsweise sein:  

• Wahlteilnahme  

• Ehrenamtliches Engagement 

• Mitwirken bei einer Bürgerinitiative 

• Bürgerbegehren, Bürgerentscheid, 

Petitionen 

• Unterschriftenaktion 

• Runder Tisch, Stadtteilkonferenz, Zu-

kunftswerkstatt, Planungszelle 

• Demonstrationen u.v.m. 

Die Motivation für Beteiligung kann dabei 

ganz unterschiedlich sein. Nicht immer 

handelt es sich um eine Protestaktion, 

etwa weil die Straße umgebaut, die Schu-

le/ das Schwimmbad geschlossen oder 

der Funkmast sich zu dicht am Grundstück 

befindet. Oft ist es die Verbundenheit mit 

der Region / der Gemeinde, die Menschen 

oder Initiativen sich engagieren lässt. Dem 

eigenen Gestaltungswillen soll dadurch 

Ausdruck verliehen werden, dass man 

lokal mitentscheiden will und kann. 

                                                

65 planung-tu-berlin.de 25.10.2011 

Nachfolgend werden einige Beteiligungs-

formen dargestellt.  

Bürgerbegehren und Bürgerentscheid  

gelten als kraftvolle Instrumente, um aktiv 

Einfluss auf die lokale Politikgestaltung 

nehmen zu können. Ein Bürgerbegehren 

ist ein Antrag der BürgerInnen an ihre poli-

tischen Vertreter, einen Bürgerentscheid 

durchzuführen66. Da die Verfahren und 

formalen Vorgaben jeweils für die Bundes-

länder detailliert geregelt sind, wird hier 

nur der Freistaat Thüringen angeführt. 

Speziell für Thüringen ist der Ablauf eines 

Bürgerbegehrens gemäß der Thüringer 

Kommunalordnung67 (ThürKO) im Anhang 

beschrieben. 

Das beschriebene lokale Engagement ist 

sehr ressourcenintensiv (Zeit und Kosten). 

Allein deshalb ist die Nutzbarkeit für zykli-

sche Planungs- und Entscheidungsfin-

dungsverfahren nicht geeignet. Zudem 

werden Bürgerbegehren und Bürgerent-

scheide oftmals als eine eher konfrontative 

Form der Beteiligung wahrgenommen, da 

sie erheblichen Druck auf Mandatsträger 

ausüben. Damit können sie einem auf 

Dauer angelegten, partnerschaftlichen 

Planungsdialog im Sinne dieser Studie 

sogar entgegenstehen und sollten als ul-

tima ratio-Option gelten. Der umgekehrte 

Weg in Form des Ratsbürgerentscheides 

(dieser wird top-down initiiert) kann in eini-

                                                

66 www.buergergesellschaft.de/ (2) 06.01.2012 

67 Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer 
Kommunalordnung - ThürKO -) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 2003 
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gen Fällen deeskalierend bzw. klärend 

wirken.  

Zudem erreichen sozialpolitisch relevante 

oder minderheitenschützende & kleinteili-

ge räumliche Aspekte zumeist nicht die 

erforderlichen Abstimmungsquoren (siehe 

Anhang 2). Dies lässt sich beispielhaft an 

der Frage einer sozialräumlichen Veror-

tung eines Suchttherapie-Angebots nach-

vollziehen. In der näheren Nachbarschaft 

dürften die Vorbehalte relativ groß sein, im 

weiteren Umfeld geht das Interesse stark 

zurück um auf Ebene der Stimmberechtig-

ten eines Landkreises oder einer Stadt 

gegen Null zu tendieren. Ein zur Durch-

setzung notwendiges, positives Quorum 

ist so ziemlich sicher nicht erreichbar. Be-

stimmte Themen sind außerdem bislang 

von einer Beteiligung grundsätzlich aus-

geschlossen (Finanzierungsvorbehalt). 

Im Folgenden wird daher kurz auf eine 

weitere Methode eingegangen, die sich 

durch einen niedrigschwelligen Zugang 

zur Beteiligung auszeichnet. 

Eine Zukunftswerkstatt  gliedert sich in 

drei Phasen, in denen anhand verschie-

dener Fragestellungen gemeinsam an 

einem festgesetzten (problematischen 

oder konfliktbehafteten) Thema gearbeitet 

wird.  

In der Kritikphase (I) geht es um die Be-

schreibung des Ist-Standes, der Schwer-

punkt liegt dabei auf den negativen Aspek-

ten.  

Die Utopiephase (II) hingegen befasst sich 

mit Wünschen und Idealvorstellungen, 

wobei deren Umsetzbarkeit außer Acht 

gelassen wird.  

In der Realisierungs- oder Umsetzungs-

phase (III) werden konkrete Umsetzungs-

schritte (oder Leitlinien, Handlungsemp-

fehlungen) festgelegt.  

Die beschriebene Methode bietet die 

Chance, zu überraschenden Ergebnissen 

und neuen Denkmustern zu kommen, da 

gemeinsam in moderierten Gruppen an 

neuen Wegen und Sichtweisen gearbeitet 

wird. Für das Gemeinwesen betreffende 

Fragestellungen erreicht man damit einen 

großen Kreis an „Planungsbetroffenen“, 

die sich auch ohne politische Vorbildung 

aufgrund des ExpertInnen-Status in eige-

ner Sache gut in die Diskussionen einbrin-

gen können und so die Entwicklung neuer 

Ideen und Ergebnisse vorantreiben kön-

nen.68 

Entscheidend für die Beteiligungsqualität 

und Planungsrelevanz der Zukunftswerk-

statt ist eine sorgfältig vorbereitete Mode-

ration, die im Übergang von Phase II zu 

Phase III (von der Utopie zur Umsetzung) 

eine positiv empfundene „Landung“ 

schafft. Was in Phase III beraten wird, 

sollte hinreichend konkret sein und ein 

prozesshaftes Vorgehen skizzieren, dem 

in einem sinnvollen zeitlichen Abstand 

eine Fortführung der Beteiligung folgt. Ein 

                                                

68 vgl. http://www.planpolitik.de/, 09.11.2011 
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weiteres Qualitätskriterium ist die Vielsei-

tigkeit der Teilnehmenden: Wenn Bürge-

rInnen mit „Profis“ aus Verwaltung, Politik 

und (Sozial-) Wirtschaft ins Gespräch 

kommen und gemeinsam etwas erarbei-

ten, verhindert dies nicht nur, dass über 

Abwesende gesprochen, geurteilt und 

ihnen Verantwortung zugewiesen wird. 

Vielmehr stärkt dies das Bewusstsein, 

identische Phänomene aus durchaus ver-

schiedenen Perspektiven zu sehen, mit 

individuellen Ansätzen bearbeiten, aber 

vielfach mit sehr ähnlichen Zielen bearbei-

ten zu wollen. 

Niedrigschwellige Beteiligung begegnete 

dem Studienteam in Form der „1000-

Wünsche-Box “. Diese war eine Aktion 

des Modellprogramms „Alter schafft Neues 

- Aktiv im Alter", welches 2008 durch das 

Bundesministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend gestartet wurde. Ziel 

des Programms war unter anderem, die 

Möglichkeiten älterer Menschen zum Mit-

gestalten in Kommunen zu erweitern, für 

eine Verbesserung des Altersbildes in der 

Gesellschaft zu sorgen sowie zur Siche-

rung der kommunalen Daseinsvorsorge zu 

gelangen. Gerade mit dem ersten Ziel wird 

der aktiven Rolle älterer Menschen sowie 

ihrem Bedürfnis, am Leben der Gesell-

schaft aktiv teilzunehmen, gerecht69. 

Die Box wurde lokal an zentralen Orten 

(beispielweise in Ruhla in der Stadtverwal-

tung) aufgestellt. Auf Postkarten hatten die 

                                                

69 BMFSFJ, 2008. 

Anwohner / Besucher die Möglichkeit, ei-

gene Wünsche und Vorstellungen, Kritik 

oder Verbesserungsvorschläge zu The-

men wie Lebensraumgestaltung, Enga-

gementpotential oder Versorgungsaspek-

ten zu äußern. Somit entstand breite 

Rückmeldung zu Themen, die die Bürger-

schaft bewegten (soziale und wirtschaftli-

che Infrastruktur, Naherholung Freizeitge-

staltung, Barrierefreiheit usw.)70. 

Diese Form der Beteiligung lässt schnell 

Handlungsbedarf erkennen. Darauf kön-

nen Planungen ausgerichtet und entspre-

chende Projekte umgesetzt werden.  

Beteiligung strebt auch das Erfurter Bünd-

nis für Familie „Stark für Familien – 

Stark für Erfurt“ an, welches im Rahmen 

kommunaler Familienpolitik seit 2007 

agiert. Insgesamt läuft der Entwicklungs-

prozess zu einer kinder- und familien-

freundlichen Stadt bereits seit 199671. Wei-

tere Leitziele der Bündnisarbeit sind ‚Ent-

lastung und Unterstützung von Familien’ 

und ‚Stärkung des öffentlichen Bewusst-

seins für die Belange und Bedürfnisse von 

Familien’. Methoden, Beschreibung der 

Arbeitsgruppen und Ansprechpartner sind 

ausführlich unter www.lokales-buendnis-

erfurt.de präsentiert. 

                                                

70 www.ruhla.de. 

71 vgl. www.lokales-buendnis-erfurt.de 12.01.2012 
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2.7.3 Vorteile und Grenzen von Betei-

ligung  

Folgende Vorteile  einer frühzeitigen Bür-

gerbeteiligung können in Anlehnung an die 

Veröffentlichung der buergergesell-

schaft.de „Warum und Wozu Bürgerbetei-

ligung“72 genannt werden: 

• Bessere Kenntnis der Bürger über-

kommunalen Gestaltungsspielraum 

(bspw. im städtischen Haushalt), 

• Einblick in kommunale Planungspro-

zesse (Transparenz), 

• Interessen, Bedürfnisse und Befürch-

tungen der BürgerInnen werden 

dadurch in Politik und Verwaltung di-

rekt bekannt 

o erhöhte Akzeptanz der getroffenen 

Entscheidungen, da sie gemein-

sam erarbeitet wurden 

o erhöhte Identifikation und Verant-

wortungsbereitschaft 

o daraus kann sich weiteres Enga-

gement generieren 

o Zeitersparnis: weniger Konflikte 

und schnellere Umsetzung 

o Entscheidungen sind verbindlicher 

Neben den angeführten Vorteilen hat Be-

teiligung aber Grenzen :  

• geringe Ressourcen (Finanzierung und 

Vorbereitung der Veranstaltungen, 

Aufbereitung der Materialen, Moderati-

on, Nachbereitung) 

                                                

72 www.buergergesellschaft.de (3) 

• die Sprache der BürgerInnen muss 

berücksichtigt werden (sog. Amts-

deutsch vermeiden) 

• Zeitmangel als Teilnahmebarriere 

• Einige Bevölkerungsgruppen können 

sich aus strukturellen Gründen kaum 

engagieren (bspw. Alleinerziehende, 

familiär Vollzeitpflegende73). 

• Eigeninteressen einer Person oder 

einer starken Gruppe können in den 

Vordergrund drängen und lassen kei-

nen Aushandlungsprozesse zu. 

• Unter langwierigen Prozessen kann 

die Beteiligungsbereitschaft leiden. 

• Wurde Beteiligung als negative Erfah-

rungen erlebt, wird es sehr schwierig, 

erneut dazu zu motivieren (dies gilt für 

die öffentliche Seite ebenso wie für 

Seite der BürgerInnen). 

• Es können nicht alle Konfliktlinien aus 

dem Weg geräumt werden. 

2.7.4 Beteiligung als Chance und Auf-

gabe der LIGA 

Die Motivation der LIGA in Thüringen, sich 

mit Beteiligung zu befassen, beruht auf 

ihrem Selbstverständnis gelebter Subsidi-

arität und ihrer sozialanwaltschaftlichen 

Rolle. Die Freien Träger und LIGA-

Verbände haben eine intermediäre Funkti-

on für viele Menschen, die der Unterstüt-

zung zur Teilhabe bedürfen. Die LIGA 

sieht sich in der Rolle eines Beteiligungs-

helfers, wenn es um sozialplanerische und 

–räumliche Belange geht. 

                                                

73 vgl. www.buergergesellschaft.de (4) 
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Beteiligung wird in der Machbarkeitsstudie 

aber nicht auf öffentliche Beteiligungspro-

zesse beschränkt verstanden. Denn Freie 

Träger und LIGA selbst nutzen vielfältige 

Formen von Beteiligung und können diese 

Methoden weiter ausbauen. Beispielswei-

se kann Inklusion nur dann gelingen, wenn 

die ExpertInnen in eigener Sache aktiv 

mitgestalten. Für die LIGA bedeutet das 

wirksame Beteiligung bei der Entwicklung 

von inklusiven Angeboten. 

Beteiligung kostet Zeit, Geld und muss gut 

vorbereitet werden. „Professionelles Parti-

zipationsmanagement“74 enthält u.a. die 

Vorbereitung und Bereitstellung von In-

formationen über die einzelnen Schritte 

sowie die Moderation der Veranstaltun-

gen.  

Da in den partizipativen (Sozial)-

Planungsprozessen verschiedene Interes-

sensgruppen agieren, bleiben Auseinan-

dersetzungen nicht aus. Daher kann gera-

de für diese Prozesse hilfreich sein, dass 

„jemand von außen“, ohne lokale oder 

politische Verwurzelung und eigenwirt-

schaftliche Interessen vor Ort moderiert. 

Diese Rolle könnte durch LIGA-

Ressourcen übernommen werden. Neben 

der Prozessorganisation kann sie für Wis-

senstransfer, Interessensausgleich und 

Transparenz sorgen. In gemeinsamen 

Gesprächen kann der Rahmen ausgelotet 

werden, welche Verfahren geeignet sind 

und welcher Vorbereitung es bedarf.  

                                                

74 Witte, G., 2001.  

Im Sinne eines arbeitsteiligen Vorgehens 

kann dies z. B. in Zusammenarbeit mit 

dem lokalen Quartiersmanagement ge-

schehen. In Anlehnung an die Bundes-

transferstelle Soziale Stadt dient Quar-

tiersmanagement einem systematischen 

Aufbau von selbsttragenden sowie nach-

haltigen Strukturen im Quartier75. Quar-

tiersmanagement ist Schnittstelle zwi-

schen der Arbeit im Quartier, Verwaltung 

und Politik, um eine gemeinschaftliche 

Stadtteilentwicklung fachressortübergrei-

fend zu organisieren.  

Oftmals ist ein Quartiersmanagement in 

Trägerschaft eines (lokalen) Freien Trä-

gers der Wohlfahrtspflege angesiedelt. 

Somit ist über deren Einrichtungen / Vor-

Ort-Strukturen gewährleistet, dass die zu 

Beteiligenden leicht erreicht und ange-

sprochen bzw. in die Überlegungen einbe-

zogen werden können. Das dort angesie-

delte Wissen über vorherrschende Netz-

werke oder „lokale“ Multiplikatoren kann 

als Ressource leichter genutzt werden.  

Für einige Personengruppen ist die LIGA 

gefordert, ihnen ggf. Brücken zur wirksa-

men Beteiligung zu bauen. Es gilt, diese 

über aktivierende Beteiligungsformen zu 

motivieren, sich für ihr Gemeinwesen zu 

engagieren und somit ihren Interessensla-

gen Ausdruck zu verleihen76. Durch den 

intensiven Kontakt mit den ExpertInnen in 

                                                

75 Weiterführende Informationen zum Quartiersmanagement 
siehe: www.sozialestadt.de (2);Anmerkung der Verf.: In der 
Machbarkeitsstudie wird keine Unterscheidung zwischen Quar-
tier und Sozialraum gemacht. 

76 vgl. Feldmann et al., 1986, S. 1139 
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eigener Sache sind Freie Träger im Vor-

teil, (im Unterschied zu Politik und Verwal-

tung) aktuelle Kenntnis über deren Le-

bensalltag und ihre Kompetenzen zu ha-

ben.77 Weiterhin besteht oftmals ein in Jah-

ren entwickeltes Vertrauensverhältnis mit-

einander. Statt planungsbetroffenen Ob-

jekten sollten ExpertInnen als mitwirkende 

Subjekte befähigend in alle Phasen des 

Planungsprozesses einbezogen sein.78 

Die LIGA muss aber zusätzlich Sensibilität 

und Beratungskompetenz im Hinblick auf 

sozialwirtschaftliche Zusammenhänge und 

Wirkungen einbringen, um der Rolle und 

den Entwicklungspotentialen Freier Träger 

im Sozialraum gerecht zu werden. Das 

steht nicht zwangsläufig im Konflikt zur 

Gemeinwesenarbeit.  

Die LIGA sollte, in Zusammenarbeit mit 

den lokalen Akteuren (Quartiersmanage-

ment, Verwaltung und Politik sowie Freie 

Träger), ausloten, welche Beteiligungs-

form sich passgenau für die jeweilige Situ-

ation vor Ort anbietet und diese im Sinne 

des professionellen Partizipationsmana-

gements anbieten. Beteiligung in diesem 

Kontext ist daher möglichst Beteiligung 

durch und von und mit Freien Trägern. 

                                                

77 a.a.O., S. 1139 

78 vgl. a.a.O., S. 1152 
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3.  Prozesse in Beglei-

tung der LIGA-Studie 

Die Studiengruppe begleitete mehrere 

ausgewählte Prozesse, die teils themati-

scher – teils planungsräumlicher Natur 

waren. Dementsprechend sind sie an die-

ser Stelle dargestellt. 

3.1  E-LEP 2025 LIGA-Stellungnahme 

Am 12. Juli 2011 erschien der erste Ent-

wurf des Landesentwicklungsprogramms 

2025 für Thüringen mit dem Titel „Kultur-

landschaft im Wandel“. Es stellt eine lan-

desweite integrierte Planung der gesam-

ten Infrastruktur dar. Hierin finden Wech-

selwirkungen unterschiedlicher Planungs-

vorhaben ihre Berücksichtigung, bspw. die 

Auswirkungen eines Windrades auf die 

Nachbarschaft oder der Wegfall einer 

Schule auf den Sozialraum.  

Das Landesentwicklungsprogramm (LEP) 

ist ein Planungsleitbild des Landes Thü-

ringen, welches Erfordernisse der Raum-

ordnung und Vorgaben für die Träger der 

Regionalplanung enthält. Es gibt an, in 

welcher Gestalt mit welchen Prioritäten 

und nach welchem Prinzip physische und 

soziale Infrastruktur in Zukunft vorgehalten 

wird. Das LEP ist bedeutsam für gemein-

wohlorientierte Dienstleister der LIGA, weil 

diese gemäß Subsidiaritätsprinzip Aufga-

ben der Kommunen übernehmen und aus-

führen. Der Entwurf (E-LEP 2025) orien-

tiert sich wie der Vorgänger am „Zentrale-

Orte“-System79, welches Orte nach deren 

infrastruktureller Relevanz und Erreichbar-

keit in Grund-, Mittel- und Oberzentren 

klassifiziert, um so thüringenweit nahezu 

gleichwertige Lebensverhältnisse zu ge-

währleisten. 

Das Verfahren der Programmaufstellung 

läuft nach dem sog. Gegenstromprinzip80, 

d. h. das Land stellt unter Mitwirkung aller 

Ministerien einen Programmentwurf („von 

oben“) auf, der öffentlich ausliegt, sodass 

ein jeder ihn einsehen kann – und sich 

(„von unten“) beteiligen kann. Die Beteili-

gung geschieht innerhalb einer Frist als 

schriftliche Stellungnahme. Darin können 

Wünsche und Kritik zum Entwurf einge-

bracht werden. Diese werden gesammelt, 

von der Landesbehörde (TMBLV) gesich-

tet, gewichtet und im Falle der Einschät-

zung als von erheblicher Bedeutsamkeit 

eingearbeitet. Das Verfahren soll die Inte-

ressenlagen (Landes- und Individual-, 

Vereins-, Firmen-, Verbands- und sonstige 

Interessen) zur Synthese bringen.  

In dem bis 28.10.2011 laufenden öffentli-

chen Beteiligungsverfahren zum E-LEP 

202581 brachte sich erstmals die LIGA aktiv 

ein. Die Aufforderung hierzu kam aus dem 

TMBLV.82  

                                                

79 Ausführlich: www.wiebel.de et al. 

80 ROG §1 (3) 

81 TMBLV, 2011. 

82 Unter Hinweis auf die im Verfahren zu Beteiligenden gem. 
ThLPlG §10 Abs. 2 Satz 1; ROG §3 Nr.5 und ROG §4 Abs.1 
Satz 2 
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Im Gegensatz zum LEP 2004 wurde sei-

tens der LIGA im aktuellen Entwurf der 

Punkt „Soziale Infrastruktur“ vermisst. Der 

LIGA-Hauptausschuss beschloss am 

14.09.2011, die MitarbeiterInnen der 

LIGA-Machbarkeitsstudie mit dem Entwurf 

einer LIGA-Stellungnahme zu beauftra-

gen. Sie brachten den E-LEP 2025 als 

Thema punktuell in lokale Strukturen der 

LIGA ein und beteiligten sich an der Anhö-

rung im Forum der Planungsregion Mitte 

am 13.10.2011 in Günthersleben-

Wechmar (GTH). Zum anderen waren sie 

Gast im Beirat der Regionalplanungsge-

meinschaft Mitte. Die Expertise des Bei-

rats der Machbarkeitsstudie wurde eben-

falls eingeholt. Auf diese Weise konnten 

Verfahren, Praxis, Form und Inhalte der 

Beteiligung an der Landesentwicklungs-

planung eruiert werden, um die LIGA-

Stellungnahme vorzubereiten.  

Die Studiengruppe erstellte nach diesen 

Recherchen die Stellungnahme. Die voll-

ständige LIGA-Stellungnahme ist im An-

hang (Nr. 4) zu finden. Als wesentliche 

Punkte wurden darin behandelt:  

• Bei der Planung und Definition von 

Grundzentren ist die Erreichbarkeit 

durch den MIV (Mobiler Individual-

Verkehr) mit Fahrzeit bis zu 30 Minu-

ten relevant. Diese Annahme geht an 

mobilitätseingeschränkten Gruppen 

der Bevölkerung vorbei. Oft sind es ge-

rade diese Menschen, die Versor-

gungsleistungen beanspruchen: Men-

schen unter 18 Jahren, über 70 Jah-

ren, in Armut lebend, zunehmend Pfle-

gebedürftige, Menschen ohne eigenes 

Fahrzeug – ob aus Erwerbslosigkeit 

oder Überzeugung. Diese Personen-

kreise machen im Planungszeitraum 

einen erheblichen Anteil der Bevölke-

rung von ca. 30 - 40% der Gesamtbe-

völkerung aus. Die Erreichbarkeit der 

Grundzentren mit barrierefreiem83 

ÖPNV, die an den üblichen Nutzungs-

zeiten der sozialen Infrastruktur orien-

tiert sein soll, würde der gesamten Be-

völkerung gerecht. 

• Zentral ist das Einfügen eines Unter-

punkts „4.n Soziale Infrastruktur“ im 

Bereich des 4. Kapitels „…Infrastruktur 

anpassen“. Dessen wünschenswerte 

Leitvorstellungen für den Wandel bzw. 

das aktive Anpassen der sozialen Inf-

rastruktur aus Sicht der LIGA sind:  

o Familienfreundlichkeit 

o wirksame Beteiligung 

o bedarfsgerechte, wohnortnahe so-

ziale Infrastruktur sollte über stra-

tegische Sozialplanung entwickelt 

werden 

Beobachtung / Handlungsempfehlung  

1. Die im E-LEP 2025 verwendeten 

Planungsgrundlagen wie das Zentrale-

Orte-System, das System von Planungs-

regionen usw. erwies sich bei nahezu al-

len angesprochenen VertreterInnen Freier 

Träger als unbekannt. Das System Zentra-

ler Orte, z. B. für Standortentscheidungen 

                                                

83 Barrierefreiheit bezieht alle – nicht nur Menschen mit Beein-
trächtigungen, sondern bspw. Familien mit Kinderwagen, Rad-
fahrer, Touristen usw. – mit ein. Insofern ist sie überall zu 
berücksichtigen. 
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und Investitionen, wird jedoch von der Lei-

tungsebene der LIGA als hoch relevant 

angesehen. Zukünftig sollte die LIGA die-

sen Zusammenhänge in adäquaten Quali-

fizierungsangeboten Rechnung tragen. 

2. Zur Verwirklichung von wirksamer 

Beteiligung wird – gerade mit Blick in den 

E-LEP – auf das Kapitel 2.7 der Machbar-

keitsstudie verwiesen. Es fällt auf, dass 

das E-LEP-Beteiligungsverfahren verwal-

tungsfremden Personen relativ unbekannt 

ist. Die Inhalte sind in einer Sprache abge-

fasst, die vielen BürgerInnen fremd sein 

dürfte. Bei der mündlichen Anhörung 

sprachen BürgermeisterInnen, Gemeinde-

räte usw. zu einzelnen, insb. baulich-

investiven Aspekten des E-LEP 2025. 

3. Zusammenfassend lässt sich an 

dem Prozess ablesen, dass die Perspekti-

ve der LIGA den Planungsentwurf um le-

benslagenorientierte Vorschläge berei-

chern konnte.  

4. Die Beteiligung der LIGA scheint 

ein gutes Instrument zur Ergänzung der 

Planungsprozesse zu sein und sollte fort-

laufend geschehen. Das gilt analog zu den 

auf den Landesentwicklungsprogrammen 

basierenden Regionalplanungen. Die kon-

tinuierliche Mitwirkung in den regionalen 

Planungsbeiräten wäre hierfür dienlich. 

Dieses wurde dem Studienteam bereits 

aus einigen RPG-Sitzungen vorgeschla-

gen.  

5. Die LIGA wird am Beteiligungsver-

fahren zur 2. Fassung des LEP-Entwurfs 

erneut teilnehmen. 

 

3.2  Ältere Menschen mit Behinde-

rungen 

Die Freien Träger und die LIGA sind her-

ausgefordert, ihre Angebote laufend für 

zahlreiche Zielgruppen weiterzuentwi-

ckeln. Dieser Abschnitt befasst sich mit 

der Lebenslage älterer Menschen mit Be-

hinderungen.  

3.2.1 Die Herausforderung 

Der Prozess „ältere Menschen mit Behin-

derung“ beschäftigt sich mit dem Phäno-

men, dass in Folge der demografischen 

Entwicklung ein steigender Anteil älterer 

Menschen mit Behinderung die Alters-

grenze der Beschäftigung in den WfbM 

bzw. der Fördereinrichtungen erreicht. 

Dieser Personenkreis wechselt im An-

schluss daran in die Ruhestandsphase. 

Hierbei handelt es sich um eine ver-

gleichsweise neue Lebenslage, bzw. weist 

diese Gruppe einen neuartigen Bedarf an 

Unterstützungsleistungen und -strukturen 

auf. Die Neuartigkeit liegt darin, dass 

erstmalig nach Ende des Faschismus und 

der damit verbundenen Massenmorde 

Menschen mit Behinderungen in Deutsch-

land diese Altersgrenze erreichen. Je nach 

individueller Ausprägung der Behinde-

rungsart und –schwere geht diese Perso-

nengruppe teilweise in einen sehr ähnli-

chen Ruhestand wie nichtbehinderte Men-
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schen (Neuorientierung und Sinndefinition, 

Nutzung eines großen Freizeitkontingents, 

abnehmende Gesundheit und Mobilität, 

zunehmende Gebrechlichkeit und Pflege-

bedürftigkeit). Bei Menschen mit stark 

ausgeprägter geistiger oder körperlicher 

Behinderung bzw. psychischen Beein-

trächtigungen und intensivem Unterstüt-

zungsbedarf stellt sich die Frage einer 

adäquaten Versorgung mit nahtlosen 

Übergängen.  

Kompakt formuliert ist der Wissensstand 

über die Lebenslagen der älteren Men-

schen mit Behinderung auch in Thüringen 

gering. Die statistische Datenlage ist als 

unbefriedigend zu bezeichnen, da keine 

sozialraumbezogenen Quantitäten über 

diese Personengruppe vorliegen. Die per-

sönlichen sozioökonomischen Lebensum-

stände (Alter, Hilfebedarf) sowie Umfang 

und Qualität der Betreuung durch Angehö-

rige ist unklar. Es wird davon ausgegan-

gen, dass ältere Menschen mit Behinde-

rung nach der Erwerbsphase oft durch 

Familienangehörige betreut werden. Diese 

sind meist ebenfalls in vorgerücktem Alter. 

Die Frage nach langfristiger Unterstützung 

stellt sich zunehmend drängender. Die 

familiären Ressourcen dauerhaft weiter zu 

belasten, sollte nicht zur Gewohnheit wer-

den - in Ermangelung einer tragfähigen 

strukturellen Lösung. Dies waren zunächst 

Einzelfälle, doch die Gruppe wächst Jahr 

um Jahr. Die LIGA beschrieb die sich ku-

mulierende Problemlage u. a. wie folgt: 

„Sie [die ältere Menschen mit Behinde-

rung] treffen ferner auf leistungs- / rechtli-

che Strukturen, die eine Anpassung der 

Angebotslandschaft nicht gerade erleich-

tern (z. B. Pflegeversicherung / Eingliede-

rungshilfe, überörtliche und örtliche Sozi-

alhilfeträger, unzureichend genutztes Per-

sönliches Budget, noch kein übergreifen-

der Einsatz eines Hilfeplanverfahrens 

etc.). 

Die bisherigen Anstrengungen von Leis-

tungsträgern und Leistungserbringern auf 

Landesebene und kommunaler Ebene 

verharren letztlich im engen Gerüst aus 

strukturellen und finanziellen Vorgaben 

[…].“84  

Die Lage wird dadurch geprägt, dass viele 

Menschen mit Behinderungen in der Ver-

gangenheit (z. T. bis in die Gegenwart) in 

hochqualitativen Tagesstrukturen von Er-

werbs-, Wohn-, und Freizeitformen betreut 

wurden, die aber von der übrigen Bevölke-

rung relativ isoliert waren. Daher bestehen 

selten wechselseitige Kontakte und in wei-

ten Teilen der Bevölkerung sind Vorbehal-

te gegenüber der (unbegleiteten) Teilnah-

me von Menschen mit Behinderungen an 

sportlichen und kulturellen Aktivitäten zu 

beobachten. 

3.2.2 Der Planungsprozess im Verlauf 

Die Gemeinsame Kommission nach § 28 

Landesrahmenvertrag SGB XII (GK) be-

fasst sich daher seit längerem mit der 

                                                

84 LIGA 2010 (1). 
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Herausforderung, eine bedarfsgerechte, 

dezentrale Unterstützungsstruktur für älte-

re Menschen mit Behinderung in Thürin-

gen zu entwickeln. Ihre Zuständigkeit um-

fasst u.a. die Rahmenverträge für die Er-

bringung von stationären und teilstationä-

ren Leistungen des SGB XII. Den Aspek-

ten der Personenzentrierung und Inklusion 

soll die Unterstützungsstruktur ebenso 

Rechnung tragen (siehe Kap. 3.3). Im Ok-

tober 2010  wurde eine Unterarbeitsgrup-

pe (UAG) der GK installiert.  

Da mittlerweile die Studiengruppe der 

LIGA zur strategischen Sozialplanung ihre 

Arbeit aufgenommen hatte, wurde sie im 

Dezember 2010  in diesen Prozess mit 

eingebunden und seitens der LIGA der 

Vorschlag unterbreitet, sie in die aktive 

Mitarbeit einzubeziehen. Der genaue Vor-

schlag der LIGA lautete:  

„Die skizzierte Situation erfordert es nach 

unserer Ansicht, […] neue Wege zu fin-

den. Da dies auf abstrakter Ebene kaum 

gelingen kann, schlägt die LIGA der Freien 

Wohlfahrtspflege vor, dies konkret in einer 

Kommune modellhaft zu entwickeln.“ 

Nach einer im Konsens zu findenden Ziel-

gruppendefinition sollten in einem über-

schaubaren Sozialraum die Bedarfe und 

die Wünsche der älteren Menschen mit 

Behinderung analysiert und mit bereits 

allgemein vorhandenen Angeboten abge-

glichen werden. Im Bedarfsfall sollte die 

Angebotslandschaft weiterentwickelt wer-

den. Daraus sollten sich nutzbare Ansätze 

für ein analoges Vorgehen im gesamten 

Freistaat ergeben. 

Die Untersuchung sollte durch erfahrene 

Wissenschaftler erfolgen. Ein Kontakt zur 

Universität Erfurt, FB Erziehungswissen-

schaften, bestand und sollte dahingehend 

angefragt werden. Dem Studienteam sollte 

die Rolle zukommen, den Prozess unter 

anderem durch die Erarbeitung eines Vor-

Phase 1 2 3 4 
Datum 1 Bis 28.02.11 

Für Rahmen 

Bis 30.04.11 

Untersuchungsdesign 

Bis 30.09.11 

Auswertung der 
Untersuchung 

Bis 31.12.11 

Ableitung von Konse-
quenzen 

Datum 2 Bis 31.03.11 
für Modellregionen 

Bis 31.07.11 

emp. Untersuchung 

  

Arbeits-
inhalt 

• Terminverein-

barungen 

• Vereinbarungs-

entwürfe 

• Klärung offener 

Fragen (s. u.) 

• Gewinnung der 

Modellregionen 

Uni: 

• Vorbereitung der 

Bedarfs- und Be-

standsanalyse (un-

terstützt durch 

TMSFG und LIGA) 

• Durchführung 

• Erarbeitung der 

Untersuch-

ungsergebnisse 

durch Uni 

• Präsentation 

auf interner 

Fachveran-

staltung 

• Multilaterale Aus-

arbeitung von be-

darfsgerechten 

Entwicklungs-

ansätzen 

• Präsentation auf 

öff. Veranstaltung 
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schlages für das Projektdesign, Sicherstel-

lung des Informationstransfers und Koor-

dination einer lokal zu bildenden Projekt-

gruppe zu unterstützen. Der Prozess sollte 

Anfang 2011 beginnen und bis zum Jah-

resende abgeschlossen sein. 

Das LIGA-Studienteam fertigte folgende 

Skizze des Modellprozesses an und 

brachte sie in die Dezember-Sitzung 

2010 der UAG ein. Sie wurde vorgestellt 

und dann in der UAG ausführlich disku-

tiert.

a)  Skizze des Modellprozesses 

a.i)  Ziele des Prozesses 

Die modellhaft beschriebene Vorgehens-

weise ist detailliert auszuarbeiten und zu 

erproben, um sie ggf. in anderen Regio-

nen (Thüringens) anwenden zu können. 

Im Ergebnis soll ein handhabbares, 

„schlankes“ und zielführendes Instrument 

zur Verfügung stehen. In der ausgewähl-

ten Region ist eine Bedarfsanalyse, die 

konkrete Ansatzpunkte für die Weiterent-

wicklung und Vernetzung der lokalen An-

gebote liefert, unter Berücksichtigung der 

bestehenden Angebotslandschaft für älte-

re Menschen mit geistiger bzw. psychi-

scher Beeinträchtigung zu erstellen.

 

a.ii)  Stakeholder des Prozesses 

Als Stakeholder des Prozesses wurden 

Menschen mit Hilfebedarf (geistige / psy-

chische Beeinträchtigung), Angehörige / 

rechtliche BetreuerInnen, Einrichtungen 

für Menschen mit Behinderung bzw. ältere 

Menschen, WfbM, Pflegeeinrichtungen, 

LIGA-FachreferentInnen für Eingliede-

rungshilfe und Pflege, Kommunale Träger 

/ Sozialämter, Thüringer Landesverwal-

tungsamt, TMSFG, Universität / For-

schung, Team der LIGA-

Machbarkeitsstudie Strategische Sozial-

planung. 

Phase 1 2 3 

Datum 1 Bis 28.02. 

Für Rahmen 

Bis 30.04. 

Untersuchungsdesign 

Bis 30.09. 

Auswertung der Untersu-
chung 

Datum 2 Bis 31.03. für Modellre-
gionen 

Bis 31.07. 
empirische Untersu-
chung 

 

Arbeits 
inhalt 

• Terminverein-
barungen 

• Vereinbarungs-
entwürfe 

• Klärung offener 
Fragen (s. u.) 

• Gewinnung der 
Modellregionen 

Uni: 
• Vorbereitung der 

Bedarfs- und 
Bestandsanaly-
se (unterstützt 
durch TMSFG 
und LIGA) 

• Durchführung 

• Erarbeitung der 
Untersuchungser-
gebnisse durch 
Uni 

• Präsentation auf 
interner Fachver-
anstaltung 
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a.iii)  Definition der Zielgruppe 

Als Zielgruppe wurde vorgeschlagen: 

Menschen mit Hilfebedarf (geistige / psy-

chische Beeinträchtigung sowie Suchter-

krankung, >50 Jahre), ggf. deren Angehö-

rige oder rechtliche BetreuerInnen mit fol-

genden Lebenssituationen: familiärer, sta-

tionärer, ambulanter Unterstützung oder in 

anderer Lebenslage. 

a.iv)  Prozessbasis 

Die LIGA schlug eine schriftlich vereinbar-

te Zusammenarbeit mit Kommunalen Trä-

gern, Kommunalen Spitzenverbänden, 

TMSFG, TLVwA, Universität Erfurt sowie 

dem Team der Machbarkeitsstudie vor. 

Dies sollte in einer Rahmenvereinbarung 

für den Gesamtprozess und je eine Ein-

zelvereinbarung für die Modellgebiete ge-

schehen. 

a.v)  Klärungsbedarf 

Vor Prozessbeginn sollte die Erreichbar-

keit der Zielgruppe, Fragen des Daten-

schutzes, räumliche Definition und Anzahl 

der Modellgebiete sowie Kostenübernah-

me für die Durchführung der Untersu-

chung (z. B. Fahrtkosten für die Interview-

führenden) geklärt werden. 

In der Sitzung der UAG vom 14. Dezem-

ber 2010  wurde festgehalten, dass das 

Projekt ähnlich zur Projektskizze ange-

gangen werden könne, die Zielgruppe je-

doch weit gefasst werden sollte. Es sollte 

mehrere Modellregionen geben. Mit der 

Universität Erfurt Fachbereich Erzie-

hungswissenschaften, sollte der Auftrag 

zur Erhebung in einer Folgesitzung inhalt-

lich wie organisatorisch näher spezifiziert 

werden.  

Die dritte Sitzung der AG beriet zum LIGA-

Prozessvorschlag und zur Ausgestaltung 

der Beteiligung der Universität Erfurt. Der 

Vorschlag der Liga sah die Erhebungen 

aller Formen der Behinderungen der älte-

ren Menschen mit Behinderung vor. 

Zum Prozess-Vorschlag der LIGA wurde 

beschlossen, dass er in drei von vier Stu-

fen mit angepasstem Zeitplan (die einge-

tretene Verzögerung berücksichtigend) 

übernommen werden sollte, d. h. er wurde 

um die vierte Stufe "Ableitung von Konse-

quenzen" gekürzt.  

Die Leitung des Referats 45 – Psychiatri-

sche Versorgung und Maßregelvollzug – 

im TMSFG lehnte die Einbeziehung von 

psychisch kranken Menschen in das Mo-

dellvorhaben ab. Begründet wurde dies 

damit, dass zeitnah eine eigene empiri-

sche Untersuchung zur psychiatrischen 

Versorgung vorbereitet wurde und der 

Zielgruppe die Belastung einer Mehrfach-

befragung nicht zugemutet werden sollte.  

Die Leistungsträger übernahmen keine 

zusätzlichen Kosten für das Projekt. Die 

Untersuchung sollte daher schlank und 

praxisnah erfolgen. Es gab Übereinstim-

mung darin, dass eine Untersuchung der 

Gegebenheiten in einer größeren Stadt 

und in einem ländlich geprägten Landkreis 

erfolgen sollte.  
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Das folgende Treffen der AG mit den So-

zialwissenschaftlern der Universität Erfurt 

Anfang Februar 2011  befasste sich mit 

vielfältigen organisatorischen Fragen. Die 

Folgesitzung der UAG war auf den 21. 

März 2011 angesetzt und wurde kurzfristig 

abgesagt. Der Landkreis Saalfeld-

Rudolstadt hatte zwischenzeitlich sein 

Interesse als Modellregion zurückgezo-

gen. Das weitere Vorgehen war zunächst 

unklar. Seitens der Universität wurde da-

rauf hingewiesen, dass der Beginn des 

Sommersemesters anstand – zu dessen 

Start der organisatorische Rahmen zur 

Erhebung feststehen müsse.  

Der nächste Sitzungstermin der UAG wur-

de für den 13. Mai 2011 angesetzt – trotz 

des dann schon laufenden Semesters. 

Zum Teil konnte bereits darauf reagiert 

werden, wie am Beispiel der Stadt Wei-

mar, die mittlerweile Interesse als Modell-

region zeigte. Die Universität Erfurt stand 

aufgrund der Verzögerungen einerseits 

und eines Forschungssemesters des 

Hauptansprechpartners andererseits im 

Wintersemester 2011 nicht mehr zur Ver-

fügung. Insofern könne frühestens Anfang 

2012 mit dem Projekt begonnen werden, 

sofern es dann verbindlich vereinbarte 

Modellregionen gibt. Darum fragte die  

LIGA Einrichtungen im Ilmkreis und im 

Kyffhäuserkreis an. 

Am 13. Mai 2011  tagte die UAG „Ältere 

Menschen mit Behinderung“ in ihrer fünf-

ten Sitzung. Diskutiert wurde, ob sich die-

ses Projekt mit dem Bedarfsermittlungs-

prozess der integrierten Teilhabeplanung 

ITP verbinden ließe. Fraglich war, ob das 

ITP-Instrument, für die Zielgruppe und das 

Projektziel soweit geeignet sei, dass sich 

daraus Handlungsansätze für die Hilfepla-

nung ergäben. 

Der teilnehmende Mitarbeiter der Mach-

barkeitsstudie schlug vor, eine Erhebung 

von 20 Einzelfällen älterer Menschen mit 

Behinderung als qualitative, eher biografi-

sche Studie durchzuführen, die mit gerin-

gerem Aufwand dennoch viele Erkenntnis-

se bringen könnte. Die UAG beschloss, 

trotz der Verzögerung an der Untersu-

chung durch die Universität Erfurt festzu-

halten. Die genaue Form der Erhebung 

wäre dann zu klären.  

Die UAG einigte sich, die Frage der Erhe-

bung von Bedarfen älterer Menschen mit 

Behinderung als TOP in die Landessteue-

rungsgruppe ITP am 06. Juni 2011  einzu-

bringen. In der Sitzung wurde jedoch der 

Tagesordnungspunkt „Ältere Menschen 

mit Behinderung“ nicht beraten, weil ande-

re Themen der LSTG-ITP als drängender 

eingeschätzt wurden. 

Am 29. Juni 2011  tagte die UAG „Ältere 

Menschen mit Behinderung“ in ihrer 

sechsten Sitzung und beriet zur notwendi-

gen Erhebung. Sie hielt protokollarisch 

fest:  

1. Datenlage: Die vorhandenen Daten des 

Landesverwaltungsamts bringt der Ab-

teilungsleiter FB Soziales zur nächsten 

Sitzung mit.  
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2. Angebotsstruktur: Die vorhandene An-

gebotsstruktur als IST-Stand wird dar-

gestellt. Ferner sind Kommunen zu fin-

den, die sozialplanerisch für die Ziel-

gruppe bereits Lösungen erarbeiten.  

3. Befragung / Interviews: Die Befragung 

der Zielgruppe kann ggf. als Zusatzmo-

dul im ITP-Verfahren erfolgen.  

4. Auswahl der Modellregionen – Die ge-

wünschte Festlegung auf eine städti-

sche und eine ländliche Modellregion: 

Die Kommunalen Spitzenverbände 

werden um Unterstützung gebeten. 

In der Folgesitzung am 14. September 

2011 wurden seitens des Landesverwal-

tungsamts die verfügbaren Daten zum 

Thema vorgestellt, die sich vor allem aus 

WfbM speisen. Zur Größe des Zielgrup-

penanteils, welcher privat, d. h. in der Re-

gel familiär versorgt wird, bestand dem-

nach Unsicherheit. Die Schätzung der vo-

raussichtlichen Anzahl der Renteneintritte 

bis 2014 wurde bei WfbM erhoben. Durch 

Fluktuation der Werkstattbeschäftigten 

sind diese Zahlen aber unsicher. Die 

Gründe für das Ausscheiden wie auch der 

Verbleib der bisherigen Ruheständler sind 

dem TLVwA größtenteils unbekannt (da 

sie bislang nicht erhoben wurden). Es 

existieren einige, punktuelle Vorberei-

tungsmaßnahmen für ausscheidende Mit-

arbeiterInnen. Größtenteils geht es dabei 

um die Reduzierung des Arbeitsumfangs. 

Um Prognosen belastbarer zu machen, 

müssten die Statistiken ältere Menschen 

mit Behinderung bereits ab einem Alter 

von 50 Jahren berücksichtigen.  

Ferner beriet man sich zur Einschätzung 

des laufenden ITP-Verfahrens zur mögli-

chen Verknüpfbarkeit mit der eigenen 

Problemstellung, da aufgrund der breite-

ren Ausrichtung des ITP-Vorhabens der 

Städte- und Gemeinde-Bund die UAG als 

überholt betrachtete.  

Im ITP wird die Zielgruppe bereits implizit 

erhoben. Der Vertreter des TLVwA schlug 

vor, die Weiterführung der Zusammenar-

beit mit der Universität Erfurt vorerst zu 

stoppen. Ferner wird angedacht, den ITP-

Prozess bezüglich älterer Menschen mit 

Behinderungen zu verfolgen und dann auf 

die eigenen Ziele (der UAG „Ältere Men-

schen mit Behinderung“) zu evaluieren. 

Wird der ITP-Bogen den besonderen An-

forderungen der älteren Menschen mit 

Behinderung gerecht oder ist er ggf. zu 

ergänzen bzw. zu modifizieren? Reicht die 

Anzahl der Fälle in den ITP-

Modellregionen, um Aussagen für die Hil-

feplanung daraus zu tätigen? Wären die 

ITP-Modellregionen dazu bereit, einen 

solchen angepassten bzw. zusätzlichen 

Evaluationsbogen für die Zielgruppe in 

ihrer Erhebung mit "durchlaufen" zu las-

sen?  

Die UAG „Ältere Menschen mit Behinde-

rung“ lud die Stabsstelle Strategische So-

zialplanung des TMSFG zur nächsten Be-

ratung am 22. Februar 2012  ein, um den 

aktuellen Stand der Aktivitäten der Sozial-

planung zu besprechen.  



 

LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. 

Machbarkeitsstudie zur Implementierung eines Strategischen Zentrums für Sozialplanung 
59 

Soweit zunächst die Prozessbeschreibung 

aus den Protokollen.  

3.2.3 Erkenntnisse aus dem Prozess  

a)  Ziel der AG 

Es gibt zwei Ziele: Ein inhaltliches überge-

ordnetes Ziel und ein Prozess-Ziel.  

Ersteres besteht im Nicht-Abreißen-

Lassen einer unterstützenden Versorgung 

mit möglichst nahtlosem Übergang in den 

Ruhestand für die Zielgruppe. Es existiert 

noch keine ausreichende Rechtsgrundlage 

dafür.  

Das zweite Ziel ist eines der Prozessge-

staltung und besteht in folgenden Schrit-

ten:  

Feststellung:  Was sind die zielgruppen-

spezifischen Bedarfe? Auf welche und wie 

viele Angebote treffen sie? Erkenntnis 

und 1. Handlungsschritt:  Welche Ange-

bote sind anzupassen oder neu zu erstel-

len? 2. Handlungsschritt : das gefundene 

Planungsmodell soll auf andere Regionen 

transferiert werden. 

b)  Welches Wissen über ältere 

Menschen mit Behinderungen in Thü-

ringen ist vorhanden?  

Nur weil eine statistisch kohortengerechte 

und beeinträchtigungsspezifische Erfas-

sung der Personengruppe älterer Men-

schen mit Behinderung fehlt, heißt das 

nicht, dass sie unbekannt sind, nicht 

schon betreut werden oder ihre Zahl sich 

nicht bei Landkreisen, Freien Trägern und 

Kommunen erfragen ließe. Diese wissen 

eine große Menge: man hat oft jahrelang 

ihren Tagesablauf kennengelernt, struktu-

riert und mit ihnen gelebt. Meist kennen 

die Einrichtungen und Dienstleister relativ 

genau den fachlich benötigten Unterstüt-

zungsbedarf ihrer Betreuten. Bei Renten-

eintritt fällt dann die Beschäftigung weg. 

Der Unterstützungsbedarf kann nicht wie 

zuvor abgerechnet werden, weil passende 

gesetzliche Regelungen fehlen. Einrich-

tungen wissen genau, wer wie alt ist – nur 

die Statistik weiß es nicht. Es handelt sich 

demnach um vermeintliche Unkenntnis 

bzw. eine Kenntnis, die der Art, wie man 

üblicherweise plant, nicht zuträglich zu 

sein scheint. Denn andernfalls könnte man 

das vorhandene Wissen einfach dazu 

verwenden. Den MitarbeiterInnen der AG 

war die Idee, vorhandenes qualitatives 

Wissen zu nutzen, nicht bewusst oder er-

schien nicht geeignet. Dies verunmöglich-

te ihnen, ihr vorhandenes Wissen kreativ 

einzubringen.  

Statt Kenntnis an Planungsmethoden an-

zupassen, könnte man Planung an die 

vorhandene Kenntnis anpassen und den 

Prozess starten. Wie ein solch angepass-

ter Planungsprozess aussähe, kann die 

Studie nicht vorwegnehmen – doch könnte 

er mit ressourcen- und nicht defizit-

orientiertem Blick gestartet werden.  

c)  Statistische Daten – Erhebung 

zur Zielgruppe 

Die Erfassung nach Klassifizierungen ge-

mäß ihrer gesetzlichen Leistungsansprü-
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che, die für eine statistische Erfassung 

nötig wären, kann im Konflikt zum fachli-

chen Anspruch der praktischen Betreuung 

stehen. Das gilt vor allem je individueller 

und personenzentrierter Hilfen angeboten 

werden (sollen).  

Warum fällt die zahlenmäßige Erfassung 

so schwer?  

Die Leistungsträger bejahen zwar perso-

nenzentrierte Hilfen, müssen jedoch, um 

Rechtssicherheit in ihrem Handeln zu er-

langen, dem jeweiligen Menschen eine 

Anspruchsgrundlage aus den SGB und 

darauf basierenden Rechtsquellen zuwei-

sen, ohne welche diese Leistungen nicht 

vergütet werden können. Hier kollidieren 

gesetzliche Regelung und fachlicher An-

spruch – und letztlich damit die Abbildbar-

keit in einer Statistik. Das dahinter ver-

steckte Problem ist die Grenzziehung, die 

erfordert, dass ein bestimmter Grad der 

Behinderung (GdB) oder Merkmale nach-

gewiesen werden müssen, um einen Leis-

tungsanspruch zu erlangen. Werden diese 

Grenzen obsolet, weil man die Blickrich-

tung dreht – weg von Behinderungsmerk-

malen hin zur individualisierten Frage 

„Was benötigst du, um dein Leben zu ge-

stalten?“ – so gelingt die herkömmliche 

gesetzliche Hilfen-Allokation nicht mehr. 

Das bisherige Verfahren der Hilfegewäh-

rung steht infrage und muss dieser Verän-

derung Rechnung tragen (vgl. das ITP-

Verfahren, welches das Problem mit Be-

treuungszeitbemessung zu lösen ver-

sucht). 
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d)  Planungsprozess 

Die Arbeit der UAG „Ältere Menschen mit 

Behinderung“ findet sich im Schritt Zwei 

des VSOP-Managementzyklus wieder. 

In der GK war man sich schnell darüber 

einig, was innerhalb eines Modellprojekts 

zu tun sei: Zielgruppe definieren, Sozial-

raum finden, Bedarfe und Wünsche der 

Zielgruppe eruieren85, sie mit vorhandenen 

Angeboten vergleichen und ggf. die Ange-

bote bedarfsgerecht anpassen.  

Die theoretischen Widersprüche der Ziel-

gruppendefinition und des Anspruchs sind 

oben bereits genannt.  

Die Zielgruppe selbst bzw. geeignete Ver-

treterInnen (Eltern, Selbsthilfeorganisatio-

nen etc.) war in dem Gremium nicht, auch 

nicht punktuell, beteiligt.  

Bereits zu Beginn war dem Planungsgre-

mium externer Unterstützungsbedarf be-

wusst, welcher das Wissen um die Hil-

febedarfe der Zielgruppe in den Prozess 

einbringen sollte. Auf diese Weise erklärt 

sich die Heranziehung eines Wissen-

schaftlers. Dies blieb bis zum Einmünden 

des Prozesses in den ITP ein wesentlicher 

Stolperstein – es hat bis Ende 2011 keine 

Erhebung stattgefunden. 

Die von der LIGA eingebrachte Prozess-

Skizze, in der neben definierten Aufgaben 

auch Zeitspannen für Meilensteine vorge-

                                                

85 Diese fallen infolge des Widerspruchs in der Zielgruppendefi-
nition breit gefächert aus. 

schlagen wurden, diente zur Diskussions-

anregung, um die Arbeitsteilung gemein-

sam zu beraten und verbindlich zu be-

schließen.  

Es zeigte sich als schwierig, die Zielgrup-

pe einvernehmlich zu definieren.  

Als problematisch erscheint, dass die Mit-

glieder der UAG schon sehr früh – und 

ohne den Prozessverlauf hinreichend ver-

bindlich geklärt zu haben – externe Akteu-

re einbanden. So entstand bei diesen Inte-

resse und es kamen konkrete Nachfragen, 

die durch die Gremienmitglieder nicht ad 

hoc beantwortet werden konnten. 

Gremienexterne Akteure, wie die Wissen-

schaftler der Universität Erfurt sowie zwi-

schenzeitlich interessierte Kommunen als 

potentielle Modellregionen, zogen sich 

jeweils nach einigen Wochen zurück. Zu 

vermuten ist, dass die geringen Ressour-

cen der im Gremium befindlichen Organi-

sationen und die langwierige Entschei-

dungsfindung hierbei eine Rolle spielten. 

Bei der Diskussion der Fahrtkostenerstat-

tung für Studierende stand die Frage im 

Hintergrund, welche Ressourcen für die 

Zielerreichung des Prozesses überhaupt 

vorhanden sind – außer Gremienzeit. 

Das gesetzte Ziel im ursprünglich vorge-

sehenen Zeitrahmen - Ergebnisse bis En-

de 2011 zu erzielen – wurde nicht erreicht.  

Schließlich gab es die Idee, sich der Ziel-

gruppe möglicherweise über das zeitgleich 

laufende ITP-Verfahren zu nähern. Im ITP-



 

LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. 

Machbarkeitsstudie zur Implementierung eines Strategischen Zentrums für Sozialplanung 
62

Prozess kam das Ansinnen zwar auf der 

Tagesordnung, wurde jedoch von anderen 

dringenderen Punkten regelmäßig nach 

unten geschoben. Einmal in diesen kom-

plexeren Prozess eingebunden, besteht 

die Gefahr, dass die Belange einer (noch) 

relativ kleinen Personengruppe weiterhin 

keine höchste Priorität erlangen werden. 

3.2.4 Handlungsempfehlungen 

Die meisten Handlungsempfehlungen zum 

Prozess „Ältere Menschen mit Behinde-

rungen“ überschneiden sich mit den Emp-

fehlungen und Vorschlägen, die aus dem 

ITP-Prozess abgeleitet wurden. Auf diese 

wird daher verwiesen (Kap 3.3). 

Drei Punkte seien jedoch explizit genannt: 

• Vor Planungsprozess-Start sollten 

quantitative und qualitative Wissens-

bestände eruiert werden.  

• Die Beteiligung von ExpertInnen in 

eigener Sache sollte als Bereicherung 

angesehen werden, um die Planung 

eng an der Realität auszurichten. 

• Sofern in multilateralen Gremien keine 

Verständigung über die wirksame Be-

teiligung der ExpertInnen in eigener 

Sache erreicht werden kann, könnte 

die LIGA diese Expertise dennoch für 

sich einholen und ihre Argumente ent-

sprechend entwickeln. 

3.3  Integrierte Teilhabeplanung (ITP) 

in Thüringen 

a)  Vorbemerkung 

Dieser Abschnitt behandelt den hinsicht-

lich strategischer und wirtschaftlicher Be-

deutung für die soziale Infrastruktur um-

fangreichsten Prozess, mit dem sich das 

Studienteam im Jahr 2011 befasste. Er 

wird in dieser Folge dargestellt: 

• Hintergrund  

• Zusammenfassung der Ereignisse 

• zwei Exkurse 

• Analytischer Abschnitt  

• Handlungsempfehlungen  

b)  Hintergrund des Prozesses 

Versucht man sich der „Verwirklichung der 

Inklusion in Thüringen“ zu nähern, stößt 

man früher oder später auf das „Überein-

kommen der Vereinten Nationen über die 

Rechte von Menschen mit Behinderung“,86 

das am 3. Mai 2008 in Kraft trat. Seither 

trägt es als gemeinsame Quelle des Völ-

kerrechts den besonderen Belangen von 

Menschen mit jeglicher Art von körperli-

cher, seelischer, geistiger oder Sinnes-

Beeinträchtigung Rechnung. Deutschland 

hat dieses Übereinkommen am 30. März 

2007 unterzeichnet. 

Artikel 1 Absatz 1 besagt: „Zweck dieses 

Übereinkommens ist es, den vollen und 

gleichberechtigten Genuss aller Men-

schenrechte und Grundfreiheiten durch 

                                                

86 www.behindertenbeauftragter.de 
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alle Menschen mit Behinderungen zu för-

dern, zu schützen und zu gewährleisten 

und die Achtung der ihnen innewohnen-

den Würde zu fördern.“87 

Zahlreiche Lebensbereiche werden nach 

allgemeinen Grundsätzen und Verpflich-

tungen explizit thematisiert. Das Überein-

kommen stellt dar, dass und wie die Ver-

tragsstaaten bei ihrem legislativen und 

administrativen Handeln aktiv jegliche 

Form der Diskriminierung von Menschen 

mit Behinderung zu beseitigen bzw. zu 

verhindern haben. Sie verpflichten sich, 

die volle und wirksame Teilhabe an der 

Gesellschaft für Menschen mit Behinde-

rung zu fördern und zu gewährleisten. 

Hierbei spielen die Begriffe „Inklusion“ und 

„Integration“ eine zentrale Rolle. Es gibt 

dazu viele Definitionen und Meinungsver-

schiedenheiten, denen hier nicht nachge-

gangen wird. Behelfsweise sei auf die Ab-

bildung88 verwiesen, welche die in diesem 

Zusammenhang häufigsten Begriffe dar-

stellt und visuell unterscheidet. 

Es würde das Anliegen dieser Studie ver-

fehlen, wollte man die umfangreiche Vor-

geschichte internationaler, nationaler und 

regionaler Anstrengungen darstellen, die 

diesem Übereinkommen vorangingen. Klar 

ist aber, dass das UN-Übereinkommen 

einen qualitativen Sprung für die Weiter-

entwicklung aller Strukturen und Prozesse 

von Beratung, Betreuung, Förderung, Un-
                                                

87 a. a. O. 

88 Wikipedia „Inklusion (Pädagogik)“  

terstützung und Pflege von Menschen mit 

Behinderung in der Bundesrepublik be-

deutet.  

 

In diesem Zusammenhang wurde ein Na-

tionaler Aktionsplan der Bundesregierung 

zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-

konvention89 entwickelt. Darüber hinaus 

wurde u.a. der sogenannte ASMK-Prozess 

gestartet, der wie folgt definiert ist: „Mit der 

Lösung der Schnittstellenproblematik zwi-

schen Sozialhilfe und Kinder- und Ju-

gendhilfe bei jungen Menschen mit Behin-

derungen ist eine gemeinsame Arbeits-

gruppe der Arbeits- und Sozialministerkon-

ferenz (ASMK) und der Jugend- und Fami-

lienministerkonferenz (JFMK) mit dem 

Bund, den kommunalen Spitzenverbänden 

und der Bundesarbeitsgemeinschaft der 

überörtlichen Träger der Sozialhilfe beauf-

                                                

89 Bundesministerium für Arbeit und Soziales, www.bmas.de 
25.10.2011 
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tragt. Ihre Aufgabe ist es, Vorschläge zu 

erarbeiten, wie erzieherische und behinde-

rungsbedingte Hilfen nahtlos ineinander 

greifen können und somit dem inklusiven 

Anspruch gerecht werden.“90 

In Thüringen reichen die Überlegungen 

des TMSFG, des TLVwA, der Kommuna-

len Spitzenverbände und der LIGA zur 

Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe 

bereits in den Zeitraum vor Ratifizierung 

des UN-Übereinkommens zurück. Sie kor-

respondieren mit bundesweiten Entwick-

lungen, die z. B. unter den Stichworten 

„ambulant vor stationär“, „personen-

zentrierte Versorgung“, „persönliches 

Budget“, „Nutzersouveränität“ u.v.m. hier 

als bekannt vorausgesetzt werden müs-

sen. 

Das System professioneller Unterstüt-

zungsangebote wird bestimmt von der 

Erfassung und Bewertung (= Operationali-

sierung) des individuellen Hilfebedarfs von 

Menschen mit Behinderung und der Refi-

nanzierung von Leistungen, die durch die 

Organisationen in öffentlicher, privater und 

freigemeinnütziger Trägerschaft erbracht 

werden. Im Folgenden sind diese Mecha-

nismen als Hilfebedarfsfeststellungsver-

fahren (HBFV) bezeichnet.  

In Thüringen wurde die Debatte aus fach-

licher Perspektive vorangetrieben, da sich 

die HBFV in ihrer Anwendung unter der 

seit 2003 kommunalen Zuständigkeit der 

                                                

90 a.a.O.  

Leistungsträger stark ausdifferenziert hat-

ten. Erhebliche regionale Unterschiede in 

der Feststellung des Hilfebedarfs führten 

zu unterschiedlich zugemessenen Leis-

tungen (=Hilfeplanung). Aktuell wird die 

Systematisierung des individuellen Hil-

febedarfs nach Leistungstypen als fachlich 

unzureichend eingeschätzt. Auch sind 

Überlegungen zur Entwicklung des finan-

ziellen Rahmens relevant, da seit Jahren 

die Fallzahlen und die durchschnittlichen 

Fallschwere stetig steigen. Die damit ver-

bundenen Kostenaufwüchse stehen im 

Konflikt zu den angespannten öffentlichen 

Haushalten. Diese Themen wurden auf 

öffentlichen Veranstaltungen und Fachta-

gungen in den Jahren 2008 bis 2010 in-

tensiv diskutiert. 

Strukturell spielt die Gemeinsame Kom-

mission (GK) nach § 28 Landesrahmen-

vertrag gem. § 79 Abs. 1 SGB XII eine 

zentrale Rolle im nachstehend beschrie-

benen Prozess. In ihr kommen die Ver-

tragspartner des Landesrahmenvertrags 

regelmäßig zusammen. Darin sind acht 

Stimmen / VertreterInnen der Leistungser-

bringerseite (freigemeinnützige, kommu-

nale und private), und acht Stimmen / Ver-

treterInnen der Leistungs-(Kosten-)Träger 

(Thüringischer Landkreistag, Städte- und 

Gemeindebund Thüringen, TMSFG und 

Landesamt für Soziales und Familie) ver-

treten. Die GK fasst Beschlüsse einstim-

mig zum Rahmenvertrag, zu Kalkulations-

grundlagen und Fragen der Personalbe-

messung. Sie kann zeitweilige oder dau-

ernde Untergruppen einrichten, die ihr 
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zuarbeiten (§§ 28, 29 ThLRV gem. § 29 

SGB XII). 

Die GK war daher durch das UN-

Übereinkommen gefordert, das System 

der HBFV grundlegend weiterzuentwi-

ckeln. Dem waren umfangreiche Arbeiten 

in Arbeitsgruppen zur Weiterentwicklung 

von Leistungstypen und Personalbemes-

sungsfragen vorangegangen. Die GK bil-

dete daraufhin im März 2009 die Arbeits-

gruppe Hilfebedarfsfeststellungsverfahren 

(AG-HBF), die im August 2009  erstmalig 

tagte. Folgende Aspekte sollten realisiert 

werden: 

• „Vereinheitlichung des verwaltungs-

technischen Verfahrens der Bedarfs-

ermittlung und Hilfeplanung, Organi-

sation und Steuerung 

• Einheitliche Verpreislichung der Leis-

tungen 

• Stärkung des Selbstbestimmungs-

rechtes der Menschen mit Behinde-

rung 

Mit der individuellen Planung soll ein ein-

heitliches Instrument / Verfahren für alle 

Menschen mit Behinderung in Thüringen 

geschaffen werden.“91  

Neben verschiedenen HBFV anderer 

Bundesländer diskutierte die AG-HBF 

fachliche Empfehlungen des Deutschen 

Vereins92. Anfangs wurde erwogen, ein 

eigenes Thüringer Modell der HBFV zu 

                                                

91 Protokoll der AG-HBF vom 20.08.09. 

92 DV, 2009. 

entwickeln93. Im August 2009  wurde fol-

gendes Vorgehen vereinbart: 

1. Die überörtlichen und örtlichen Leis-

tungsträger erarbeiten bis Mitte 2010 

einen ersten Entwurf eines Feststel-

lungsbogens.  

2. Dieser wird in der AG-HBF diskutiert 

und bis Ende 2010 gemeinsam zur 

Anwendungsreife gebracht. 

3. Anfang 2011 wird das neue HBFV er-

probt und dadurch die Einführung be-

gonnen. 

Die Federführung des Prozesses liegt 

beim Freistaat Thüringen, die Hauptzu-

ständigkeit beim TMSFG in Abstimmung 

mit dem Landesverwaltungsamt und den 

kommunalen Spitzenverbänden. Bei der 

Umsetzung des ersten Schrittes erkundig-

ten sich die Leistungsträger über HBFV in 

benachbarten Bundesländern. Besonde-

res Interesse fand das Verfahren „Perso-

nenzentrierte Steuerung der Eingliede-

rungshilfe in Hessen – PerSEH“. In sei-

nerzeit drei Modellgebieten94 wurde das 

vom Institut „Personenzentrierte Hilfen 

GmbH“ (an der FH Fulda angesiedelt) 

entwickelte Instrument ITP (Integrierte 

Teilhabeplanung) angewandt. So began-

nen bereits im Juni 2010  die Erörterun-

gen, ob und wie das Instrument ITP für die 

Thüringer Eingliederungshilfe geeignet sei.  

                                                

93 Protokoll der AG-HBF vom 20.08.09. 

94 Stadt Wiesbaden, Stadt und Landkreis Fulda, Werra-Meißner-
Kreis 
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In der Sitzung der GK vom 09. Novem-

ber 2010  informierte die Leistungsträger-

seite über Gespräche des TMSFG mit 

Prof. Gromann von der FH Fulda und dem 

Institut Personenzentrierte Hilfen GmbH 

(IPH). Das Instrument ITP wurde von Prof. 

Gromann ausgearbeitet, die dem TMSFG 

ein sogenanntes Grundpaket zum ITP 

anbot. Es umfasste die Nutzungsrechte 

sowie die betriebswirtschaftliche und wis-

senschaftliche Prozessbegleitung für die 

Erprobung in voraussichtlich vier Modell-

gebieten. Finanzmittel des Landeshaus-

halts standen dafür allerdings nur im Jahr 

2010 bereit. Daraus ergab sich ein für die 

Leistungserbringer unerwarteter Entschei-

dungs- und Zeitdruck. Aus ihrer Sicht wur-

de die gemeinsam zu treffende Auswahl 

eines Verfahrens dadurch zu einer 

Ja/Nein-Entscheidung über ein einziges 

Verfahren uminterpretiert. 

Begleitet von Kritik der Leistungserbringer 

am Vorgehen wurde für Anfang 2011 eine 

Auftaktveranstaltung vereinbart, auf der für 

die freiwillige Teilnahme von Leistungsträ-

gern und Leistungserbringern jeweils ei-

nes Landkreises / einer kreisfreien Stadt 

als Modellgebiet geworben werden sollte. 

Man traf erste Absprachen zur gemeinsa-

men Schulung von MitarbeiterInnen zum 

neuen Instrument ITP. Spontane Fragen 

der Leistungserbringer konnten nicht ab-

schließend beantwortet werden. Eine zu-

sätzliche Sitzung der GK wurde für De-

zember 2010 anberaumt.  

In dieser GK-Sitzung am 02. Dezember 

2010 erläuterten Prof. Gromann und der 

für betriebswirtschaftliche Aspekte spre-

chende Hr. Bremauer (IPH) das Instru-

ment ITP und ihre Überlegungen zur Er-

probung in Modellregionen. Die Vertreter 

der Leistungsträger stimmten dem zu und 

beschrieben „die modellhafte Einführung 

als alternativlos“95. Die LIGA-

VertreterInnen bewerteten das Gespräch 

ebenfalls positiv und sagten zu, die Ein-

führung in den Verbänden zu beraten und 

bis zum 22.12.2010 zu einer Positionie-

rung zu kommen. 

Parallel zu den Beratungen und Gremien 

in der GK und der AG-HBF wurden jeweils 

bei Leistungsträgern und Leistungserbrin-

gern interne Beratungsrunden etabliert, in 

denen die übergreifenden Runden inhalt-

lich vor- und nachbereitet wurden. Ende 

Dezember 2010  wurde das Team der 

Machbarkeitsstudie durch die LIGA-

VertreterInnen informiert und hinzugezo-

gen, um den absehbar komplexen Pro-

zessverlauf der ITP-Erprobung zu unter-

stützen. Dabei wurde der Bezug zu strate-

gischer Sozialplanung festgestellt. 

EXKURS: ITP-Prozess = Strategische 

Sozialplanung 

Zu Beginn des Exkurses wird auf die in 

Kapitel 1.1 festgehaltene Definition Strate-

gischer Sozialplanung im Sinne der Mach-

barkeitsstudie verwiesen. Ferner ist hier 

                                                

95 Protokoll der GK vom 02.12.2010 
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eine grobe Übersicht zur Angebotsstruktur 

der Eingliederungshilfe durch Freie Träger 

in Thüringen hilfreich. 

Folgende Daten der Eingliederungshilfe 

durch Freie Träger (Stand 31.12.2009) 

sind der Thüringer LIGA-Statistik zu ent-

nehmen: 

Stationäre (Wohn-) Einrichtungen 236 

Stationäre Wohnplätze 6.242 

Tageseinrichtungen (Schulen, 

Werkstätten, Förderangebote) 189 

Plätze in Tageseinrichtungen 12.619 

Beratungsstellen und Ambulante 

Dienste 199 

Kontakt-, Informations- und Bera-

tungsstellen f. Selbsthilfe 10 

Hauptamtlich, sozialversicherte 

Beschäftigte (Vollzeit) 4.240 

Hauptamtlich, sozialversicherte 

Beschäftigte (Teilzeit)  4.025 

Die genannten Zahlen setzen sich 

schwerpunktmäßig aus den Angeboten 

der Diakonie, der Mitgliedsorganisationen 

des PARITÄTISCHEN sowie mit kleineren 

Anteilen der AWO, der Caritasverbände 

und, im Bereich der Ambulanten Angebo-

te, des Deutschen Roten Kreuzes zu-

sammen. 

Die aktuelle Refinanzierung der Angebote 

beruht im Wesentlichen auf prospektiven, 

angebotsindividuell vereinbarten Leis-

tungsentgelten, die sich im stationären 

und teilstationären Bereich sowie in den 

Tagesstrukturangeboten und Werkstätten 

für Menschen mit Behinderungen jeweils 

auf Nutzungstage stützen. Im ambulanten 

Bereich kommen als persönliches Kontin-

gent vereinbarte Fachleistungsstunden mit 

zeitbezogenen Vergütungen zum Einsatz. 

Die Angebotsinhalte und Refinanzierungs-

sätze werden durch öffentlich-rechtliche 

Verträge zwischen den Leistungsträgern 

und Leistungserbringern mit Nutzen für die 

Leistungsberechtigten vereinbart („sozial-

rechtliches Dreieck“). 

Der Inklusionsgedanke des UN-

Übereinkommens über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen stärkt die 

Rolle der Leistungsberechtigten (bzw. ih-

rer rechtlichen BetreuerInnen). Die damit 

initiierten Prozesse werden die Strukturen 

der Eingliederungshilfe nachhaltig verän-

dern. Jede Form personenzentrierter Teil-

habe- und Hilfeplanung beruht auf indivi-

duellen Rechtsansprüchen. Die An-

spruchsgrundlage ist in § 58 SGB XII ver-

ankert, in dessen Abs. 1 die Verantwor-

tung zur frühzeitigen Gesamtplanung der 

Leistungen dem Träger der Sozialhilfe 

zugewiesen wird. In Abs. 2 wird das Zu-

sammenwirken des Sozialhilfeträgers mit 

dem behinderten Menschen und weiteren 

Beteiligten (insb. öffentliche Stellen) bei 

der Aufstellung des Gesamtplans vorge-

sehen.  

Dies darf keinesfalls mit strategischer 

Sozialplanung verwechselt oder ver-

mischt werden . 

Im Kontext des ITP-Prozesses bezieht 

sich strategische Sozialplanung nicht auf 

den Einzelfall oder einen individuell zu 
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erarbeitenden Gesamtplan. Vielmehr ist 

darunter die planvolle Ausgestaltung und 

Weiterentwicklung der Rahmenbedin-

gungen  und Angebotsformen zu verste-

hen, die strukturelle Voraussetzung zur 

Verwirklichung von individuellen Teilhabe-

zielen bilden. Praktisch gesprochen: Nur 

wenn z. B. Mobilitäts- oder Unterstüt-

zungsangebote grundsätzlich wählbar und 

verfügbar sind – Ergebnis strategisch aus-

gerichteter Sozial-Infrastrukturplanung! – 

besteht überhaupt die Chance eines Leis-

tungsberechtigten auf gelebte Teilhabe.  

Leistungsträger und Leistungserbringer 

müssen zur Realisierung personenzen-

trierter Ansätze ein neues Verständnis für 

multilaterale und kleinteilige Leistungser-

bringung entwickeln und ihre Strukturen 

erheblich flexibilisieren, um eine tatsächli-

che Inanspruchnahme zu ermöglichen. 

Dabei zeichnen sich neuartige Prozesse 

ab, bei denen Leistungsberechtigte sowohl 

seitens der Leistungsträgerschaft wie sei-

tens der Leistungserbringer individuelle 

und übergreifende Kombinationen wählen 

können.  

Diese Flexibilisierung beschreibt einen 

grundlegenden Transformationsprozess, 

der einzelne Menschen mit Behinderung 

nicht mehr in ein vorgefertigtes Raster 

einzuordnen versucht, sondern ihre jewei-

ligen Ressourcen, Wünsche, Hilfebedarfe 

sowie Einschränkungen wahrnimmt und 

ihnen bzw. der rechtlichen Betreuung ein 

individuelles Paket von Geld-, Sach- und 

Dienstleistungen zur Verfügung stellt. 

Aus Sicht der Leistungserbringer bietet 

dies die Chance, durch individuell abge-

stimmte Angebote vor allem die qualitative 

Wettbewerbsfähigkeit auszubauen. Lang-

fristig ist davon auszugehen, dass sich 

qualitativ und wirtschaftlich attraktive 

Dienstleistungen durchsetzen.  

Diese marktwirtschaftlich-theoretische 

Grundannahme dürfte aber in der Praxis 

durch folgende Charakteristika relativiert 

werden: 

• Sofern die Kosten der Leistungen mit-

telbar oder unmittelbar durch sozial-

rechtlich zuständige Leistungsträger zu 

finanzieren sind, bestehen de facto 

Quasi-Monopole auf der Nachfragesei-

te. 

• Sofern die personenbezogenen Leis-

tungen in der dünn besiedelten Fläche 

Thüringens erbracht werden, bilden die 

Zahlen der Leistungsberechtigten limi-

tierte „Märkte“. 

• Dieser bestimmende Faktor für die 

quantitative und qualitative Ausdiffe-

renzierung des Angebots in der Fläche 

bringt mit sich, dass außerhalb der 

wenigen größeren Städte einem limi-

tierten Quasi-Monopol der Nachfrage 

ein Angebotsoligopol weniger Leis-

tungserbringer gegenüber steht. Die 

quantitative Limitierung der lokalen 

Märkte bildet nur geringe Anreize zum 

Markteintritt neuer Anbieter. 

• Menschen mit Behinderungen sind in 

vielen Fällen auf unterstützende famili-

äre und soziale Beziehungssysteme 

angewiesen und oder emotional an 
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diese gebunden. Diese Beziehungs-

systeme wiederum sind räumlich ver-

wurzelt. Eine relative Unzufriedenheit 

mit dem Angebot wirft daher die Frage 

der eigenen räumlichen Verortung und 

damit ggf. der Entfernung aus den Be-

ziehungssystemen auf. Markttheore-

tisch ist daher von einer relativ unelas-

tischen Nachfrage auszugehen, d. h. 

dass Menschen mit Behinderungen 

ggf. suboptimale Angebote allein des-

halb wahrnehmen, weil der Wohnort-

wechsel nicht in Frage kommt. 

• Das übliche System tagesbasierter 

Entgeltsätze ist ein System von Misch-

kalkulationen, in dem Personal-, Sach- 

und Investitionskosten auf Grundlage 

qualifizierter Durchschnittskosten je 

Einrichtung eine Gesamtleistung, z. B. 

je Anwesenheitstag, errechnet und 

vergütet wird. Die Ist-Kosten der Ein-

richtungen werden dabei nachgewie-

sen und unter Berücksichtigung plau-

sibler Entwicklung der einzelnen Kos-

tenpositionen prospektiv mit dem zu-

ständigen Leistungsträger verhandelt. 

Bei einer „individuellen Modularisie-

rung“ der Dienstleistungen, d. h. einer 

Zerlegung einer bisherigen Tagesge-

samtleistung in eine Vielzahl unabhän-

gig voneinander nutzbarer Einzelleis-

tungen, werden Controlling-Prozesse 

auf Ebene der Leistungserbringer und 

Leistungsträger angestoßen. Das kann 

zum Ergebnis haben, dass gewisse 

Einzelleistungen nicht wirtschaftlich 

sind – mit der Folge, dass die gleich-

wohl sinnvollen und notwendigen Leis-

tungen nicht mehr (in bisheriger Quan-

tität) angeboten werden. Für kleinteili-

ge Leistungsarten kann der Dokumen-

tations- und Abrechnungsaufwand un-

verhältnismäßig groß werden. Wohl-

fahrtsökonomisch formuliert könnten 

so Güter entstehen, bei denen sich ein 

Missverhältnis von Angebot (Menge 

bzw. Preis) und Nachfrage (Zahlungs-

bereitschaft bzw. -fähigkeit) entwickelt. 

• Die Kleinteiligkeit modularisierter 

Dienstleistungen und ihre trägerüber-

greifende Erbringung werden den bü-

rokratischen Aufwand bei allen Betei-

ligten erheblich steigern.  

Die Transparenz der Leistungsbezie-

hungen wird durch die Kleinteiligkeit 

und ihre trägerübergreifende Erbrin-

gung eher verringert. Ökonomische 

Spieltheorien weisen darauf hin, dass 

bei steigender Anzahl von Akteuren 

und Handlungsoptionen die Versu-

chung steigt, den eigenen Vorteil 

selbst dann zu steigern, wenn das ge-

samtökonomische Optimum deutlich 

verfehlt wird. 

Unabhängig von der fachlich und (völker-) 

rechtlich gebotenen und wünschenswerten 

Weiterentwicklung der Hilfesysteme be-

stehen Gefahren partiellen Marktversa-

gens. Dies würde zulasten der schwächs-

ten MarktteilnehmerInnen erfolgen, d .h. 

der Menschen mit Behinderungen und 

ihrer Angehörigen. Sofern dieser Gefahr 

nicht aktiv vorgebeugt wird, besteht das 

Risiko, mit der Systemtransformation das 
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genaue Gegenteil von Inklusion zu errei-

chen. 

Es besteht also ein erheblicher Bedarf an 

vorausschauender Prozessgestaltung und 

Strukturentwicklung – strategischer Sozi-

alplanung. EXKURS-ENDE. 

c)  Chronologie 

Ab Dezember 2010  nahm stets ein Mit-

glied des Studienteams an den LIGA-

internen Beratungen teil. Dies waren ins-

besondere die LIGA-Steuerungsgruppe 

Eingliederungshilfe (LIGA-STG-EGH; 

Ebene der FachreferentInnen aus den 

LIGA-Verbänden) sowie die LIGA-

Steuerungsgruppe Strategie (LIGA-STG-

St.; Leitungsebene der LIGA-Verbände 

und LIGA-Geschäftsführung).  

Die wesentlichen Beobachtungen des 

Studienteams werden ergänzt durch offizi-

elle Sitzungsprotokolle. 

Die Darstellung konzentriert sich auf den 

Prozessverlauf in der Landessteuerungs-

gruppe ITP und der Vor- bzw. Nachberei-

tungsrunden auf Ebene der Landes-LIGA 

im Jahr 2011. Die persönliche Teilnahme 

an den umfänglichen regionalen Steue-

rungsgruppen zum ITP war aufgrund der 

personellen Ressourcen des Stu-

dienteams nicht möglich. Einen Einblick 

hierzu gewährt das für den Prozess instal-

lierte Online-Forum. Jedoch wird hier auf 

eine vergleichende Diskussion dieser Pro-

zesse verzichtet.  

Für die Studienausarbeitung fand über-

wiegend Beobachtung und Analyse sowie 

punktuelle Unterstützung durch Recher-

che, Kontaktherstellung und Präsentation 

von erarbeiteten Vorschlägen und Positio-

nen statt. Der „Blick von außen“ wurde 

reflektierend zur Ideenentwicklung ge-

nutzt. 

In der LIGA-STG-EGH vom 08. Januar 

2011 wurde vereinbart, dass das Stu-

dienteam den Projektbeginn mit Recher-

chen und der Erstellung von konkreten 

Vorschlägen LIGA-seitig unterstützt. Dies 

war auf eine Veranstaltung für die Fachöf-

fentlichkeit aus VertreterInnen der Leis-

tungsträger und Leistungserbringer am 

23.02.11 im TMSFG ausgerichtet (s. u.). In 

diesem Stadium wurde das Institut Perso-

nenzentrierte Hilfen mit der Bitte um Hin-

weise zum beabsichtigten Prozess kontak-

tiert, um ihn gemeinsam vorzubereiten. 

Diese wurde seitens des Instituts abge-

wiesen, da die Konzeption in alleiniger 

Vorbereitung des Instituts in einem ver-

traglichen Verhältnis für die Thüringer 

Landesregierung erfolgen sollte. 

Für Anfang Februar 2011 wurde durch die 

LIGA ein Gespräch mit Sozialministerin 

Taubert zu Grundstrukturen der Prozess-

gestaltung erbeten. Im Anschreiben äu-

ßerte die LIGA ihre Vorstellungen zur Pro-

zesssteuerung innerhalb des TMSFG, was 

dort für Irritationen sorgte. Am 01. Februar 

2011 fand ein Verständigungsgespräch 

mit dem Leiter der Stabsstelle Strategi-

sche Sozialplanung im TMSFG, einem 

Ministeriumsmitarbeiter aus dem Referat 
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Behindertenhilfe und Mitgliedern der LIGA-

STG-EGH statt. Vorrangige Themen wa-

ren dabei: 

• finanzielle Rahmenbedingungen der 

modellhaften Erprobung – Kosten-

aufteilung 

• Prozessverantwortung und -steuerung 

• Auswahlverfahren der Modellgebiete 

• Bildung einer Landessteuerungsgrup-

pe aus der GK sowie Bildung von je 

einer regionalen Steuerungsgruppe je 

Modellgebiet 

• Vorbereitung der Veranstaltung am 

23.02.11 

Das herzustellende einvernehmliche 

Vorgehen der Akteure der GK wurde 

betont, nachdem der Beratungsverlauf 

der GK im Dezember 2010 auf Seiten 

der LIGA für Irritationen und Verstim-

mungen geführt hatte.  

Am 17. Februar 2011  folgte eine wei-

tere Gesprächsrunde zwischen der 

Referatsleitung Behindertenhilfe im 

TMSFG mit den Mitgliedern der LIGA-

STG-EGH. Die LIGA-VertreterInnen 

formulierten den Wunsch, offene Fra-

gen zum Prozess und zu den Kosten 

der ITP-Erprobung in einer Landess-

teuerungsgruppe zu klären. Für die 

notwendigen Anwenderschulungen 

zum ITP wurden je Schulungsteilneh-

mer vier Schulungen à 250,- Euro ge-

nannt. Ferner wurde erklärt, dass in 

dem zwischen dem TMSFG und dem 

Institut Personenzentrierte Hilfen ge-

schlossenen Vertrag die Nutzungs-

rechte für das Instrument, dessen Um-

setzung und eine wissenschaftliche 

Begleitung enthalten sind. Weitere 

Kosten waren aus Sicht des TMSFG 

nicht abzusehen. Versuche des Dia-

logs der Studienmitarbeiter zu Prof. 

Gromann und die o. g. Vorschläge der 

LIGA zur Prozesssteuerung innerhalb 

des TMSFG wurden diskutiert. Es 

wurde deutlich, dass man diese Aktivi-

täten seitens des Ministeriums als un-

angebracht wahrnahm. Zuletzt wurden 

Vereinbarungen zum Programmablauf 

der Veranstaltung am 23.02.2011 prä-

zisiert.  

Das Studienteam stellte die Vorarbei-

ten am 23. Februar 2011  zunächst in 

der Arbeitsgruppe der GK vor. Ein Mit-

arbeiter der Machbarkeitsstudie nahm 

auf Vorschlag der LIGA seither an den 

Sitzungen als aktiver Beobachter teil.  

Kernanliegen der LIGA war, zu zentra-

len Fragen des Prozessverlaufs der 

modellhaften ITP-Erprobung eine Ver-

ständigung herzustellen, ehe der ei-

gentliche Prozess gestartet wird. Dies 

wurde als notwendig eingeschätzt, um 

die Freien Träger zügig und zuverläs-

sig informieren und so für eine Beteili-

gung am Modellprozess gewinnen zu 

können. 

Die LIGA benannte folgende „Baustellen“: 

• Bildung einer Steuerungsgruppe für 

den Gesamtprozess (angegliedert an 

GK - TMSFG, TLVwA, kommunale 

Spitzenverbände, LIGA, Delegierte der 
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Leistungserbringer aus den Modellge-

bieten, ggf. Begleitforschung, geeigne-

te Moderation) 

• gemeinsame Entwicklung eines „Fahr-

plans“ und wesentlicher Eckpunkte 

• Klarheit über Kostenhöhe und deren 

Verteilung vor Beginn des Modellpro-

jekts 

• Konzeption und Planung der ITP-

Schulungen 

• Art und Umfang der Leistungen des 

IPH 

• Anzahl und Definition der Modellgebie-

te 

• Wie wird die konkrete Einführung in 

den Modellgebieten ablaufen? 

• Zielfrage: Geht es „nur“ um eine Wei-

terentwicklung der HBFV oder um die 

Vergütungssystematik? 

• Wie erfolgt die Koordination in den 

Modellgebieten? 

• Wie wird der Gesamtprozess / werden 

die Teilprojekte unabhängig evaluiert? 

Die Frage der geeigneten Beteiligung von 

Menschen mit Behinderung und deren 

Angehörigen wurde aufgeworfen. Diese 

Punkte gingen sowohl auf LIGA-interne 

Diskussionen und auf Recherchen und 

Gespräche des Studienteams mit mehre-

ren LIGA-VertreterInnen aus Hessen zu-

rück, die in einem ähnlichen Prozess 

schon länger involviert waren.  

Die LIGA warf die Kosten(verteilung) des 

Modellvorhabens als Frage auf. Bis dato 

lagen diesbezüglich keine eindeutigen 

Angaben seitens des TMSFG vor. Das 

Studienteam erarbeitete für die LIGA eine 

Überschlagskalkulation als Diskussions-

punkt. Gestützt auf bekannte Eckpunkte 

aus Hessen wurde insbesondere auf die 

Schulungs- und Personalkosten bei den 

Leistungserbringern abgezielt. Je nach 

Kostenansatz der einzelnen Punkte wur-

den für die Leistungsträger zwischen etwa 

290.000 und 590.000 Euro Kosten bei drei 

Modellgebieten in der Anlaufphase prog-

nostiziert (s. Anhang 5).  

Die Überlegungen der LIGA ergaben die 

Notwendigkeit einer schriftlich vereinbar-

ten Prozessbeschreibung, die beispiels-

weise als „Rahmenzielvereinbarung“ be-

zeichnet werden könnte. Ein vergleichba-

res Vorgehen wurde in anderen Bundes-

ländern zur Entwicklung personenzentrier-

ter Hilfesysteme gewählt (so z. B. in Hes-

sen zum Projekt PerSEH; in Nordrhein-

Westfalen „Umbau der Vergütungssyste-

matik“). Neben der Rahmenvereinbarung 

des überregionalen Prozesses sollten lo-

kale Vereinbarungen in den Modellgebie-

ten die notwendigen Details auf örtlicher 

Ebene einvernehmlich regeln. Damit sollte 

das Modellziel eines einheitlichen HBFV in 

den Modellgebieten gesichert werden. Für 

beide Regelungsbereiche lagen durch das 

Studienteam recherchierte Dokumente 

anderer Bundesländer als Muster vor. 

Von den Leistungsträgern und dem Institut 

Personenzentrierte Hilfen wurden die Fra-

gen mit Verwunderung zur Kenntnis ge-

nommen und die Kostenschätzung zum 

Teil scharf kritisiert. Sie zeigten ein grund-
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sätzlich anderes Verständnis zum beab-

sichtigten Prozessablauf, nämlich den 

Modellgebieten durch möglichst wenige 

Vorgaben die Entwicklung lokaler Lö-

sungsansätze zu erleichtern. Die Rolle der 

GK würde sein, über eine zu bildende 

Landes-steuerungsgruppe (LSTG) eine 

Übersicht zu den Entwicklungen in den 

Modellgebieten zu halten und bei Schwie-

rigkeiten in den lokalen Prozessen klärend 

tätig zu werden. Dazu sollte sich die LSTG 

aus dem Kreis der GK sowie Delegierten 

der Modellgebiete (jeweils ein/e Vertrete-

rIn der Leistungsträger und der Leistungs-

erbringer) zusammensetzen. Eine eigene 

Kostenaufstellung der Kostenträger wurde 

nicht vorgelegt, jedoch betont, dass die 

Kosten des Instruments und der betriebs-

wirtschaftlichen Beratung aus Mitteln des 

TMSFG gedeckt sind. 

Die Überlegungen und Fragen der LIGA 

wurden am selben Tag in der folgenden 

Veranstaltung der Fachöffentlichkeit aus 

VertreterInnen der Leistungsträger und 

Leistungserbringer im TMSFG präsentiert. 

Während die Vertreter der kommunalen 

Kostenträger breit eingeladen waren, war 

die Zahl der Leistungserbringer LIGA-weit 

auf 30 begrenzt. Nach den einleitenden 

Worten durch die Abteilungs- und Refe-

ratsleitung des TMSFG erläuterte Prof. 

Gromann den fachlichen Hintergrund per-

sonenzentrierter Hilfesysteme. 

TMSFG und Prof. Gromann drängten da-

rauf, dass die LIGA die noch offenen Fra-

gen nicht dem erweiterten Personenkreis 

vorstellen sollte. Dieser Programmpunkt 

wurde gemäß vorheriger Absprachen 

durch einen Mitarbeiter der Machbarkeits-

studie vorgetragen. Er betonte, dass der 

Klärungsbedarf den Prozessverlauf  und 

nicht das unstrittige Instrument ITP, also 

den Inhalt des Prozesses betreffe.  

Dann stellte Prof. Gromann das Instru-

ment ITP (ein mehrseitiges Formular als 

Leitfaden der Bedarfsermittlung) vor. Am 

Ende der Veranstaltung wurden die Anwe-

senden aufgerufen, zeitnah (binnen 3 - 4 

Wochen) ihr Interesse an der modellhaften 

Teilnahme dem TMSFG mitzuteilen. Dies 

würde eine Vereinbarung zwischen Leis-

tungsträgern und –Erbringern auf kommu-

naler Ebene voraussetzen.  

In der GK vom 03. März 2011 legte das 

TMSFG ein „Konzept zur Umsetzung der 

Erprobung des ITP Thüringen“ vor. Das 

Konzept beschreibt die Einsetzung einer 

multilateral besetzten Landessteuerungs-

gruppe (LSTG-ITP) aus VertreterInnen 

des TMSFG, des TLVwA, der LIGA und je 

zwei VertreterInnen aus den Modellregio-

nen (je ein/e für kommunale Leistungsträ-

ger und Leistungserbringer).  

Vorrangige Aufgaben der LSTG soll dem-

nach sein:  

• Klärung der Moderation und der struk-

turellen Fragen der Erprobung, insbe-

sondere der Rahmenbedingungen ei-

nes entstehenden Leistungsfinanzie-

rungskonzeptes, 

• Einbindung vorrangiger Leistungssys-

teme, 
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• Anwendungsregularien für personen-

zentrierte Leistungen, 

• Begleitung der Einführung des ITP 

Thüringen (Schulung, wissenschaftli-

che Begleitung, Evaluation, Verfahren 

eines Leistungscontrollings). 

Des Weiteren wird die Zusammensetzung 

und der Aufgabenkreis der zu bildenden 

regionalen Steuerungsgruppen (RSTG-

ITP) auf Ebene der Modellgebiete skiz-

ziert. Diese RSTG-ITP soll sich aus ver-

antwortlichen VertreterInnen der Leis-

tungsträger und Leistungserbringer konsti-

tuieren. Zu den Aufgaben zählt: Wahl der 

VertreterInnen in die LSTG-ITP, Umset-

zung des Schulungsprogramms und der 

Evaluation und Klärung von Umsetzungs-

fragen sowie regionale Auswertung der 

(Evaluations-) Ergebnisse und Abstimmen 

von Veränderungsvorschlägen an die 

Steuerungsgruppe (LSTG-ITP). Ein regio-

nales Leistungscontrolling als Grundlage 

transparenter gemeinsamer Prozesse 

wurde als Aufgabe benannt. Einen Sit-

zungsrhythmus und weitere organisatori-

sche Aspekte gab das Konzept nicht vor.  

Das Konzept schildert die Organisation 

und Inhalte der Schulungen, die in vier 

Modulen jeweils 15 - 18 MitarbeiterInnen 

trägerübergreifend das „Handwerkszeug“ 

des ITP-Instruments vermitteln sollen. Er-

gänzt würden die Schulungen durch ein 

passwortgeschütztes Online-Forum96, wo 

zusätzliches Material verfügbar wäre und 

                                                

96 www.personenzentrierte-hilfen.de (20.12.2011). 

lokale Forumsfunktionen den Wissensaus-

tausch der Anwender unterstützen. Für die 

Schulungen bot das IPH „eine Auswahl 

erfahrener ITP-Anwender“ (ITP Hessen) 

an, die die inhaltlichen Schulungen durch-

führen könnten. Abschließend wurde das 

Evaluationskonzept auf das Instrument 

ITP ausgerichtet („insbesondere Auswahl 

der ICF-Items“; ICF = International Classi-

fication of Functioning, Disability and 

Health). Nach einer Anwender-Befragung 

und lokalen Gruppendiskussionen soll die 

Zeiteinschätzungen analysiert und qualita-

tive Kennzahlen sollen zur Wirkungsorien-

tierung erarbeitet werden. Darauf folgt die 

„Abstimmung und Erarbeitung eines per-

sonenzentrierten zeitbasierten Vergü-

tungssystems und quantitativer Kennzah-

len für das Leistungscontrolling.97“ 

Offen blieb, welcher Zeitplan dem Prozess 

unterlegt wurde. Auch wurde die Fragen 

der letztverantwortlichen Prozesssteue-

rung sowie der neben den Schulungen 

anfallenden Kosten nicht konkret benannt.  

Die GK beschloss die Einsetzung der 

LSTG-ITP mit je sechs Mitgliedern der 

Leistungsträger- und Leistungserbringer-

seite, Prof. Gromann und Vertretern der 

Modellregionen. Ein Termin für die erste 

Sitzung der LSTG-ITP wurde für den 

05.04.11 vereinbart. 

In den Kommunen begann daraufhin die 

Diskussion, ob und mit welchem Vorgehen 

                                                

97 a.a.O. 
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die Teilnahme als Modellgebiet in Frage 

käme. So basierte bspw. die Diskussion in 

Erfurt am 09. März 2011 auf den Informa-

tionen der Veranstaltung am 23.02.11. Die 

Teilnehmenden diskutierten die Wichtig-

keit von sog. Hilfeplankonferenzen (HPK), 

die in Teilen der Eingliederungshilfe be-

reits zur Anwendung kommen. Typischer-

weise kommen bei den HPK Leistungser-

bringer und Leistungsträger zusammen, 

um den Hilfeplan eines einzelnen Klienten 

– der in der Regel ebenfalls teilnimmt –

aufzustellen. Dieses Vorgehen sollte nach 

Ansicht der Leistungserbringer für den ITP 

aufgegriffen und ausgeweitet werden. Da-

zu wurden protokollarisch Regelungsbe-

darfe benannt und die Stadt Erfurt beauf-

tragt, mit dem TLVwA ein landesweit ein-

heitliches Hilfeplanverfahren zu vereinba-

ren. Ein Vorschlag betraf eine kostenträ-

gerübergreifende Leistungsplanung, ein 

dritter Vorschlag die Kostenbeteiligung 

des Freistaats Thüringen an der Verfah-

renseinführung. Ferner sollten Schnittstel-

lenprobleme mit anderen Leistungsträ-

gern, insb. der Bundesagentur für Arbeit, 

durch das TMSFG und TLVwA geklärt 

werden.  

Nach der GK-Sitzung berichteten die 

FachreferentInnen der LIGA den Leis-

tungserbringern die Beschlüsse und ga-

ben zusätzliche Informationen zum ITP 

weiter. Es wurde die grundsätzliche Eig-

nung des ITPs zur Verbesserung der In-

klusion betont und auf viele noch offene 

Fragen zum Prozess hingewiesen. Diese 

wurden als Gefahr für das Ziel eines lan-

desweit einheitlichen Verfahrens bezeich-

net.  

Um dieser Ausdifferenzierung bei zentra-

len Fragen in den Modellgebieten entge-

gen zu wirken, sandte die LIGA den Leis-

tungserbringern eine „Checkliste“ zu, die 

bei den Gesprächen mit den örtlichen 

Leistungsträgern helfen sollte. Die Check-

liste (siehe Anhang 6) hatte das Stu-

dienteam vorbereitet.  

Mitte März 2011 meldete die LIGA zur 

Besetzung der LSTG-ITP je ein/e Vertrete-

rIn der AWO, der Diakonie Mitteldeutsch-

land, der Caritas, des PARITÄTISCHEN, 

der LIGA-Machbarkeitsstudie und der 

Landesarbeitsgemeinschaft der Werkstät-

ten für Menschen mit Behinderungen 

(LAG-WfbM). 

Am 22. März 2011 wurden durch das 

TLVwA die kreisfreien Städte Erfurt und 

Weimar sowie der Landkreis Sonneberg 

als potentielle Modellregionen benannt. 

Die LIGA wurde gebeten, VertreterInnen 

der Leistungserbringer für die LSTG-ITP 

zu benennen, was geschah. Bis Ende 

März hatte sich der Kreis der Interessen-

ten als Modellgebiet wie folgt erweitert: 

1. Weimar Stadt und Weimarer Land als 

gemeinsame Modellregion 

2. Landkreis Sonneberg 

3. Landeshauptstadt Erfurt 

4. Wartburgkreis und Stadt Eisenach als 

gemeinsame Modellregion 

5. Landkreis Gotha 

6. Kyffhäuserkreis 
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Am 05. April 2011  konstituierte sich die 

LSTG-ITP, an der Sitzung nahmen ins-

gesamt 32 TeilnehmerInnen statt. Fest-

gestellt wurde die Aufgabenwahrneh-

mung durch das TLVwA. Der noch offene 

Punkt der Übernahme des Vorsitzes soll-

te erst beim zweiten Treffen geklärt wer-

den. Bis dahin übernahm Hr. Ulrich, Lei-

ter der Abteilung VII im TLVwA, vorläufig 

die Sitzungsleitung.  

Als Kernfragen der LSTG-ITP wurden ge-

nannt: 

• „Zielvorgabe, Erprobung eines einheit-

lichen Verfahrens in Thüringen 

• Strukturelle Fragen zur Erprobung 

• Beteiligung und Begleitmaßnahmen 

• Zeitschiene für 2011 – Anlauf 

• Unterschiedliche Ausgangslage und 

Strukturen in den Modellregionen 

• Erprobungsumfang, welche Behinde-

rungsarten werden einbezogen 

• Abschluss von Rahmenvereinbarun-

gen innerhalb der Modellregionen 

• Evaluation und Auswertung des Pro-

zesses 

• Folgeprozesse“98 

Neben dem Erfordernis der Offenheit und 

Kooperation aller Akteure wurde betont, 

dass die Modellregionen keine Vorgaben 

erhalten, damit die Partner vor Ort das 

Instrument ITP umfassend testen und die 

Anwendungsbedingungen über die zu bil-

denden RSTG-ITP entsprechend zu ge-

stalten. Dies sollte zeitnah beginnen. An-

                                                

98 Protokoll der 1. Sitzung LSTG-ITP vom 05.04.11. 

gestrebt wurde eine nicht näher beschrie-

bene große Fallzahl, um daraus ggf. not-

wendige Veränderungen am Instrument 

ableiten zu können. Die Prozessbegleitung 

in den Modellgebieten sollte durch Prof. 

Gromann und Hr. Bremauer erfolgen. Zur 

Vermeidung zusätzlicher Personalkapazi-

täten wurden Stichtagsregelungen ange-

regt. Nach Abschluss der Vereinbarungen 

auf regionaler Ebene (das Institut Perso-

nenzentrierte Hilfen brachte hierzu ein 

Muster ein) und nach zwei Schulungsmo-

dulen sollte die Erprobungsphase des ITP 

beginnen. Noch vor der Sommerpause 

sollten dann die zwei abschließenden 

Schulungsmodule durchgeführt werden, 

um die fachliche Überprüfung der An-

wendbarkeit und Akzeptanz im Oktober 

2011 vorzunehmen. Für die Mitglieder der 

LSTG-ITP wurde eine verkürzte Schulung 

in zwei Modulen vereinbart. 

Mehrere konkrete Fragen und Vorbera-

tungsergebnisse aus den Modellregionen 

konnten nicht verbindlich bzw. abschlie-

ßend geklärt werden. Dies betraf bspw. 

Fragen der Rolle von Hilfeplankonferen-

zen, zur Auswahl der Personenkreise bzw. 

Behinderungsarten, zur (externen) Evalua-

tion und nicht zuletzt zum Datenschutz bei 

Weitergabe der personenbezogenen Da-

ten zwischen mehreren Trägern und Ein-

richtungen während der Modellphase. 

Nach der Sitzung informierte die LIGA 

wieder alle Einrichtungen, die sich an der 

ITP-Erprobung beteiligen. Die LIGA emp-

fahl den Leistungserbringern, in den Mo-
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dellregionen aktiv an der Ausarbeitung der 

Projektvereinbarungen mitzuwirken. Er-

gänzend zu dem Muster, das Herr 

Bremauer dem Protokoll der LSTG-ITP 

beifügte, stellte die LIGA eine Projektver-

einbarung zur Verfügung, die die ITP-

Erfahrungen der Einrichtungen aus Hes-

sen berücksichtigte. Die LIGA schlug vor, 

auf Ebene der Kreis-Ligen vor Abschluss 

der Projektvereinbarungen zusammenzu-

kommen, gemeinsame Positionen zu er-

arbeiten sowie in den folgenden Projekt-

schritten eine enge Kommunikation mit 

den Spitzenverbänden bzw. der LSTG-ITP 

zu pflegen. Ein LIGA-Workshop der teil-

nehmenden Leistungserbringer wurde für 

den 18.05.11 vorgeschlagen. 

Am 18. Mai 2011 fand der von der LIGA 

vorbereitete Workshop für die Leistungs-

erbringer aus den Modellregionen mit ins-

gesamt 26 TeilnehmerInnen statt. Es wur-

de deutlich, dass die inhaltliche Arbeit in 

den Modellregionen schon angelaufen war 

und bereits erste Anzeichen für regionale 

Ausdifferenzierungen vorlagen. Die Ziele 

der Veranstaltung waren  

• Informationsaustausch und die Ver-

netzung der Regionen 

• gute Ansätze herausarbeiten 

• Knackpunkte und Probleme benennen 

• strategische Überlegungen zusam-

mentragen. 

Anschließend wurden aktuelle Stände aus 

den Modellregionen zu den folgenden 

Themen berichtet: 

 

1. Personenkreis  

a. Art der Behinderung 

b. Art des Angebotes 

c. Neuanträge/ Folgeanträge 

d. Kinder und Jugendliche 

2. Projektzeitraum 

3. Zielsetzung 

4. Wer erhebt den Hilfebedarf? 

5. Rolle der Hilfeplankonferenzen? 

6. Auswirkung auf Verpreislichung 

7. Zeiterfassung 

8. Kostenübernahme in der Modellphase 

9. Evaluation 

Aus den Berichten wurde eine Übersicht 

erstellt. Zusammenfassend ergab sich 

folgender Klärungsbedarf: 

• differierende Zeitschienen in den Re-

gionen 

• Meilensteine und Fristen 

• Evaluierung des ITP-Bogens nicht im 

Oktober, eher Dezember 2011  

Die VertreterInnen der Leistungserbringer-

seite (inkl. LIGA) wurden von den Work-

shopteilnehmerInnen beauftragt, in der 

zweiten Sitzung der LSTG-ITP die Nach-

justierung des ITP-Bogens bis zum Jah-

resende zu sichern und einheitliche Zeit-

räume für die Projektumsetzung zu veran-

kern. Die hilfebezogene Evaluation sollte 

frühestens ab Oktober 2012 einsetzen, da 

zuvor noch zu viele Anwendungsunsicher-

heiten bestünden und zudem die Fallzah-

len zu gering blieben. Man wollte mit der 

Evaluation warten, bis eine hinreichende 

Anzahl von erneuten ITP-Durchläufen er-

reicht sei, damit erkennbar würde, worin 

sich die Ersteinschätzung von der Folge-
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einschätzung unterscheidet. Dann müsse 

eine Evaluation des Gesamtprozesses 

stattfinden. Erst danach könnten Fragen 

nach der Auswirkung des personen-

zentrierten Vorgehens auf die Refinanzie-

rungssystematik angegangen werden. 

Weitere Fragestellungen aus dem Work-

shop waren u. a.: 

• Was passiert mit dem Fachaus-

schuss?  

• Wie können Doppelstrukturen und 

Doppelarbeit vermieden werden?  

• Gespräche mit BA-Regionaldirektion 

(Schnittstelle)? 

• Sicherstellung der Gültigkeit des ITP-

Bogens , wenn in einer Einrichtung 

Klienten aus mehreren Regionen 

sind?  

• Wann gibt es die angekündigte Klar-

stellung bez. „externer Belegung“ sei-

tens des Landes? 

• Wie stellt man ein weitgehend (in 

wichtigen Kernbereichen) landesein-

heitliches Verfahren  sicher? 

• Wie geht es zwischenzeitlich mit Ent-

geltverhandlungen  weiter? Träger-

budgets oder prospektive Kostensät-

ze? 

• Wie findet der Mehraufwand  Berück-

sichtigung?  

• Wer soll den Hilfebedarf erfassen ?  

• Wie können die Eigeninteressen der 

Beteiligten minimiert und der klienten-

bezogene Blick sichergestellt werden? 

• Evaluation des Gesamtprozesses  

wann, wie und durch wen? 

• Ist das Geld zur Erprobung auch für 

2012 im Land vorhanden? 

Übereinstimmend wurde der Erkenntnis-

gewinn der Veranstaltung als so hoch ein-

geschätzt, dass eine Fortsetzung der Be-

ratung am 06.09.11 vereinbart wurde. 

Am 08. Juni 2011  trat die LSTG-ITP zu 

ihrer zweiten Sitzung zusammen. In den 

einleitenden Worten erläuterte Hr. Ulrich 

dass er mit der Leitung der Steuerungs-

gruppe als Vertreter der Leistungsträger 

durch das TMSFG beauftragt wurde. Er 

berichtete, dass der Wartburgkreis die 

Teilnahme als Modellregion nicht weiter 

verfolge.  

Ähnlich der vorangegangenen Trägerbera-

tung wurden zunächst die aktuellen Um-

setzungsstände aus den Modellregionen 

von den VertreterInnen der Leistungser-

bringer und Leistungsträger berichtet. Es 

hatten sich in allen Modellregionen Steue-

rungsgruppen etabliert, die Projektverein-

barungen abschlossen bzw. gerade unter-

zeichneten. Aus der RSTG-ITP Erfurt wur-

de ein Verfahrensvorschlag zur Hilfebe-

darfsplanung eingebracht (Anhang 7). 

Als Hauptpunkte der Diskussion ergaben 

sich ebenfalls die Fragen der Zeitplanung 

und Evaluation. Die Fragen, wie mit Neu-

aufnahmen aus anderen Regionen umzu-

gehen sei, deren Leistungsträger den ITP 

nicht selbst anwenden (siehe Exkurs „ex-

terne Belegung“), der landesweiten und 

inhaltlich-prozessualen und der Fortfüh-

rung, der Vergütungsauswirkungen und 
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der Notwendigkeit abgestimmter Verfah-

ren mit der Bundesanstalt für Arbeit für 

den Bereich der WfbM waren offen. Für 

die Modellerprobung wurde eine Spanne 

von drei bis fünf Jahren diskutiert. In die-

sem Zeitraum sollte der Personenkreis auf 

erwachsene Menschen mit Behinderungen 

eingeschränkt bleiben, dies wurde vom 

IPH empfohlen. 

Die Handhabung von Datenschutzbe-

stimmungen wurde thematisiert. Das IPH 

empfahl, vorübergehend die persönliche 

Überbringung der Datensätze auf USB-

Stick oder CD-ROM. Für den postalischen 

Weg gebe es Einschränkungen und von 

der elektronischen Übermittlung wurde 

wegen fehlender bzw. nicht standardisier-

ter Verschlüsselungsverfahren abgeraten. 

Zu den Themen Evaluation und Fortfüh-

rung des Projekts ergaben sich folgende 

Festlegungen: 

1. Eine erste, auf das Instrument ITP 

bezogene Evaluation erfolgt im Oktober 

2011. 

2. Die Erprobung des Instruments ITP 

wird 2012 fortgesetzt. 

3. In der Sitzung der LSTG-ITP vom 

Februar 2012 werden dann das weitere, 

insbesondere landesweite Vorgehen und 

die damit verbundenen Ziele festgelegt. 

Herr Bremauer stellte die das Modellpro-

jekt begleitende Internetplattform vor. Die 

Mitglieder der Landes- und der regionalen 

Steuerungsgruppe können diesen Service 

nutzen. Der Zugang wird für jeden Berech-

tigten aus den Modellregionen und der 

Landesebene ermöglicht.  

EXKURS „Externe Belegung“ 

Die Frage der „externen“ Belegung sei 

beispielhaft näher beleuchtet: Die Kosten-

trägerschaft liegt bei dem Sozialleistungs-

träger der Heimatgemeinde auch dann, 

wenn ein leistungsberechtigter Menschen 

mit Behinderung die Leistungen in einem 

anderen Landkreis oder Bundesland emp-

fängt (§ 98 SGB XII). Bei vielen Leis-

tungserbringern setzt sich die Gruppe der 

betreuten Klienten aus einer Vielzahl von 

Herkunftskommunen zusammen – so 

auch bei den Teilnehmenden der modell-

haften Erprobung des ITP Thüringen. Mit 

Beginn der Teilnahme an der Erprobung 

wurde für die Aufstellung der ITP-

basierten Teilhabepläne für Klienten be-

gonnen, deren befristeten Hilfepläne bzw. 

Teilhabepläne ausliefen.  

Bei den sogenannten „externen Belegern“ 

wurde den auswärtigen Leistungsträgern 

ebenfalls ein ITP-basierter Teilhabeplan 

zugesandt. Diese Leistungsträger konnten 

mit den ITP-Formularen wenig anfangen. 

Sofern sie inhaltlich zwar prüfen konnten, 

ob der Teilhabebedarf ihres Bürgers kor-

rekt ermittelt worden war, gab es kein ge-

regeltes Verfahren, um auf diesem Formu-

lar basierend eine Kostenzusage gegen-

über dem Leistungserbringer abzugeben. 

Gleiches galt für andere Kostenträger wie 

Kranken- und Pflegekassen, Berufsgenos-

senschaften usw. Die Leistungserbringer 

wurden in der Regel aufgefordert, das bis-
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herige Verfahren fortzuführen. In den regi-

onalen Projektvereinbarung hatten sich die 

Leistungsträger aber verpflichtet, ab sofort 

nur noch den ITP anzuwenden. Für die 

Dauer der Klärung kam es in vielen Fällen 

zu einem Zahlungsstopp der Leistungs-

vergütungen. Dies schnitt durchaus spür-

bar in die finanzielle Lage der Leistungs-

erbringer ein, die ja ihre Leistungen fort-

führten. Darauf hatte die Anbieterseite 

bereits in der Informationsveranstaltung 

am 23.02.11 im TMSFG hingewiesen. Die 

Erstellung eines klärenden Schreibens des 

TLVwA an alle überörtlichen Sozialhilfe-

träger in Thüringen (und analog alle weite-

ren Leistungsträger) erfolgte erst am 

22.09.11 und auf Drängen der LIGA. Aus 

Sicht des TMSFG und des TLVwA lag 

eine Schwierigkeit darin, dass eine klare 

Rechtsgrundlage im Sinne der Verpflich-

tung „externer Beleger“ zur Zusammenar-

beit nicht besteht und man daher auf ihre 

freiwillige Kooperationsbereitschaft ange-

wiesen ist. In dem Schreiben wurde folge-

richtig darum gebeten, „den Erprobungs-

prozess positiv zu begleiten“ und ggf. zur 

Ermittlung des Hilfebedarfs den Kontakt zu 

nicht näher benannten Ansprechpartnern 

in den Modellregionen aufzunehmen. „Die 

Finanzierung der Leistungen erfolgt bis auf 

weiteres nach den bekannten Maßstä-

ben.“99 

Eine ähnliche Inkompatibilität bestand bei 

der Zusammenarbeit mit den Arbeitsagen-

turen für den Bereich Werkstätten für 
                                                

99 Schreiben des TMSFG vom 22.09.2011. 

Menschen mit Behinderungen. Vor Beginn 

des ITP-Modells fand ein von den Ar-

beitsagenturen bestimmtes Verfahren für 

diese Form der Eingliederungshilfeleistung 

statt. Mit der über die Leistungserbringer 

eingebrachten Grundlage ITP konnten die 

MitarbeiterInnen in den Arbeitsagenturen 

wenig anfangen – hier kam es zu erhebli-

chen Verzögerungen mit den entspre-

chenden wirtschaftlichen Auswirkungen. 

EXKURS-ENDE. 

Am 06. September 2011  kamen die Leis-

tungserbringer zum zweiten LIGA-internen 

Workshop zusammen, um Verfahrens-

stände und Abläufe aus den verschiede-

nen Modellregionen zusammenzuführen 

und gemeinsame Positionen zu erarbei-

ten. Nach der erneuten „Update“-Runde 

zu den einzelnen Projektständen folgten 

eine Auswertung der Schulungen und ers-

ter Anwendererfahrungen mit dem Instru-

ment ITP. Es sollte detaillierter Bericht aus 

der vorangegangen LSTG-ITP gegeben, 

sowie die Themen Datentransfer und die 

Beteiligung der Menschen mit Behinde-

rungen erörtert werden.  

Über den Bericht aus den Modellregionen 

wurde erneut eine Übersicht erstellt. Es 

wurde erkennbar, dass Einführung und 

Anwendung bereits zu diesem Zeitpunkt in 

den Modellregionen divergierende Verläu-

fe zeigten. Eine zentrale Steuerungswir-

kung der LSTG-ITP wurde nicht erkenn-

bar. Zur Auswertung der Schulungen wur-

den u. a. folgende Aspekte genannt: 
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• ICF ist eine Grundlage für den ITP, 

worin sich ITP vom bisherigen Verfah-

ren unterscheidet. Die Referenten 

setzten ICF-Kenntnisse voraus. Dies 

war im Vorfeld nicht vereinbart. 

• Das Mitgestalten am ITP-Bogen ist 

den AnwenderInnen kaum möglich. In 

den Schulungen trat die Aussage auf, 

dass das Konzept in anderen Bundes-

ländern bereits erfolgreich läuft und 

somit keine Änderungen möglich sei-

en. Dies wurde kritisiert, da das Mitge-

stalten Ziel der Erprobung sein sollte. 

• Die Schulungsleiter hatten zu wenig 

Kenntnis über die landestypischen 

Vorgänge in Thüringen. 

Die Schulungsteilnehmer waren als Multi-

plikatoren zur Wissensvermittlung an ihre 

KollegInnen in den Einrichtungen und Be-

hörden vorgesehen. Es wurde deutlich, 

dass sie dazu nicht ausreichend vorberei-

tet wurden. Daraus entstand in vielen Fäl-

len Frustration. 

Die Anwendungserfahrungen mit dem In-

strument ITP wurden wie folgt beschrie-

ben: 

• Fachlich sah man das Instrument für 

Menschen mit Behinderungen als gut 

an, da es Planungsprozesse anregt. 

• Wenn zuvor die Integrierte Behand-

lungs- und Rehabilitationsplanung 

(IBRP) genutzt wurde, ist eine Umstel-

lung leicht möglich. 

• ITP basiert stark auf sprachlicher Arti-

kulation. Bei vielen Klienten bedarf es 

dazu des längeren Kontaktes zu einer 

Bezugsperson. 

• Bei Autismus ist ITP nicht umsetzbar 

(wegen starker Zentrierung auf sprach-

liche Artikulation). 

• Bei Doppeldiagnosen bspw. Sucht / 

Psychiatrie ist ITP schwierig umsetz-

bar. Zu dieser Frage gründete sich im 

Herbst eine Arbeitsgruppe, an der 

Prof. Gromann mitwirkte. 

Im Austausch über die Arbeit der LSTG-

ITP wurde das weiterhin fehlende Schrei-

ben des TMSFG an Kostenträger außer-

halb der Modellregionen moniert, mit dem 

die Anwendung des ITP verbindlich ge-

macht werden sollte. Zur Einbindung der 

Menschen mit Behinderung, ihrer Angehö-

rigen und Vertretungsorgane (z. B. Werk-

statt- und Wohnbeiräte) in den Gesamt-

prozess wurde festgestellt, dass dies der 

Verbesserung bedarf.  

Schließlich wurde die Evaluationsmöglich-

keit diskutiert: Neben der Evaluation des 

ITP-Instruments müsse eine Untersu-

chung der konkreten Auswirkungen auf die 

Lebenslagen der Menschen mit Behinde-

rungen stattfinden. Welche Fortschritte 

sind im Hinblick auf personenzentrierte 

Hilfen und Inklusion zu verzeichnen? 

Konsens der Veranstaltung war, dass die 

anwesenden Mitglieder der LSTG-ITP die 

o. g. Punkte dort einbringen. Ein weiteres 

Treffen wird Anfang 2012 stattfinden. 

Am 07. September 2011  fand die dritte 

Beratung der LSTG-ITP statt. Da viele der 

Berichtspunkte inhaltlich mit denen am 

Vortag in der LIGA-internen Beratung 
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identisch sind, wird hier nur zusammenge-

fasst: Alle Modellregionen berichteten 

übereinstimmend von akuten Schwierig-

keiten beim Datenaustausch. Der Klä-

rungsbedarf zu Schnittstellen mit anderen 

Leistungsträgern wurde diskutiert. Die 

Kommunalen Spitzenverbände machten 

auf Schnittstellenlösungen an anderen 

Stellen des Leistungsrechts aufmerksam, 

die als Vorlage dienen könnten. Klärungs-

bedarf betraf die Zusammenführung fach-

licher Einschätzungen von mehreren mit 

einem Klienten befassten Organisationen, 

vor allem in der Frage, wer welche Zeitan-

teile zu einem Gesamt-Zeitbudget zu-

sammen zu tragen habe. Etablierte Klä-

rungsverfahren (Stichwort Hilfeplankonfe-

renzen), die für einige Behinderungsarten 

seit langem Anwendung finden, wurden in 

den Modellregionen in unterschiedlicher 

Weise genutzt. 

Sodann berichtete Prof. Gromann von der 

geplanten Evaluation des ITP-Bogens, die 

im Laufe des Novembers 2011 stattfinden 

sollte. Die anwendenden MitarbeiterInnen 

und die Menschen mit Behinderungen 

sollten um Einschätzungen und Beobach-

tungen gebeten werden. Entwürfe der 

hierfür notwendigen Befragungsbögen 

wurden im Nachgang der Sitzung per E-

Mail an die Mitglieder der LSTG-ITP aus-

gereicht und deren konstruktive Kritik bis 

Mitte Oktober erbeten. Die ersten Ergeb-

nisse wurden für die vierte Sitzung der 

LSTG-ITP Ende November angekündigt. 

Schließlich stellte Herr Bremauer Überle-

gungen zum weiteren Prozessverlauf vor. 

Diese umfassten die Aussagekraft des ITP 

und der Qualitätssicherung. In der an-

schließenden Diskussion wurde die Ent-

wicklung von Eckpunkten für die Prozess-

gestaltung erörtert, um das Spannungs-

verhältnis zwischen regionalen und lan-

desweiten Lösungen, der Verpreislichung 

und der Veränderung von Verwaltungs-

strukturen sowie zur angestrebten lan-

desweiten Einführung zu bearbeiten.  

Erneut wurde das ungelöste Datenüber-

tragungsproblem deutlich. Die Leistungs-

erbringer sahen die Erörterung zur Ver-

preislichung als viel zu früh an. Dieser 

Einwand fand Beachtung bei den Kommu-

nalen Spitzenverbänden und dem TLVwA. 

Mehrere Lösungsansätze wurden disku-

tiert, ein verbindliches Vorgehen jedoch 

nicht vereinbart. Ferner wurde die Schnitt-

stelle zur Agentur für Arbeit diskutiert. Ein-

zelne Mitglieder der LSTG-ITP vereinbar-

ten, hierzu eine Lösung vorzubereiten. Für 

eine in zwei Modulen geplante ITP-

Schulung der Mitglieder der LSTG-ITP 

wurden zwei Termine vereinbart.  

Der LIGA-seitig eingebrachte Vorschlag 

zur Verstärkung der Beteiligung von Men-

schen mit Behinderungen an der Prozess-

gestaltung wurde für die LSTG-ITP durch 

das TLVwA mit Verweis auf die Größe des 

Gremiums abgelehnt, jedoch für die 

RSTG-ITP für möglich gehalten. 

Am 11. und 13. Oktober 2011  fanden die 

vereinbarten ITP-Schulungen für die Mit-
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glieder der Landessteuerungsgruppe statt. 

Das erste Schulungsmodul führte Prof. 

Gromann durch und beinhaltete Aufbau 

und Nutzungshinweise für die Erstellung 

einer personenzentrierten Teilhabepla-

nung mittels ITP-Bogen. Prof. Gromann 

verdeutlichte, dass jeder „Fall“ eine indivi-

duelle Bearbeitung des ITP-Bogens und 

kein vollständiges Ausfüllen verlangt. Dies 

wurde anhand von zwei anonymisierten 

Beispielen geprobt. Wichtig ist, persönli-

che Ziele, Fähigkeiten, Beeinträchtigungen 

im Dialog mit dem Klienten herauszuarbei-

ten. Damit wird ein individueller Unterstüt-

zungsbedarf erkennbar, der konkretes 

Vorgehen ermöglicht.  

Aus den Oberzielen des Klienten lassen 

sich Arbeitsziele ableiten und vereinbaren, 

die 

• zielorientiert und evidenzbasiert,  

• beziehungsorientiert (dialogisch / kon-

tinuierlich) und  

• ressourcenorientiert 

sind. Der übliche Planungszeitraum liegt 

bei etwa einem Jahr, jedoch sind auch 

deutlich kürzere Vereinbarungen möglich. 

Alle für einen Klienten tätigen Unterstüt-

zungsbereiche (Wohnen, Tagesstruktur, 

Freizeit) sollen ihre professionellen Beiträ-

ge in dem ITP-Bogen zusammentragen. 

Mögliche Abweichungen der Einschätzun-

gen bedürfen dann der Klärung. Ungere-

gelt ist jedoch, welche der Einschätzungen 

sich letztlich durchsetzt. 

Am 13. Oktober 2011 folgte die von Hr. 

Bremauer durchgeführte Schulung zu den 

wirtschaftlichen Aspekten der ITP-

Nutzung, vor allem zum Thema „Zeitein-

schätzung für Personenzentrierte Leistun-

gen im ITP Thüringen“. Die Feststellung 

des individuellen Zeitbedarfs der Unter-

stützung ist eine der wesentlichen Stell-

schrauben für die Entwicklung einer neuen 

Vergütungssystematik. Unstrittig dabei ist, 

dass erst die wirtschaftliche Wirkung bei 

Leistungsträgern und -erbringern Anreize 

zur inhaltlichen Umgestaltung der Einglie-

derungshilfe bringen dürfte. Hr. Bremauer 

sprach sich dafür aus, den ITP-Bogen 

nicht als starres Korsett zu begreifen, we-

der sei vollständiges Ausfüllen aller Items 

notwendig, noch werde das Formular allen 

Besonderheiten jedes Einzelfalls vollstän-

dig gerecht. Vielmehr sei es in etwa 15% 

der Fälle angebracht, in transparenter und 

nachvollziehbarer Weise den Bogen auf 

die Bedürfnisse des Einzelfalls anzupas-

sen, statt umgekehrt den Versuch zu star-

ten, individuelle Lebenslagen in formale 

Vorgaben zu pressen. 

Hr. Bremauer führte weiter aus, dass der 

ITP-Bogen nicht direkt als Vergütungs-

grundlage dienen kann, sondern es mittels 

einer „doppelten Mittelung“ zur Bildung 

von Leistungsgruppen und –stufen kom-

men müsse, die dann ein Zeitkontingent 

für die Gesamtheit aller  Unterstützungs-

leistungen ergeben. Dabei sollen nur die 

direkt personenbezogenen Zeiten ermittelt 

werden. Zusätzlich notwendiger Zeitbedarf 

(sog. indirekte Zeiten) für Absprachen, 

Dokumentationen, Schulungen, Supervisi-

on etc. ist mit einem pauschalen Ansatz 
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von z. B. (sic!) 20% hinzu zu rechnen. 

Dies wurde anhand von zwei anonymisier-

ten Beispielen durchgeprobt. Ergänzend 

wurde darauf hingewiesen, dass der ITP-

Bogen weitere Planungen wie z. B. Pfle-

geplanungen nicht ersetzen kann und soll. 

Hr. Bremauer äußerte sich zu Überlegun-

gen einer sog. „budgetneutralen Umstel-

lung“. Nach seinem Bekunden sind zahl-

reiche Varianten vorstellbar, die alle von 

dem Gedanken getragen sind, bei einer 

inhaltlich-strukturellen Veränderung der 

Vergütungsgrundlagen wie sie mit dem 

ITP-Prozess angestrebt werden, massive 

wirtschaftliche Brüche für Leistungserbrin-

ger und –träger zu begrenzen. Eine dieser 

Varianten ist, zur Bildung von regionalen 

Gesamtbudgets der Eingliederungshilfe 

alle einschlägigen Budgetposten eines 

Modellgebietes zeitraumbezogen zu er-

fassen und in Relation zur Gesamtheit der 

Leistungsberechtigten zu setzen. Diese 

Variante liefe darauf hinaus, die innerhalb 

einer Modellregion ermittelten Gesamtmi-

nuten der Unterstützungsleistungen als 

Umrechnungsschlüssel des Regionalbud-

gets zu nutzen.  

Erwähnung fand, dass die Modellregion 

Weimar / Weimarer Land bereits Überle-

gungen und Vorarbeiten zu Mechanismen 

der Verpreislichung begonnen hatten. Sei-

tens der LIGA wurde dieses Vorgehen 

kritisiert, weil dies als eine der Kernaufga-

ben der LSTG-ITP angesehen wird. Hr. 

Bremauer wies darauf hin, dass seitens 

der Landesebene der LIGA nur sehr wenig 

Prozessbegleitung in den Modellregionen 

stattfindet, was er bedauerte. Er rief die 

LIGA auf, sich lokal mehr einzubringen. 

Am Ende der Veranstaltung wurde die 

Ausarbeitung von Eckpunkten für den wei-

teren Prozessverlauf angesprochen. Zur 

Entwicklung der Eckpunkte wurde verein-

bart, eine Arbeitsgruppe mit je drei Vertre-

terInnen der Leistungsträgerseite und der 

Leistungserbringerseite zu bilden, deren 

Mitglieder zeitnah zu benennen waren. Im 

Nachgang wurde die Personenzahl auf 

jeweils vier VertreterInnen erhöht.  

Am 14. Oktober 2011  lief die Rückmelde-

frist für die Mitglieder der LSTG-ITP zu 

den Evaluationsbögen für MitarbeiterInnen 

und der als „Nutzer“ bezeichneten Men-

schen mit Behinderungen in den Einrich-

tungen der Modellregionen aus. Seitens 

der LIGA wurden z. T. detaillierte Rück-

meldungen gegeben, auch das Stu-

dienteam selbst brachte Vorschläge ein.  

Innerhalb der LIGA wurde im Oktober er-

neut die Idee eines Erfahrungsaustauschs 

mit ITP-Anwendern außerhalb Thüringens 

aufgegriffen. Lernpotentiale könnten sich 

daraus ergeben, dass die ITP-Anwendung 

in den hessischen Modellgebieten deutlich 

früher begann und die Erprobungsphasen 

in einem fortgeschrittenen Stadium sind. 

Die LIGA beauftragte das Studienteam, 

geeignete Ansprechpartner in Hessen zu 

kontaktieren. Daraufhin wurden mehrere 

Telefonate mit der LIGA-Geschäftsstelle in 

Wiesbaden sowie zwei Referentinnen des 

Diakonischen Werkes Kurhessen-Waldeck 
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und des PARITÄTISCHEN LV Hessen e. 

V. geführt. Das Ansinnen der Thüringer 

LIGA stieß auf großes Interesse. Es wurde 

ein kollegialer Austausch für Mitte Februar 

2012 in Frankfurt/Main vereinbart. Davon 

unabhängig nahm die Thüringische Lan-

desarbeitsgemeinschaft der Werkstätten 

für Menschen mit Behinderung Kontakte 

zu den hessischen KollegInnen auf. 

Die der LSTG-ITP zugeordnete „AG Eck-

punkte“ trat am 02. November 2011  erst-

mals zusammen. Das Studienteam nahm 

nicht an der Beratung selbst, jedoch an 

den LIGA-internen Vorbereitungsrunden 

teil. Das TMSFG war in dieser Beratung 

nicht vertreten. Das Protokoll der Sitzung 

weist aus, dass nachfolgende Eckpunkte 

Bestandteil einer Vereinbarung werden 

sollen: 

1. „Verlängerung der Phase der Er-

probung des Instrumentes bis Ende 2012 

Ob der Kreis der beteiligten Regionen er-

weitert und im Rahmen dieses Zeitraumes 

eine modellhafte Zeiteinschätzung erprobt 

werden soll, ist noch zu klären. 

2. Nachbesserungen am Instrument 

sollen bis Ende 2012 weiterhin möglich 

sein. Fachliche Veränderungsbedarfe (auf-

tretende Probleme und Hindernisse) am 

Instrument ITP – Thüringen bedürfen der 

gemeinsamen Abstimmung in der Lan-

dessteuerungsgruppe. Die Anwendbarkeit 

soll für möglichst alle Behinderungsarten 

angestrebt werden. 

3. Einheitliche Regelungen zur Durch-

führung der Hilfeplanverfahren (Hilfeplan-

konferenzen, Gesamtplanverfahren) und 

das Sozialmanagement sollen entwickelt 

werden. Schnittstellen zu anderen Leis-

tungsträgern und Schaffung eines Ge-

samtplanverfahrens sollen angestrebt 

werden. 

Praktikable Verfahren zur Datenübertra-

gung und des Datenschutzes sind zu ver-

einbaren. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe 

halten eine Verlängerung der Erprobungs-

phase für notwendig, da der bisherige 

Zeitraum der Erprobung zu kurz ist, um die 

notwendigen Kenntnisse für eine landes-

weite Einführung zu gewinnen. Für die 

landesweite Einführung ist die breite Ak-

zeptanz der Einrichtungsträger und der 

örtlichen Sozialhilfeträger notwendig. In-

wieweit das Projekt innerhalb dieser ver-

längerten Phase weiterentwickelt werden 

kann (Zeiteinschätzung, Verpreislichung), 

hängt von der Auswertung der Ergebnisse 

der Evaluation Anfang des Jahres 2012 

ab.“ 

In Vorbereitung der vierten Sitzung der 

LSTG-ITP wurden am 28. November 

2011 durch Prof. Gromann die zusam-

mengefassten Ergebnisse der ITP-Bogen-

Evaluation zur Verfügung gestellt. Mitar-

beiterInnen und Leistungsberechtigte ur-

teilten demnach mehrheitlich positiv über 

die ersten Anwendungserfahrungen mit 

dem Instrument. Die am Ende des Mitar-

beiterInnen-Fragebogens möglichen offe-

nen Antworten ergaben eine Reihe von 
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Anpassungsvorschlägen. Zusammen mit 

Rückmeldungen aus den RSTG-ITP erga-

ben sich folgende Veränderungsnotwen-

digkeiten:  

1. „Die Begleitmaterialien sollten um ei-

nen Übersichtsbogen ‚Gesamtplan‘ er-

gänzt werden […], dies dokumentiert 

dann auch die abschließende rechts-

förmige Bescheiderteilung durch den 

Sozialhilfeträger/Sozialamt.  

2. Der Zusatzbogen Sucht sollte erweitert 

werden um Bewährungsauflagen, 

Straftat, Substitution, um suchtspezifi-

sche und forensische Fragen zu do-

kumentieren, die ggfs. zur ergänzen-

den Begründung des ITP mit einge-

reicht werden können.  

3. Ein Bogen zur Vorgeschichte als ‚Mus-

ter‘ könnte unter Materialien für die 

Einrichtungen zur Verfügung gestellt, 

die dies als Option wünschen.  

4. Im Manual sollten ergänzende Erklä-

rungen und Beispiele aufgenommen 

werden, um die Fragen, die sich aus 

den offenen Antworten der Evaluation 

ergeben zu beantworten.  

5. Als Anhang zum Manual sollten die 

Prozessbeschreibung zum Umgang 

mit der Beantragung wie eine noch zu 

entwickelnde Prozessbeschreibung 

‚stellvertretende Beteiligung‘ für Men-

schen mit umfassenden Kommunikati-

onsbeeinträchtigungen beigefügt wer-

den.  

6. Das Instrument selbst sollte durch fol-

gende Ergänzungen verbessert wer-

den: Trennung von Ernährung und 

Mahlzeiten zubereiten (Seite 3).  

7. Mehr Auswahloptionen bei der zeitli-

chen Einschätzung auf Seite 5.  

Zu diskutieren ist der Vorschlag, ob auf 

Seite 2 – und dann auch folgerichtig auf 

Seite 5 statt der Längseinteilung eine 

Quereinteilung der Unterpunkte vorge-

nommen werden soll.“ 

Die Evaluationsergebnisse wurden in der 

LSTG-ITP am 30. November 2011  vorge-

stellt und beraten100. Prof. Gromann sagte 

zu, den Änderungsbedarf in geeigneter 

Form in den ITP-Bogen einzuarbeiten. Die 

überarbeitete Fassung wird der LSTG-ITP 

für die Sitzung am 15.02.2012 vorgelegt.  

Diesem Punkt voran gingen in der Sitzung 

wiederum die Berichte aus den Modellre-

gionen. Die Berichte ergaben mit großer 

Übereinstimmung folgende Klärungsbe-

darfe, die in der weiteren Beratung als 

Aufgaben der „AG Eckpunkte“ identifiziert 

wurden:  

• ITP-Überarbeitung  

• Verabredungen zur landesweiten Ein-

führung (wann, wie) 

• Datenschutz, Datentransfer  

• Erarbeitung von einheitlichen Rege-

lungen zur Durchführung der Hilfe-

                                                

100 Das Beratungsprotokoll der Sitzung liegt zum Zeitpunkt der 
Ausarbeitung dieses Abschnitts (Stand 22.12.2011) nicht vor, 
daher stützen sich die folgenden Ausführungen auf die Bera-
tungsmitschrift des anwesenden Studienmitarbeiters. 
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planverfahren (Hilfeplankonferenz, Ge-

samtplanverfahren) und das Sozial-

management 

• Bearbeitung der Schnittstellen zu 

anderen Leistungsträgern  (Anmer-

kung: bezogen auf die Schnittstelle zur 

Arbeitsagentur deutete Frau Gromann 

eine Lösung an) 

• Schaffung eines Gesamtplanverfah-

rens  

• Regelungen zur trägerübergreifenden 

Zusammenarbeit 

• Sicherstellung ausreichender Schu-

lungen des ITP  bei Leistungserbrin-

gern und Leistungsträgern (Anmer-

kung: lt. Herrn Bremauer darf nur 

schulen, wer vom Institut hierfür zuge-

lassen ist – also die entsprechende 

ITP-Qualifikation habe) nach ausrei-

chender Erprobung und Erfahrung 

mit dem ITP:  

• Erprobung einer Zeiteinschätzung 

• im nächsten Schritt, nach ausreichen-

der Erprobung und Erfahrung mit dem 

ITP: Verständigung auf die Vorgaben 

und Vorgehensweise der Erprobung 

einer Verpreislichung 

Damit war die Diskussionsgrundlage zur 

Arbeit der AG Eckpunkte und des von ihr 

vorgelegten Ergebnisses der ersten Bera-

tung gegeben. Diese wurden von den Mit-

gliedern der LSTG-ITP überwiegend als 

noch nicht konkret genug bewertet, klare 

Benennungen der Verantwortlichkeiten 

und Zeitbezüge (was bis wann?) wurden 

vermisst. Das Lernpotential aus den Mo-

dellregionen müsse intensiver genutzt 

werden. Seit geraumer Zeit offene Punkte 

(Stichwort Datentransfer, -schutz) müssten 

endlich abschließend geklärt werden. Die 

Kommunikation mit den Regionen außer-

halb des Modellprozesses dürfte nicht un-

terbleiben, damit ein späteres „Aufholen“ 

möglich sei. 

Seitens eines Leistungsträgers wurde zum 

Ende der Sitzung der Appell an das Minis-

terium gerichtet, zum Datenschutz / Da-

tentransfer bis zur nächsten Sitzung der 

LSTG-ITP eine abschließende Klärung zu 

erwirken. Zudem solle eine Person als 

Ansprechpartner und Verantwortungsträ-

ger für den Gesamtprozess bestimmt wer-

den. 

Am 15. Dezember 2011  traten die befass-

ten LIGA-Verbände und ein Mitarbeiter der 

Machbarkeitsstudie in Beratungen zur 

Überarbeitung der Eckpunkte bzw. zur 

Klärung der eigenen Positionen. Im Er-

gebnis wurden u. a. folgende strukturelle  

Überlegungen festgehalten, die der Leis-

tungsträgerseite in Vorbereitung der zwei-

ten Beratung der „AG Eckpunkte“ am 

12.01.12 zugesandt wurden. 

1. Prüfung der Effektivierung der Ar-

beit der Landessteuerungsgruppe (u. a. 

durch einen Ansprechpartner zur Beglei-

tung des Modellprozesses auf Landes-

ebene). 

a. Verständigung auf klare Regeln zur 

Beschlussfassung in der Landessteu-

erungsgruppe. 

b. Berücksichtigung bundes- und landes-

rechtlicher Regelungen. 
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c. Verständigung auf eine unabhängige 

Prozessevaluation 

d. Prüfung der Einbeziehung von Men-

schen mit Behinderung 

2. Grundsätzliches zur landesweiten 

Einführung des ITP und der weiteren 

Schritte 

a. Nach Erfüllung und Abarbeitung der 

Eckpunkte ist eine Entscheidung über 

das landesweite Vorgehen zu treffen. 

b. Die Landessteuerungsgruppe berät 

und beschließt die Kriterien der Er-

probung der Zeiterfassung für alle 

Modellregionen.  

c. Sobald dieser Beschluss gefasst ist, 

können die Modellregionen mit der 

Umsetzung beginnen.  

d. Vorschläge und Ideen aus den Mo-

dellregionen können und sollen in die 

Landessteuerungsgruppe eingebracht 

werden. 

e. Das beschriebene Verfahren wäre 

analog für die nächsten Schritte (Ver-

preislichung) anzuwenden. 

3. Kosten der Nutzung des ITP: 

Versuch der Kostenschätzung der Einfüh-

rung des ITP in die bestehenden Systeme 

der Leistungserbringer und Leistungsträ-

ger im Sinne der Kostenklarheit für beide 

Seiten im Hinblick auf die landesweite Ein-

führung  

3.3.1 Analyse des ITP-Prozesses 

Folgende Beobachtungen können nach 

Analyse der o. g. Abläufe festgehalten 

werden: 

1. Nach durchaus umfangreichen Bera-

tungen auf Ebene der Gemeinsamen 

Kommission zur Weiterentwicklung perso-

nenzentrierter Versorgung und eines lan-

desweit einheitlichen HBFV kam die Lö-

sungsoption – Adaptierung des ITP – mit 

einem hohen Zeitdruck der Entscheidung 

auf die LIGA und die Kommunalen Spit-

zenverbände zu. 

2. Die direkten Kosten für die Benutzer-

rechte und die Einführungsberatung des 

ITP wurden durch die Leistungsträgerseite 

auf Landesebene getragen. Einblick in die 

Vertragsinhalte wurde den anderen Sta-

keholdern des Prozesses nicht gewährt. 

3. Nach der Grundsatzentscheidung für 

das ITP-Verfahren arbeitete die LIGA ei-

nen Katalog von Fragen aus und schlug 

diese zur Klärung in der GK vor. Ähnlich 

ausgearbeitete Überlegungen des TMSFG 

oder der kommunalen Seite wurden zu 

diesem Zeitpunkt nicht vorgelegt. 

4. Der von der LIGA angemeldete Klä-

rungsbedarf bezog sich vorrangig auf die 

Gestaltung des Prozessverlaufs.  

5. Das Ziel, Fortschritte der Inklusion 

und personenzentrierten Versorgung über 

das Instrument ITP zu erreichen, wurde 

von der LIGA unterstützt. 

6. Es zeigte sich wiederholt als schwie-

rig, trennscharf zwischen der inhaltlichen 

Dimension (Steigerung von Inklusion und 

Weiterentwicklung des HBFV mittels ITP) 

und der Prozessdimension zu unterschei-

den. Dies war wiederholt Quelle von Irrita-
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tionen und Konfliktsituationen zwischen 

den Akteuren auf Landesebene. Unter-

schiedliche Auffassungen zur Prozessge-

staltung wurden – sofern seitens der LIGA 

angesprochen – teilweise als Ablehnung 

inhaltlicher Ziele interpretiert. 

7. Erwartungen und Einschätzungen 

über Rollen, Kompetenzen und Ressour-

cen der anderen Akteure wurden nicht 

aktuell definiert, sondern aus den früheren 

und parallel fortdauernden Arbeitszusam-

menhängen auf diesen Prozess transpo-

niert. 

8. Es zeigte sich, dass die Vorstellun-

gen zwischen Leistungsträgerseite (inkl. 

TMSFG, den Vertretern des IPH) und den 

Leistungserbringern (insb. LIGA-

Verbände) stark voneinander abwichen. 

Während die Leistungserbringerseite den 

LIGA-seitig eingebrachten Klärungsbedarf 

als kontraproduktive Vorgaben wahrnah-

men, ging man umgekehrt seitens der 

LIGA davon aus, dass die mit dem ITP 

erwarteten strukturellen Herausforderun-

gen für die Leistungserbringerseite unter-

schätzt würden. 

9. Die Frage nach benötigten personel-

len und ggf. technischen Ressourcen zur 

Umsetzung der ITP-Erprobung wurde sei-

tens der LIGA zu Beginn aufgeworfen. Die 

Frage – verbunden mit der weiterführen-

den Frage, wie dieser Ressourceneinsatz 

zu finanzieren sei – wurde seitens der 

Leistungsträgerseite des Landes nicht 

beantwortet. Bis dato liegen der LIGA kei-

ne Informationen hierzu vor.  

10. Ferner zeigten sich zwei grundsätz-

lich verschiedene Philosophien der Pro-

zessgestaltung: Die nach Planungssicher-

heit strebenden Leistungserbrin-

ger(vertreter) versuchten, möglichst viele 

für relevant erachtete Aspekte vor Beginn 

des eigentlichen Prozesses verbindlich zu 

klären. Dies wäre Aufgabe der LSTG-ITP. 

Demgegenüber waren die Leistungsträ-

ger(vertreter) der Auffassung, dass die 

Akteure in angestrebten Modellregionen 

für die meisten auftauchenden Schwierig-

keiten im Rahmen der RSTG-ITP eigene 

Lösungen entwickeln würden und die 

LSTG-ITP nur bei wenigen zentralen Fra-

gen aus dem dynamischen Prozess her-

aus steuernd eingreifen müsse.  

11. Der Prozess der Suche und Findung 

von Modellregionen und der Beginn der 

ITP-Schulungen und Erprobungen lief an, 

ohne dass seitens der LSTG-ITP hierzu 

eine Leitphilosophie entstanden wäre. Im 

Grunde bestand die Diskrepanz während 

des gesamten Beobachtungszeitraums 

weiter. 

12. Demgemäß setzte sich die Prozess-

vorstellung der Leistungsträgerseite durch. 

13. In den Modellregionen wurden je-

weils schriftliche Vereinbarungen als Ar-

beitsgrundlagen vereinbart. Ein Pendant 

dazu auf Ebene der LSTG-ITP existiert 

nicht. 

14. Interessant ist, dass die lokalen Ak-

teure zumeist einen Mittelweg zwischen 

diesen Prozessphilosophien wählten. 
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Trotz zweifellos offener Fragen gab es 

eine große Bereitschaft in den Modellregi-

onen, die Entscheidung für die Erprobung 

im Einvernehmen zu treffen. Nennenswer-

te Konflikte zu der grundsätzlichen Ent-

scheidung der Teilnahme sind der Stu-

diengruppe nicht bekannt. Parallel war von 

Beginn an ein spürbares Interesse am 

Austausch zwischen den Modellregionen 

gegeben, das sich sowohl unter den Leis-

tungserbringern bei den LIGA-internen 

Beratungen als auch insgesamt bei den 

Sitzungen der LSTG-ITP zeigte. 

15. Die Problemlösungskompetenz der 

Modellregionen führte schon nach kurzer 

Zeit zu regionalen Varianten bei einzelnen 

Aspekten, so bspw. bei der Frage der Er-

probungsdauer, die teilweise bis Ende 

2011, teilweise bis Ende 2012 vereinbart 

wurde. 

16. Die Lösungsvarianten standen an-

fangs quasi gleichberechtigt nebeneinan-

der und eröffneten in der LSTG-ITP Dis-

kussionen darüber, welche Varianten zu 

bevorzugen seien.  

17. Die Sitzungen der LSTG-ITP waren 

von Anfang an von einem großen Teil-

nehmerkreis gekennzeichnet, der einer-

seits viel Expertenwissen zusammen-

brachte und andererseits Diskussionen 

langwierig und oftmals ergebnisoffen ver-

laufen ließ. 

18. Der 6-bis-8-Wochenrhythmus der 

LSTG-ITP wird als passend eingeschätzt, 

um den Entwicklungen in den Modellregi-

onen gerecht zu werden. 

19. Beratungsort der LSTG-ITP war 

stets im TMSFG. Anzumerken ist, dass es 

bis zur vierten Sitzung nicht gelang, 

Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen, 

die der Anzahl der Anwesenden soweit 

gerecht wurden, dass jede/r am Bera-

tungstisch Platz fand. 

20. Die personelle Besetzung der LSTG-

ITP folgte bezogen auf die VertreterInnen 

der Landesebene und der Modellregionen 

einem quasi linearen Prinzip, das im Zwei-

fel ein Mehr an Teilnehmenden zuließ. Die 

Teilnahmezahl belief sich so auf regelmä-

ßig rund 30 Personen. [Dies ermöglichte 

die Teilnahme eines Vertreters der Stu-

diengruppe.] 

21. Man verständigte sich schnell und 

unkompliziert darauf, dass die Sitzungs-

moderation und Protokollführung der 

LSTG-ITP in den Händen des TLVwA lie-

gen soll. Vertretungsregelungen sind dem 

Studienteam unbekannt. Die zuletzt auch 

von kommunaler Seite geäußerte Forde-

rung nach einer den Gesamtprozess steu-

ernden Person war damit jedoch nicht er-

füllt101. Das führt an vielen Stellen in den 

Protokollen zu Vereinbarungen, die weder 

verantwortlich handelnde Akteure noch 

verbindliche Fristen zur Erfüllung benen-

nen (können). 

                                                

101 Hierzu wurde im Januar 2012 eine Vereinbarung getroffen: 
das TMSFG leistet eine entsprechende Funktion. 
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22. Angesichts der Fülle der Themen 

war die jeweils vereinbarte Sitzungsdauer 

der LSTG-ITP von etwa dreieinhalb Stun-

den durchaus knapp. Wiederholt wurden 

Themen aus Zeitgründen vertagt. 

23. Die Sitzungen der LSTG-ITP verlie-

fen in vielen Tagesordnungspunkten ohne 

gemeinsamen inhaltlichen Vorbereitungs-

stand der Anwesenden. So wurde viel Sit-

zungszeit darauf verwandt, sich abwech-

selnd auf den aktuellen Stand zu bringen. 

Als Beispiel kann der zweifellos wichtige 

TOP zu Beginn jeder Sitzung dienen, bei 

dem i. d. R. die zwei anwesenden Vertre-

terInnen aus den Modellregionen die Pro-

zessverläufe und auftretenden Schwierig-

keiten seit der vorangegangenen Sitzung 

zusammenfassten.  

24. Naturgemäß neigten die Akteure zu 

einem „Rollendenken“, vor allem mit Blick 

auf die jeweils andere Seite (Leistungsträ-

ger oder -erbringer). Diese Rollen waren 

während der Beratungen z. T. diffus. Ei-

nerseits signalisierte dies einen offenen 

Umgang miteinander, sorgte aber auch für 

Irritationen und Verzögerungen, weil der 

Klärungsprozesse außerhalb des Gremi-

ums angestrebt und daher Themen vertagt 

wurden. 

25. Die VertreterInnen der Leistungsan-

bieter und Leistungsträger auf Landes-

ebene (TMSFG, TLVwA, Kommunale 

Spitzenverbände und LIGA) berichteten 

nur punktuell zu inhaltlichen Entwicklun-

gen. Bis zur Implementierung der „AG 

Eckpunkte“ gab es auf Landesebene keine 

übergreifenden Arbeitszusammenhänge, 

die Berichtspunkte an die VertreterInnen 

der Modellregionen hätten produzieren 

können. 

26. Der aus den Modellregionen berich-

tete Klärungsbedarf wurde in den Diskus-

sionen der LSTG-ITP durchaus aufgegrif-

fen und verschiedene Lösungsideen erör-

tert. Jedoch wurde bspw. das Problem des 

Datentransfers / Datenschutzes oder der 

Schnittstellen mit anderen Leistungsträ-

gern über mehrere Sitzungen hinweg erör-

tert. Eine definitive Entscheidung erfolgte 

jedoch mangels praktikabler Lösungsvor-

schläge nicht. 

27. Die Sitzungen der LSTG-ITP stellen 

eine strukturierte gemeinsame Vernet-

zungsebene zwischen der Landesebene 

und den Modellregionen dar. Ergänzend 

besteht die Möglichkeit, über das online-

Forum des IPH transregionale Vernetzung 

zu betreiben, jedoch dient dies eher dem 

Ideen- und Erfahrungsaustausch, und 

stellt keine Option zur Entscheidung offe-

ner Fragen dar.  

28. Der Tenor des Prozessverlaufs ver-

änderte sich innerhalb der Laufzeit erheb-

lich: Wurde anfangs von einer ergebnisof-

fenen Erprobung des ITP-Bogens ohne 

notwendige Verknüpfung mit Veränderun-

gen der Finanzierungsstrukturen gespro-

chen, so hat sich die Argumentation in 

eine durchaus konsensuale „Es gibt kein 

Zurück“-Haltung gewendet, die nur mehr 

über das „Wie und Wann“ statt über das 

„Ob“ der Verpreislichung diskutiert. 
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29. Diffus und aus Sicht der Leistungs-

erbringer(-vertreter) unbefriedigend ist die 

Rolle des Instituts Personenzentrierte Hil-

fen bzw. von Prof. Gromann und Hr. 

Bremauer. Die vertraglichen Grundlagen 

ihrer Arbeit sind der Leistungserbringersei-

te unbekannt. Dies stellt sich als Schwie-

rigkeit insofern heraus, als die Genannten 

in mehreren Rollen zugleich tätig sind: Sie 

sind die Entwickler des Instruments ITP; 

sie beraten den Freistaat Thüringen und 

die Kommunen in der Einführung des ITP; 

sie schulen die Anwender des ITP; sie 

evaluieren das von ihnen entwickelte In-

strument ITP; sie haben in der Vergan-

genheit einzelne beteiligte Leistungser-

bringer umfangreich in inhaltlich angren-

zenden Projekten beraten und tun dies z. 

T. noch immer; sie offerieren ihre Bera-

tungsleistungen aktuell mehreren Leis-

tungserbringern. Sie beginnen Erörterun-

gen zur Fortführung des Modellvorhabens 

in einzelnen Modellregionen, insb. bezüg-

lich Fragen der Zeitermittlung und Ver-

preislichung und üben dabei nach Berich-

ten von VertreterInnen von Leistungser-

bringern Druck aus, Daten über die eige-

nen Einrichtungen (Klienten- und Kosten-

strukturen) in die lokalen Beratungen ein-

zubringen. Aus Sicht der LIGA bedeutet 

dies erhebliche Interessenkonflikte. 

30. Seitens der Landes-LIGA wurde an 

den Beratungen der sechs RSTG-ITP nur 

punktuell teilgenommen. Daraus hat sich 

zum Teil eine Distanz zwischen den Leis-

tungserbringern vor Ort und der Landes-

LIGA entwickelt, die auf unterschiedliche 

Wissensstände zurück zu führen ist.  

31. Die Arbeitsebene der Fachreferen-

tInnen der LIGA berichtete jeweils ver-

bandsintern in die LIGA-Strukturen hinein 

über den Fortgang des Prozesses. Dabei 

wurde deutlich, dass die Komplexität der 

Ereignisse es den nur punktuell befassten 

Leitungsebenen erschwerte, „am Ball zu 

bleiben“ und aus verbandspolitischer bzw. 

LIGA-Perspektive strategisch zu steuern. 

32. Das Zusammenspiel der LIGA-

Akteure auf Ebene der FachreferentInnen 

wurde von der Studiengruppe als vertrau-

ensvoll, konstruktiv und arbeitsteilig erlebt. 

33. Die LIGA und die VertreterInnen der 

Leistungserbringer waren bei zahlreichen 

Gestaltungspunkten nicht durchsetzungs-

stark. Obwohl viele Aspekte schon sehr 

früh als Probleme / Risiken aus Sicht der 

Leistungserbringer benannt wurden, er-

folgte deren Lösung mit großer zeitlicher 

Verzögerung oder sind noch offen.  

34. Am Beispiel der Klärung zu „externer 

Belegung“ (siehe Exkurs) hatte dies 

durchaus wirtschaftliche Folgen zu Lasten 

der Einrichtungen, da im ununterbroche-

nen Betrieb (d. h. laufenden Kosten) teil-

weise Zahlungen von externen Belegern 

mehrwöchig ausfielen. 

35. Ein weiteres Beispiel betrifft die feh-

lende strukturierte Beteiligung der Exper-

ten in eigener Sache . Zwar forderten die 

Leistungserbringer dies mehrfach, aber 

bislang gab es weder in der LSTG-ITP 
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noch im Sinne eines steuernden Prozess-

standards für die Modellregion einen Fort-

schritt. 

36. Dies wird als Beleg für eine de facto 

fehlende „Machtbalance“ zwischen den 

Rahmenvertragsparteien gewertet, die so 

nicht dem Geist der Rechtsgrundlagen (§ 

79 SGB XII ff.; Rahmenvertrag hierzu) 

bezüglich des Agierens „auf Augenhöhe“ 

entspricht.  

37. Nach Wissenstand der Studiengrup-

pe wurde in keiner RSTG eine Beteili-

gungsform der Menschen mit Behinderung 

installiert, die ihre Vorstellungen und Ideen 

zur Strukturentwicklung einbezog. Verein-

zelt fanden Informationsveranstaltungen 

statt, die sich an Menschen mit Behinde-

rung und ihre Angehörigen richteten. Auf 

Ebene der LSTG-ITP wurde ein entspre-

chendes Ansinnen der LIGA wegen der 

ohnehin schon hohen Zahl der Anwesen-

den leistungsträgerseitig abgewiesen. Die 

Beteiligung auf andere Weise zu ermögli-

chen, wurde bis dato auf Landesebene 

nicht angedacht. 

38. Zunehmend wird von den Modellre-

gionen ein hoher Zeitaufwand für die Er-

stellung und Koordination von ITP-

Verfahren als Problem benannt. Ein zeitli-

cher Anhaltswert oder ein gemeinsamer 

Standard des Vorgehens ist bislang nicht 

erarbeitet worden. 

39. Die Kommunikation zum Prozess-

verlauf gegenüber den nicht teilnehmen-

den Regionen erfolgt uneinheitlich und 

über separierte Kanäle. Dabei kann davon 

ausgegangen werden, dass jeweils die 

eigene rollengeprägte Haltung durch die 

Informierenden mittransportiert wird, was 

hinsichtlich einer nachholenden landes-

weiten ITP-Einführung bedacht werden 

sollte. 

40. Eine signifikante Steigerung der 

Personenzentriertheit ist derzeit noch nicht 

erkennbar, bzw. wird diesbezüglich nicht 

in der LSTG-ITP berichtet. Geäußert wer-

den aber durchaus Schwierigkeiten, die 

daraus entstehen, dass Tendenzen der 

Flexibilisierung von einzelfallbezogenen 

Hilfestrukturen an fortbestehenden 

Rechtsgrundlagen wie dem Landesrah-

menvertrag oder an den bereits genannten 

Schnittstellen zu anderen Leistungsträgern 

an enge Grenzen stoßen. 

41. Die allgemeine Eignung des ITP-

Bogens für die zahlreichen Typen von Hil-

febedarfen der Menschen mit Behinderun-

gen wird von Praxisanwendern wiederholt 

in Frage gestellt. Der ITP in der aktuellen 

Fassung setzt auf eine gewisse Artikulati-

onsfähigkeit der Menschen mit Behinde-

rung. Wo diese z. B. aufgrund schwerwie-

gender geistiger Beeinträchtigungen oder 

schwerst-mehrfacher Behinderungen nicht 

gegeben ist, werden von den betreuenden 

MitarbeiterInnen Schwierigkeiten in der 

Bearbeitung gemeldet. Problemanzeigen 

liegen auch seitens der LAG-WfbM vor. 

42. Bezogen auf das Prozessziel eines 

landesweit für alle Behinderungsarten ge-

eigneten HBFV leitet sich daraus die Fra-
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ge ab: Müssen bei bestimmten Behinde-

rungsarten alternative HBFV in Ergänzung 

zum ITP entwickelt werden? Wenn dieser 

Weg gewählt wird, stellt sich die Frage, ob 

dies das Voranschreiten des Prozesses 

für die Behinderungsarten in denen der 

ITP gut anwendbar ist, verzögert oder die-

se Prozesse weiter voranschreiten sollen.  

43. Bis zum Redaktionsschluss der Stu-

die (23.12.2011) bestand seitens der LIGA 

Unklarheit über Art, Umfang und Dauer 

der weiteren Prozessunterstützung durch 

das IPH und Prof. Gromann / Hr. Bremau-

er. 

44.  Der Versuch, den komplexen Pro-

zessverlauf im Diagramm des sozialplane-

rischen Management-Kreislaufs (s. u.) zu 

verorten, fällt schwer.  

a. Die unter 1.) genannten sozialpoli-

tischen Leitlinien und politische Auf-

tragserteilung, deren Grundlagen sich 

wie gezeigt bis hin zum Völkerrecht der 

VN zurück verfolgen lassen, sind hin-

sichtlich der operativen und notwendi-

gerweise arbeitsteiligen Ausführung zu 

diffus. Eine eindeutige, auf den benötig-

ten Zeitrahmen bezogene Kompe-

tenzausweisung und Ressourcenaus-

stattung ist seitens des Landes nicht 

kommuniziert. 

b. Fasst man als Zieldefinition etwa 

die „Steigerung des Inklusionsgrades 

und der personenzentrierten Versor-

gung für alle Menschen mit Behinde-

rungen durch Anwendung eines mo-

dellhaft zu erprobenden Hilfebedarfs-

feststellungsverfahrens mittels des In-

  ??? 



 

LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. 

Machbarkeitsstudie zur Implementierung eines Strategischen Zentrums für Sozialplanung 
95 

struments ITP Thüringen“ zusammen, 

so war hierfür nicht zwingend ein Be-

darfsermittlungsprozess als zweiter 

Schritt notwendig. Die Feststellung des 

Handlungsbedarfs in Thüringen und die 

bundesweite Definition der Leitlinien 

bereitete quasi nach dem bottom-up-

Prinzip diese Zieldefinition vor. Der 

quantitative Bedarf war im Wesentli-

chen mit dem bereits zuvor in den 

Strukturen der Eingliederungshilfe be-

treuten Menschen mit Behinderung be-

schrieben. 

c. Bezogen auf die Planung von 

Maßnahmen und Ressourcen verweist 

die Beurteilung zurück auf die o. g. ver-

schiedenen Prozessvorstellungen wer 

was wann wie zu planen und zur Verfü-

gung zu stellen hatte. Da zu Beginn des 

Prozesses keine allgemeine Abschät-

zung des Ressourcenbedarfs erfolgte, 

fällt es schwer, dies als planerisches 

Vorgehen zu beurteilen. 

d. Ressourcen wurden gleichwohl sei-

tens des Freistaats Thüringen zum Er-

werb des Instruments ITP sowie zur 

Prozessunterstützung durch das IPH 

aufgebracht. Darüber hinaus stehen die 

Arbeitszeit und technischen Ressour-

cen der beteiligten Landesbediensteten 

zur Prozessbegleitung zur Verfügung. 

Ähnlich ist die Lage seitens der ande-

ren Akteure.  

e. Sofern die modellhafte Erprobung 

des ITP eine Form der Leistungserbrin-

gung darstellt, ist diese Prozessstufe 

erreicht. Bezogen auf das Hauptziel der 

inklusiven, personenzentrierten Leis-

tungserbringungen stehen, wie gezeigt, 

noch große Herausforderungen bevor. 

f. Die Evaluation des ITP-Bogens 

stellt noch keine Überprüfung der Wir-

kung oder der Wirtschaftlichkeit der 

Maßnahme dar. Für beides ist es im 

gegenwärtigen Stadium noch zu früh. 

Da keine Daten über den Ressourcen-

einsatz, insb. der aufgewandten Ar-

beitszeit erhoben werden und die Um-

stellung der Finanzierungssystematik 

noch bevor steht, muss diese Prozess-

stufe als noch nicht erreicht betrachtet 

werden. 

3.3.2 Handlungsempfehlungen 

Die folgenden Handlungsempfehlungen 

zielen auf die aus Sicht des Studienteams 

zentralen Elemente der Prozessplanung 

und -strukturierung ähnlich komplexer Ar-

beitsbezüge. Bezogen auf den geschilder-

ten Prozess können sie nur begrenzt An-

wendung finden, da Entscheidungen, die 

in zurückliegenden Monaten fielen, nicht 

einfach rückholbar sind. Es handelt sich 

um Handlungsempfehlungen aus der Sub-

jektivität der LIGA auf Landesebene, die 

zur Objektivierung und Vervollständigung 

der Beratung mit den anderen involvierten 

Akteuren bedürfen. 

1. Ein Prozess dieser Komplexität 

und mit dem Potential, „gewachsene“ 

Strukturen nachhaltig zu verändern, be-

darf aus Sicht des Studienteams einer 
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Arbeitsorganisation und -atmosphäre, die 

von Transparenz über Rollen, Kompe-

tenzen und Ressourcen geprägt ist.  

2. Wo direkt mit dem Prozess ver-

bundene (finanzielle) Ressourcen not-

wendig sind – hier die Kosten der ITP-

Benutzerrechte und der Einführungsbe-

ratung durch das IPH – sollten die Kos-

ten auf die Prozessparteien aufgeteilt 

werden. Dies stiftet eine gemeinsame 

Verantwortung und mehr gegenseitiges 

Vertrauen, unabhängig von der absolu-

ten Höhe der Kosten102. 

3. Es scheint hilfreich, vor Beginn des 

Prozesses Zeit in eine umfassende Vor-

bereitung und Klärung zu investieren. Ei-

ne Analyse der Rollen, Kompetenzen 

und Ressourcen sowie Erwartungen der 

Stakeholder an diesem Prozess kann 

Klarheit über den Status quo vor Pro-

zessbeginn schaffen. 

4. Der Begriff der Stakeholder wird 

hier bewusst gewählt, um insbesondere 

die Beteiligungsnotwendigkeit der Exper-

ten in eigener Sache (oder deren Vertre-

tungen) zu betonen. Geeignete Beteili-

gungsmöglichkeiten sollten in den Pro-

zessplan eingewoben werden. 

5. Eine hinreichend detaillierte Pro-

zessskizze, die einzelne Etappen oder 

Meilensteine formuliert und in eine Rei-

                                                

102 Diese Handlungsempfehlung wurde seitens der LIGA Hessen 
frühzeitig an die LIGA Thüringen herangetragen. 

henfolge bringt, sollte erarbeitet werden 

und hierzu eine Verständigung erfolgen. 

6. Dies scheint vor allem mit Blick auf 

die langfristigen Wirkungsdimensionen 

angebracht: Der ITP-Prozess wird sich in 

der angestrebten landesweiten Nutzung 

auf tausende von Menschen mit unter-

schiedlichsten Behinderungen, tausende 

von MitarbeiterInnen sowohl in der So-

zialen Arbeit wie in den Verwaltungen, 

hunderte von Organisationen auswirken. 

Nicht zuletzt wird es thüringenweit um 

jährliche Beträge in Millionenhöhe gehen, 

mit denen die Leistungen zur Teilhabe 

vergütet werden. 

7. Eine Szenario-Analyse kann hel-

fen, positive wie negative Einflussfakto-

ren auf den Prozessverlauf und deren 

Auswirkungen auf die Stakeholder zu 

identifizieren. Positive Faktoren könnten 

dann gezielt verstärkt bzw. optimiert 

werden, negative Faktoren vermieden 

bzw. minimiert werden. 

8. Das Zusammenspiel zahlreicher 

Stakeholder auf unterschiedlichen Ebe-

nen bringt zwangsläufig Konfliktpotentia-

le mit sich. Bereits in der Vorbereitung 

eines solchen Prozesses könnten die 

Stakeholder ermuntert werden, ihre je-

weiligen „red lines“ zu benennen. Ferner 

wird empfohlen, ein auf den Prozess ab-

gestimmtes Prozedere und Strukturen 

zur Konfliktlösung im Vorfeld zu verein-

baren. 
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9. Genauso wichtig scheint es, die 

Vorteile und gemeinsamen Interessen, 

die sich mit dem Prozess verbinden las-

sen, zu betonen. 

10. Eine neutrale bzw. von einzelnen 

Stakeholdern unabhängige aber gleich-

wohl fachkundige Person als Moderati-

onsfigur und Prozessleitung kann helfen, 

Absprachen zu erwirken und deren Ein-

haltung zu sichern. Sie kann zusätzlich 

Reflektionen über den Prozessverlauf 

anstoßen und damit der Entstehung von 

„Betriebsblindheit“ vorbeugen. 

11. Ein Modellprozess zur Erschlie-

ßung neuer Lösungswege oder zur 

Transformation bestehender Strukturen 

erfordert zu Beginn Klarheit für die Ak-

teure darüber, wie viel z. B. rechtliche 

und wirtschaftliche Flexibilität, wie viel 

Spielraum sanktionsfrei eingeräumt wird.  

12. Prozesse mit Transformationspo-

tential verursachen bei vielen Beteiligten 

Verunsicherung. Diese Unsicherheit soll-

te deutlich kommuniziert und von den 

anderen Akteuren als grundsätzlich be-

rechtigt anerkannt werden.  

13. Komplexe Modellprozesse erfor-

dern innerhalb der beteiligten Organisati-

onen und auf Ebene der Arbeits- und 

Steuerungsgremien einen erheblichen 

Ressourceneinsatz. Wenn dieser schon 

innerhalb der bestehenden Strukturen, 

also ohne zusätzliche Mittel zu bestreiten 

ist, so sollte dieser dennoch ermittelt und 

gewürdigt werden – alles andere wirkt 

auf den Arbeitsebenen demotivierend. 

14. Die Arbeit eines übergeordneten 

Steuerungsgremiums bedarf u. E. einer 

klar definierten Kompetenzzuordnung 

und könnte ab einer gewissen Teilneh-

merzahl (geschätzt: 12 Personen) durch 

eine Struktur von zugeordneten Arbeits-

gruppen mit klar definierten Aufgaben 

und Fristen unterstützt werden. Be-

schlussbedarf sollte möglichst im Voraus 

allen Teilnehmenden angezeigt und mit 

einem schriftlich ausformulierten Be-

schlussvorschlag konkretisiert werden. 

15. Für das überregionale Gremium 

scheint es sinnvoll, die Teilnehmerzahl 

zu begrenzen. Dies gilt umso mehr im 

Blick auf die nachfolgende landesweite 

Einführung des ITP, die bei Fortsetzung 

des bisherigen Teilnahmemodus auf al-

lein 46 VertreterInnen der Regionen kä-

me. 

16. Der LIGA wird empfohlen, für die-

sen und vergleichbare Prozesse die per-

sonellen Ressourcen noch stärker im 

Sinne eines Projektmanagements zu 

bündeln. Vorstellbar wäre eine Person, 

die an der Schnittstelle der LSTG-ITP zu 

den LIGA-Verbänden tätig wäre, als 

SprecherIn fungiert und fachlich eng an 

die Leitungsebene und an die Fachrefe-

rentInnen angebunden ist.  

17. Bei mehreren regionalen Gremien 

und den Arbeitsgruppen sollten die jewei-

ligen Berichte und zu klärenden Fragen 
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an das übergeordnete Steuerungsgremi-

um im Vorfeld schriftlich zusammenge-

fasst werden. Gegebenenfalls bedarf es 

einer Vorbereitungsebene, die dies un-

terstützt. 

18. Eine Vorbereitung der vorgenann-

ten Punkte im Sinne eines Prozessplans 

vor Prozessbeginn ist zweifellos sehr ar-

beitsaufwändig und kann selbstverständ-

lich nicht alle Eventualitäten abdecken. 

Ein solches Vorgehen wird dennoch 

empfohlen, da es den Verlauf nach Pro-

zessbeginn wesentlich stabilisieren und 

effektivieren kann.  

19. Dazu müssen von Seiten der (we-

sentlichen) Stakeholder Personen mit 

Fachkompetenz, Verhandlungserfahrung 

und Verhandlungsvollmacht delegiert 

werden.  

20. Fraglich ist, auf welcher organisati-

onalen Ebene der Stakeholdergruppen 

das Verhandlungsmandat anzusiedeln 

ist, jedoch sollte zwischen den Hauptak-

teuren diesbezüglich Kongruenz beste-

hen. 

21. Möglichst zeitnah sollten die Vor-

überlegungen zur landesweiten Einfüh-

rung beginnen. Dabei wird es darauf an-

kommen, ein möglichst hohes Maß an 

Lernpotentialen aus den bisherigen 

sechs Modellregionen nutzbar zu ma-

chen. 

22. Damit sollte verbunden sein, die 

bisherigen Erfahrungen soweit zu ver-

dichten, dass seitens der LSTG-ITP ge-

meinsame Leitlinien und Standards ent-

wickelt und diese für alle nachfolgenden 

Anwenderregionen vorgegeben werden 

können. 

23. Eine wesentliche Aufgabe besteht 

darin, die Rahmenbedingungen des Sys-

tems „Eingliederungshilfe“ zur Verwirkli-

chung von Inklusion weiter zu entwickeln. 

Von Seiten der Einrichtungsträger meh-

ren sich die Stimmen derer, die mit kon-

zeptionellen Ideen sowohl auf Sympathie 

aber letztlich auf viel Unsicherheit und 

Ablehnung seitens der Arbeitsebenen bei 

den Leistungsträgern stoßen.  

24. Leistungsrechtlich und strukturell 

liegt vor den Akteuren Neuland: Auf loka-

ler Ebene sind flexible Umsetzungswege 

nicht rechtssicher herstellbar. Im Sinne 

eines guten landesweiten Standards wä-

ren lokale Ausgestaltungen zudem nicht 

zielführend. Landes- und ggf. Bundes-

rechtliche Regularien sollten demgemäß 

auf den jeweiligen Ebenen diese Spiel-

räume eröffnen. 

Die strukturellen Handlungsempfehlungen 

des Studienteams für den weiteren Verlauf 

des ITP lassen sich im Wesentlichen in 

den Vorüberlegungen der LIGA zur 2. Sit-

zung der „AG Eckpunkte“ wiederfinden (s. 

o.). Auf eine Wiederholung der dort ge-

nannten Punkte wird daher hier verzichtet.  
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3.4  Stiftungen in Thüringer Dörfern 

a)  Einstieg in das Modell 

Im Dezember 2010  erhielt die Studien-

gruppe Kenntnis von einem Prozess, wel-

cher abseits von öffentlichen Planungen 

soziale Infrastruktur im ländlichen Raum 

gestaltet.  

Die Ansprache erfolgte durch eine Refe-

rentin eines LIGA-Verbandes, die den An-

satz im Rahmen einer Veranstaltung zu 

Mehr-Generationen-Wohnprojekten erfah-

ren hatte. In einem Erstgespräch mit zwei 

Akteuren dieses Prozesses wurden Ein-

schätzungen zu demografischen Heraus-

forderungen im ländlichen Raum erörtert. 

Praktisch ging es darum, eine Schnittstelle 

zu gemeinnützigen Verbänden zu entwi-

ckeln, die z. B. regionale Einrichtungsträ-

ger bzw. -betreiber aus ihren Reihen moti-

vieren können, in Planungsprozesse ein-

zusteigen. Ziel ist ein auf örtliche Bedürf-

nisse abgestimmtes Leistungsangebot zu 

entwickeln. 

Gemeinden und ggf. BewohnerInnen so-

wie lokale Gewerbetreibende bringen 

Vermögen in eine Dorfstiftung ein, die ei-

nen gemeinwohlorientierten örtlich gebun-

denen Zweck verfolgt. Die Satzung kann 

z. B. vorsehen, ein historisches Gebäude 

zu erhalten und darin soziale Angebote im 

Dorf zu verwirklichen. Aus dem Stiftungs-

kapital generierte Erträge können sofort 

für diese Zwecke eingesetzt werden. Über 

die konkrete Mittelverwendung entscheidet 

ein Stiftungsvorstand, welcher sich z. B. 

aus Gemeindevertretern sowie der Be-

wohnerschaft zusammensetzt und ggf. 

beratend von einem Kuratorium unterstützt 

wird. Sofern Immobilien und Grundstücke 

in das Stiftungsvermögen eingebracht 

werden, ist eine zweckgebundene Nut-

zung zur Erfüllung des Stiftungszwecks zu 

besonders günstigen Konditionen möglich, 

indem sie beispielsweise an gemeinnützi-

ge Initiativen und Einrichtungen vermietet 

werden. Das Stiftungskapital kann durch 

Zustiftungen und Legate jederzeit erhöht 

werden. Zudem bilden Stiftungen eine 

Möglichkeit, Förderwege und –mittel zu 

nutzen, die für öffentliche Körperschaften 

nicht existieren. 

b)  Vorteile des Modells 

• Die kommunale Finanzlage ist vieler-

orts sehr angespannt. Vielfach liegt 

dies nicht an einer Fehlbewirtschaftung 

vor Ort, sondern an strukturellen Defi-

ziten, die durch Aufgabenverlagerun-

gen von höheren Ebenen an die 

Kommunen (mit)verursacht wurden. 

Sparpotentiale und Einnahmemöglich-

keiten vor Ort sind oftmals unzu-

reichend, um diese strukturellen Defizi-

te auszugleichen (sog. Vergeblich-

keitsfalle). Als „Freiwillige Leistungen“ 

bezeichnete Aufgaben, wie offene Ju-

gendarbeit und Präventions- bzw. Be-

ratungsangebote, geraten in Gefahr. 

• Der Handlungsspielraum des Stif-

tungsmodells für das Gemeinwohl ist 

größer als der vieler Gemeinden.  
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• Stiftungen können agiler und schneller 

handeln als an haushaltsrechtliche 

Vorgaben gebundene Gemeinden. Die 

Gemeindefinanzen unterliegen in vie-

len Fällen der Kommunalaufsicht, die 

darauf zu achten hat, dass Gemeinden 

und Kommunen strenge Haushaltsdis-

ziplin beachten.  

• Praktisch bedeutet dies, dass kommu-

nale Gründungen von bzw. Beteiligun-

gen an Wirtschaftsbetrieben sehr ein-

geschränkt sind. Das gilt selbst dann, 

wenn über die kommunalwirtschaftli-

che Betätigung oder Beteiligung gute 

Aussicht auf langfristige Einnahmen für 

die Kommune besteht und ein hohes 

Maß an Sicherheit erreicht wird, wie 

dies beispielsweise für garantierte Ein-

speisevergütungen im Bereich erneu-

erbarer Energien der Fall ist. 

• Eine Stiftung erwirtschaftet aus der 

Vermögensverwaltung Erträge und 

Zinsen, welche für im Zweck veranker-

te Anliegen verwendet werden müs-

sen.  

• Das Stiftungskapital und die Erträge 

unterliegen nicht der Kommunalauf-

sichtsbehörde. 

• Ungenutzte Gebäude können sofort 

von einem externen Betreiber im Sinne 

des Stiftungszwecks genutzt werden.  

• Der Ansatz zielt darauf, eine hohe 

Bürgeridentifikation mit "der Sache" 

bzw. der Heimatgemeinde herzustel-

len. Dies kann ehrenamtliches Enga-

gement aktivieren. 

• Das Kapital bleibt für lokalen Zweck-

einsatz erhalten.103 Lokale Wirtschafts-

kreisläufe werden dadurch gestärkt. 

• Vermögensabfluss aus kleineren Orten 

an Zentrale Orte infolge von Gemein-

defusionen wird vorgebeugt, da es 

nicht mehr die Gemeinde ist, welche 

über das Stiftungskapital verfügt. 

c)  Grenzen des Modells 

• Der Sicherstellungsauftrag der lokalen 

Leistungsträger für soziale Dienstleis-

tungen ist prinzipiell nicht an privat-

rechtliche Stiftungen übertragbar. 

• Gemeinden, welche nicht die Möglich-

keit besitzen, Immobilien bzw. Vermö-

gen in eine Stiftung einzubringen, kön-

nen diesen Weg nur eingeschränkt 

einschlagen. 

• Stiftungskapital generiert nur den Er-

trag, den es am Kapitalmarkt tatsäch-

lich erzielt.104 

• Zahlreiche Immobilien in ländlichen 

Gebieten sind (perspektivisch) nur 

sehr schwer vermarktbar, der Wert der 

Immobilien – vor allem bei solchen mit 

                                                

103 Im Falle von Finanzvermögen bleibt es nicht vor Ort oder 
automatisch erhalten, sondern liegt in den entsprechenden Fonds 
mit dem dort vorhandenen Verlustrisiko. 

104 Der Demografische Wandel und der damit verbundene Be-
völkerungsrückgang im ländlichen Raum kann dazu führen, dass 
die eingebrachten Immobilien an Wert verlieren. Am Kapital-
markt als sichere Anlage gehandelte Wertpapiere können dieses 
in sie gesetzte Vertrauen möglicherweise enttäuschen.  
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Sanierungsbedarf – tendiert in einigen 

Gegenden gegen Null.105 In Dorfstiftun-

gen eingebrachte Immobilien können 

daher unter Umständen nur einge-

schränkt als wertschöpfendes Stif-

tungskapital angesehen werden, im 

Extremfall könnte eine Stiftung sogar 

zur Erfüllung der Verkehrssicherungs-

pflicht (Einsturzgefahr) mit Kosten kon-

frontiert sein. Dem wird nur durch eine 

sorgfältige Prüfung jeder Einzelimmo-

bilie vorgebeugt, für die theoretisch 

umgehend ein Nutzungskonzept grei-

fen müsste.  

d)  Das Team der Planenden 

Der Stiftungsansatz wurde im Wesentli-

chen entwickelt von einzelnen Mitarbeitern 

der Deutschen Kreditbank AG (DKB) der 

Niederlassung Erfurt, der Thüringer Auf-

baubank (TAB), dem Thüringer Nachhal-

tigkeitszentrum (NHZ) und dem Ernst-

Abbe-Institut für Stiftungswesen an der 

Friedrich-Schiller-Universität Jena. Diese 

treffen auf (Ortschafts)Bürgermeister, 

Gemeinderäte und andere Interessierte 

einer Gemeinde. Der Personenkreis wird 

je nach Fall und Stadium der einzelnen 

Prozesse ergänzt um Architekten, einen 

Rechtsanwalt als Projektmanager, Vertre-

ter der jeweiligen Regionalen Aktions-

gruppe (LEADER). Seit der gegenseitigen 

Kenntnis nehmen MitarbeiterInnen der 

Machbarkeitsstudie gelegentlich an den 

Beratungen teil.  

                                                

105 vgl. Kröhnert, 2011. S.62ff. 

Die Produktivität der Arbeitsgruppe ist ge-

rade durch ihre Vielseitigkeit der Qualifika-

tionen gewährleistet. In der Regel wird der 

beratende Personenkreis klein gehalten, 

wobei die Beratungsergebnisse an die 

vernetzten Partner weitergeleitet werden.  

Die Vertreter der TAB und der DKB be-

schäftigen sich im Rahmen von Finanzie-

rungen häufig mit Kommunalfinanzen, 

Immobilien, dem Kapitalmarkt und deren 

Rahmenbedingungen. Als Bankvertreter 

sind sie sich bewusst, dass die Ausdün-

nung des ländlichen Raums Immobilien-

werte und lokale Wirtschaftskraft verfallen 

lässt. Entsprechend hilft eine Attraktivi-

tätssteigerung der Wertsteigerung aller 

dort befindlichen Anlagegüter.  

Der Vertreter der DKB ist vielen Gemein-

den im IHK-Bezirk Erfurt langjährig als 

Finanzierungspartner bekannt und erhält 

dadurch zahlreiche Hinweise auf mögli-

chen Beratungsbedarf. 

Der Vertreter der TAB berät zu öffentli-

chen und Unternehmens-Fördermöglich-

keiten in Thüringen, (bspw. Tausend-

Dächer-Programm). 

Welche Stiftungsform sich eignet, wie de-

ren Satzung zu gestalten ist und wie Stif-

tungsmittel zu generieren sind, wird durch 

den Vertreter des Ernst-Abbe-Instituts be-

raten. In einigen Fällen fungierten die Mit-

arbeiterInnen der Machbarkeitsstudie als 

Schnittstelle zur LIGA sowie einzelnen 

Trägern im näheren Umfeld.  
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e)  Größe der Gruppe  

Die breit aufgestellte Gruppe tritt nur zur 

Erstberatung der gemeindlichen Akteure 

auf. Diese eruiert ergebnisoffen die Mög-

lichkeiten und Grenzen einer Stiftungs-

gründung. Anschließend werden arbeits-

teilig einzelne Aufgabenpakete in Arbeits-

gruppen erledigt. Die Treffen sind zielstre-

big, von hohem Involvement und hoher 

Aufgabendichte der teilnehmenden Akteu-

re gekennzeichnet. 

Die Gründungshilfe des Planer-Teams 

wandelt sich von intensiver allmählich zu 

gelegentlicher Beratung bei Hilfebedarf. 

Danach bleibt es der jeweiligen Stiftung 

vor Ort überlassen, wie häufig sie tagt. 

f)  Planungsgrundlage 

Als Grundlage werden ausreichende Stif-

tungs-Rechtskenntnis und Finanzmarkt-

kenntnis zur Sicherung und Gründung der 

Stiftung benötigt. Verfolgt man mit Grün-

dung der Stiftung auch das Ziel, Förder-

mittel einzubinden, bedarf es der Kenntnis 

der entsprechenden Richtlinien der avi-

sierten Fördermittelgeber. Die Kenntnis ist 

vor der Gründung relevant, damit die Sat-

zung den Kriterien nicht widerspricht. Fer-

ner gilt es, die relevanten Bedarfe im Ort 

gut zu kennen. Dies wird in aller Regel von 

den örtlichen Akteuren gewährleistet („Ex-

pertInnen im eigenen Dorf“). Mit Blick auf 

sozialplanerische Themen werden klein-

räumige (gemeindebezogene) Sozialdaten 

der relevanten Bedarfsgruppen und deren 

Entwicklungsprognosen für einen mindes-

tens mittelfristigen Planungshorizont benö-

tigt. Darüber hinaus sind Kenntnisse über 

sozialrechtliche und sozialwirtschaftliche 

Zusammenhänge und Kontakte zu (poten-

tiellen) Akteuren notwendig. 

g)  Die einzelnen Stiftungen  

Beispielhaft wird der Prozessverlauf der 

gegründeten Stiftung in Kirchheilingen 

(Unstrut-Hainich-Kreis) geschildert. Dieser 

Prozess reicht mehrere Jahre zurück und 

ist bislang am weitesten vorangetrieben 

worden.106 Weitere Beratungskontakte der 

Projektgruppe zu Prozessen mit unter-

schiedlichem Stand bestehen zu etwa 

zwei Dutzend anderen Orten in West- und 

Nordthüringen. Weitere Stiftungseintra-

gungen gab es bislang in Isseroda (Wei-

marer Land) und Vieselbach (Erfurt).107 

h)  Stiftung Landleben in Kirchhei-

lingen 

h.i)  Prozess / Genese 

Der Stiftungsberatung ging ein gemeinsa-

mes ILEK-Projekt der Regionalen Arbeits-

gruppe der Gemeinden Kirchheilingen, 

Sundhausen, Tottleben, Blankenburg und 

Urleben im Unstrut-Hainich-Kreis / Thürin-

gen mit Vorlauf seit 2006 voraus.108 Diese 

umfasst eine SWOT-Analyse zum Thema 

„Wohnen auf dem Land“ und die avisierte 

Bevölkerungsentwicklung für die Zeit um 

2020, zu der Baumaßnahmen zu altersge-

                                                

106 http://www.thueringer-allgemeine.de/startseite/detail/-
/specific/Stiftung-Landleben-will-Senioren-Perspektiven-bieten-
229019128  (15.02.2012). 

107 Stand Oktober 2011. 

108 leader-rag-uh.de lag bereits vor. 
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rechtem Wohnen im Ortskern umgesetzt 

werden sollen. Gleichzeitig gab es fundier-

tes Interessenbekundungen am Zuzug 

landwirtschaftlicher Fachkräfte in die Ge-

meinde Kirchheilingen von außerhalb Thü-

ringens. Die durch lokale Akteure entwi-

ckelten Konzepte und Handlungsansätze 

wurden 2010 mit dem Thüringer Innovati-

onspreis ausgezeichnet. In den umfang-

reich erstellten Planungen galt es, eine 

geeignete Finanzierung und Struktur der 

Interessenvertretung zu finden. Zahlreiche 

Gespräche und Antragsverfahren inner-

halb mehrerer Förderprogramme ergaben 

keine Lösung, obwohl die Konzeption viel 

Zuspruch erfuhr.  Die Form der Gründung 

einer privatrechtlich-gemeinnützigen Stif-

tung war aus Sicht der Akteure die ver-

bleibende Lösungsvariante.  

Nach mehreren Beratungen und unter-

schiedlicher Methoden der Bürgerbeteili-

gung wurde die Stiftung als Stiftung 

Landleben  am 23.03.2010 rechtsfähig i. 

S. d. bürgerlichen Rechts eingetragen. 

Der Stiftungszweck ist die gemeinnützige 

und mildtätige Förderung und Ermögli-

chung des Lebens auf dem Gebiet der fünf 

o. g. Gründungsortschaften, insb. senio-

rengerechtes Wohnen. 

Ziele des Vorhabens sind der Umbau von 

bisherigen Wohneinheiten zu seniorenge-

rechten Wohnkomplexen nach neuestem 

Standard sowie die Attraktivitätssteigerung 

bestehender Gehöfte, um damit die Neu-

ansiedlung von Familien zu unterstützen. 

h.ii)  Erfahrungen dieser Stiftung  

Der Ansatz dörflicher Stiftungen, die Akti-

vitäten der überregionalen Akteure und die 

hohe Aufmerksamkeit, auf die sie bei Ge-

meindevertreterInnen damit stoßen, bele-

gen: Soziale Bedarfslagen im ländlichen 

Raum nehmen vor allem im Bereich der 

wohnortnahen Versorgung von (wenigen) 

Kindern und Menschen mit Pflegebedarf 

soweit zu, dass die lokalen Akteure einen 

deutlichen und dringenden Handlungsbe-

darf sehen. Dieser ist immerhin so groß, 

den neuartigen Ansatz in Betracht zu zie-

hen und teilweise auch anzuwenden. Das 

deutet daraufhin, dass auf Landkreisebene 

oder höheren Ebenen stattfindende Pla-

nungen in den Gemeinden 

a) In den einschlägigen Themenfeldern 
nicht (voll) ausgebildet sind oder 

b) Nicht (vollständig) bekannt sind oder 

c) Bekannt sind, aber in der Umsetzung  

o als zu langwierig oder 

o aus Gemeindesicht zu unzureichen-

den Resultaten führen. 

Aus der strukturellen Betrachtung wird 

ersichtlich, dass Stiftungen kein Allheilmit-

tel zur Schaffung sozialer Infrastruktur auf 

Dorfebene sind.  

Selbst wenn man Probleme antizipiert und 

die Stiftung gut ausstattet, kann sie nie-

mals als Ersatz für defizitäre Gemeinde-

haushalte und öffentliche infrastrukturelle 

Vorhalte-Verpflichtungen fungieren.  

Die beabsichtigte Zusammenarbeit zwi-

schen Stiftung und z. B. Sozialdienstleis-

tern bliebe eine vertragliche: Von einer 
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möglicherweise vorangehenden Vertrags-

beziehung mit einer Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts (KdöR) würde teilweise 

ein Wechsel zu einem privatrechtlichen 

Vertrag „auf Augenhöhe“ erfolgen. Die 

praktizierte Subsidiarität, die Freie Träger 

zum Bau von Zweck-Immobilien und ho-

hen Investitionssummen bewegt, ließe 

sich zu ihren Gunsten so gestalten, dass 

daraus eine Variante des „Investor-

Betreiber-Modells“ wird, in dem ein Freier 

Träger als Mieter der Immobilie agiert und 

die Stiftung als Vermieter. Damit würde 

eine Umnutzung nach vielen Jahren er-

möglicht. (Im Fall der Generierung von 

Fördermitteln wird dies jedoch oft unmög-

lich, falls die Förderkriterien in Zukunft 

nicht demografieangepasst werden.)  

Zur satzungsgemäßen Förderung von 

bspw. gemeinnützigen Belangen ermögli-

chen die aus Kapitalerträgen oder anderen 

Überschüssen gewonnenen Mittel einer 

Stiftung im Idealfall die Förderung inhaltli-

cher Arbeit in erheblicher Bandbreite. Ob 

es um ehrenamtliches Engagement vor 

Ort, kulturelle Ereignisse oder die Subven-

tionierung bspw. offener Angebote der 

Seniorenarbeit geht – eine Stiftung hat 

hier größeren Gestaltungsspielraum als 

jede KdöR. 

Der Kontakt zu den Mitarbeitenden der 

Machbarkeitsstudie erfolgte in diesem Fall 

de facto zu spät. Das Expertenwissen zur 

Ausgestaltung der Stiftungssatzung im 

Hinblick auf die angestrebte Nutzung sozi-

alorientierter Förderprogramme konnte 

nicht mehr rechtzeitig eingebracht werden. 

Die Satzung war in diesem Stadium be-

reits im Eintragungsverfahren. 

Der Stiftungsvorstand der Stiftung Landle-

ben besteht vorrangig aus Gemeindever-

tretern. Dies ist im Sinne der Fördermittel-

richtlinien potentieller Geber häufig ein 

Ausschlusskriterium, weil beispielsweise 

„Aktion Mensch“ die Förderung von Orga-

nisationen ausschließt, die von öffentlicher 

Seite „dominiert“ sind.109 

Vom anfänglichen Grundstock der Stiftung 

sind nur geringe Erträge zu erwarten. Es 

bedarf intensiver werbender Bemühungen, 

um Spenden und Legate einzubinden, mit 

denen die Handlungsfähigkeit erhöht wer-

den kann. Ein Antrag auf erhebliche zu-

sätzliche Fördermittel hat aus satzungs-

rechtlichen Gründen geringe Erfolgsaus-

sichten. Hierzu wäre eine Satzungsände-

rung erforderlich. Die avisierten baulichen 

Maßnahmen sind für die aktuelle Stif-

tungsmasse zu groß, um zeitnah abge-

schlossen zu werden. Die Umsetzung ver-

zögert sich. 

Besondere Berücksichtigung verdient die 

enthaltene Formulierung zum Erlöschen 

der Stiftung: Der Rückfluss des einge-

brachten Kapitals soll an die Gemeinden 

erfolgen. Dies ist im Sinne der Fördermit-

telrichtlinien potentieller Geber ein Aus-

schlusskriterium. Es ließe sich ansonsten 

mittels Stiftungsauflösung der Gemeinde-

                                                

109 Förderrichtlinien Aktion Mensch, III.2., www.aktion-
mensch.de (15.12.2011). 
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haushalt sanieren, in den die Fördermittel 

dann einflössen.  

i)  Vorschläge 

In allen hier untersuchten Prozessen zeigt 

dieser das höchste Maß an wirksamer und 

kontinuierlicher Beteiligung im Sozialraum. 

Beachtenswert ist, dass es dabei nicht nur 

um Mitsprache, sondern ebenfalls um 

nennenswerte Geldbeträge von privaten 

Akteuren geht. Sowohl der hohe Einsatz, 

der große Spielraum zur Gestaltung und 

die gleichzeitige Zweckbindung der Mittel 

scheinen als positive Faktoren die Partizi-

pation zu stärken. 

Der Fall zeigt, dass eine frühzeitige Ein-

bindung der LIGA-Verbände mit ihren 

Kenntnissen über Förderprogramme wie z. 

B. des Deutschen Hilfswerks die aufgetre-

tenen Hindernisse vorausgesehen und 

möglicherweise vermieden hätte. 

Ferner wird ersichtlich, dass aus Sicht 

lokaler Akteure praktikable, integrierte 

Konzepte zum Teil nicht mit bestehenden 

Förderstrukturen und –programmen in 

Passung gebracht werden können. Als 

Vorschlag wird daraus abgeleitet, gerade 

interdisziplinäre, integrierte Ansätze zu 

unterstützen. Über ein Scoring-System110 

könnte die Einbeziehung mehrerer Berei-

che in ein Handlungskonzept besonders 

honoriert werden, was die Möglichkeit ei-

ner Anteilsförderung aus mehreren För-

derquellen voraussetzt. 
                                                

110 Scoring ist hier gemeint als Methode zur Entscheidungsfin-
dung unter Einbeziehung mehrerer relevanter Faktoren. 

Die Form der Bürger- / Gemeindestiftung 

soll in dieser Studie erwähnt werden, da 

sie belegt, dass de facto Planung sozialer 

Infrastruktur in Thüringen auch losgelöst 

von öffentlicher Sozialplanung stattfindet. 

Die LIGA-Verbände sind in den Dörfern 

teilweise „weit weg“. Entscheidungen fal-

len z. T. ohne ihre Kenntnis und Einbin-

dung. Daraus leitet sich an die LIGA die 

Empfehlung ab, Ansprechpartner für dörf-

liche Prozesse zu sein, was eine hinrei-

chende Bekanntheit und geeignete Res-

sourcen voraussetzt. 

Die kleinteilige Siedlungsstruktur Thürin-

gens und die hohe Identifikation der Men-

schen mit ihrer Heimat erzeugen den 

Wunsch nach kleinteiligen Angeboten, die 

es vor allem Senioren ermöglichen, in „ih-

rem Dorf“ alt zu werden. Die LIGA sollte 

die Suche nach solchen Lösungsansätzen 

aktiv unterstützen. 

Das Stiftungsmodell beweist, dass die 

Identifikation mit der eigenen Lebenswelt 

bzw. Sozialraum viel Gestaltungswillen 

erzeugen kann.  

3.5  Lokale Sozialplanungs-Prozesse 

3.5.1 Stadt Saalfeld – insb. Gorndorf 

a)  Chronologie 

Die Prozessbeschreibung befasst sich mit 

dem Stadtgebiet Saalfeld bzw. mit deren 

größtem Stadtteil Gorndorf mit ca. 6.000 

Einwohnern. Das ehemals problematische 

Randgebiet (z. B. mit hohem Leerstand) 

ist mittlerweile durch Rück- und Umbau 



 

LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. 

Machbarkeitsstudie zur Implementierung eines Strategischen Zentrums für Sozialplanung 
106

sowie Aufwertung des Wohnumfeldes als 

stabiler Wohnstandort etabliert. Ein Groß-

teil der Bewohner gehört zu den über 60-

Jährigen. Um einer „Überalterung“ des 

Stadtteils entgegenzuwirken, sollen junge 

Familien zum Zuzug motiviert werden. Es 

stehen noch umfangreiche Aufgaben zur 

weiteren Attraktivitätssteigerung an. Dabei 

liegt der Schwerpunkt auf einer integrier-

ten Entwicklung des Sozialraums Gorn-

dorf: 

• Die Etablierung und der Ausbau eines 

trägerübergreifenden Netzwerks mit 

dem Ziel, gemeinsam den fachlichen 

Austausch voranzutreiben und zu einer 

abgestimmten Planung zu kommen. 

• Regelmäßige Sozialraumkonferenzen 

und Planungsworkshops unter Beteili-

gung der dort tätigen Akteure  

Auslöser des Prozesses für das Stu-

dienteam war ein Gespräch zwischen ei-

ner Mitarbeiterin der Stadtverwaltung und 

einem Mitarbeiter eines in Saalfeld ansäs-

sigen Freien Trägers. Dabei wurde auf das 

Team der Machbarkeitsstudie hingewie-

sen. Die Stadtverwaltung erfragte bei den 

Studienmitarbeitern die Möglichkeit der 

Zusammenarbeit bzw. einer Beteiligung an 

den o. g. geplanten Schritten. Es folgte ein 

Kennenlerntreffen mit der Stadtverwaltung 

und einem Sozialplaner des Landratsam-

tes, bei dem das Konzept und die Frage-

stellungen der Machbarkeitsstudie sowie 

die Perspektiven einer multilateralen Sozi-

alplanung diskutiert wurden.  

Bemerkenswert in diesem Fall ist das akti-

ve Zugehen der öffentlichen Seite auf die 

Trägerseite bzw. auf die LIGA.  

In der Vergangenheit wurden in der Stadt 

Saalfeld bereits verschiedene Projekte mit 

Stadtteilbezug umgesetzt (wie beispiels-

weise die Sozialraumkonferenz in Gorn-

dorf). Dadurch ist ein Netzwerk verschie-

dener Akteure bereits installiert. 

In dem aktuell laufenden Prozess ist das 

Studienteam seit November 2010 beteiligt. 

Seitdem haben sich insgesamt neun Tref-

fen ergeben, die größtenteils in Saalfeld 

stattfanden. 

b)  Das Modell 

Für den Verlauf der Sozialplanung in Saal-

feld-Gorndorf wurde im Frühjahr 2011 be-

schlossen, die „Steuerungsgruppe Sozial-

planung“ (STG) zu gründen. Neben o. g. 

Zielen soll die Schaffung eines lokalen, 

vielseitig besetzten Sozialplanungsnetz-

werks vorangetrieben werden. Dieses Ziel 

lässt sich bildlich mit „Wir sind alle in ei-

nem Boot“ beschreiben – in dem gemein-

sam auf Augenhöhe und partnerschaftlich 

geplant wird. 

c)  Planungsteam 

Die „Steuerungsgruppe Sozialplanung“ 

umfasst fünf Personen:  

• die Leiterin des Amtes für Jugendar-

beit, Sport und Soziales der Stadtver-

waltung Saalfeld, 
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• die Leiterin der Abteilung Wohngeld 

und Soziales der Stadtverwaltung 

Saalfeld, 

• einen Mitarbeiter des Landratsamtes 

Saalfeld-Rudolstadt, Stabsstelle Sozi-

alplanung  

• einen Geschäftsbereichsleiter der Dia-

koniestiftung Weimar-Bad Lobenstein 

als Kreis-LIGA-Vertreter der Freien 

Wohlfahrtspflege Thüringen  

• die Mitarbeiterin der Machbarkeitsstu-

die. 

Im Januar 2011 konnte das Studienteam 

sich und den Studienansatz im Rahmen 

einer gemeinsamen Veranstaltung der 

öffentlichen Verwaltung mit den lokalen 

Freien Trägern vorstellen.  

Die Stadt Saalfeld beschäftigt keinen ei-

genen Sozialplaner. Die Sozialplanung für 

den Landkreis Saalfeld-Rudolstadt findet 

im Landratsamt statt.  

Die STG trifft sich ca. alle zwei Monate, 

um das weitere Vorgehen für Gorndorf zu 

besprechen sowie bereits durchgeführte 

Maßnahmen auszuwerten.  

Über o. g. Vertreter der Diakoniestiftung ist 

der Austausch mit der Kreis-LIGA herge-

stellt. Allerdings sei angemerkt, dass sich 

die Kreis-LIGA auf den gesamten Land-

kreis erstreckt und bei enger Konzentrati-

on auf Gorndorf die Ergebnisse aus der 

STG in der Kreis-LIGA nicht prioritär be-

handelt werden.  

d)  Planungsgrundlage 

In der Stadt Saalfeld laufen seit einigen 

Jahren diverse Projekte zu Austausch und 

Vernetzung der Akteure, wenn auch the-

matisch nach Wohngebieten (beispiels-

weise für Gorndorf oder Beulwitz). Speziell 

ist hier die Sozialraumkonferenz in Gorn-

dorf zu nennen, aus welcher sich dann ein 

Folgeprojekt „GlüGo – Glücklich in Gorn-

dorf“ ergab. Die Planungen für die Stadt 

sind aber nicht isoliert von denen des 

Landkreises zu betrachten. Daher seien 

hier der Vollständigkeit halber die dem 

Studienteam bekannten Datenerhebungen 

der Stadt Saalfeld sowie des Landkreises 

Saalfeld-Rudolstadt genannt: 

• SEK (Stadtentwicklungskonzept) 

„Stadtleitbild und Zukunftsstrategie 

Saalfeld 2020“, welches Leitlinien und 

Handlungserfordernisse formuliert 

• Leitbild der Stadt Saalfeld als Hand-

lungsrichtlinie der zukünftigen Stadt-

entwicklung  

• Maßnahmenplanung der Jugendhilfe 

• die Jugendarbeit im Landkreis erfolgt 

abgestimmt, es gibt eine gemeinsame 

Zielbeschreibung und Maßnahmenpla-

nung sowie einheitliche Berichterstat-

tung  

• Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt 

Saalfeld 

• einzelne Erhebungen aus verschiede-

nen Bereichen, wie beispielsweise: 

o Lebensweltanalysen 

o Seniorenbefragungen 

o Eingliederungshilfe 

o Schülerbefragungen 
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o Spielraumleitplan Saalfeld 

o Wohnungslosenhilfe 

o Zielsystem: „Partizipation, Bürger-

schaftliches Engagement, Neue 

Lernkultur“ 

o Schulnetzplanung, Schulentwick-

lungsplanung, Kindertagesstätten-

Bedarfsplanung 

o Grünflächenplanung 

o Spielraumkonzept Gorndorf 

o Stadtplanung: Monitoring, Baupla-

nungen, Flächennutzungsplan, 

Stadtumbaumaßnahmen 

• Sozialstrukturatlas, der den Landkreis 

in 17 Planungsräume unterteilt, wird 

regelmäßig fortgeschrieben (Stand: 

25.10.2011) 

• Jugendstudie des Landkreises 

• Regionalplan Ostthüringen (Stand 

28.10.2011) 

• Profil des Landkreises SLF im Thürin-

ger Sozialstrukturatlas (Stand: Mai 

2011) 

• „Demografie-Steckbrief“ des Landkrei-

ses SLF der Serviceagentur Demogra-

fischer Wandel (TMBLV, TLS) 

Es gibt in der Stadt neben anderen Steue-

rungsgremien die „Steuerungsgruppe 

Strategie“. Hier hat der Bürgermeister den 

Vorsitz inne. Mitglieder des Stadtrats sind 

beteiligt und es wird ressortübergreifend 

diskutiert. Die Vielzahl der aufgeführten 

Planungsinstrumente überrascht positiv, 

scheint aber gleichzeitig etwas unüber-

sichtlich. Die Aktualität der Datenerhebung 

ist für die Planungsbasis bzw. die Hand-

lungsbedarfsfeststellungen wichtig. Die 

Daten sind mit Stichtag 31.12.2010 im 

Sozialstrukturatlas sehr aktuell, aber nicht 

kleinteilig für das Stadtgebiet Saalfeld, 

sondern für den gesamten Landkreis er-

stellt. Somit ist eine wünschenswerte 

Kleinteiligkeit für den Sozialraum Gorndorf 

nur teilweise gegeben. Verschiedene 

Netzwerke im Bereich der Jugendarbeit 

oder der KiTa-Bedarfsplanung, bei denen 

die Freien Träger einbezogen werden, 

sind gut entwickelt und haben sich be-

währt.  

Vor allem in der Jugendarbeit ist die lange 

Tradition der Kinder- und Jugendbeteili-

gung hervorzuheben. Diese begann in den 

1990er-Jahren und ist mittlerweile fest 

verankert. Dennoch soll sie weiter gestärkt 

werden. Das Ziel ist, eine neue Lernkultur 

in der Kommune und vor allem eine „Kul-

tur des Miteinanders 2020“ zu implemen-

tieren. Durch die Umsetzung verschiede-

ner Projekte wie beispielsweise „mitWir-

kung“111 (Initiative der Bertelsmann Stif-

tung) oder „Thüringer Bildungsmodell – 

Neue Lernkultur in Kommunen“112 (nele-

com) sind gute Arbeitsstrukturen und ver-

netzte Vorgehensweisen entstanden, wel-

che als Vorbild für die weiteren Sozialpla-

nungsprozesse dienen können. Im Rah-

men dieser Studie kann nicht intensiver 

auf die genannten Initiativen und Projekte 

eingegangen werden, detaillierte Be-

schreibungen sind jedoch unter „Projekte“ 

                                                

111 www.bertelsmann-stiftung.de (1)  

112 http://www.nelecom.de  
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auf der Seite www.jugend-in-saalfeld.de 

zu finden. 

Eignung des Modells 

Die Planungen im Stadtgebiet bzw. im 

Landkreis laufen ressort-, träger- und 

fachspezifisch. Zudem gibt es eine Viel-

zahl an Planungsinstrumenten, bereits 

erhobenen Datenanalysen und Berichter-

stattungen. Die einzelnen Planungsansät-

ze scheinen ebenso wie Zuständigkeiten 

bei bestimmten Planungsabläufen vielen 

Freien Trägern nicht bekannt zu sein.  

Die STG nimmt sich genau dieser Heraus-

forderungen an. Für die Planungsprozesse 

wurden dabei folgende Ziele definiert:  

• enge und übergreifende Zusammenar-

beit der Beteiligten 

• Transparenz über schon implementier-

te Planungsprozesse 

• Zuständigkeiten im Planungsverfahren 

sollen bekannt werden, um Parallel-

planungen zu vermeiden  

• schrittweise Implementierung eines 

übergreifenden strategischen Vorge-

hens. 

e)  Sozialplanung in der Praxis 

Von Januar bis März 2011  fanden „Trä-

gerberatungen“ zur Einbindung lokaler 

Akteure statt. Austausch und Dialog stan-

den hierbei im Vordergrund. Dazu waren 

Akteure aus Stadtverwaltung, Wohnungs-

wirtschaft und Politik sowie Freie Träger 

aus der Sozialwirtschaft eingeladen. Die 

STG konnte folgende Ziele erreichen:  

• Vernetzung vorantreiben 

• Informationen über den Status quo 

geben  

• über geplante Schritte informieren 

In moderierten Workshops fand die Erar-

beitung eines gemeinsamen Nenners 

statt. Fragestellen zu Chancen und Risi-

ken, Zielen, Bedarfen und Handlungsopti-

onen in Gorndorf wurden dazu trägerüber-

greifend erarbeitet. Um die Prozesse 

bestmöglich weiterzuführen, sollen die 

Träger weiter beteiligt bleiben, allerdings 

wurden unterschiedliche Planungsver-

ständnisse der beteiligten Akteure sicht-

bar. Die STG stellte daher folgenden Be-

darf fest:  

• Qualifizierungsbedarf aller Beteiligten 

zur Sozialplanung 

• Entwicklung einer gemeinsamen „Ar-

beitssprache Sozialplanung“. 

Die STG erarbeitete daher ein zweitägiges 

Basismodul (Mai 2011) „Fortbildung stra-

tegische Sozialplanung“ als notwendigen 

Prozessschritt der gemeinsamen Planung. 

Dieses richtete sich an die Ebene der 
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Amtsleiter, Geschäftsführer, Fachbe-

reichsleiter Freier Träger mit Planungsver-

antwortung.  

Das Studienteam grenzte das umfangrei-

che Themengebiet ein, indem am ersten 

Tag Grundlagen der strategischen Pla-

nung im Mittelpunkt standen:  

• Vorstellung von mehreren Arten der 

Planung 

• Planungszyklen 

• Vorgehensweisen, Instrumente und 

Methoden  

Dabei wurde insbesondere auf die Metho-

de der SWOT-Analyse eingegangen. Eine 

Stärken-Schwächen-Analyse am Beispiel 

Gorndorf zu den drei ausgewählten Berei-

chen „Politik“, „Träger und Beteiligung“ 

sowie „Transparenz und Öffentlichkeitsar-

beit“ wurde durchgeführt.  

Der Input zur Sozialplanung umfasste:  

• theoretische Grundlagen zum Sozial-

raum 

• Sozialplanung  

• Sozialberichterstattung 

• Sozialraumplanung 

• integrierte Sozialraumplanung. 

Mit der durch die Amtsleiterin für Jugend-

arbeit, Sport und Soziales entwickelten 

Methode „Landkarte der Planung“ wurde 

eine Analyse der Planungslandschaft in 

der Stadt Saalfeld und im Landkreis Saal-

feld-Rudolstadt erstellt. Auf die Planungs-

landkarte wurde oben im Kapitel 2.3.3 ein-

gegangen. 

Durch die Landkarte wurden ersichtlich:  

• Zuständigkeiten bei Planungen 

• Verfahren, die gut gelingen (bspw. 

KiTa-Bedarfsplanung) 

• „weiße Flecken“ – unbeplante Berei-

che 

• Steigerung der Transparenz der Ver-

fahren  

Als Problem wurde benannt, dass große 

Investitionen, bspw. stationärer Pflegean-

gebote, durch auswärtige Akteure ohne 

Abstimmung mit bestehenden sozialräum-

lichen Konzepten ins Gemeinwesen „hin-

eingebaut“ werden (können). 

Die Auswertung des Workshops zeigte, 

dass eine erneute Sozialraumkonferenz 

Gorndorf gewünscht wird. 

Daher konzipierte die STG nun die „Pla-

nungswerkstatt Strategische Sozialpla-

nung“ (November 2011 ). Angesprochen 

wurde erneut die Geschäftsführerebene 

der öffentlichen Seite, der Freien Träger 

sowie der Wohnungswirtschaft. 
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Als übergreifendes Thema der Planungs-

werkstatt stand die Überalterung Gorn-

dorfs im Vergleich zum übrigen Stadtge-

biet und dem Sozialraum Beulwitz im Mit-

telpunkt. In den drei durchgeführten Work-

shops galt es, vom Ist-Stand (Nennung 

der Sternstunden und Brennpunkte) zu 

einem Zukunftsbild „Gorndorf 2025“ zu 

gelangen. Dabei konnte herausgearbeitet 

werden, welche Maßnahmen für diesen 

Weg notwendig sind: 

• Demografie und Überalterung:  

Auswirkung auf Sozialplanungspro-

zesse (Leitung: Studienteam) 

• Inklusion im Sozialraum  

(Leitung: MA des Landratsamts, Ju-

gendbereich) 

• Vernetzung und Kooperation  

(Leitung: MA der Stadtverwaltung so-

wie Grünflächenplaner) 

Folgende Erkenntnisse und Festlegungen 

konnten aus dieser Veranstaltung gewon-

nen werden: 

Die rege Teilnahme verdeutlicht das Inte-

resse der öffentlichen Seite, der Woh-

nungswirtschaft und der Freien Träger an 

der Gestaltung der Prozesse in Gorndorf. 

Dies ist ein weiterer Schritt zu mehr Konti-

nuität und Vernetzung in den Prozessen. 

Besonders positiv zu erwähnen scheint 

der Studiengruppe das hohe Bewusstsein, 

Bauplanungs- mit Sozialplanungsprozes-

sen abzustimmen. Die Abstimmungen sind 

derzeit stark vom individuellen Engage-

ment der Personen abhängig. Die regel-

mäßige Thematisierung der „Gorndorfer 

Prozesse“ im Sozialausschuss soll voran-

getrieben werden. Die Studienmitarbeiten-

den fungieren als Input-Geber „von außen“ 

und werden als Moderatoren geschätzt. 

Folgendes Vorgehen ist mit allen Akteuren 

so abgestimmt und enthält strukturelle 

Elemente der Fortführung: 

• Transparenz: Die Protokolle aus der 

STG werden dem TeilnehmerInnen-

Kreis der Planungswerkstatt zugäng-

lich gemacht. 

• Der Entscheider-Ebene wird im Sinne 

des Informationsflusses 2 x jährlich 

(bspw. im Rahmen einer Kreis-LIGA-

Sitzung) die Möglichkeit des Austau-

sches gezielt zu den Abläufen in 

Gorndorf gegeben. Die Steuerung er-

folgt über den Vertreter der Kreis-

LIGA. 

• Weiterarbeit: Zwei Treffen im Jahr 

2012 sind für Einrichtungsleiter und 

MitarbeiterInnen geplant, um mit den 

Ergebnissen der Planungswerkstatt 

2011 konkret weiterzuarbeiten. Die 

Steuerung erfolgt über die Stadtver-

waltung. 

• Die Priorisierung der zu bearbeitenden 

Ergebnisse erfolgt in der nächsten 

STG (Februar 2012). 

Öffentlichkeitsarbeit: Über die Ergeb-

nisse der Planungswerkstatt sowie 

Kontaktmöglichkeiten wird in der Stadt-

teilzeitung Gorndorf öffentlich berich-

tet, so dass die AnwohnerInnen infor-

miert werden. 

Die Festlegungen am Ende der Veranstal-

tungen helfen, sich den Prozesszielen 
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schrittweise durch Aufgabenverteilung und 

Zusammenarbeit zu nähern. 

Zusammenfassung Saalfeld-Gorndorf 

Es lässt sich mit der Implementierung des 

Gremiums der „Steuerungsgruppe Sozial-

planung“ konkret folgender Nutzen be-

schreiben: Der Planungsprozess ist ge-

meinsam mit den Freien Trägern ange-

schoben und das Thema Sozialplanung 

wird auf mehreren Ebenen (Kreis-LIGA, 

Sozialausschuss, andere städtische Gre-

mien, innerhalb der Sozialplanung des 

Landratsamtes) diskutiert. Es finden Ver-

anstaltungen statt, aus denen sich Verab-

redungen, Handlungsfelder und -bedarfe 

ableiten sowie die benötigten Festlegun-

gen umgesetzt werden. In der Zusam-

menarbeit von öffentlicher Seite und 

Freien Trägern entwickelt sich schrittweise 

eine kontinuierliche Zusammenarbeit in 

der lokalen Sozialplanung. Speziell für 

Saalfeld ist die Wohnungswirtschaft als 

weiterer wichtiger Partner in diesem Pro-

zess zu nennen.  

Die Gründung der STG und deren Vernet-

zung tragen wesentlich dazu bei, die Pla-

nungsinhalte erfolgreich durchführen zu 

können. Sie stellt einen Meilenstein für 

das Gelingen der Sozialplanung in Gorn-

dorf dar und ist ihrerseits die Vorausset-

zung für die Implementierung der Maß-

nahmen. 

Verortung im Managementkreislauf 

Der sozialplanerische Managementkreis-

lauf wird an dieser Stelle herangezogen, 

um den Prozess bezüglich der Fragestel-

lung einzuordnen: Wo befindet sich der 

Prozess im Moment? 
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Die Aufzählungspunkte orientieren sich an 

der Nummerierung der folgenden Grafik: 

1. Mit dem Saalfelder Leitbild und 

Zukunftsstrategie „Saalfeld 2020“ ist eine 

politische Legitimation zum Handeln er-

folgt.  

2. Für Gorndorf wurden bereits Ziele 

definiert, die Bedarfe sind bekannt, dies 

erfolgte u.a. durch die Trägerberatungen, 

durch Informationstransfer zwischen ver-

schiedenen Netzwerken (es bestehen gute 

Kontakte sowie Zusammenarbeit mit der 

Wohnungswirtschaft), Workshopanteilen 

und Planungswerkstatt 

3. Maßnahmenplanung erfolgt an-

hand der Priorisierung der Planungswerk-

statt  

Es wird deutlich, dass der Prozess den 

dritten Schritt schon absolviert hat und auf 

der Schwelle zum Schritt vier „Bereitstel-

lung von Ressourcen und Leistungen“ 

steht. Betrachtet man den „Start“ des Pro-

jektes – hier können die Leitlinien für 2020 

angenommen werden – so wird die Lang-

fristigkeit von Sozialplanungsprozessen 

besonders deutlich. 

3.5.2 Analyse  

Die multilaterale Steuerungsgruppe ist mit 

seiner fünfköpfigen Besetzung ein gutes 

Arbeitsgremium (weder zu groß noch zu 

klein), daher sind die Treffen stets sehr 

ergebnisorientiert und die Aufgaben gut 

aufgeteilt. Im Zeitraum von November 

2010 bis November 2011 fanden neun 
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Treffen statt. Es bestätigt sich, dass – 

auch wenn bildlich formuliert „alle in einem 

Boot sitzen“ – stets einer die Steuerung 

übernehmen muss: Die Verantwortung für 

den gesamten Planungsprozess trägt die 

Stadtverwaltung, das Arbeitsklima ist pro-

duktiv, angenehm und von einer wert-

schätzenden Haltung geprägt.  

Die Rückkopplung des Gremiums an be-

stehende Strukturen (Kultur- und Sozial-

ausschuss, Kreis-LIGA) wird über die ent-

sprechenden Vertreter gewährleistet. So 

wird die Arbeit der STG transparent und 

ihre Effektivität sichergestellt.  

Die beschriebene und positiv erlebte Zu-

sammenarbeit der STG kommt der Ver-

wirklichung der Studienintention nahe: 

Einrichtungen und Träger der Freien 

Wohlfahrtspflege beteiligen sich aktiv an 

Planungsprozessen. Für den Prozess der 

Sozialplanung in Saalfeld wurde daher 

eine partnerschaftliche Zusammenarbeit 

entwickelt und gefestigt. Das Studienteam 

kann durch den Blick von außen eine An-

stiftungsfunktion wahrnehmen (Fragestel-

lungen aufwerfen, die Prozesse anregen 

und fördern) und eine Mittlerrolle zwischen 

öffentlicher Verwaltung und lokalen Freien 

Trägern einnehmen.  

a)  Weitere Beobachtungen: 

1. In Gorndorf arbeiten viele Träger 

parallel, ohne ihre Angebote bspw. termin-

lich aufeinander abzustimmen obwohl für 

Gorndorf bzw. die Stadt Angebotsüber-

sichten der Freien Träger bestehen. 

2. Die Tagesordnungspunkte der 

STG wurden bei der jeweiligen Sitzung 

zusammengestellt. Die vereinbarte Sit-

zungsdauer war stets ausreichend, um 

Workshops zu planen oder die stattgefun-

denen zu reflektieren. Der Informations-

austausch erfolgte jeweils am Anfang der 

Sitzung, so dass aktuelle Stände oder Er-

kenntnisse der Stadtverwaltung, (Kreis)-

LIGA und des Studienteams zusammen-

laufen konnten. Die kontinuierliche Zu-

sammenarbeit und Kommunikation um-

fasste weit mehr als die Sitzungstermine.  

3. Im Bereich der Kinder- und Ju-

gendarbeit fanden sich viele gute Beispie-

le erfolgreicher Zusammenarbeit, Vernet-

zung und Beteiligung durch langjährige 

Erfahrungen. Das Verfahren ist seit Jahren 

etabliert und funktioniert gut. Es besteht 

ein großes Netzwerk aus Verwaltung, 

Schulen, Freien Trägern, Jugendarbeit, 

anderen Ämtern und Beteiligten. Dies gilt 

ebenso für den KiTa-Bereich. Des Weite-

ren kann auf eine professionelle Kinder- 

und Jugendbeteiligung verwiesen werden. 

Diese Kompetenzen stehen bereit für So-

zialplanungsprozesse (Prozessmoderato-

ren, Beteiligungs-Experten, etc.). 

4. Die o. g. Planungsgrundlagen (Leit-

linien Saalfeld 2020, SEK, Sozialstruktu-

ratlas usw.) werden vor allem von Freien 

Trägern für die tägliche Arbeit wenig ge-

nutzt (geringer Bekanntheitsgrad der Do-

kumente bzw. Angaben nicht kleinteilig 

genug).  

5. Trotz der Träger- und Angebots-

vielfalt gibt es für bestimmte Gruppen im 
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Sozialraum kaum Angebote für einzelne 

Bedarfslagen (bspw. junge Familien, Men-

schen mit Behinderung u.a.).  

6. Integrierte Planung entstand über 

einzelne, persönliche Kontakte (bei öffent-

licher Seite ebenso wie auf Kreis-LIGA-

Ebene) und Ansprachen. Für das Stu-

dienteam blieb unklar, warum einzelne 

Fachplaner teilnahmen und andere nicht 

(bspw. Grünflächenplaner, Stadtplaner 

aber kein KiTa-, Verkehrs- und oder Seni-

oren-Planer). 

7. Der Planungsverlauf ist stark vom 

persönlichen Einsatz der Akteure getra-

gen. Während der Prozessbegleitung kam 

bei den Beteiligten die Sorge auf, ob ein 

Personalwechsel die Fortführung der inte-

grierten und partizipativen Sozialplanung 

gefährdet.  

8. Positiv ist das große Bewusstsein 

in der Stadt Saalfeld, Bauplanungsprozes-

se mit Sozialplanungsprozessen abzu-

stimmen. 

9. Gleichzeitig wird aus der Stadtver-

waltung berichtet, dass innerhalb der Ver-

waltung wenig ämterübergreifende Kom-

munikation stattfindet, was auf nicht expli-

zit geregelte Informationsschnittstellen 

zurückgeführt wird.  

10. Es wird von einem „Ungleichge-

wicht“ in der Freien Trägerlandschaft be-

richtet: Kleinere Träger sehen sich im 

Nachteil durch unterschiedliche Wissens-

stände, Vorstellungen und Sichtweisen zur 

Notwendigkeit einer gemeinsam gestalte-

ten Sozialplanung.  

11. Trägerübergreifende Zusammen-

arbeit findet zwar statt, aber meist nur zu 

projektbezogenen Anlässen. Sie wird dau-

erhaft und trägerübergreifend angestrebt. 

12. Strategische Planungen Freier 

Trägern sind der Stadtverwaltung nicht 

bekannt.  

13. Vor Jahren gab es eine Stadt-Liga, 

die nicht mehr aktiv ist.  

14. Fiskalische Planungen werden von 

Haushaltsjahr zu Haushaltsjahr, max. für 

eine Legislaturperiode getätigt. Ohne die 

Festlegung langfristiger bzw. übergeord-

neter Ziele macht diese Vorgehensweise 

eine strategische Ausrichtung schwierig.  

15. Bei den einzelnen Treffen und 

Workshops konnte das Studienteam fest-

stellen, dass viele gemeinsame Ziele ohne 

Hindernisse durch die verschiedenartigen 

(wirtschaftlichen) Ausrichtungen der 

Freien Träger bearbeitetet werden konn-

ten. 

16. Für die Planungswerkstatt wurde 

auf Bürgerbeteiligung bewusst verzichtet. 

Vorerst wurde die Verständigung zur Vor-

gehensweise aller hauptamtlichen Akteure 

angestrebt.  

17. Das Ergebnis ist eine Prozess-

struktur, die der späteren Beteiligung 

dient. Dies ist das Selbstverständnis der 

hauptamtlichen Akteure in Saalfeld – ein 

Umstand, den das Studienteam sehr be-

grüßt. 

Handlungsempfehlungen 
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Strategische Sozialplanung darf nicht als 

Patentrezept für langfristige Herausforde-

rungen missverstanden werden. Die er-

zielten Veränderungen sind nicht sofort 

„sichtbar“. Daher ist eine gute Öffentlich-

keitsarbeit unerlässlich: An welchen Pro-

zessen arbeitet gerade wer mit wem? Was 

passiert im Moment? Welche Auswirkun-

gen versprechen sich die beteiligten Ak-

teure davon? Durch die Lernerfahrungen 

aller Akteure bildet sich eine gemeinsame 

Vorstellung für ein abgestimmtes Vorge-

hen bei zukünftigen Projekten.  

Um das Gelingen des weiteren Prozesses 

von der Bereitschaft zu mehr oder weniger 

persönlichem Engagement der Akteure zu 

entkoppeln, bedarf es personenunabhän-

giger funktionaler Strukturen. 

Sozialplanung sollte in bestehenden Gre-

mien als Querschnittsthema mitgedacht 

werden. Somit braucht es keine zusätzli-

chen Termine.  

Die Arbeit der Kreis-LIGA: Gerade in 

Landkreisen fehlt der Bezug zur Entwick-

lung in einzelnen Ortschaften oder Stadt-

teilen. Denkbar wäre, sich thematisch (In-

klusion, Arbeitsmarktpolitik, Pflege) oder 

sozialräumlich zu beraten. 

Neben zeitlichen Ressourcen brauchen 

Freie Träger sozialplanerische Kompeten-

zen. Um eine Professionalisierung und 

Schärfung des Arbeitsfeldes zu erreichen, 

sollte Sozialplanung in geeignete Qualifi-

zierungsmaßnahmen verankert werden. 

Definierte Standards und Instrumente der 

strategischen Sozialplanung dienen als 

Orientierung, um verlässliche Verfahren in 

Sozialräumen zu implementieren (In Ge-

sprächen werden hierbei oft die Verfahren, 

Methoden und Instrumente der Jugendhil-

feplanung als „Vorbild“ angeführt). Die 

LIGA sollte hieran aktiv mitgestalten. 

3.5.3 Der Sozialreport im Saale-

Holzland-Kreis  

a)  Chronologie 

Im Saale-Holzland-Kreis (SHK) ist das 

Thema Sozialplanung schon seit Jahren 

Thema, sei es in Podiumsdiskussionen, in 

Gesprächsrunden, in Studienabschlussar-

beiten oder Pressemitteilungen. Seit ca. 

10 Jahren besteht bei den Trägern der 

Freien Wohlfahrtspflege der Wunsch, sich 

aktiv an der Sozialplanung im Landkreis 

zu beteiligen. Die ehemalige Kreisvorsit-

zende des Blinden- und Sehbehinderten-

verbandes ist Sprecherin der PARITÄTI-

SCHEN Kreisgruppe113 und ehrenamtlich 

im Vorstand des PARITÄTISCHEN LV 

Thüringen e. V., des BiTH– Barrierefrei in 

Thüringen – e. V. und des ASB-

Ortsverbands aktiv. Sie konnte Sozialpla-

nung bereits vor der LIGA-Machbar-

keitsstudie in der Kreisgruppe auf der Ta-

gungsordnung festigen. Mit Start dieser 

Studie im September 2010 bestand nun 

die Möglichkeit der Unterstützung (Infor-

mationsfluss, Wissenserweiterung). Die 
                                                

113 Die Kreisgruppe ist der regionale Zusammenschluss von 
Mitgliedsorganisationen des PARITÄTISCHEN Landesverban-
des Thüringen e.V. 
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Ansiedlung der Studie bei der LIGA der 

Freien Wohlfahrtspflege e. V. wurde be-

grüßt: In den Diskussionen könnte so ein 

zu starkes Gewicht eines einzelnen Trä-

gers oder Verbandes vermieden werden. 

Als Prozessunterstützer von außen kämen 

neue Perspektiven hinzu. Zudem ergab 

sich eine neue Chance, die Kommunikati-

on mit der öffentlich-kommunalen Seite 

wieder zu stärken, um gemeinsam neue 

Ideen und Prozesse im Landkreis zu ge-

stalten.  

Zu Beginn wurde seitens der 

PARITÄTISCHEN Kreisgruppe SHK fol-

gende Lage beschrieben:  

• Die Kreis-LIGA ist nicht sichtbar bzw. 

Beteiligung an ihrer Arbeit wird von 

den Verbänden nicht genutzt. 

• Es werden unterschiedliche Strategien 

bei den Trägern verfolgt und so fehlt 

das „Ziehen an einem Strang“. 

• Wissensstände und Vorstellungen 

darüber, was Sozialplanung bewirken 

kann, differieren. 

• Durch die Träger initiierte Prozesse zur 

Beteiligung an der Sozialplanung müs-

sen am Leben gehalten werden, hier 

wünschen sie sich mehr Unterstützung 

von öffentlicher Seite  

• es bestehen Bedenken auf der öffentli-

chen Seite vor einer Kostenexplosion 

bei Trägerbeteiligung 

• Beteiligung findet nur im gesetzlichen 

Rahmen statt, es gibt wenig darüber 

hinausweisende Erfahrungen damit 

• viele Prozesse sind nicht für Beteili-

gung geöffnet 

• Sozialplanung und strategische The-

men sind für ehrenamtliche Bürger-

meister, Gemeinderäte, kommunale 

Entscheidungsträger meist nicht greif-

bar genug und werden von anderen 

„wichtigen Sorgen“ mit hoher Dring-

lichkeit verdrängt 

Ein Gespräch im Landratsamt im Sep-

tember 2010  öffnete die Tür zu mehr Be-

teiligung der Freien Träger und band das 

Team der Machbarkeitsstudie ein. Daran 

nahmen der Erste Beigeordnete (ebenfalls 

für Schule, Kultur, Jugend, Soziales und 

Gesundheit) des Landkreises, die Spre-

cherin der PARITÄTISCHEN Kreisgruppe 

sowie ein Mitarbeiter der Machbarkeits-

studie teil. Zu dieser Zeit lag vom Kreistag 

bzw. dem Gesundheits- und Sozialaus-

schuss (GSA) ein Beschluss zur Erstel-

lung eines Sozialreports als Instrument der 

Sozialberichterstattung (s. Kap. 2). Der 

GSA beauftrage damit eine Steuerungs- 

und Arbeitsgruppe mit dem Projekt „Sozi-

alreport SHK“. Ein Projektsteckbrief wurde 

am 03.08.2010 durch einen Sachkundigen 

Bürger erstellt. Die Zeitschiene sah ur-

sprünglich sechs Monate vor. 

Die Auftaktveranstaltung zum Sozialreport 

fand gemeinsam mit VertreterInnen der 

Freien Träger aus dem SHK und dem 

Studienleiter der Machbarkeitsstudie bei 

einer eigens anberaumten, öffentlichen 

Sitzung des GSA am 29. September 2010 

in Bürgel statt. Zu dieser hatte der Erste 

Beigeordnete des Landkreises eingeladen. 

Es nahmen der Leiter des Sozialamtes im 

Landratsamt Saale-Holzlandkreis, die Mit-
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arbeiterin des Sozialamtes für Sozialpla-

nung, die Kreisgruppenpartnerin vom 

PARITÄTISCHEN Landesverband und 

eine Vertreterin der Verwaltungsgemein-

schaft Hermsdorf teil.  

Insgesamt waren sechs Mitglieder des 

Gesundheits- und Sozialausschuss anwe-

send. Von den Trägern der Freien Wohl-

fahrtspflege waren folgende acht Einrich-

tungen dabei: 

• BuTz Eisenberg (Bildungs- und Tech-

nologie-Zentrum zu Eisenberg GmbH 

in Thüringen) 

• Die PARITÄTISCHE Kreisgruppe Saa-

le-Holzland, vertreten durch die Kreis-

gruppensprecherin 

• Aktion Wandlungswelten Jena e. V. 

(Hilfen für seelisch Erkrankte) 

• Holzmühle Kämmeritz – Christliche 

Suchthilfe e. V. (sozialtherapeutische 

Einrichtung für Suchtkranke) 

• Wendepunkt e. V. (Verein zur Förde-

rung der öffentlichen Gesundheitspfle-

ge sowie der Bildung und Erziehung) 

• Rehabilitations-Zentrum Stadtroda 

gGmbH (Wohnen, berufliche Rehabili-

tation, Tagesstätte) 

• Arbeiter-Samariter-Bund OV Herms-

dorf e. V. (verschiedene Hilfen für den 

Alltag) 

Nach der Eröffnung und Einleitung durch 

den Ersten Beigeordneten und den Bür-

germeister von Bürgel wurde der Plan und 

Gliederungsentwurf eines Sozialberichts 

für den Landkreis vorgestellt. Im An-

schluss daran präsentierte der Leiter der 

Machbarkeitsstudie Konzept und Ansatz 

der Studie zu partizipativer Sozialplanung 

und moderierte die Veranstaltung. Es folg-

te eine lebhafte Diskussion, die zahlreiche 

Themenfelder berührte. Dabei berührten 

sozialen Herausforderungen oft weitere 

öffentliche Planungsbereiche, wie z. B. 

das ÖPNV-Angebot oder den Wohnungs-

bau.  

Die spontanen Anliegen der Trägerseite 

zur Gliederung des Sozialreports fanden 

genauso Berücksichtigung wie die Überle-

gungen der GSA-Mitglieder. Die Diskussi-

on verlief sachlich und erzeugte bei den 

Beteiligten ein größeres Maß von Ver-

ständnis für die Belange der anderen Ak-

teure. Es zeigte sich, dass die Themen-

vielfalt und die Ideen zum Sozialbericht 

kaum innerhalb der Sitzung abschließend 

zu bewältigen waren. Es wurde daher ver-

einbart, dass alle Träger und Anwesenden 

innerhalb einer Frist bis zum 22. Oktober 

2010 weitere Vorschläge zur Gliederung 

schriftlich einbringen können. Dazu fanden 

intensive Gespräche innerhalb der Kreisli-

ga statt, um Vorschläge einzubringen.  

Die Sozialplanerin des Landkreises arbei-

tete den Entwurf des „Sozialreport SHK“ 

anschließend unter Berücksichtigung der 

Anregungen aus.  

Im August 2011  fand eine weitere offene 

Beteiligungsrunde in Hermsdorf statt. Von 

56 angeschriebenen Akteuren (Träger, 

Vereine, Verbände, Mitglieder des GSA, 

Kreistagsfraktionen, Selbsthilfegruppen) 

nahmen 32 Personen teil. Der ausgearbei-
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tete Entwurf des Sozialreports114 wurde 

während des Treffens beraten und er-

gänzt. Die Vorgehensweise wurde als 

nützlich und vorbildlich für zukünftige Tref-

fen eingeschätzt. Viele TrägervertreterIn-

nen äußerten Anerkennung für die um-

fangreiche Ausarbeitung (mit Daten des 

TLS, TLVwA, des Landratsamts, der Mel-

deämter, der BfA, der LIGA und der Kas-

senärztlichen Vereinigung) und die im Er-

stellungsprozess gewährten Möglichkeiten 

zur Beteiligung. So konnten spezielle Ziel-

gruppen noch berücksichtigt werden. Die 

Idee der Darstellung der Daten auf Sozial-

raumebene blieb als Option für eine Fort-

schreibung und wird zu gegebenem Zeit-

punkt auf Realisierbarkeit überprüft.  

Der Verweis auf die in den Handlungsfel-

dern Sozialer Arbeit Aktiven findet sich an 

Stellen, an denen die Vollständigkeit der 

Darstellung den Umfang des Reports 

sprengen würde. Die gewählte Form er-

leichtert den Bürgern die Orientierung und 

Nutzung. Gegen Ende der Sitzung wurde 

das weitere Vorgehen beraten. Die Anwe-

senden begrüßten, auf dieser Grundlage 

die Zusammenarbeit und den Diskurs als 

Gruppe mit Ideen und Feedback stetig 

weiterzuführen. Form und Struktur wären 

hierfür jedoch noch abzustimmen, insb. 

die Nutzung neuer Medien. Konsens der 

Beteiligten war, die im Sozialreport 2011 

ausgearbeiteten Erkenntnisse intensiv zu 

nutzen und sie nicht „in die Schublade zu 

legen“. Für die avisierte Fortschreibung 
                                                

114 Beta-Version des Sozialreports mit Stand 18.07.2011 

wurde verabredet, sich erneut konstruktiv 

und partizipativ redaktionell zusammenzu-

finden.  

Eine weitere Trägerberatung analog der 

August-Runde wird voraussichtlich An-

fang 2012  stattfinden. Als Themenvor-

schläge wurde genannt: 

• soziale Bedarfslagen in den Gemein-

den und Verwaltungsgemeinschaften 

• (fach)ärztliche Versorgung (Entfernung 

und Erreichbarkeit sowie überbean-

spruchte Behandlungskapazitäten) 

• arbeitsfeldbezogene Diskussionen  

(z. B. Jugendhilfe, Seniorenarbeit im 

SHK) 

• Lösungsansätze zur „Ambulantisie-

rung“ der Hilfeerbringung nach SGB 

XII, da sich kaum Vermieter finden las-

sen, die ihre Wohnungen an Men-

schen mit Hilfebedarf vermieten wollen 

• Ausbau der Barrierefreiheit 

• Öffentlichkeitsarbeit und Einbeziehung 

der BürgerInnen 

In der Novembersitzung des GSA wurde 

über den Sozialreport abgestimmt. Er 

wurde angenommen und seine Fort-

schreibung unter Einbeziehung der Freien 

Träger beschlossen. Der Kreistag wurde in 

der Sitzung vom 14.12.2011 über die Ver-

öffentlichung informiert. Einzusehen ist der 

Sozialreport beim Landratsamt Saale-

Holzland-Kreis (Sozialamt) in Eisenberg. 

Der Sozialreport ist auf der Homepage des 

Landkreises www.saaleholzlandkreis.de 

zu finden. 
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b)  Das Modell 

Um gemeinsam verschiedene Themen der 

Sozialplanung zu bearbeiten, kann das 

„Modell SHK“ als Konstellation bestehend 

aus drei Gruppen beschrieben werden: 

Öffentliche Verwaltung, Kommunalpolitik, 

Trägerseite / Leistungserbringer (inkl. Stu-

dienteam). Das Planungsteam – die be-

reits erwähnte Arbeitsgruppe zum Sozial-

report – steht unter Federführung der öf-

fentlichen Verwaltung. Für die Leistungs-

erbringer-Seite fungiert das Studienteam 

als Mittler und unterstützt den Informati-

onsfluss zwischen beiden o. g. Gruppen, 

indem relevante Informationen zur Sozial-

planung zeitnah und praktisch über einen 

E-Mail-Verteiler weitergegeben werden 

können. 

c)  Planungsteam 

Das eigentliche Planungsteam ist die be-

reits erwähnte Arbeitsgruppe (AG) zum 

Sozialreport. Als Mitglieder der Gruppe 

sind zu nennen:  

• Erster Beigeordneter, Landratsamt 

SHK,  

• Leiter des Sozialamtes SHK,  

• Beauftragte für die Sozialplanung des 

SHK, Sozialamt, 

• Bürgermeister von Bürgel und Vorsit-

zender des Sozialausschusses, 

• Ein sachkundiger Bürger im Sozial-

ausschuss. 

In der Projektgruppe ist kein LIGA-

Vertreter vorgesehen. Die Studiengruppe 

hat ihre Mitarbeit in der Projektgruppe an-

geboten. Laut Protokoll vom 29.09.2010 

wird durch die Vorsitzende des Jugendhil-

feausschusses vorgeschlagen, das Stu-

dienteam (eine Person) in das Projektteam 

einzubeziehen. Dieser Vorschlag des Stu-

dienteams wurde nicht angenommen. 

Der Stellenanteil für Sozialplanung des 

SHK umfasst 10 Stunden in der Woche. 

Während der Ausarbeitung des Sozialre-

ports wurde hierfür aber flexibel mehr Ar-

beitszeit eingesetzt. 

d)  Einbindung des Studienteams 

Der oben beschriebene Weg (Studienteam 

als Mittlerrolle) konnte eine zum Teil be-

reits angespannte Kommunikation soweit 

auflockern, dass bei der Erstellung des 

Sozialreportentwurfs die Vorschläge der 

Trägerseite berücksichtigt wurden. Die 

öffentliche Seite hat auf eine breite Trä-

gerbeteiligung innerhalb der einzelnen 

Veranstaltungen gesetzt. Neben den in-

haltlichen Vorschlägen der Träger sind alle 

aktiven Kontaktdaten im Sozialreport ent-

halten, sodass diese fürs „Netzwerken“ 

genutzt werden können. Die Beteiligung 

der Akteure umfasste die Teilnahme an 

den zwei beteiligungsoffenen GSA-

Sitzungen 2010 und 2011. Des Weiteren 

gab es Austauschtreffen der Träger in der 

Kreisgruppe untereinander, um die Vor-

schläge zu erörtern. Mit den Zuarbeiten 

fachlicher Informationen und Zahlenmate-

rial der Träger, Vereine und oder Einrich-

tungen konnte der Sozialreport mit einem 

aktuellen Datenstand veröffentlicht wer-

den.  
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e)  Zukünftige Herausforderungen 

Mit dem „Sozialreport Saale-Holzland-

Kreis“ liegt nun erstmalig eine Planungs-

grundlage neuer Qualität vor. Er wird als 

solche von den VertreterInnen der Kom-

munalpolitik, der Verwaltung und der 

Freien Träger geschätzt. Wichtig ist nun, 

nach diesem wichtigen Schritt weitere fol-

gen zu lassen, solange die Datenlage ak-

tuell und der Beteiligungswille der Freien 

Träger hoch ist.  

Um im Prozess Sozialplanung weiter vo-

ranzukommen, ist für Anfang 2012 ein 

weiteres Trägertreffen geplant. Schwer-

punkt bei diesem Austausch soll neben 

den bereits genannten Themen sein, ge-

meinsam zu planen, wie und in welcher 

Form mit der Planungsgrundlage weiter-

gearbeitet werden kann. Einige mögliche 

Fragestellungen hierbei könnten sein: 

• Welche Themen sind für 2012 prioritär 

und vor allem realistisch umsetzbar? 

• Planungsebene: Wird gemeindebezo-

gen geplant?  

• Finden die Treffen themenspezifisch 

statt, um in einer effizienten Arbeits-

weise gute Ergebnisse erzielen zu 

können? 

• Warum ist es für den einzelnen Träger 

wichtig, an dem Thema „xy“ aktiv mit-

zuwirken? 

• Wie kann Beteiligung in den Prozes-

sen realisiert werden? 

f)  Planungsgrundlage 

Hervorzuheben ist, dass im Landkreis eine 

Leitbilderarbeitung beschlossen wurde 

(Leitbild "Saale-Holzland 2020“). Die Vor-

stellung des Vorhabens ist auf einer eige-

nen Homepage benutzerfreundlich und 

anschaulich dargestellt: http://www.leitbild-

shk.de/. Dort heißt es: 

„Der Arbeitsprozess soll unter breiter Ein-

beziehung von Meinungen, Standpunkten 

und möglichen Entwicklungsrichtungen 

gestaltet werden […]. 

Die Planung und Koordinierung der Arbeit 

erfolgt unter der Leitung des Landrates im 

engen Zusammenwirken mit dem erweiter-

ten Kreisausschuss „Saale-Holzland 

2020”. Kreistagsmitglieder und Vertreter 

der Ämter des Landratsamtes werden un-

ter Mitwirkung von kompetenten Bürgern 

aus Einrichtungen, Vereinigungen, Ver-

bänden, Organisationen, Kommunalpolitik 

und Schulen das Leitbild erarbeiten.“115 

Dabei wird der Schwerpunkt auf Wirtschaft 

und Verkehr (ÖPNV), Natur, Land- und 

Forstwirtschaft, erneuerbare Energien so-

wie Soziales und Familie gelegt. 

Speziell die Zukunftsfragen im Bereich 

Soziales und Familie können in o. g. Ver-

anstaltung 2012 thematisiert werden. 

Hierbei geht es vor allem um Bindungs-

kraft (um junge Menschen in der Region 

zu halten), Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf, Ehrenamt, Umgang mit steigenden 

                                                
115 www.leitbild-shk.de (1) 21.12.2011 
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Pflegebedarfen und hilfebedürftige Men-

schen sowie die speziellen Bedürfnisse 

von Seniorinnen und Senioren.116 

Unter der Rubrik „Mitmachen“ ist für Inte-

ressierte ein Fragebogen eingerichtet, mit 

welchem einfach und bequem Anregun-

gen, Verbesserungsvorschläge und Kriti-

ken eingebracht werden können. Positiv 

zu erwähnen ist, dass die Beteiligung zum 

Leitbild abgestuft vorgesehen und in fol-

gende vier Gruppen eingeteilt ist: Bürge-

rInnen, Senioren, Unternehmen und Schü-

lerInnen der Klassen 8-12.117 

Weitere Planungsinstrumente im Land-

kreis, die dem Studienteam mit Stand De-

zember 2011 bekannt waren, sind: 

• Ratgeber für Senioren, Saale-

Holzland-Kreis 

• Selbsthilfewegweiser, Gesundheitsamt 

und Selbsthilfekontaktstelle des Saale-

Holzland-Kreises 

• Demografie-Steckbrief der Ser-

viceagentur Demografischer Wandel 

(Stand August 2011) 

• Sozialwirtschaftsbilanz Saale-Holz-

land-Kreis der PARITÄTISCHEN 

Kreisgruppe 

Allgemeine kommunale Erhebungen, wie 

Einwohnermelderegister oder Daten zu 

öffentlichen Sozialleistungen werden nicht 

gesondert genannt. Andere Datenerhe-

bungen wie KiTa-Bedarfsplanung, Schul-

netzplanung, Grünflächenplanung, Umfra-

                                                
116 vgl. www.leitbild-shk.de (2) 21.12.2011 
117 vgl. www.leitbild-shk.de (3) 21.12.2011 

gen o. ä. waren im Internet nicht recher-

chierbar, finden aber aufgrund gesetzli-

cher Grundlagen, wie bspw. in der Ju-

gendhilfeplanung statt. 

Im Rahmen der vorliegenden Studie kann 

die sog. „RAG“ nur am Rande erwähnt 

werden, soll aber nicht unbeachtet blei-

ben. Im SHK bringt sich eine Regionale 

Aktionsgruppe Saale-Holzland e. V. (RAG 

SH)118 als Akteursnetzwerk aktiv um die 

Gestaltung des demografischen Wandels 

ein. Daneben unterstützt als ein sog. Mo-

dellvorhaben der Raumordnung (MORO)119 

das „Aktionsprogramm regionale Daseins-

vorsorge“ ausgewählte ländliche Räume, 

um sich „innovativ den infrastrukturellen 

Herausforderungen des demografischen 

Wandels zu stellen und mit einer Regio-

nalstrategie Daseinsvorsorge erforderliche 

Infrastrukturanpassungen vorausschauend 

und kooperativ zu gestalten“.120  

Die Schwerpunkte liegen hier auf Demo-

grafie-Checks, neuen Energiequellen, Bil-

dung und Gesundheit sowie auf der Sied-

lungsstruktur als ein strategisches Quer-

schnittsthema. Bürgerbeteiligung soll vo-

rangetrieben werden.121 Hierfür wurde ei-

gens eine nach Zielgruppen differenzierte 

Online-Befragung eingerichtet und auf 

diesem Weg zum Beitrag von Gestal-

tungsideen aufgerufen. 

                                                
118 http://www.rag-sh.de/ 
119 www.bbsr.bund.de 
120 www.regionale-daseinsvorsorge.de 
121 vgl. www.regionale-daseinsvorsorge.de (2) 



 

LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. 

Machbarkeitsstudie zur Implementierung eines Strategischen Zentrums für Sozialplanung 
123 

Die Regionalmanagerin ist über ihre Ein-

richtung als Mitgliedsorganisation des 

PARITÄTISCHEN LV an die Sozialpla-

nungs-Prozesse im SHK gut angebunden. 

g)  Einschätzung der Beteiligung  

Das im August 2011 zusammengetretene 

Gremium war wie o. g. sehr gut besucht. 

Die Gewichtung der Teilnehmer spielt in 

diesem Fall nur eine untergeordnete Rolle, 

da das Gremium sich (noch) nicht stetig 

für den Landkreis planend trifft. Doch darf 

festgehalten werden, dass seitens des 

Landkreises alle Prozessbeteiligten und 

Verantwortlichen zugegen waren und auf 

Seiten der Freien Wohlfahrtspflege viele 

Vertreter mitarbeiteten. BürgerInnen wa-

ren in der öffentlichen Runde nur insofern 

als sachkundige Bürgervertreter anwe-

send, als sie ebenfalls dem GSA angehö-

ren. Am Thema und Inhalt der Sitzung 

orientiert, war diese Zusammensetzung 

handlungsfähig und die relevanten Stellen 

waren involviert. Weitere Beteiligungsfor-

men wie beispielsweise eine Aufteilung in 

bürgernahe Sozialraumkonferenz und 

Planungsraumkonferenz besteht (noch) 

nicht.122  

Die Sitzung kann als großer Erfolg ange-

sehen werden, da ersichtlich wurde, dass 

Einrichtungspraxis und Sozialplanung ei-

ner gemeinsamen Sprache bedürfen, dies 

aber nicht prinzipiell konfliktbeladen ist. 

Bei entsprechender Moderation konnte in 

diesem Treffen gut zueinander gefunden 

                                                
122 vgl. Lutz, R., Rund, M., 2010.  

werden, sodass Vorhaben und Ergebnis 

den beabsichtigten Zielen entsprachen.  

Da dieser Prozess der Zusammenarbeit 

gerade erst beginnt, kann die Tagungs-

häufigkeit nicht bewertet werden. Sie wird 

den Erfordernissen angepasst. Stetigkeit 

ist in einer von zwei Dimensionen gege-

ben, indem ein nächster Termin im Febru-

ar 2012 bereits ins Auge gefasst wurde. 

Die zweite Dimension der Stetigkeit ist die 

Gremienbesetzung, von der noch nicht 

bekannt ist, ob sich in Zukunft derselbe 

Personenkreis treffen wird.  

Die Teilnehmer-Identifikation mit dem 

Landkreis war während der Sitzung spür-

bar, auch wenn die TeilnehmerInnen nicht 

einzeln zu den Gründen ihres Engage-

ments befragt wurden.  

Die Vernetzung wird durch den Sozialre-

port sowie verschiedene Wege der Publi-

kation (Webseite, Links, Ansprechpartner) 

vorangetrieben und ist, wie an o. g. weite-

ren Publikationen zu sehen, schon the-

menspezifisch ausgeprägt. Sie geschieht 

trägerübergreifend im Landkreis, während 

die vertikale Vernetzung zu diesem Zeit-

punkt nicht zu bewerten ist. Der stark in-

tegrierende Charakter des Leitbilds SHK 

mit daraus realisierten vielfältigen Aktivitä-

ten gibt das vorhandene Geflecht gut wie-

der.  

Allgemein werden Planungen teilweise 

dafür kritisiert, sie gingen „über die Be-

troffenen hinweg“. Mitnichten kann dies für 

den SHK so gelten. Die rege Beteiligung in 
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der Sitzung, die sich zur Mitwirkung öff-

nende Verwaltung und der bürgerfreund-

lich gestaltete Sozialreport weisen klar in 

eine andere Richtung. Da der Sozialreport 

allerdings streng genommen noch keine 

Sozialplanung, sondern deren Daten-

grundlage ist, bleibt eine Wertung an die-

ser Stelle aus. Es bleibt abzuwarten, wie 

sich in weiteren Sitzungen die Partizipati-

on in den Planungsprozess hinein gestal-

tet.  

Die Breite des Planungsansatzes kann als 

umfassend und integrativ bezeichnet wer-

den.  

h)  Beobachtung des Prozesses im 

VSOP-Management-Zyklus  

Der Prozess der Sozialplanung soll mit 

Gesprächen am Leben erhalten werden 

(öffentliche Diskussionsrunden mit Bürge-

rInnen, um das Thema Sozialplanung im-

mer auf der Tagesordnung zu haben und 

es ähnlich zu verankern wie bspw. das 

Thema Umweltschutz). 

Der sozialplanerische Managementkreis-

lauf123 soll an dieser Stelle herangezogen 

werden, um den Prozess bezüglich der 

Fragestellungen einzuordnen: 

• Wo befindet sich der Prozess im Mo-

ment? 

• Was würde man mit dem heutigen 

Wissen anders gestalten? 

Orientiert an der Grafik, könnte der Pro-

zess als am Startpunkt befindlich be-

schrieben werden. Dies würde den Wert 

                                                

123 vgl. www.vsop.de (2) 
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der geleisteten Arbeit am Sozialreport und 

das entstandene Zusammenwirken der 

beteiligten Akteure nur unzureichend wür-

digen. Richtig ist jedoch, dass der Sozial-

report im Sinne der Sozialberichterstattung 

als Fundament dienen soll und kann. Auf 

ihm sollten differenzierte Planungs- und 

Umsetzungsschritte aufsetzen, damit im 

Sinne dieser Studie eine strategische Wei-

terentwicklung der sozialen Infrastruktur 

im SHK stattfindet. Die Erarbeitung sozial-

politischer Leitlinien findet derzeit statt. Es 

gilt, den angestoßenen Dialog der Akteure 

gemeinsam fort zu führen und strukturierte 

Formen der Einbeziehung und Beteiligung 

der Bevölkerung vorzubereiten und anzu-

wenden. Ein auf „breiten Schultern“ ste-

hender politischer Wille ist hierbei wichtig. 

Dieser war in der vergangenen offenen 

Sitzung des GSA erkennbar. Daher sind 

die derzeitigen Bedingungen strategischer 

Sozialplanung im SHK als günstig zu beur-

teilen. 

3.5.4 SHK - Analyse und Handlungs-

empfehlungen 

Der Sozialreport wurde verabschiedet, das 

Einbinden der Träger ist gelungen. Beteili-

gungsveranstaltungen waren erfolgreich. 

Einen festen Platz in Planungsgremien 

haben die Freien Träger allerdings (noch) 

nicht, die Beteiligung gleicht einer Anhö-

rung. Der Sozialreport bietet einen aktuel-

len Überblick und wartet mit Informationen 

zum Netzwerken auf, was in vielen Sozial-

berichten fehlt. Für seine Fortschreibung 

wird eine themenspezifische Variante vor-

geschlagen.  

Die gefassten Leitlinien des SHK (2020) 

sollten in der LIGA diskutiert werden, um 

das eigene Vorgehen je nach Zustimmung 

oder (teilweiser) Ablehnung zu planen. Die 

Kreis-LIGA sollte die Nutzung der Sozial-

daten des Reports für ihre Planungen und 

den Ausbau der Vernetzung prüfen. So-

fern das Datenmaterial für z. B. kleine So-

zialräume zu unscharf ist, könnte sie Vor-

schläge erarbeiten, wie Fortschreibungen 

diesbezüglich weiter entwickelt werden 

können.  

Die im Sozialreport verwendeten Daten-

quellen sind zum größten Teil frei zugäng-

lich. Gleichwohl schien es eine abwarten-

de Haltung der LIGA-Organisationen zu 

geben, sich die Daten von Dritten aufbe-

reiten zu lassen. Sofern es Problemwahr-

nehmungen für spezifische Felder Sozialer 

Arbeit gibt, könnte die LIGA prüfen, ob sie 

punktuell eigene Recherchen anstellt.  

Mit den bereits erfolgten Entwicklungen 

konnten Ängste aller Beteiligter in Bezug 

auf Partizipation abgebaut werden. Die 

Zusammenarbeit sollte integriert und parti-

zipativ weitergeführt werden. Der Prozess 

ist ein zartes Pflänzchen, aber bereits ein 

Beweis dafür, dass man schrittweise zu 

partizipativer Sozialplanung voranschrei-

ten kann. Dieses Pflänzchen sollte von der 

Kreis-LIGA mit Licht und Wärme (positive 

Öffentlichkeitsarbeit) versorgt und durch 

eigene Aktivitäten (z. B. lebendige Kontak-

te) in „kleinen Schlucken gegossen“ wer-

den.  



 

LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. 

Machbarkeitsstudie zur Implementierung eines Strategischen Zentrums für Sozialplanung 
126

4.  Die Erkenntnisse 

4.1  Synthese aus den Prozessen  

In diesem Kapitel werden die Ergebnisse 

der Prozessanalysen zusammengefasst 

und abgerundet. Alle Ergebnisse und die 

darauf aufbauenden Handlungsempfeh-

lungen sind als Überlegungen und Diskus-

sionsvorschläge des Studienteams zu ver-

stehen. An vielen Stellen sind weitere 

Nachforschungen notwendig, um die Be-

obachtungen kritisch zu beleuchten.  

• Innerhalb der LIGA wurde das Thema 

Sozialplanung etwa seit 2004 diskutiert 

und auf die Relevanz für die Einrich-

tungen, die Verbände und die LIGA 

selbst hin untersucht. Das Charakteris-

tikum Integrierter Sozialplanung – ihre 

thematische und methodische Vielfalt 

auf mehreren Ebenen – macht sie ei-

nerseits sehr spannend und sorgt an-

dererseits für eine gewisse Unschärfe. 

Als Meta-Thema ist Sozialplanung im 

Sinne der Machbarkeitsstudie nahezu 

in jedem Arbeitsgebiet der LIGA prä-

sent – oftmals unterschwellig bzw. un-

ausgesprochen. 

• Die mit Einsetzen der Studientätigkeit 

intensivierte Diskussion Strategischer 

Sozialplanung sorgte für viel Zustim-

mung und Neugier. Es gab aber auch 

kritische Fragen in der LIGA, inwieweit 

Sozialplanung überhaupt ein Thema 

für Freie Träger sei.  

• Daraus ergab sich, Ziele und Chancen 

Strategischer Sozialplanung konkret 

darzustellen. 

• Beobachtbar war das gelegentliche 

Auseinanderfallen der Einschätzungen 

und Lösungsansätze zwischen der 

Landesebene der LIGA mit ihrer über-

regionalen Orientierung und den örtlich 

aktiven Einrichtungen mit ihrer not-

wendigerweise operativ-lokalen Orien-

tierung.  

• Wissenschaftliche Untersuchungen124 

zeigen, dass Instrumente strategi-

schen Controllings in der Sozialwirt-

schaft nur gering genutzt werden: Nur 

etwa jedes zehnte Unternehmen nutzt 

strategische Analyse-Instrumente, 

noch geringer ist die Nutzung der 

SWOT-, und Stakeholderanalyse. Am 

weitesten verbreitet sind Benchmarks 

– aber nur bei gut einem Drittel der 

Organisationen. Strategisches Control-

ling und strategische Planung werden 

hier als „siamesische Zwillinge“ ver-

standen.  

• Die Lage Freier Träger wird z. B. durch 

die Untersuchung „Die Fachkräfteent-

wicklung in der Thüringer Gesund-

heits- und Sozialwirtschaft“125 doku-

mentiert: Ein sehr hoher Anteil von 

Führungskräften der Sozialwirtschaft 

beschreibt darin den Strategiebedarf 

                                                

124 Z.B. König, M., 2011.S.26ff. 

125 Ehrlich, M., Behr, M., 2010, S.47ff.. 
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bezüglich der Fachkräftesituation. 

Deutlich niedriger war der Anteil derje-

nigen, die konkret an der Lösung ar-

beiteten. Aus Sicht der AutorInnen der 

Machbarkeitsstudie weist dies auf Un-

sicherheiten der Leitungskräfte über 

die zukünftige Entwicklung ihrer Auf-

gabenfelder hin (= Sozialplanung): 

Wenn unklar ist, wie sich die relevante 

Organisationsumwelt entwickelt, wird 

auch die strategische Personalentwick-

lung erheblich erschwert. 

• Der integrierte, beteiligungsorientierte 

Ansatz war nur wenigen der angespro-

chenen Akteure bekannt. Strategische 

Sozialplanung zur langfristigen Unter-

nehmensentwicklung findet bei Freien 

Trägern in der Regel nicht statt. Es 

fehlten Ressourcen, Kontakte und Me-

thodenwissen hierzu.  

• In den beobachteten Prozessen wurde 

deutlich, dass viele sozialwirtschaftli-

che Organisationen vorhandenes Da-

tenmaterial wie Sozialberichte, Sozial-

atlanten, Spezialstatistiken kaum für 

ihre Angebotsentwicklung nutzen. 

Zwar sind diese meist bekannt, werden 

jedoch in ihrer Ausrichtung und (sozial-

räumlichen) Detailtiefe als nicht kom-

patibel mit den Erfordernissen der Ein-

richtungen beschrieben. Häufig liegen 

Probleme darin, dass die Daten für 

spezifische Zielgruppen nicht vorhan-

den, nicht bekannt oder sozialräumlich 

nicht präzise genug sind. Letzteres ist 

wohl z. T. damit zu begründen, dass 

die Kleinteiligkeit vieler Träger kein 

Agieren in der räumlichen Ausdehnung 

eines gesamten Landkreises erlaubt. 

• Freie Leistungserbringer erbringen ihre 

Leistungen zu einem wesentlichen Teil 

auf der Grundlage öffentlicher Finanz-

mittel. Daher ist es für Freie Träger 

unerlässlich, bei der Angebotsentwick-

lung die rechtlichen und organisatori-

schen Strukturen der öffentlichen Leis-

tungsträger zu berücksichtigen. Der 

Kreativität in der Angebotsentwicklung 

sind dadurch zunächst Grenzen ge-

setzt, jedoch arbeitet bspw. die LIGA 

permanent mit an der Weiterentwick-

lung der Rahmenbedingungen. 

• Organisationsentwicklung in der Sozi-

alwirtschaft ist – zumal wenn sie lang-

fristig ausgerichtet ist – mit sehr viel 

Arbeit verbunden. Je langfristiger der 

Planungshorizont ist, umso schwerer 

wird es, den konkreten Nutzen fest-

stellbar zu machen, der die Mühen be-

lohnt. Dies macht den hohen Motivati-

onsbedarf deutlich. 

• Als besonderes Spezifikum der Freien 

Wohlfahrtspflege tritt der erhöhte Ab-

stimmungsbedarf zwischen ehrenamt-

lich aktiven Vorständen und hauptamt-

lichen Leitungskräften und Beschäftig-

ten hinzu.  

• Für die eigene Strategiebildung und 

Organisationsentwicklung stehen Öf-

fentlichen und Freien Trägern nur ge-

ringe Ressourcen zur Verfügung. 
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• Vernetztes Kommunizieren und Han-

deln vor Ort (horizontale Vernetzung) 

sowie zwischen landesweiten und re-

gionalen / lokalen Ebenen (vertikale 

Vernetzung) fordert Ressourcen, die 

für beide Seiten ebenfalls nur sehr be-

grenzt verfügbar sind. 

• Das Verhältnis zwischen Leistungser-

bringern und örtlichen sowie überörtli-

chen Leistungsträgern stellt sich in ei-

ner großen Bandbreite dar: Es gibt 

zahlreiche Beispiele einer vertrauens-

vollen und langjährigen Zusammenar-

beit genauso wie Beispiele, in denen 

das Verhältnis durch konfliktträchtige 

Einschätzungen des jeweils anderen 

belastet wird. In punkto partizipativer 

Sozialplanung wirken „Vorgeschichten“ 

natürlich entsprechend weiter.  

• Die Beteiligung Freier Träger an Pla-

nungsrunden auf lokaler Ebene ge-

schieht dementsprechend höchst un-

terschiedlich. Positive Beispiele der 

Praxis belegen aber, dass unterschied-

lichste Akteure durchaus motiviert 

sind, partizipativ und interdisziplinär 

zusammen zu arbeiten.126 

• Damit verbunden ist eine häufig zu 

beobachtende abwartende Haltung: 

Sollen doch erst mal das Land, die 

Kommunen, die LIGA, … in die Gänge 

                                                

126 Kreisarbeitsgemeinschaft Gera, die in der Langfassung 
beschriebenen Prozesse in Saalfeld oder zur Gründung von 
Dorfstiftungen. 

kommen und Handlungssicherheit ge-

ben. 

Als weitere Ergebnisse können festgehal-

ten werden: 

• Der strategische Ansatz zur Sozialpla-

nung wurde vom Freistaat Thüringen 

durch nahezu zeitgleiche Arbeitsauf-

nahme der Stabsstelle Strategische 

Sozialplanung im TMSFG (Dezember 

2009) und die Förderung der Mach-

barkeitsstudie der LIGA (September 

2010) in der Fachöffentlichkeit deutlich 

aufgewertet. 

• Durch die Stabsstelle im TMSFG wur-

de unter anderem begonnen, die Ver-

netzung der kommunal Sozialplanen-

den zu steigern. Ihre fachliche Vernet-

zung z. B. über den VSOP127 war zum 

Studienbeginn nur in geringem Maße 

gegeben. Insofern waren viele kom-

munale SozialplanerInnen fachlich auf 

sich gestellt. Mit Eintritt eines Studi-

enmitarbeiters wurde erstmalig ein 

Vertreter Freier Träger Mitglied in der 

VSOP-Regionalgruppe Ostdeutsch-

land. 

• Als Aufgabe kommunaler Sozialver-

waltung findet Sozialplanung auf Ebe-

ne der Landkreise und kreisfreien 

Städte flächendeckend, aber in höchst 

unterschiedlicher Ausgestaltung statt 

(mit Ausnahme der gesetzlich normier-

ten Jugendhilfeplanung, s. o.). Die 
                                                

127 Verein für Sozialplanung, www.vsop.de. 
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Entwicklung und Fortschreibung von 

Dokumenten der Sozialberichterstat-

tung (Sozialatlanten u. ä.) wird als 

wichtige Aufgabe wahrgenommen. Es 

gibt zwar Ähnlichkeiten der Methodik 

und Themenfelder, aber ein gemein-

samer Standard ist nicht erkennbar. 

Dies gilt auch für den Rhythmus der 

Aktualisierungen. Neben „Sammelwer-

ken“ gibt es eine große Bandbreite 

thematischer Einzelberichte (z. B. Ju-

gend- und Seniorenberichte). Die Res-

sourcenausstattung von Sozialpla-

nungsstellen in der öffentlichen Ver-

waltung ist in der Regel aus Sicht der 

dort Beschäftigten so knapp, dass eine 

Ausweitung der Planungsbereiche und 

der nach außen gerichteten Aktivitäten 

als sehr schwierig beschrieben wird.  

• Die Beobachtungen zur Sozialbericht-

erstattung sind natürlich im Kontext ih-

rer Entstehung zu sehen. Die Sozial-

berichte werden z. B. durch die Stadt-

räte, Kreistage (oder deren Fachaus-

schüsse), Bürgermeister oder Landräte 

in Auftrag gegeben. Sie dienen nach 

ihrer Ausarbeitung nicht nur zur Pla-

nung der sozialen Infrastruktur vor Ort, 

sondern der lokalen Sozialpolitik als 

Argumentationsgrundlage. Insofern ist 

es legitim, die Interpretation der Daten 

und die Entwicklung von Lösungsstra-

tegien den AuftraggeberInnen zu über-

lassen.  

• Kommunale Sozialplanung findet somit 

vielfach quantitativ, deskriptiv, operativ 

und separiert statt:  

• Quantitativ und deskriptiv:  Sozialbe-

richte bestehen zu einem hohen Maße 

aus Tabellen, Grafiken und Zahlen. 

Dies erfordert hohe Interpretationsfä-

higkeiten. Qualitative Lebenslagen- 

und Sozialraumanalysen mit Bezug auf 

komplexe Problemlagen sind selten. 

Konkrete und sozialräumliche Hand-

lungsempfehlungen zu einzelnen Le-

benslagen fehlen oft.  

• Operativ : Daten werden vergangen-

heitsbezogen berichtet und dienen als 

Planungsgrundlage für die gegenwär-

tige Lage und nähere Zukunft. Vielfach 

wird auf eine SozialAUSGABENpla-

nung fokussiert. Strategische Szenari-

en sind die Ausnahme.  

• Separiert:  Kontinuierliche gemeinsa-

me Planungsbezüge zu anderen 

Fachplanungen (Bau, Verkehr, Wirt-

schaft, Umwelt) sind die Ausnahme. 

Diese Trennung ist in der Regel nicht 

ausdrücklich gewollt, sondern Folge z. 

B. enger Personalressourcen. Die 

schwach ausgeprägte Integration zeig-

te sich exemplarisch im 1. Entwurf des 

Landesentwicklungsprogramms 2025, 

in dem das Kapitel „Soziale Infrastruk-

tur“ völlig fehlte.  

• Sozialplanung dokumentiert soziale 

Problemlagen. Sie formuliert daher im-

plizit politischen und administrativen 
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Handlungsbedarf. Vor allem in perso-

nell und wirtschaftlich schwach ausge-

statteten Regionen erzeugt dies oft-

mals Resignation oder Unwillen.  

• Es fehlt an Klarheit für die kommunal-

politischen Akteure, wo genau ihre 

Gestaltungsspielräume liegen. Fiska-

lisch ist schwer zu beurteilen, ob In-

vestitionen im öffentlichen Interesse 

liegen, ob sie sich „rechnen“.  

• Die Sozialberichterstattung wird meist 

von den kommunalen SozialplanerIn-

nen selbst organisiert und durchge-

führt, was sehr arbeitsintensiv ist. Die 

Ressourcen für weiterführende Pla-

nungen sind folglich gering.  

• Das Potential, über Datensammlungen 

präventive Wirkungen zu planen und 

damit ressourcenschonend zu agieren, 

wird oft nicht ausgeschöpft. Das liegt 

daran, dass die meisten Statistiken 

sich auf Personengruppen beschrän-

ken, die sich bereits akuten Bedarfsla-

gen befinden. Frühindikatoren oder die 

Beschreibung von Risikogruppen feh-

len vielfach. In diese Richtung gehen-

de komplexe Datenerhebungen setzen 

entsprechende sozialpolitische Zielset-

zungen und Ressourcen voraus.  

• Räumlicher und zeitlicher Bezug der 

Datenerhebung und teilweise der Pla-

nungszuständigkeit werden z. B. von 

Sozialdezernenten als wenig zweck-

dienlich kritisiert.  

• Auf lokaler Ebene wird der Dialog zwi-

schen Verwaltung und nicht-

öffentlichen Leistungserbringern oft als 

auf das notwendige Minimum reduziert 

beschrieben – und dies von den Akteu-

ren fast durchgehend bedauert.  

• Konkurrenzgedanken bzw. Abgren-

zungen können einer übergreifenden 

Planung entgegenstehen. Dies kann 

Öffentliche und Freie Träger betreffen 

und dazu führen, dass Synergieeffekte 

nicht erkannt und genutzt werden.  

• Die Beteiligung von ExpertInnen in 

eigener Sache ist vielfach unterentwi-

ckelt. Dies gilt vor allem bei „professio-

nellen Gremien“. Sofern vor Ort z. B. 

Sozialraumkonferenzen stattfinden, 

sind diese thematisch oft überladen 

und dienen eher dem Informationsaus-

tausch als der tatsächlichen Planung 

und Entscheidung sozialräumlicher 

Entwicklung. Die meisten Verfahren 

sehen Beteiligung punktuell vor, d. h. 

es gibt oft keine Beteiligungskreisläufe. 

• Die Methode, Sozialplanung in defi-

nierte Prozessschritte aufzugliedern, 

diese im Sinne eines kontinuierlichen 

Kreislaufs abzuarbeiten und in kleinen 

Zwischenzielen zu verwirklichen, wird 

nur teilweise genutzt. Vielen Prozes-

sen fehlt darum eine Ablaufstruktur. 

Sie pendeln oder stocken zwischen 

einzelnen Teilschritten. Eine (schriftli-

che) Übereinkunft der Akteure über 

Arbeitsteilung, Rollen, Ressourcen, 

Meilensteine, Zeitpläne, Prioritäten etc. 
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fehlt vielfach. Oftmals ist nur das Fi-

nalziel formuliert, dieses aber so 

schwierig zu bestimmen („Inklusion!“), 

dass die Arbeitszusammenhänge dem 

nicht gerecht werden können. 

• Beteiligungsgeprägte Verfahren brin-

gen verschiedene Perspektiven, Rollen 

und Interessen der Akteure mit sich. 

Zusätzlich bilden (z. B. wirtschaftliche) 

Abhängigkeiten oder unterschiedliche 

Wissensstände Machtasymmetrien in 

Beteiligungsrunden. Teilweise ist in de 

facto planerischen Prozessen unklar, 

wer die Verantwortung trägt für den 

Prozess trägt. Dies gilt insb. wenn Pla-

nungsbeteiligte aus unterschiedlichen 

Bereichen und von verschiedenen 

Ebenen zusammenarbeiten. Wird dies 

nicht geklärt trägt sie im Zweifel nie-

mand, was sich dann am Output der 

Gremien ablesen lässt. 

• Unterschiede gibt es in den Paradig-

men der Planung und der Planungszie-

le. Das Konfliktpotential wirkt oft un-

ausgesprochen, statt es durch neutrale 

Moderation / Mediation zu klären.  

• Der (lokale) Handlungs- und Gestal-

tungsspielraum ist durch knappe Res-

sourcen und rechtliche Vorgaben oft 

sehr eingeschränkt. Die Verwirklichung 

nachhaltiger lokaler Lösungsansätze, 

die ohne modellhafte Sonderbedin-

gungen durch Förderprogramme fort-

wirken, hat daher hohe Priorität. 

4.2  Nutzen strategischer Sozialpla-

nung 

Der von der LIGA Thüringen verfolgte An-

satz strategischer Sozialplanung fordert 

zweifellos einen enormen gemeinsamen 

Kraftakt zahlreicher Akteure. Deswegen 

werden die erwarteten Vorteile des Ansat-

zes deutlich benannt. 

• Strategische Sozialplanung in der 

oben genannten Definition dient einer 

effizienten und qualitativ hochwertigen 

Ressourcennutzung. Sie wirkt als 

Frühwarnsystem und steuerungsunter-

stützend (jährliche Veränderungen 

werden sichtbar). 

• Die Wirkungen des demographischen 

Wandels werden sichtbar und gestalt-

bar. 

• Investitionen können zielgerichtet so 

platziert und dimensioniert werden, wie 

es dem Bedarf entspricht. 

• Eine solide Datenlage und entspre-

chende Konzepte fördern fachlich zu 

führende Diskussionen. 

• Vernetzung und lokale Identifikation 

entsteht durch die Beteiligung und Nä-

he zwischen Einzelpersonen und Ent-

scheidungsträgern – wichtige Bedin-

gungen für bürgerschaftliches Enga-

gement. 

• Beteiligungsintensive Verfahren schaf-

fen Wertschätzung und Vertrauen. Sie 
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können die Planungssicherheit auf al-

len Seiten erhöhen. 

• Sofern zu Beginn von Planungspro-

zessen Klarheit über Ziele und den 

Verlauf erreicht wird, ist die Bereit-

schaft zur konstruktiven Zusammenar-

beit hoch. 

• Der Zusammenhang langfristig und 

methodisch solide angelegter Planung 

und bedarfsgerechter Angebotsent-

wicklung samt den dafür notwendigen 

Personalressourcen wird ersichtlich. 

• Ein schlüssiges und bedarfsgerechtes 

Konzept sozialer Dienstleistungen sta-

bilisiert Sozialräume. Wo sich Versor-

gungslücken auftun, steigt das Risiko 

der Abwanderung in Regionen mit 

adäquater Versorgung. 
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5.  Ein Kompetenzzent-

rum der LIGA – Fazit der 

Machbarkeitsstudie 

Als Ergebnis der vorgelegten Recherchen 

und Untersuchungen durch die Machbar-

keitsstudie sind zum Konzept des LIGA-

Kompetenzzentrums Strategische Sozial-

planung folgende Punkte festzuhalten: 

Die Antwort auf sozialräumliche Entwick-

lungsfragen liegt nach Einschätzung des 

Studienteams bei den jeweiligen Akteuren 

vor Ort. Daher kann und soll ein Kompe-

tenzzentrum nicht selbst Sozialplanung 

durchführen . Insbesondere stellt es keine 

Alternative oder keinen Gegenentwurf zur 

Sozialplanung der öffentlichen, vor allem 

kommunalen Stellen dar.  

Wie schon vielfach angeklungen geht es 

darum, Freie Träger und Mitarbeitende der 

LIGA-Verbände für den strategischen 

Entwicklungsbedarf der in ihrer Verantwor-

tung liegenden Sozialen Infrastruktur zu 

sensibilisieren. Daran schließt sich eine 

Struktur der Unterstützung , der Bera-

tung in konkreten Planungsvorhaben und, 

sofern benötigt, der Qualifizierung an.  

Aus der Machbarkeitsstudie sind zahlrei-

che Erkenntnisse gewonnen, die hierfür 

dienen können. Das Kompetenzzentrum 

soll den Fokus darauf legen, vielfältige 

Methoden strategischer Sozialplanung  

je nach Stand der Dinge vor Ort nutzbar 

zu machen . Aufgrund der Bandbreite von 

Themen wird es nicht Ziel sein, spezifi-

sche Fachkenntnisse Sozialer Arbeit de-

tailliert zu erwerben. Das ist bei laufender 

Einbeziehung der haupt- und ehrenamt-

lichen ExpertInnen  auch gar nicht not-

wendig.  

Vielmehr geht es um Methodenwissen 

zum „Prozessdesign “: Wie können vor-

handene Datenquellen und weitere Pla-

nungsgrundlagen praktikabel erschlossen 

werden? Wie können Freie Träger stärker 

kooperieren, wie können sie trotz Wettbe-

werb untereinander gemeinsame Ziele 

verfolgen? Wie können Freie Träger ihre 

Angebote so langfristig entwickeln, dass 

Chancen genutzt und wirtschaftliche Risi-

ken minimiert werden? Wie können sich 

Einrichtungen und Dienste sozialräumlich  

und lokalökonomisch verankern? Wie 

können Angebots-, Organisations- und 

Personalentwicklung integriert werden? 

Wie kann dem Qualifizierungsbedarf ent-

sprochen werden? 

Und ferner: Wie können Freie Träger als 

verantwortungsvolle Partner  mit (Kom-

munal-) Politik und öffentlicher Verwaltung 

in strategische Planungen der Sozialen 

Infrastruktur eintreten? Welche Methoden 

der Planung und der Beteiligung von Ex-

pertInnen in eigener Sache funktionieren 

und wie kann man diese vorbereiten?  

Das Kompetenzzentrum ist als gemein-

same Ressource aller LIGA-Verbände  

zu verstehen. Eine enge Anbindung an die 

Leitungsebenen der Verbände, z. B. über 

eine Stabsfunktion sowie an die LIGA-

Geschäftsstelle, sorgt für schnelle Infor-
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mationsflüsse und für kurze Entschei-

dungswege. Sozialplanung als Quer-

schnittsthema braucht eine Einbettung in 

die laufenden Prozesse der LIGA und ihrer 

Verbände. Sozialräumliche Planung benö-

tigt Ressourcen zur Mitarbeit vor Ort  – 

den Kreis-LIGEN kommt dabei besondere 

Bedeutung zu. 

Für diese Arbeit ist ein Team mit möglichst 

interdisziplinärem Profil  sinnvoll, wel-

ches sich in der Sozialen Arbeit, der Sozi-

alwirtschaft, Sozialplanung, Sozialpolitik 

und öffentlichen Verwaltung sicher be-

wegt. Nach den Gegebenheiten des Ein-

zelfalls wird die projektbezogene Mitarbeit 

externer ExpertInnen sinnvoll sein. 

Die Arbeitsweise des Teams der Mach-

barkeitsstudie und seine Einbettung in die 

Strukturen und Prozesse der LIGA dienten 

der Erprobung eben dieses Konzepts. Als 

Ergebnis der Machbarkeitsstudie  kann 

festgehalten werden: 

Die in der Studie eruierte Konzeption 

eines LIGA-Kompetenzzentrums Stra-

tegische Sozialplanung entspricht dem 

von der LIGA geäußerten Bedarf.   

Die Erhöhung der Anpassungsfähigkeit 

der Sozialwirtschaft  an ihre dynamische 

Umwelt erfordert konkret:  

• Ein Kompetenzzentrum als LIGA-

Ressourcenpool für Recherche und 

Aufbereitung (sozialräumlicher) Pla-

nungsgrundlagen, 

• Erarbeitung konkreter Ziele der strate-

gischen Weiterentwicklung der LIGA 

• Vorbereitung von Szenarien und Stra-

tegiepfaden als „Stabsfunktion“ der 

LIGA-Verbände,  

• Entwicklung unterschiedlicher Qualifi-

zierungsmaßnahmen zu Strategiebil-

dung, Planungsmethoden, Demogra-

fie-Management (internes: z. B. Alters-

struktur der Belegschaft, externes: 

schrumpfende bzw. alternde Gesell-

schaft). Die Qualifizierung muss maß-

geschneidert den Adressaten entspre-

chen (Leitungskräfte, mittleres Ma-

nagement, ehren- und hauptamtliche 

Akteure im Sozialraum),  

• Einübung von Partizipationsverfahren 

sowohl als Teilnehmer und als derjeni-

ge, der Beteiligung ermöglicht, 

• Sondierung, Analyse, Begleitung und 

Gestaltung relevanter Prozesse,  

• Eine Scharnierfunktion zwischen ver-

schiedenen Planungsebenen und 

Themenbereichen,  

• Vernetzung und Weiterentwicklung der 

LIGA-Strukturen, d. h. auch Vermei-

dung unproduktiver interner Konkur-

renzlagen zwischen Trägern und Ver-

bänden 

• Interessenvertretung und Öffentlich-

keitsarbeit,  
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• Unterstützung bei der Weiterentwick-

lung der LIGA-Statistik. 

6.  Handlungsempfehlun-

gen 

„Der Deutsche Verein regt an, bereits in 

den Anfangsstadien der integrierten Sozi-

al- und Finanzplanung eine Verabredung 

mit der Freien Wohlfahrtspflege über de-

ren Rolle und Aufgaben im gesamten Pro-

zess der strategischen Steuerung und 

Sozialplanung anzustreben. Diese Verab-

redung sollte […] die grundsätzlichen Re-

geln der Mitwirkung und Mitverantwortung 

klären helfen. Davon unberührt bleibt das 

Hauptziel der Sozialplanung, kommunal-

politische Entscheidungen mit vorzuberei-

ten und den kommunalen Versorgungsauf-

trag auf die als prioritär er-kannten Bedar-

fe auszurichten.“128 

Dieser von Hellwig formulierten Überle-

gung zur integrierten Sozial- und Finanz-

planung wird voll zugestimmt – es bleibt 

jedoch die Frage, WIE dies gelingen kann. 

Die folgenden Vorschläge dazu beruhen 

auf den wesentlichen Erkenntnissen der 

Machbarkeitsstudie.  

Es ist den Verfassern wichtig zu betonen, 

dass sie sich selbst als Lernende in der 

komplexen Untersuchungsmaterie verste-

hen. Ihre Beobachtungen und Überlegun-

gen erheben weder Anspruch auf Voll-

ständigkeit noch auf Irrtumsfreiheit. Die 
                                                

128 Hellwig, U., 2011. S.10f. 

folgenden Punkte sind daher eine Einla-

dung an alle Lesenden, hierüber kritisch 

zu diskutieren. 

6.1  Handlungsempfehlungen an die 

LIGA Thüringen 

1. Über die Zukunft der Sozialen Infra-

struktur in Thüringen entscheiden fort-

laufend  ganz unterschiedliche Akteu-

re, mit unterschiedlichen Zielen und 

Methoden. Dazu gehören z. B. kom-

munalpolitische und legislative Verfah-

ren, das Handeln örtlicher und überört-

licher Leistungsträger, das Ringen um 

die Definition sog. gesetzlicher und 

freiwilliger Leistungen usw. Oftmals 

gibt es dazu keinen erklärten sozial-

planerischen Prozess. Die Verbände 

der Freien Wohlfahrtspflege sind je-

weils für sich und über die LIGA hierin 

aktuell nur teilweise involviert. Wo sich 

die Verbände und LIGA nicht selbst 

aktiv und kompetent einbringen, fal-

len die Entscheidungen auch ohne 

ihre Expertise.  Wo sie keine sozial-

räumliche Beteiligung einfordern und 

praktizieren, gerät diese in Gefahr. Wo 

Kommunen, Planungsregionen und 

der Freistaat Thüringen substantielle 

Mitarbeit der LIGA-Verbände ermögli-

chen und wünschen, muss diese zeit-

nah erfolgen. Den LIGA-Verbänden 

wird eine strategisch planende und 

vernetzte Arbeitsstruktur empfoh-

len , die der Dynamik und Vielfalt der 

Themen gerecht wird.  
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2. Ein LIGA-Kompetenzzentrum  kann 

die Bestrebungen der LIGA zur Zu-

kunftsfähigkeit des Sozialen Sektors 

entscheidend stärken. Der beschrie-

bene Handlungsbedarf weist weit über 

die Zeit der Machbarkeitsstudie hin-

aus. Strategische landesweite The-

menfelder sind beispielsweise Alternde 

Gesellschaft, Inklusion, Altersarmut, 

soziale Infrastruktur in Thüringens Dör-

fern, Bürgerschaftliches Engagement 

und Beteiligung sowie Fachkräftebe-

darf in der Gesundheits- und Sozial-

wirtschaft. 

3. Dabei wird es erfolgsentscheidend 

sein, die begonnene Zusammenarbeit 

mit kompetenten Partnern außerhalb 

der LIGA auszubauen bzw. zu festi-

gen. Dabei ist besonders an die 

TMSFG-Stabsstelle „Strategische So-

zialplanung“ zu denken. 

4. Die enge Einbindung der Studienmit-

arbeiterInnen an die Prozesse der 

LIGA auf der Leitungsebene und an 

die Arbeit der FachreferentInnen hat 

sich in zahlreichen Beratungen als 

sehr ertragreich erwiesen und wird zur 

Fortführung empfohlen. Die kontinuier-

liche Einbettung des Studienteams in 

die Arbeitsläufe des thematisch breit 

aufgestellten und gut vernetzten 

PARITÄTISCHEN war von hohem 

Nutzen und sollte fortgeführt werden. 

Ein Kompetenzzentrum „im Elfenbein-

turm“ ist zu vermeiden. Sozialplanung 

ist ein Querschnittsthema  und sollte 

daher nicht in isolierten Gremien bear-

beitet werden.  

5. Für die zentralen Zukunftsaufgaben 

sollte die verbandsübergreifende 

Strategieentwicklung  unter Beteili-

gung der ExpertInnen in eigener Sa-

che vorangetrieben werden. Das be-

deutet für die LIGA, eigene Konzepte 

zur engeren Zusammenarbeit z. B. mit 

Selbsthilfeorganisationen oder zur 

Bürgerbeteiligung in Sozialräumen zu 

entwickeln. In ihrer sozialanwaltschaft-

lichen Rolle sollten die Verbände wirk-

same Partizipation einfordern und un-

terstützen. 

6. ExpertIn in eigener Sache zu sein, 

sollte demzufolge nicht mit der Fähig-

keit verwechselt werden, vorhandene 

Beteiligungsangebote wirksam nutzen 

zu können. Teilweise sorgen ehren-

amtliche Organisationen für diese 

Qualifizierung ihrer Mitglieder. Dies 

kann als Anregung zur Entwicklung 

von Beteiligungsqualifizierungen  

durch die LIGA-Verbände dienen. 

7. Es bleibt für die Landesebene der 

LIGA eine Herausforderung, lokal agie-

renden Leitungskräften der Freien 

Träger strategische Sozialplanung als 

ihr ureigenes Interesse  zu verdeutli-

chen. Dieser Perspektivwechsel benö-

tigt Zeit und die Umsetzung vor Ort 

wird in vielen Fällen Unterstützung z. 

B. über das Kompetenzzentrum benö-

tigen. Die Sprache, Organisation und 
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Kultur der Planung will praktisch ge-

lernt sein und gefestigt werden. 

8. Beteiligungsorientierte und sozialräum-

liche Sozialplanung bedarf in vielen 

Prozessphasen träger- bzw. ver-

bandsübergreifenden Vorgehens. In 

demografisch bedingt schrumpfenden 

„Märkten“ wird Kooperation und Ko-

ordination  der lokalen Akteure immer 

wichtiger. Dies wird erschwert durch 

den aus der Novellierungen der Sozi-

algesetzgebung forcierten Preiswett-

bewerb zwischen den Trägern, der zu 

problematischen Qualitätsentwicklun-

gen führen kann. 

9. Verbandsübergreifend sollten ge-

meinsame Ressourcen  aufgebaut 

und gefestigt werden. Die durch die 

Machbarkeitsstudie erarbeitete Be-

kanntheit des strategischen Ansatzes 

bei Einrichtungen, Trägern, in Gremien 

und Verbänden der Freien Wohlfahrts-

pflege sollte zeitnah für weitere Pla-

nungsprozesse genutzt werden. 

10. Die Verbindlichkeit  verbandsübergrei-

fender Strategien darf nicht auf Ebene 

der Verbandsleitungen stehenbleiben. 

Sie sollten auf Ebene des mittleren 

Managements, z. B. der Fachreferen-

tInnen als strategische Leitlinien und 

(Ver-) Handlungsspielräume soweit 

operationalisiert und bekannt sein, 

dass die „delegierten Akteure“ (ver-

)handlungssicher, zuverlässig und 

vermehrt arbeitsteilig agieren können. 

11. Gleichfalls sollten die verbandsüber-

greifenden Strategien den verbandlich 

organisierten Einrichtungen vor Ort 

vertraut sein, damit sie Felder der ge-

steigerten Kooperation selbständig be-

arbeiten können. 

12. Weiterentwicklung der LIGA-

Strukturen : Die Vernetzung der LIGA-

Verbände ist auf Landesebene gut 

ausgeprägt und läuft in der Regel part-

nerschaftlich ab. Auf lokaler Ebene 

zeigt sich jedoch ein schwächerer Zu-

sammenhalt. Verbandsübergreifendes 

und aktives Agieren erfolgt hier nur 

teilweise. Dies ist auch in Konkurrenz-

situationen vor Ort begründet, bei de-

nen es um die wirtschaftlich notwendi-

ge Auslastung der jeweils eigenen An-

gebote und zunehmend um die Ge-

winnung von Fachkräften geht. Die 

Konkurrenzlage könnte zukünftig 

dadurch abgemildert werden, dass es 

eine verbandsübergreifende Positio-

nierung dazu gibt, wie bspw. Beschäf-

tigungsbedingungen zu gestalten sind. 

13. Lokale Netzwerke  (der LIGA) beruhen 

meist auf dem persönlichen Enga-

gement weniger Personen . Steigen-

der wirtschaftlicher Druck auf die 

„Landschaft der Einrichtungen“ kann 

die Zeitressourcen für ideelles Handeln 

stark begrenzen und die LIGA-

Netzwerke schwächen. Eine ver-

bandsübergreifende Unterstützungs-

ressource für die NetzwerkerInnen 
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kann ihnen helfen, ihr wichtiges Enga-

gement fortzuführen.  

14. „Interkommunale“ LIGA-Arbeit  ist 

relativ schwach ausgeprägt. Unter der 

Annahme, dass die Planungsaktivitä-

ten der Planungsregionen an Bedeu-

tung für die Sozialwirtschaft gewinnen, 

sollte dieser Vernetzungsdimension 

entsprochen werden. 

Folgende Aspekte bedürfen der Weiter-

entwicklung:  

• LIGA-Schnittstellen  zu den beste-

henden Planungsregionen müssen ge-

staltet werden, um kompetent in den 

Regionalen Planungsbeiräten mitzuar-

beiten. 

• gesteigerte Vernetzung  sozialplane-

rischer Prozesse der LIGA mit Akteu-

ren der Landesebene, mit den Sozial- 

und Regionalplanenden der öffentli-

chen Verwaltung, Hochschulen und 

Forschungsinstituten sowie bspw. 

Wirtschaftsverbänden  

• Kooperationen  nicht nur wirtschaftli-

cher Art zwischen Trägern vor Ort soll-

ten konzipiert, erprobt und angewendet 

werden. Darüber hinaus sind Koopera-

tionsbeziehungen zu erwerbswirt-

schaftlichen, kulturellen und anderen 

Akteuren im Sozialraum vorstellbar. 

• Wissenstransfer und Strategieberatung 

zum Demografiemanagement  im so-

zialen Bereich, im Austausch mit Akt-

euren aus anderen Bundesländern ge-

nerieren und handlungsorientiert ein-

speisen. Demografisch induzierter 

Handlungsbedarf zeigt sich in ländli-

chen Gebieten europaweit. Entspre-

chend zahlreich und unterschiedlich 

sind die Lösungsansätze – und die 

Lernpotentiale. 

15. Komplexe Planungsprozesse benöti-

gen ein flankierendes Prozessma-

nagement , das Kenntnisse zur Gestal-

tung von Planungsprozessen VOR de-

ren Beginn  einbringen kann. Das 

schließt Ideen zur produktiven Bürger-

beteiligung ausdrücklich ein. 

16. Interne Positionierung  der LIGA-

Verbände zum Konzept der Zentra-

len-Orte : Welche Relevanz hat dieses 

im LEP angewandte Konzept anderer 

Planungsprozesse für die langfristige 

Weiterentwicklung der gemeinnützigen 

Sozialwirtschaft? Die Antwort ist wich-

tig für die Struktur der LIGA: Ist die so-

zialräumliche Struktur eine der Land-

kreis-Zuschnitte oder bedarf es eines 

Ansatzes, der Grundzentren und Mit-

telzentren mehr Bedeutung zumisst? 

6.2  Soziales strategisch planen: all-

gemeine Handlungsempfehlungen  

Die folgenden Handlungsempfehlungen 

richten sich nicht nur an die LIGA Thürin-

gen und die Leitungskräfte der Sozialwirt-

schaft. Die Studienautoren verstehen sie 

zudem als Einladung zum kritisch-

konstruktiven Dialog an EntscheiderInnen 

und in der Thüringer Sozialpolitik des Frei-
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staats und der Kommunen sowie der Leis-

tungsträger und anderen mit Planungen 

beschäftigten Akteuren. 

 

1. Anreize für Integriertes Planen ver-

stärken . Die derzeit weit verbreitete, 

auf fachliche Abgrenzung setzende 

Förderpolitik, sollte einen Paradig-

menwechsel vollziehen: Lokal entwi-

ckelte Konzepte, die mehrere Themen 

planerisch integrieren (z. B. Soziales, 

ÖPNV, Umwelt und Wirtschaft) sollten 

durch ein Scoring-System 129 deutlich 

erhöhte Chancen auf öffentliche För-

derung erhalten als solitäre Strategien. 

Eine nachhaltige Beteiligung der Ex-

pertInnen in eigener Sache sollte sich 

dabei ebenfalls positiv auswirken. Be-

stehende und künftige Förderpro-

gramme sollten synergetisches Han-

deln nicht sanktionieren, sondern be-

lohnen – dafür müsste es bspw. er-

möglicht werden, Fördermittel aus ver-

schiedenen Förderquellen zu kombi-

nieren. 

2. Interdisziplinäres und subjektiv-

qualitatives Demografie-Manage-

ment entwickeln.  Zur demografischen 

Entwicklung liegen zahlreiche quantita-

tive Zustandsbeschreibungen und 

Prognosen vor. Dies ist von großer 

Wichtigkeit. Vergleichsweise gering 

                                                

129 Scoring ist hier gemeint als Methode zur Entscheidungsfin-
dung unter Einbeziehung mehrerer relevanter Faktoren. 

 

ausgeprägt ist die handlungsorientierte 

subjektive Perspektive. Individuen 

handeln z. B. bezüglich der Beibehal-

tung oder des Wechsels ihres Leben-

sortes nicht ausschließlich rational  

im Sinne von Quantitäten („Mit Stich-

tag XY hat die Einkommensdifferenz in 

meinem Beruf zwischen meinem aktu-

ellen Wohnort und der Region Rhein-

Main eine Schwelle von 25% über-

schritten, also ziehe ich jetzt dort-

hin…“). Derartige Entscheidungen fal-

len vielmehr aus einer subjektiven Zu-

sammenschau zahlreicher Faktoren, 

verfestigter Stimmungslagen und Er-

wartungen („In unserem Dorf haben 

junge Menschen keine Perspektiven.“). 

Untersuchungen heben oft auf Einzel-

faktoren ab, beschreiben aber kaum 

das kompensatorische Potential ande-

rer Faktoren. Die ExpertInnen in eige-

ner Sache werden selten direkt ge-

fragt: „Was brauchst Du, um in deinem 

Dorf eine Familie zu gründen?“ – aus 

Sorge vor den interdisziplinären Ant-

worten??? 

3. Haushalts- und Budgetdebatten zwi-

schen Land, Kommunen und z. B. den 

Sozialversicherungsträgern verlaufen 

oftmals kontrovers, weil die inhärente 

Logik auf Abgrenzung, Wettbewerb 

und ähnlichen Anreizen basiert. Selten 

werden die Optionen einer aktiven 

Einnahmenpolitik der öffentlichen 

Haushalte geprüft. Aus Abgrenzun-

gen entwickeln sich aber keine Lö-

sungen  beispielsweise für das Prob-
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lem, das hier unter dem Stichwort 

„demografisch induzierte, lokalöko-

nomische Rezessionsphänome-

ne“ 130 angedeutet werden soll. In 

Deutschland besteht beispielsweise 

ein im internationalen Vergleich unter-

entwickeltes System von Präventions-

leistungen – mit der Folge, dass die 

Kosten für die Gesamtgesellschaft und 

jeden einzelnen Akteur deutlich stei-

gen. Sowohl die Systemlogik als auch 

die Anreize sind aber veränderbar. Ak-

teure, die Steuern, Abgaben und Sozi-

alversicherungsbeiträge zur Realisie-

rung von öffentlichen (sozialen) Ge-

währleistungspflichten einsetzen sind 

volkswirtschaftliche Akteure – wirt-

schaftliche Effekte zwischen ihnen las-

sen sich durch enge Kooperation 

schneller und nachhaltiger realisieren 

als durch Wettbewerb.  

4. Beteiligung der ExpertInnen in ei-

gener Sache.  Bezogen auf soziale 

und demografische Herausforderun-

gen erfahren die meisten BürgerInnen 

Statistiken und Prognosen aus den 

Medien, oftmals dargereicht als düste-

re Vision, vor der selbst „Experten“ ka-

pitulieren. Die Notwendigkeit und Mög-

lichkeit, als BürgerInnen oder Exper-

tInnen in eigener Sache mit Vorschlä-

gen und tatsächlichem Handeln die 

                                                

130 These: Mit absolut schrumpfender und alternder Bevölkerung 
geht vor allem in ländlichen Gegenden schleichend mehr lokal-
ökonomisches Leistungspotential verloren, als durch Produktivi-
tätszuwächse in der Lokalwirtschaft kompensiert werden kann. 
Zu erwarten sind Rezessionswirkungen wie bei konjunkturell-
makrookönomischen Einbrüchen. 

sozialen und gesellschaftlichen Struk-

turen in lokalen Bezügen mit zu gestal-

ten, bleibt weit unter den Potentialen. 

Je näher der Planungsbezug durch ei-

gene Betroffenheit ist, desto direkter 

kann die Beteiligung angestrebt wer-

den. Das setzt flexible, unbürokrati-

sche und unterstützende Rahmenbe-

dingungen voraus. Ziel ist eine the-

mengerechte Beteiligungskultur und  

–methodik vor allem für die mit persön-

lichen Ängsten behafteten Themen 

(„Wird mein Dorf dicht gemacht?“). 

5. Neue Formen der Zusammenarbeit:  

Damit ist eine innovative Arbeitsweise 

gemeint, die ausdrücklich auf ein Mit-

einander der verschiedenen Akteure 

setzt, ohne die bestehenden Interes-

senkonflikte zu leugnen. Ein Zusam-

menwirken aller in Thüringen zum 

Demografischen Wandel und zur Zu-

kunft der Sozialen Infrastruktur Befass-

ten scheint wünschenswert und res-

sourcengerecht. Es wird vorgeschla-

gen, dass verbandsübergreifende 

Ressourcen der LIGA die Zusammen-

arbeit mit Kommunalen Spitzenver-

bänden, den politischen Entschei-

dungsträgern, den Thüringer Ministe-

rien TMSFG, TMWAT und TMBLV, 

dem TLVwA, den Leistungsträgern, 

den Sozialplanenden usw. verstetigen 

und intensivieren. Ziel ist ausdrücklich 

nicht die Schaffung neuer, isolierter 

Gremien, sondern ein flexibler Ver-

bund von vielseitig tätigen ExpertIn-

nen, der thematisch punktuell Formen 
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der Zusammenarbeit vereinbart und 

Ergebnisse beratend an Politik, Ver-

waltung und (Sozial-) Wirtschaft heran-

trägt. 

Der für die Machbarkeitsstudie gebil-

dete Beirat , der aus zwölf Führungs-

kräften der Politik, Verwaltung, Ver-

bände, Wirtschaft und Wissenschaft 

besteht, wird als Keimzelle dieses 

fruchtbaren Zusammenwirkens  be-

trachtet. 

Dass ein solcher Verbund funktionie-

ren kann, belegt der „Deutsche Verein 

für öffentliche und private Fürsorge“ 

(dv), in dem sich kommunale und frei-

gemeinnützige Spitzenverbände auf 

Arbeitsebene zusammengeschlossen 

haben, um gemeinsame Empfehlun-

gen und Ideen zur Sozialpolitik zu er-

arbeiten und Qualifizierungsangebote 

zu entwickeln. Das hohe Maß an kon-

struktiver Expertise im dv genießt gro-

ßes Ansehen bei Politik, öffentlicher 

Verwaltung und Freien Trägern. Seine 

Empfehlungen finden häufig Eingang 

in die Weiterentwicklung von Rechts-

grundlagen und seine Qualifizierungs-

angebote guten Anklang. 

6. Sozialplanung strukturell auf Stabs-

ebenen ansiedeln . Sozialplanungs-

aufgaben ähneln Controllingfunktionen 

(Ziele messbar machen, Umsetzungs-

wege planen, Verlaufskontrolle und 

ggf. Interventionsauslösung). Daher 

wird eine vergleichbare Anbindung von 

Sozialplanern auf Stabsebene vorge-

schlagen131, was den Informationsfluss 

und ihre Mitwirkung an integrierten 

Planungsprozessen erleichtern würde. 

7. Sozialplanung als kontinuierlichen 

Prozess arbeitsteilig organisieren : 

Gute Sozialplanung erkennt man da-

ran, dass sie nie „fertig“ wird – da die 

sozialen Lebenslagen der Menschen in 

dauerhafter Bewegung sind, sollte es 

Sozialplanung auch sein. Der Verein 

der Sozialplaner in Deutschland 

(VSOP) beschreibt folgerichtig einen 

„sozialplanerischen Management-

Kreislauf “ (siehe oben). 

8. Funktional verankerte Verfahren si-

chern den Wissenserhalt  trotz Perso-

nalwechsel. 

9. Unterschiedliche Rahmenbedin-

gungen: Segen statt Fluch! Soziale 

Infrastruktur sollte sich in ländlichen 

Gebieten anders entwickeln können 

als in dicht besiedelten Räumen, weil 

Entfernungen, wirtschaftliche Potentia-

le, gesellschaftliches Engagement 

usw. lokal unterschiedlich ausgeprägt 

sind. Diese Erkenntnis dient gerade 

dem Zweck, Differenzen in der Qualität 

der sozialen Dienstleistungen so ge-

ring wie möglich zu halten. Entspre-

chend wird vorgeschlagen, Strategien 

zu entwickeln, wie kommunale Hand-

lungsspielräume und Ressourcen 

schrittweise erweitert werden können. 

                                                

131 vgl. Lutz, R., Rund, M., 2010. S. 267 ff. 
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10. Die Perspektive auf soziale Infra-

struktur verändern: Die Ansicht, so-

ziale Infrastruktur und soziale Dienst-

leistungen seien reine Kostenfaktoren 

in den öffentlichen Haushalten, war 

lange vorherrschend. Eine andere 

Perspektive zeigt der 1. Thüringer So-

zialwirtschaftsbericht auf, der die hohe 

regionalwirtschaftliche Wertschöpfung 

und beschäftigungspolitischen Effekte 

der Sozialwirtschaft dokumentiert.132 

Ein tragfähiges Netz sozialer Infra-

struktur hat vor allem in ländlichen Ge-

bieten eine wichtige Haltefunktion für 

alle Generationen. Dieses Netz ermög-

licht flächendeckend qualifizierte, weit-

gehend konjunkturstabile und standort-

treue Arbeitsplätze, die vor allem von 

Frauen ausgefüllt werden. Das soziale 

Netz planmäßig und bedarfsgerecht 

gespannt zu halten, kann als Investiti-

on mit positiven Effekten für andere 

Lebensbereiche verstanden werden. 

Statt der Frage nachzugehen „Können 

wir uns den Kindergarten in unserer 

Gemeinde noch leisten?“ scheint die 

Perspektive geeignet: „Können wir es 

uns unter Abwägung aller Faktoren 

gesellschaftlich leisten, den aktuellen 

und künftigen Eltern keine wohnortna-

he Betreuung anzubieten?“ 

11. Der sozialplanerische Management-

kreislaufs macht auf Chancen kontinu-

ierlicher Planungsschritte aufmerksam. 

Der Kreislaufcharakter scheint die Be-
                                                

132 TMWAT, TMSFG, 2011. 

arbeitung komplexer Aufgaben zu er-

möglichen. Erkenntnisse, die im Ver-

lauf eines Planungszyklus‘ entstehen, 

können so in den nachfolgenden Zyk-

lus eingespeist werden.  

12. Ein möglichst breit getragenes, ge-

meinsames Verständnis  von inte-

grierter Sozialplanung könnte die 

Chance eröffnen, Sozialplanung als 

Instrument zur effektiven Entwicklung 

der sozialen Infrastruktur, zur Quali-

tätssteigerung, zur Verwirklichung von 

Inklusion und zur effizienten Bewirt-

schaftung von Ressourcen zu nutzen. 

13. Aus dem in der Literatur und von Sozi-

aldezernenten geschilderten Umstand, 

abweichender Planungsraumzuschnit-

te, wird die Idee abgeleitet, ein einheit-

liches System (sozial-) planerischer 

Ebenen zu entwickeln. Das böte die 

Chance, dass Planungen nur in deren 

Rahmen stattfänden (was nicht bedeu-

tet, dass nicht mehrere Planungsräu-

me gemeinsam arbeiten könnten). Da-

für wird der Begriff „Metrisches Sys-

tem der Planungsräume “ vorge-

schlagen.  

14. Es wird angeregt, vor jedem Pla-

nungsprozess die Frage der Gesamt-

verantwortung zu klären.133 Dies gilt 

insb. wenn eine Vielzahl von Pla-

nungsbeteiligten aus unterschiedlichen 

                                                

133 vgl. Lutz, R., 2010, S. 273f. 
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Bereichen oder von verschiedenen 

Ebenen zusammenarbeiten. 

15. Eine weitere Chance wird darin gese-

hen, sozialplanerische Schwer-

punktthemen  zu entwickeln (z. B. In-

klusion, alternde Landbevölkerung, 

Armut…). Es liegt nach Einschätzung 

der Verfasser eine große Chance da-

rin, wenn zentrale Themen nach Vor-

bereitung koordiniert und vernetzt von 

möglichst vielen Akteuren parallel be-

wegt werden.  

16. Zur Stärkung der Partizipation an Pro-

zessen der Sozialplanung sollte die 

(Fach-) Öffentlichkeit  für die Themen 

sensibilisiert und  über Möglichkeiten 

der Beteiligung informiert  werden. 

Dabei wird vorgeschlagen, Beteiligung 

von ExpertInnen in eigener Sache 

nicht nur Top-down  zu initiieren, son-

dern Ideen und Impulse von verschie-

denen Ebenen und Stakeholdern auf-

zunehmen. Entsprechend bedarf es 

einer gelebten Dialog-Kultur .  

17. Handlungsempfehlungen gezielt 

aufnehmen und kanalisieren: Keine 

Studie oder Untersuchung ohne Hand-

lungsempfehlungen – so auch hier. Es 

wird vorgeschlagen, Handlungsemp-

fehlungen von möglichst vielfältigen 

Studien gezielt aufzunehmen und sie 

auf Eignung und Passung zu den lan-

despolitischen Zielen zu prüfen. Die 

„angenommenen Empfehlungen“ 

könnten durch ein interdisziplinäres 

Team in der Umsetzung vorbereitet 

werden.  

18. Eine „Agentur Ländliches Thürin-

gen“ 134 könnte beispielsweise solche 

Handlungsempfehlungen aufgreifen, 

ressortübergreifend Umsetzungswege 

finden und eröffnen. Als ein Baustein 

innerhalb einer multimodularen Archi-

tektur dieser „Denkfabrik“ könnte sich 

die LIGA über das Kompetenzzentrum 

Strategische Sozialplanung an der Ar-

beit der Agentur für den Bereich der 

Freien Wohlfahrt einbringen. 

                                                

134 Arbeitstitel 
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Anhang 1 - vgl. Kapitel 1.3, Seite 8

Name Vorname Einrichtung Datum

1 Müller Reinhard Landesgeschäftsführer Der PARITÄTISCHE
Landesverband Thüringen e.V.
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Soziales der Stadt Saalfeld
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3 Michels Petra Kreisgruppensprecherin der 
PARITÄTISCHEN Kreisgruppe SHK 21.06.2011

4 Sieber Doris Fachbereichsleiterin für den FB 
Menschen mit Behinderung bei der AWO AJS gGmbH 08.07.2011

5 Hosse Olaf Thüringer Landesverwaltungsamt, Abteilung Bauwesen 
und Raumordnung, Referat 300 – Sachbereich 
Regionalplanung

22.08.2011

6 Jahns Marco Leiter Regionalbüro Eisenach Thüringer Aufbaubank 
(TAB) 08.09.2011

7 Schmidt Bettina Geschäftsbereichsleitung Eingliederung 
Behindertenhilfe, Diakoniestiftung Weimar Bad 
Lobenstein

19.09.2011

8 Rund Mario Mitherausgeber: Gemeinsam leben - gemeinsam 
gestalten. Zugänge und Perspektiven Integrierter 
Sozialraumplanung (2010), FH Erfurt

18.10.2011

9 Rösner Antje Deutsches Rotes Kreuz Landesverband Thüringen e.V., 
Vorstandsmitglied 06.01.2012

10 Grießmann Ulf Landesgeschäftsführer AWO Landesverband
Thüringen e.V., LIGA-Vorsitzender 11.01.2012

11 Grüneberg Eberhardt Diakonisches Werk Evangelischer Kirchen in 
Mitteldeutschland e.V., Vorstandsvorsitzender, 
Oberkirchenrat

11.01.2012

12 Teske Dr. Wolfgang Diakonisches Werk Evangelischer Kirchen in 
Mitteldeutschland e.V., kaufmännischer Vorstand 11.01.2012

13 Schwiefert Hans-Otto Geschäftsführer der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in 
Thüringen e. V. 12.01.2012

14 Heller Bruno Direktor des Caritasverband  für 
das Bistum Erfurt e.V. 19.01.2012

Übersicht der Expertengespräche

Zeitraum: 06/2011-01/2012
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K l e i n e  A n f r a g e

des Abgeordneten Kubitzki (DIE LINKE) 

und

A n t w o r t

des Thüringer Ministeriums für Soziales, Familie und Gesundheit

Sozialberichterstattung und -planung in den Landkreisen und kreisfreien Städten 
Thüringens

Die Kleine Anfrage 1677 vom 26. Juli 2011 hat folgenden Wortlaut:

Sozialplanung unterstützt das Management im Sozialbereich durch die Entwicklung datengestützter Ziel-
vorstellungen, durch Bedarfsuntersuchungen und die laufende Evaluation bestehender Leistungsangebo-
te. Sie leistet damit einen Beitrag zu einem bedarfsgerechten, leistungsfähigen und wirtschaftlichen Ange-
bot sozialer Dienstleistungen und Einrichtungen.
Ein wesentliches Instrument hierbei ist die Sozialberichterstattung. Im Rahmen der Fachtagung "Demogra-
fischen Wandel gestalten: Sozialplanung in Thüringen" der Thüringer Ministerien für Bau, Landesentwick-
lung und Verkehr und Soziales, Familie und Gesundheit sowie der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thü-
ringen e. V. am 6. Juli 2011 wurde festgestellt, dass die Sozialplanung in den Landkreisen und kreisfreien 
Städten Thüringens sehr unterschiedlich gestaltet und gewichtet wird.

Ich frage die Landesregierung:

1.	 In welchen Landkreisen und kreisfreien Städten erfolgt seit wann und wie oft ein Sozialbericht und wie 
bewertet dies die Landesregierung?

2.	 In welchen Fachdiensten bzw. Ämtern ist die Sozialberichterstattung in den Landkreisen und kreisfrei-
en Städten angesiedelt?

3.	 Wie viele Mitarbeiter aus welchen Fachdiensten bzw. Ämtern sind zur Erstellung der Sozialberichte in 
den Landkreisen und kreisfreien Städten tätig?

4.	 Welche Daten bzw. Indikatoren dienen als Grundlage für die Sozialberichte in den Landkreisen und kreis-
freien Städten?

5.	 Welche Kosten haben die Sozialberichterstattungen der Landkreise und kreisfreien Städte verursacht?

6.	 In welchen Landkreisen und kreisfreien Städten erfolgt seit wann und wie oft auf der Grundlage einer 
Sozialberichterstattung eine Sozialplanung?

7.	 Welche Einsparungen konnten in den Landkreisen und kreisfreien Städten durch eine Sozialplanung auf 
Grundlage einer Sozialberichterstattung erzielt werden?

8.	 Wie stellt sich die personelle Ausstattung von Sozialplanstellen in den Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten dar?
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9.	 Welche Teilbereiche (z. B. Demografie, Altenhilfe, Pflegeplanung, Jugendhilfe, Grundsicherung, öffent-
licher Gesundheitsdienst usw.) umfasst die Sozialplanung in den Landkreisen und kreisfreien Städten?

10.	Wie bewertet die Landesregierung die Forderung der Teilnehmer der o. g. Fachtagung, dass die Sozi-
alplanung aufgrund ihrer wachsenden Bedeutung für die Zukunftsfähigkeit kommunaler Planungen als 
kommunale Pflichtaufgabe verstanden werden soll?

Das Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit hat die Kleine Anfrage namens der 
Landesregierung mit Schreiben vom 5. September 2011 wie folgt beantwortet:

Vorbemerkung:
Die Landkreise und kreisfreien Städte wurden gebeten, die Fragen 1 bis 9 zu beantworten. Drei Landkrei-
se haben keine Stellungnahme abgegeben.

Zu 1.:
Eine Sozialberichterstattung im weitesten Sinne erfolgt in den meisten der Landkreise bzw. kreisfreien Städ-
te Thüringens. 
In ca. der Hälfte der Landkreise bzw. kreisfreien Städte wird ein fachübergreifender Sozialbericht erstellt:

Gera Im Jahr 2000 wurde ein Sozialbericht erstellt. Derzeit wird an 
der Sozialberichterstattung gearbeitet. 

Ilm-Kreis Seit 1999 wird alle zwei bis drei Jahre ein Sozialbericht erstellt.
Jena Sozialberichte wurden 1997 und 2009 erstellt.
Nordhausen Der Sozialatlas wird jährlich fortgeschrieben.
Saale-Holzland-Kreis Der Sozialreport 2011 wird derzeit erstellt.

Saale-Orla-Kreis In den Jahren 2003 und 2007 wurden Sozialberichte erstellt. Ab 
2012 wird dies jeweils alle zwei Jahre erfolgen.

Saalfeld-Rudolstadt Seit 1998 erfolgt jährlich eine Sozialberichterstattung.
Schmalkalden- Meiningen Seit 1995 erfolgt eine regelmäßige  Sozialberichterstattung.

Suhl Seit 1994 erfolgt eine Sozialberichterstattung, in den letzten Jah-
ren in der Regel alle 2 Jahre.

Unstrut-Hainich-Kreis In den Jahren 2000 bis 2004 wurde ein Sozialbericht erstellt. Es 
gibt keine Festlegung zur Fortschreibung.

Wartburgkreis Sozialberichte wurden bisher in den Jahren 1998, 2001, 2008, 
2009 und 2010 gefertigt. Der Sozialbericht ist jährlich zu erstellen.

Keinen allgemeinen Sozialbericht gibt es in den Städten Erfurt, Eisenach und Weimar sowie in den Land-
kreisen Altenburger Land, Eichsfeld, Gotha, Greiz, Kyffhäuserkreis, Sömmerda und Sonneberg, zum Teil 
ist eine Sozialberichterstattung jedoch geplant.
In einigen Landkreisen bzw. kreisfreien Städten werden regelmäßig Fachberichte z.B. für Senioren, Ge-
sundheit und Entwicklung von Armut erarbeitet. Teilweise erfolgt eine Berichterstattung als Teil einer Fach-
planung. Im Bereich der Jugendhilfe kommt es aufgrund der gesetzlichen Vorgaben zur Jugendhilfeplanung 
zu regelmäßiger Berichterstattung in unterschiedlichen Formen.
Aus Sicht der Landesregierung wird die Erstellung von Sozialberichten begrüßt. Im Übrigen wird auf die 
Antwort zu Frage 10 verwiesen.

Zu 2. und 3.:
In den meisten Landkreisen und kreisfreien Städten ist der Fachbereich "Soziales" bzw. das Sozialamt fe-
derführend für die Sozialberichterstattung zuständig. In einzelnen Landkreisen existieren Stabsstellen.
In der Regel ist pro Landkreis bzw. kreisfreier Stadt mindestens ein Mitarbeiter aus diesen Bereichen mit 
der Aufgabe befasst, wobei weitere Mitarbeiter aus anderen Fachbereichen beteiligt sind.

Zu 4.:
Die Landkreise und kreisfreie Städte greifen auf verschiedene Datenquellen zu. Neben eigenen Statistiken 
bzw. Erhebungen der verschiedenen Fachbereiche werden auch Daten des Thüringer Landesamtes für Sta-
tistik, des Statistischen Bundesamtes sowie der Arbeitsagenturen herangezogen.
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Indikatoren zu den Sozialberichten sind insbesondere: demografische Entwicklung, Bevölkerungsstruktur, 
Entwicklung des Arbeitsmarktes, Daten zu Sozialleistungsempfängern, Fallzahlen in den Bereichen Kinder, 
Jugend, Senioren, Pflegebedürftige, Menschen mit Behinderungen.

Zu 5.:
Die Stadt Jena hat die Kosten für den 2. Sozialbericht (2002 bis 2007) mit 20 000 Euro beziffert. Im Saale-
Holzland-Kreis hat die Erstellung des Sozialreports 2011 Kosten von ca. 15 000 Euro verursacht. Bei ein-
zelnen Landkreisen bzw. kreisfreien Städten haben die Sozialberichterstattungen nur Personalkosten ver-
ursacht, die allerdings nicht beziffert wurden. Im Übrigen werden entsprechende Kosten nicht erfasst bzw. 
wurden keine Angaben gemacht.

Zu 6.:
In Gera wird sich eine Sozialplanung an die aktuell zu erstellende Sozialberichterstattung anschließen. In 
Schmalkalden- Meiningen und im Wartburgkreis erfolgt die Sozialplanung analog zur Sozialberichterstat-
tung. Im Bereich der Jugendhilfe erfolgt aufgrund der gesetzlichen Vorgaben in allen Landkreisen und kreis-
freien Städten Jugendhilfeplanung als Teilbereich der Sozialplanung. Darüber hinaus erfolgen je nach Pri-
oritätensetzung unterschiedliche Fachplanungen z.B. im Bereich der Altenhilfe.

Zu 7.:
Entsprechende Einsparungen wurden von den Landkreisen und kreisfreien Städten nicht beziffert.

Zu 8.:
Die Landkreise und kreisfreien Städte haben zwischen 0,25 VbE und 4 VbE eingesetzt, wobei in der Regel 
die Zuständigkeiten für die Sozialberichterstattung (siehe Frage 3) und die Sozialplanung unmittelbar mit-
einander verbunden sind.

Zu 9.:
Über die in der Fragestellung benannten Bereiche hinaus umfasst die Sozialplanung in einzelnen Land-
kreisen und kreisfreien Städten auch die Themen Bildungskoordination, Integration/Inklusion, Behinderten-
hilfe, Sozialhilfe- und Grundsicherung, Arbeitsförderung, Familienförderung, Kindertagestätten und Tages-
pflege, Kultur und Sport.

Zu 10.:
Sozialplanung wird entsprechend den gesetzlichen Vorgaben, einschlägiger förderrechtlicher Bestimmun-
gen und kommunalpolitischer Prioritätensetzung in den Landkreisen und kreisfreien Städten in spezifischen 
Fachbereichen geleistet. Darüber hinaus gibt es zur Verbesserung der Effektivität in der kommunalen Da-
seinsfürsorge ein umfassendes Interesse der Kommunen an fachübergreifender Sozialplanung, die z.T. be-
reits erfolgt (vgl. Antwort zu Frage 6).  Die Landesregierung unterstützt diesen Prozess u. a. im Rahmen der 
Aufgabenstellung der "Stabstelle strategische Sozialplanung" des TMSFG. Darüber hinaus ist beabsichtigt, 
die kommunale Sozialplanung und deren Ergebnisse bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplans 
als verbindliche Vorgabe bei der Planung der Angebote der kommunalen Daseinsfürsorge zu verankern.

Taubert
Ministerin



Nr Landkreis / 
Stadt

Plan.
region

Planer? Funktion Ansiedlung Dokumente

1 Nordhausen Nord Jutta Patzelt Jugend- und 
SozialplanerIN

FB Jugend und 
Soziales, als 
Stabsstelle 

lt. Liste 
v.Stabsstelle 
TMSFG Stelle zur 
Zeit nicht besetzt

Jugendförderplan
Seniorenplan 
Übersicht KiTa.Betreuung 
Sozialraumkonferenz in kleiner Gemeinde
Sozialatlas wird jährlich fortgeschrieben

2 Eichsfeld Nord Klaus Marx

Stefanie Wolfram

JugendhilfeplanerIN

JugendhilfeplanerIN

FB Soziales, 
Jugend und
Gesundheit
Sozialamt

Stadtentwicklungs
konzept Leinefelde 
JuHi-Planung, Gesundh.-
planung,Altenhilfeplanung,Sozialatlas, 
Mietdaten-Erhebung für KdU

3 Unstrut-Hainich Nord Maria Klein

Christin Hoffmann

JugendhilfeplanerIN Fachdienst Familie 
und Jugend

Sozialcontr., 
vorrangig 
Eingliederungs-
hilfe

2000-2004/2005 gab es 
Sozialberichte, jetzt gibt es keine 
Festlegung zur Fortschreibung
Pflegeplan 2008/2009,

4 Kyffhäuser

(ITP)

Nord Volker Noa
Ina Karnstedt

JugendhilfeplanerIN Abteilung III 
Soziales, 
Jugend, 
Gesundheit

Jugendförderplan 
(2008-2012)
KiTaBetr.Bedarfsplan 
2011/2012
Jugendhilfe- und Sozialplanung ab 
1/9/2011, Betreuung ITP

5 Eisenach

(ITP)

Süd-
west

Egbert Volk

Nicole Präßler

JugendhilfeplanerIN Dezernat II, 
Jugend- und 
Schulverwaltungsa
mt

ISEK Stand 2006
Pflegeplan
JuHi-Plan
Altenhilfeplan & örtlicher Pflegeplan
Schulnetzplanung
Mittelfristiges Verkehrskonzept 
Innenstadt, unter 
http://www.eisenach.de/Konzepte.296.0.h
tml = weitere Konzepte (Raum, Rad…)
Stadtentwicklungsportal auf Website

6 Wartburgkreis Süd-
west

Bettina 
Bräsicke
(VSOP)

SozialplanerIN Sozialamt
im Dez. III,
Sozial- und 
Jugendhilfe
planug

Sozialplanung seit 1993
Sozialberichte gab es 
1998/2001/2008/2009/2010, soll jetzt 
jährlich erstellt werden
Altenhilfeplan, 
Behindertenhilfeplan,örtliche Pflegepläne, 
Sozialberichte

7 Schmalkalden-
Meiningen

Süd-
west

Jana Leffler
(VSOP)

Evelyn Zöller
(VSOP)

SozialplanerIn

SozialplanerIn

im FB Soziales, 
Jugend und 
Gesundheit direkt 
dem Fachbereichs-
leiter Lothar 
Büttner unterstellt

regelmäßig seit 1995 
Sozialberichterstattung, 
Stand der pflegerischen Versorgung im 
Landkreis
Demographischer Bericht
Sozialer Wegweiser
Sozialplanung seit März 2011, 
Sozialplaner-Team weitere für 
verschiedene Bereiche (JuHi, Menschen 
mit Behinderung, Ältere)
Richtlinie für Seniorenförderung (01/2010)
Kita-Bedarfsplan, Plan HzE, 
Behindertenhilfeplan, 
Eingliederungsbericht in Arbeit

8 Suhl Süd-
west

Dietmar 
Behrendt

Raimonde Triebel 

SozialplanerIN 

JugendhilfeplanerIn

Sozialamt, 
Ehrenamts- und 
Homepageverantw
ortlicher

Sozialplanung seit 1995, Sozialbericht seit 
1994, i.D.R. alle 2 Jahre
Seniorenplan
ISEK Suhl 2025
Jugendförderplan
Berichte zu Armut, Senioren, Behinderte, 
Leitlinien zu kommunaler Sozialplanung, 
Einzeplprojekte Wohnen 50+, 
Generationsübergreifendes Wohnen

Folgeantrag für Suhl-Nord: BIWAQ

9 Hildburghausen Süd-
west

ohne Name Stelle soll 2012 
besetzt werden, zur 
Zeit JuHi-Planerin

Sozialplanung 
beim 
Dezernatsleiter 
(Jugend- und 
Sozialamt) 
angesiedelt, aber 
nicht namentlich 
benannt

KiTaBetr.Bedarfsplan 
2011/2012
Sozialberichte müssen aktualisiert werden

10 Sonneberg

(ITP)

Süd-
west

Linda Ehrlicher SozialplanerIn Sozialamt: Antje 
Rebhan, siehe ITP

Sozialplanung seit 2011, 
ASD, Integrationshelfer, 
Seniorenwegweiser, Sozialbericht in 
Arbeit

Anhang 2b (vgl. Kap. 2.5.4, Seite 35) Sozialplanung  in Thüringen - nach Landkreisen und kreisfreien St ädten, Stand 
Dez.2011
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11 Sömmerda Mitte Martina Weise-Watzek

Marion Arnold
(VSOP)

JugendhilfeplanerIN

SozialplanerIn

Jugendamt, 
Jugendhilfe-
planung
LRA SÖM
Kommunal-
verwaltung

Sozialbericht bekommt man auf Anfrage
Sozialberichterstattung ist bei 
kommunaler JuHi-Planung angedockt
Planung für ältere Menschen im LK SÖM

12 Erfurt

(ITP)

Mitte Thomas 
Rathsfeld
(Sozial-
referent)

Guido Kläser, Amt für 
Soziales und 
Gesundheit

3 Stadtent-wicklungs-
planer

lt. Liste TMSFG in der 
JuHi-Planung: Olaf 
Hopfgarten & 
Annemarie Häsler-
Bittorf

SozialplanerIN Dezernat Soziales, 
Bildung und
Kultur
Ämterkoordinierun
g, Sozialplanung, 
Dezernatsaufgabe
n,
Zur Zeit eine 
Ausschreibung für 
das integrierte 
Sozialraum-
management

Kinder- und Jugendförderplan der 
Landeshauptstadt Erfurt 2008 bis 2010 
+2012 bis 2014 
Sozialstrukturatlas 2003 als 
Fortschreibung des 2. Sozialberichtes 
(2001)
Integriertes SozialR.Managm. 
Großwohnsiedlung Nord (2007)
Soziale Stadt, Stadtteilbüros
ExWoST, Seniorenbericht, Suchtbericht, 
Psychiatriebericht
Stadtteilkonferenzen in 4 Gebieten, 
Gesundheitsbericht, Psychiatriebericht,
Pflegenetzwerke
Bericht zu Integrierte Sozialraumplanung 
liegt vor

13 Weimar

(ITP)

Mitte Ralf Ermisch
(VSOP)

Jugend- und 
SozialplanerIN

keine Information
Peter Kolling, Jugendamtsleiter

14 Weimarer 
Land

(ITP)

Mitte Anita Diener

Anke Schmidt
(VSOP)

SozialplanerIN nicht gefunden Seniorenbericht 2010
lt. Kreistagsbeschluss soll ein 
Sozialbericht anstelle eines 
Armutsberichtes erstellt werden,

15 Gotha

(ITP)

Mitte ohne Angabe Amtsleiterin Manuela 
Brozat

 ITP / Sozialamt Planung: ab Jan 2012 neue Besetzung: 
Fachkraft aus JuHi-Planung
JuHiPlan, gültig ab 2009
Selbsthilfe-Wegweiser, Sozialbericht aus 
2000

16 Ilm-Kreis Mitte E.Rinder-
mann

JugendhilfeplanerIN ohne Hinweis auf 
Sozialplanung 

JuHi-Plan mit verschied. Teilfachplan, 6. 
Sozialstrukturatlas (Stand:21.09.11), seit 
1999 Sozialbericht alle 2-3 Jahre 

17 Saalfeld-
Rudolstadt

Ost Denis
Heymann
(VSOP)
(JuHi-Pl.)

Stephanie Döhler
(Sozial-und JuHi-Pl.)

Jugend- und 
SozialplanerIN

Bereich JuHi & 
Controlling, 
Stabstelle FB 
Jugend und 
Soziales

seit 1998 jährliche Sozialberichterstattung
Sozialstrukturatlas LK
Maßnahmepl der JuHi
Koordinierungsstelle für Seniorenarbeit & 
Seniorenbefragung
Leitlinien zur Kreisentwicklung
in Stadt SLF noch weitere Dokumente, 
bsp. ISEK, Jugendstudie, Kita-Bedarfspl

18 Jena Ost Dr. Konstanze Tenner
(VSOP)

SozialplanerIN Team Integrierte 
Sozialplanung* 

Sozialbericht der Stadt (1997/2009)
Ki-u-Ju-Plan 2009-2011
Befragung Jugendlicher für Jena-Lobeda
insg. 6 Leute für 3 verschiedene Bereiche
Sozialberichte 1997/2009 (durch FH 
Jena), seit 2003 Sozialplanung, JuHi-
Planung, Sozialraumanalyse
*Altenhilfeplanung: Gabriele Pippart, JuHi 
(Nicole Warthemann), 
,Bildungskoordinatorin (Stefanie 
Teichmann), Beauftragter für MmB 
(Marcus Barth), im Dezernat Familie und 
Soziales

19 Saale-
Holzland

Ost Ivonn Rost
(VSOP)

SozialplanerIN LRA   1.Sozialreport wurde durch den GSA 
Mitte Nov 2011 verabschiedet
Selbsthilfewegweiser, Seniorenratgeber, 
Sozialwirtschaftsbilanz,
Erarbeitung "Leitbild SHK 2020"

20 Gera Ost Steffi 
Hofmann
(VSOP)

SozialplanerIN FD Soziales und 
Gesundheit

Haushalts-und Bev.prognose
Leitlinien der Stadt Gera 
Integriertes Entwicklungskonzept für Gera-
Bieblach (2008) 
lt.LINKE-Anfrage: Im Jahr 2000 wurde ein 
Sozialbericht erstellt, aktuell wird an 
Sozialberichterstattung gerarbeitet, im 
Zusammenhang mit 
ISEK,Sonderprojekte: Sozialcard
Wohnen im Alter, BIWAQ, Sozialplanung 
seit 1997
Sozialplanerin ist auch in der KG des 
PARITÄTISCHEN mit dabei
Fachdienst für Statistik erhebt 
kleinräumige Daten
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21 Altenburger 
Land

Ost Ulrike
Erfkämper
(VSOP)

SozialplanerIN Landratsamt, FD 
Soziales, dazu 
noch JuHi-Planerin
Fachbereich 3 - 
Soziales und 
Jugend

Sozialplan
Teilfachpläne (KITA, Pflegeplanung)
Sozialplanung (20-h-Stelle)
Gesundheitsbericht,Alten-
hilfeplanung,ambulante Pflegestatistik

22 Greiz Ost ohne Angabe ohne Angabe Jugend- und 
Sozialamt, 
Amtsleiter Matthias 
Adler

23 Saale-Orla
-Kreis

Ost Mercedes 
Thiem

Dietmar Ulitzsch

ohne Angabe Leiterin Lokale 
Koordinierungsstell
e
STÄRKEN vor Ort

JuHi-Planung, 
Systemverantw

Sozialberichte gab es 
2003/2007, Sozialplanung muss noch 
gestaltet werden, Bericht zur sozialen 
Situation der Menschen im LK ist in 
Arbeit, soll ab 2012 alle 2 Jahre
Jugendförderplan

24 Gemeinde- und 
Städtebund

Stephen Krumrey

25 Thüringer LK-Tag Elger Fähnrich

Synchronisierte Liste aus eigener Internetrecherche, Liste von TMSFG-Stabstelle sowie kl. Anfrage der Linken 
"Sozialberichterstattung  und -planung in den LK & kreisfreien Städten". Keine Gewähr für Vollständigkeit.
Infos aus Kleiner Anfrage des Agb. Herrn Kubitzki (DIE LINKE) aus Sept/2011

Referent für Soziales

Referent für Soziales 
(außer Jugend und Bildung)



Anhang 3 (vgl. Kap. 2.7.2, Seite 45) 

 

§ 17 Bürgerbegehren, Bürgerentscheid 

(1) Die Bürger können über wichtige Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der 

Gemeinde die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen (Bürgerbegehren). […] 

Der Thüringer Landesverband von Mehr Demokratie e.V. beschreibt dazu die 

Vorgehensweise, die hier verkürzt dargestellt wird1 und in § 17 ThürKO Abs. 2-10 

geregelt ist. 

1. Antrag auf Zulassung 

- dazu muss die Fragestellung formuliert und schriftlich bei der 

Gemeindeverwaltung eingereicht werden  

- wenn die Zulassung erfolgt ist, wird damit auch die Sammelfrist 

(Unterschriftensammlung) festgelegt  

2. Bürgerbegehren 

- es wird eine Unterschriftensammlung gestartet 

- innerhalb von vier Monaten muss ein bestimmter Prozentsatz an Unterschriften 

in sogenannter „freier Sammlung“ oder „mit Amtseintragung“2 eingeholt werden 

- nach Ablauf der Frist werden die Unterschriftenlisten an den Bürgermeister 

übergeben, der diese wiederum an den Gemeinderat zusammen mit seiner 

Stellungnahme vorlegt, so dass dann innerhalb von einer Frist von acht Wochen 

über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens entschieden wird: Annahme und 

Beginn der Sammlungsfrist oder Ablehnung 

- bei einer Ablehnung kann gem. § 17, Abs.4 ThürKO geklagt werden  

3. Bürgerentscheid 

- neben der Mehrheit bei der Abstimmung muss zusätzlich noch ein sog. 

„Zustimmungsquorum“ erfüllt sein, was bedeutet, dass eine gewisse Prozentzahl 

aller Stimmberechtigten dafür gestimmt hat, die ThürKO staffelt hierbei nach 

Gemeindegröße 

-  nach erfolgreicher Abstimmung muss ein Bürgerentscheid analog wie ein 

Gemeinderatsbeschluss behandelt und umgesetzt werden. 

 

                                            
1 Die direkte Demokratie in Thüringer Kommunen, http://thueringen.mehr-demokratie.de/3205.html, S.6-12 (01.11.2011) 

2 7 % der Stimmberechtigten einer Gemeinde und höchstens 7000 BürgerInnen (mind. 18 Jahre alt und seit drei Monaten in der 
Gemeinde gemeldet) gem. § 17 a Freie Sammlung ThürKO 
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Stellungnahme der LIGA Thüringen 

im schriftlichen Anhörungsverfahren des Landesentwicklungsprogramms 2025  

„Kulturlandschaft im Wandel“ 
 

 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Landesentwicklungsprogramm 
2025. Für den LEP 2025 schlagen wir folgende Ergänzungen und Änderungen vor: 
 

A) 0. Inhaltsverzeichnis:  
 
Änderungsvorschlag 1: 
Es wird im Abschnitt 4 „Wirtschaft entwickeln und Infrastruktur anpassen“ ein Kapitel 
4.n „Soziale Infrastruktur“ eingefügt. 
 
Begründung: s.u. unter Buchstabe M) 
 

B) Rahmenbedingungen (ab S. 7, 3. Absatz):  
 
„Die öffentlichen Haushalte der Länder werden auf niedrigerem Niveau konsolidiert 
werden müssen. Weniger Steuerzahler und Transferleistungen machen eine strikte 
Haushaltsdisziplin und eine demografieorientierte Prioritätensetzung in der Landespo-
litik erforderlich.“  
 
Änderungsvorschlag 2: „Angesichts einer rückläufigen Zahl von SteuerzahlerInnen 
und auslaufenden Transferleistungen ist bei der Aufstellung der öffentlichen Haushal-
te der Länder eine zielorientierte und prioritätenbasierte Ausgaben- und Einnahmen-
politik unumgänglich. Diese hat den gesellschaftlichen Nutzen öffentlicher Ausgaben 
mit der jeweils zumutbaren Belastung der SteuerzahlerInnen auszubalancieren.“ 
 
Begründung: Aus Sicht der LIGA greift eine rein ausgabenreduzierende Haushaltspoli-
tik zu kurz. Bund, Länder und Gemeinden sind selbstverständlich gehalten, die Mittel 
der SteuerzahlerInnen effizient und wirtschaftlich einzusetzen. Daneben besteht aber 
durchaus die Gefahr, durch radikale Einsparungen das gesellschaftliche Vermögen 
aufzuzehren, was auf lange Sicht zu erheblich größeren Ausgaben führen könnte, als 
der Erhalt bedarfsgerechter Infrastruktur kostet. (siehe Stellungnahme der LIGA im 
schriftlichen Anhörungsverfahren des Haushalts- und Finanzausschusses zum Fünften 
Gesetz zur Änderung der Verfassung des Freistaates Thüringen (DS 5/2407) und dem 
Dritten Gesetz zur Änderung der Thüringer Landeshaushaltsordnung (DS 5/2408) - 
Gesetzentwürfe der FDP, Stichwort Schuldenbremse) 

 
C) 2. Gleichwertige Lebensverhältnisse herstellen –                                        

Daseinsvorsorge sichern (S. 17) 
 
Leitvorstellungen Nr. 3 
„[…] Dies soll durch die gemeinsame Wahrnehmung der Verantwortung aller beteilig-
ten Verwaltungs- und Planungsebenen im Sinne der Subsidiarität erfolgen, insbeson-
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dere der Landkreise und Verbände als kommunale Zusammenschlüsse mit ihren 
Funktionen und Aufgaben.“ 
 
Änderungsvorschlag 3: „Dies soll durch die gemeinsame Wahrnehmung der Verant-
wortung aller Beteiligten im Sinne der Subsidiarität erfolgen, insbesondere der Land-
kreise und Verbände als kommunale Zusammenschlüsse mit ihren Funktionen und 
Aufgaben sowie – in Bezug auf die Entwicklung der Sozialen Infrastruktur - der aner-
kannt gemeinnützigen Organisationen und Verbände.“ 
 
Begründung: Die Änderung bezieht sich auf die Stichworte „Subsidiarität“ und „flexib-
le Standards“ und ist unter der Beschreibung des „Hintergrunds“ (2. und 3. Absatz) 
bereits skizziert. Der Großteil gesellschaftlicher und Sozialer Infrastruktur wird von 
gemeinnützigen Organisationen, unterstützt durch deren Spitzenverbände innerhalb 
der LIGA, betrieben und gesichert. In dieser Rolle sind diese Organisationen insbe-
sondere auch als Arbeitgeber und lokal verwurzelte KMU zu beschreiben, deren Wir-
ken und Wirtschaften anerkanntermaßen dem Nutzen der Allgemeinheit dient. Gemäß 
ihrem Selbstverständnis hat bürgerschaftliches, ehrenamtliches Engagement einen 
hohen Stellenwert in ihrem Wirken. Diese Organisationen sind aktuell und auch zu-
künftig gemäß ihren Leitbildern und Werteorientierungen darauf ausgelegt, bedürfti-
gen, armen, kranken, pflegebedürftigen und sonst unterstützungswürdigen Personen 
flächendeckend und wohnortnah zu helfen. Dieser Anspruch steht nicht im Gegensatz 
zum Prinzip der Zentralen Orte, sondern ergänzt dieses Konzept. Dies geschieht bei-
spielsweise durch ambulant erbrachte Dienstleistungen oder Fahrdienste zu Angebo-
ten, die sich in Zukunft noch stärker in den Zentralen Orten konzentrieren werden. 
Spiegelbildlich zu ihrer subsidiär wahrgenommenen Verantwortung steht der Wille zur 
Teilnahme an integrierter Planung. Dieser Ansatz wird bspw. auch durch den Deut-
schen Verein für öffentliche und private Fürsorge in den „Eckpunkten für eine inte-
grierte Sozial- und Finanzplanung in den Kommunen“1 empfohlen. Demgemäß müs-
sen Ressourcen und Strukturen kompetenter und kontinuierlicher Beteiligung seitens 
der LIGA geschaffen werden. 
 

D) 2.1.3 G 
 
„Schülermangel in Bildungseinrichtungen und sonstige Infrastrukturunterauslastun-
gen […] sind […] als gegeben zu akzeptieren.“ (Begründung zu 2.1.3, 1. Abs. Satz 4) 
 
Änderungsvorschlag 4: „In Bezug auf Soziale Infrastrukturen in ländlichen Gebieten 
sind sorgfältige Abwägungsprozesse und flexibilisierte Untergrenzen anzustreben und 
ggf. die Refinanzierungsbedingungen zu überarbeiten.“ 
 
Ergänzung zur Begründung: Die rückläufigen Zahlen dürfen keine blinden Automa-
tismen auslösen, die die weiteren umfeldbezogenen Auswirkungen verkennen. Dies 
ist am Beispiel der Schulnetz- und Kindertagesstättenplanungen einfach zu illustrie-
ren: Wenn aufgrund von Bevölkerungsschwund standardisierte Gruppengrößen / 
Schülermindestzahlen in ländlichen Gebieten unterschritten werden, stehen oftmals 
die Standorte zur Disposition. Dies verkennt die dramatischen Folgen einer Standort-
Streichung: Die Wege zum nächstgelegenen Angebot können sich erheblich verlän-
gern und ggf. für berufstätige Alleinerziehende und/oder Menschen ohne eigenes 
Fahrzeug nicht mehr zu bewältigen sein. Die Soziale Infrastruktur erfüllt eine wichtige 
Ankerfunktion in ländlichen Gebieten. Das bedeutet, dass beispielsweise mit der 
Schließung einer Grundschule ein ganzer Landstrich erheblich an Familienfreundlich-
keit einbüßt, was nicht nur dem Zuzug junger Familien in dieses Gebiet entgegen-

                                                
1 Hellwig, U., „Eckpunkte für eine integrierte Sozial- und Finanzplanung in Kommunen“, in DV 08/11 
AF I, 23.03.2011, S. 10 ff.  
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steht, sondern auch bislang dort wohnende Familien u. U. zum Wegzug veranlassen 
könnte. 
 
Änderungsvorschlag 5: Am Ende von Absatz 2 der Begründung sind folgende Gedan-
ken aufzunehmen: „… weiteren Bevölkerungsverlusten und einer hohen Zunahme des 
Anteils der Senioren gerechnet werden. Eine an den Folgen des demografischen 
Wandels orientierte Planungs- und Entwicklungspolitik darf nicht bei der rein quanti-
tativen Beschreibung von Verschiebungen der Altersstrukturen verharren, sondern 
muss Antworten auf die qualitativen Wirkungen dieser Veränderungen entwickeln. In 
Bezug auf die Zunahme des Anteils an Senioren bedeutet dies in der Tendenz u.a. 
folgende Wirkungen: 
 

• Wachsender Bedarf an ärztlichen, gesundheitsfürsorgerischen und pflegeri-
schen Angeboten sowie an persönlichen Unterstützungsdienstleistungen 

• Wachsender Bedarf an Fachkräften in diesen Berufen 
• Rückläufige Individualmobilität und wachsender Bedarf an seniorengerechten, 

barrierefreien Angeboten des ÖPNV bzw. alternativer Mobilitätskonzepte 
• Sicherheitsrisiken durch mehr ältere Verkehrsteilnehmerinnen mit Wahrneh-

mungseinschränkungen / verzögerten Reaktionszeiten 
• Rückläufiges Potential von Personen, die sich wohnortnah ehrenamtlich enga-

gieren 
• Risiken der Vereinsamung 
• Risiken der Verwahrlosung aufgrund schwindender individueller physischer 

Kräfte und Motivation, die eigene Wohnung, das Haus, Grundstück, den Hof 
und Garten zu pflegen 

• Steigendes subjektives Sicherheitsbedürfnis 
• Stagnierende Einkommensentwicklungen bei RentnerInnen bzw. steigende Al-

tersarmut bei Personen mit langjährig unterbrochenen Erwerbsbiographien 
bzw. in niedrig entlohnten Tätigkeiten (daraus folgend eine wachsende Belas-
tung kommunaler Haushalte durch ergänzende Sozialleistungen zur Sicherung 
des Existenzminimums) 

• Zunahme von Ein-Personen-Haushalten mit entsprechendem Bedarf an klei-
nen und kostengünstigen Wohnungen 

• Steigender Immobilienleerstand, Gefährdung von und durch Verfallserschei-
nungen der Bausubstanz sowie starke Wertverluste 

• Daraus resultiert eine regionalökonomische Abschwächung mit rückläufigen 
Einzelhandelsumsätzen und rückläufigen privaten und gewerblichen Investiti-
onen 

 
Bei der Suche nach lokal wirksamen Antworten ist zukünftig verstärkt auf die endo-
genen Lösungspotentiale zu achten. Ein Schlüssel hierzu sind ergebnisoffene Beteili-
gungsverfahren, die BürgerInnen sowie Vereine, Initiativen und Verbände einbezie-
hen und deren kreatives Potential erschließen.  

 
 

E) 2.2 Zentrale Orte und überörtlich bedeutsame Gemeindefunktionen 

 
Änderungs- / Ergänzungsvorschlag 6 zu den Leitvorstellung: 
Zu ergänzen ist folgende Leitvorstellung: 
„- Die Versorgung der Bevölkerung mit bedarfsgerechten sozialen Dienstleistungen 
und Infrastrukturen in den Versorgungsbereichen insb. der Grundzentren ist sicherzu-
stellen. Hierbei soll die Entwicklung mobiler Unterstützungsangebote und deren Refi-
nanzierungsbedingungen unter Beteiligung der gemeinnützigen Träger bzw. der Ver-
bandsstrukturen vorangetrieben werden.“ 
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Begründung: In den kleineren Ortschaften der Versorgungsbereiche der Grundzen-
tren erfolgt eine demografisch belegte Überalterung der Bevölkerung, die mit einem 
steigenden Unterstützungs- und Pflegebedarf einhergeht. Die Distanz bis zu den sozi-
alen Angeboten in den Grund- und Mittelzentren kann von dieser Personengruppe 
vielfach nicht mehr durch individuelle Mobilität bewältigt werden. Das ÖPNV-Netz ist 
aufgrund der Fahrplantaktung, der nur bedingt vorhandenen Barrierefreiheit und der 
mitunter langen Fahrzeiten nur zum Teil in der Lage, diesem Mobilitätsbedarf zu ent-
sprechen. Darum sind beteiligungsorientierte lokale Klärungsprozesse anzustoßen, ob 
und wie die ÖPNV-Ausstattung zu erweitern ist oder ob aufsuchende Soziale Infra-
struktur auf- und ausgebaut wird, die die Menschen mit Unterstützungsbedarf am 
Wohnort / in der eigenen Wohnung erreicht und zwar auch schon vor Eintritt von 
Pflegebedürftigkeit i. e. S.  
Analog gilt dies für Beratungsangebote und weitere soziale Hilfen für jüngere Men-
schen mit Unterstützungsbedarf. Gemeinnützige Träger können in gemeinsamer Ver-
antwortung mit den Leistungsträgern hierzu passende Angebote entwickeln, jedoch 
sind die Refinanzierungsbedingungen ggf. den ländlichen Räumen gemäß anzupas-
sen. 
 

F) 2.2.11 G 
 
Änderungsvorschlag 7: Der Anstrich „ – primäre Bildungs- und Gesundheitsfunktion“ 
soll ersetzt werden durch: „ – grundständige Soziale Infrastruktur mit primärer Bil-
dungs- und Gesundheitsfunktion“ 
 
Begründung: Unter der Bezeichnung „Soziale Infrastruktur“ lassen sich neben den 
Bildungs- und Gesundheitsfunktionen weitere, dezentral benötigte soziale Dienstleis-
tungen subsumieren, sodass diese Bezeichnung zutreffender ist. 
 
Änderungsvorschlag 8 zu Absatz 3 Satz 2 der Begründung zu 2.2.11 und 2.2.12: 
 
Zielstellung ist eine nahezu flächendeckende Erreichbarkeit der Grundzentren bzw. 
grundzentraler Leistungen innerhalb von 30 Min. mit dem ÖPNV, wobei die Erreich-
barkeit zu den üblichen Nutzungszeiten gewährleistet sein soll. 
 
Begründung: Grundzentrale Leistungen sind typischerweise in besonderem Maße für 
die Bevölkerungsgruppen relevant, die nicht oder nur in eingeschränkt über die Mög-
lichkeiten des MIV verfügen: Personen unter 18 Jahren, Personen über 70 Jahren, 
Personen, die sich bspw. aufgrund Erwerbslosigkeit kein eigenes Fahrzeug leisten 
können. Diese Personenkreise machen im Planungszeitraum eine relevante Bevölke-
rungsgruppe zwischen ca. 30% und 40% der Gesamtbevölkerung aus. Eine Auswei-
sung von Grundzentren aufgrund der Erreichbarkeitskriterien per MIV ist daher sehr 
problematisch. Hinsichtlich der praxistauglichen Erreichbarkeit spielt die Fahrplange-
staltung des ÖPNV eine wesentliche Rolle damit Termine bei grundzentralen Leis-
tungsangeboten und im Anschluss danach der Wohnort im Versorgungsbereich zuver-
lässig erreicht werden können. 
 
Änderungsvorschlag 9 zu Absatz 3 Satz 6 und 7 der Begründung zu 2.2.11 und 
2.2.12: 
 
„Die Grundzentren wurden so ausgewählt, dass möglichst flächendeckend eine 
ÖPNV-Fahrzeit von max. 30 Minuten in ein Thüringer Grundzentrum erreicht werden 
kann.“ Satz 7 kann somit entfallen; Begründung siehe zu Änderungsvorschlag 8. 
(Dies deckt sich auch mit 2.2.13). 
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G) 2.2.13 G Die Erreichbarkeit eines Zentralen Ortes 
 
Ergänzungsvorschlag 9: „… nicht überschreiten. Die Erreichbarkeit der Zentralen Orte 
mittels ÖPNV ist durch beschleunigten Ausbau der Barrierefreiheit sowohl der Zu-
stiegspunkte / Haltestellen / Haltepunkte wie auch der ÖPNV-Fahrzeuge für alle Men-
schen herzustellen. Jede öffentliche Transportmöglichkeit muss insb. die Mitnahme 
von Menschen mit Gehhilfen (Rollatoren) und RollstuhlfahrerInnen gewährleisten.“ 
 
Ergänzung zur Begründung: Ein durchgehend barrierefreier ÖPNV ist für mobilitäts-
eingeschränkte Menschen oftmals die einzige Chance zur selbstbestimmten Errei-
chung von Angeboten Zentraler Orte. Darüber hinaus ist Barrierefreiheit gleichzeitig 
auch ein Aspekt von Familienfreundlichkeit (Transport von Kinderwagen etc.). 
 

H) 2.5 Wohnen und wohnortnahe Infrastruktur 

 
Änderungsvorschlag 10 zu Leitvorstellung 4: „Soziale Infrastrukturen sollen vorrangig 
in Zentralen Orten gesichert werden, wobei auch Demografieaspekten Rechnung zu 
tragen ist. Diese vor allem stationäre Infrastruktur ist mit Wirkung in die Versor-
gungsbereiche durch mobile und ambulante soziale Dienstleistungen zu ergänzen, die 
das selbstbestimmte Wohnen in der eigenen Wohnung so lange wie möglich unter-
stützen und ermöglichen. Die Leistungsträger und Leistungserbringer sollen unter Be-
rücksichtigung der Sozialverträglichkeit, Gerechtigkeit und Finanzierbarkeit lokal pas-
sende Standards der Daseinsvorsorge entwickeln.“ 
 
Ergänzung zum Hintergrund: Das Wohnen in der eigenen Wohnung dient dem Erhalt 
der sozialen Kontakte, der baulichen Substanz und hat gleichzeitig entlastende Wir-
kung für die öffentlichen Haushalte. Mobile Beratungs-, Betreuungs-, Einkaufs- und 
Pflegedienstleistungen usw. in den Versorgungsbereichen können in vielen Fällen den 
Verbleib in der eigenen Wohnung bis zum Lebensende ermöglichen. 
Für die Anbieter Sozialer Dienstleistungen besteht dringender Klärungsbedarf zur Bin-
dungswirkung des Zentrale-Orte-Prinzips im Hinblick auf den Erhalt von und Investiti-
onen in Soziale Infrastruktur, die derzeit vielfach außerhalb Zentraler Orte angesiedelt 
und sozialräumlich verwurzelt ist. Die dort angesiedelten Angebote und Arbeitsplätze 
haben häufig eine sozial und lokalökonomisch wichtige Funktion. Genutzte Sozialim-
mobilien, die in der Vergangenheit zumeist über öffentliche Fördermittel kofinanziert 
wurden, haben i. d. R. jahrzehntelange Zweckbindungen. Einschnitte in die Umfeld- 
und Rahmenbedingungen, die auf konsequenter Anwendung des Zentrale-Orte-
Prinzips beruhen (bspw. bei der ÖPNV-Planung), können die gemeinnützigen Träger 
in ihrer Existenz bedrohen. Eine Verlagerung von sozialer Infrastruktur in den nächst-
gelegenen Zentralen Ort kann aufgrund von fachlichen Erwägungen und ökonomi-
schen Limitierungen kaum kurzfristig erfolgen. Darum sind frühzeitig gemeinnützige 
Träger und Verbände zur Klärung dieser Fragen in Planungsprozesse einzubinden. 
Dies gilt analog auch für Fragen der Standortwahl bei neuen Angeboten sozialer Da-
seinsfürsorge. 
 

I) 2.5.3 Z Satz 3  
 
Ergänzungsvorschlag 11: Es werden Satz 4 und 5 eingefügt: „Die interkommunale 
Kooperation soll nicht an den Landesgrenzen enden, d. h. dass Bildungsangebote be-
nachbarter Bundesländer zugänglich gemacht werden, sofern diese wesentlich woh-
nortnäher gelegen sind, als die im Landesinneren. Umgekehrt werden Thüringer Bil-
dungsangebote unter der gleichen Maßgabe den SchülerInnen angrenzender Bundes-
länder zugänglich gemacht.“  
 
Begründung: siehe s. u. Nr. 3.2. 
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J) 3.1 Regional Governance 

 
Ergänzungsvorschlag 12 zum Hintergrund:  
Absatz 3 wird ergänzt durch Satz 3 „Im Bereich der Sozialen Infrastruktur ist die Be-
teiligung der gemeinnützigen Träger und ihrer Verbandsstrukturen in sozialplaneri-
scher Hinsicht auf Ebene der Planungsregionen, der Landkreise / kreisfreien Städte 
und der Kommunen auszuweiten.“ 
 

K) 3.2 Interkommunale Kooperation  
 
Ergänzungsvorschlag 13 zu den Leitvorstellungen:  
Es wird eine fünfte Leitvorstellung eingebracht: „Aufgrund der Tatsache, dass nahezu 
ausschließlich ländliche Gebietsstrukturen entlang der Thüringer Landesgrenzen sich 
in den Nachbarbundesländern fortsetzen, sind die Bemühungen der Interkommunalen 
Kooperationen auch länderübergreifend zu verstärken.“ 
 
Begründung: Es ist davon auszugehen, dass bei einer Interkommunalen Kooperation 
über Landesgrenzen hinweg in Einzelfällen Aufgaben sinnvollerweise durch kommu-
nale Strukturen der Nachbarländer erbracht werden. Global betrachtet ist jedoch vor-
stellbar, dass sich „Geben und Nehmen“ in etwa die Waage halten, jedoch diese 
Sphäre der Kooperation der Bevölkerung entlang der Landesgrenzen erhebliche Er-
leichterung verschaffen könnte. In der Planungsregion Nordthüringen gilt dies bei-
spielsweise bez. des Berufsschulstandorts Artern, der 3 Berufsschulzweige aufweist. 
In relativer Nähe besteht das Berufsschulzentrum Sangerhausen, das ein breiteres 
Ausbildungsangebot aufweist und für Auszubildende u. U. deutlich näher gelegen ist 
als Nordhausen oder Mühlhausen (siehe auch MDR-Artikel vom 26.10.11 „IHK wollen 
belastbares Berufsschulsystem“2). Zu klären ist, welche Instanzen solche Aushand-
lungsprozesse über Landesgrenzen hinweg führen können. 
 

L) 3.2.6 V  
 
Ergänzungsvorschlag 14 zur Begründung und Hinweise zur Umsetzung zu 3.2.6 
Satz 3 wird wie folgt ergänzt: „Sie sind damit aufgerufen, die auf die Regionalent-
wicklung gerichtete Abstimmung zwischen Kommunen oder in Teilräumen, aber auch 
Kooperationen mit öffentlichen Stellen, Personen des Privatrechts sowie in Angele-
genheiten der sozialen Daseinsfürsorge mit den gemeinnützigen Trägern und ihren 
Verbänden durch die Erarbeitung […]. 
 
 
 

M) 4. Wirtschaft entwickeln und Infrastruktur anpassen 

 
Ergänzungsvorschlag 15 zu den Leitvorstellungen: Es wird nach Leitvorstellung 7 
(Wissenschafts- und Forschungsstandort) folgende Leitvorstellung eingeschoben: 
„Personengebunde direkte Dienstleistungen z. B. der Sozialen Arbeit und Bildung stel-
len einen wachsenden, standorttreuen, relativ konjunkturstabilen Teil vor allem weib-
licher Beschäftigung in Thüringen sicher. Spezifische Innovations- und Investitions-
fördermaßnahmen für die Sozialwirtschaft sollen die Zukunftssicherheit dieses Sektors 
herstellen.“ 
 
Begründung: Mindestens 80% der rund 80.000 sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigten in der Thüringer Sozialwirtschaft sind weiblich. Stabile Beschäftigungs-
möglichkeiten in der Sozialwirtschaft sind damit ein wichtiges Element familienfreund-

                                                
2 http://www.mdr.de/thueringen/berufsschulen100.html (abgerufen am 26.10.11) 
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licher und familienermöglichender Standortpolitik. Der strategischen Weiterentwick-
lung der Sozialwirtschaft kommt daher im Hinblick auf die Sicherung der Beschäfti-
gungsmöglichkeiten und auch des Fachkräftebedarfs ein hohes gesamtgesellschaftli-
ches Gewicht zu. Wachsende Bedarfe im Pflegebereich setzen weitere bauliche und 
strukturelle Investitionen voraus, jedoch ist eine spezifische Koordinierung im Hinblick 
auf das Zentrale-Orte-System erforderlich. Der Anteil mobiler / ambulanter Sozial-
dienstleistungen wird voraussichtlich vor allem in den strukturschwächeren, mittel-
zentrenfernen3 Landesteilen stark zunehmen. Die Spezifik der gemeinnützigen Sozi-
alwirtschaft liegt darin, dass sich bei einer rein marktwirtschaftlichen Dienstleistungs-
allokation unter den aktuellen Rahmenbedingungen Zonen in mittelzentrenfernen La-
gen herausbilden, in denen sozialen Anbietern keine kostendeckenden (!) Nachfra-
gestrukturen gegenüberstehen. Bei der kleinteiligen Wirtschaftsstruktur der gemein-
nützigen Träger ist eine defizitäre Arbeitsweise bereits mittelfristig existenzbedrohlich. 
Der ökonomisch erzwungene Rückzug aus diesen Gebieten, der Wegfall von z. B. 
pflegerischen Diensten könnte erhebliche soziale Verwerfungen mit sich bringen, die 
gesamtgesellschaftlich nicht wünschenswert wären.  
 

N) Es wird im Abschnitt 4 „Wirtschaft entwickeln und Infrastruktur anpassen“ 

ein Kapitel 4.n „Soziale Infrastruktur“ eingefügt. Dieses kann durchaus 
kompakt ausfallen und sollte folgende Punkte nennen – Ergänzungsvor-
schlag 16: 

 
4.n Soziale Infrastruktur 
Leitvorstellungen 
- Familienfreundlichkeit ist ein ausschlaggebendes Kriterium der Wohnortwahl für 

junge Menschen und Familien. In welchem Maße ein (potentieller) Wohnort als 
familienfreundlich wahrgenommen wird, hängt von einer Vielzahl von Faktoren 
ab, wesentlich jedoch von einer adäquaten und erreichbaren Sozialen Infrastruk-
tur.  

- Für die langfristige Entwicklung einer bedarfsgerechten, wohnortnahen und wirt-
schaftlichen Sozialen Infrastruktur ist strategische Sozialplanung auf Ebene des 
Landes, der Planungsregionen und der Landkreise / kreisfreien Städte aufzubau-
en, die über die gesetzlich normierten Bereiche der Kinder- und Jugendhilfepla-
nung substantiell hinausreicht und angrenzende Planungsbereiche integriert.  

- Die strategischen Sozialplanungsprozesse sollen bereits in einem frühen Stadium 
Betroffene und VertreterInnen anerkannt freigemeinnütziger Organisationen und 
ihrer Verbände beteiligen. 
 
 

Hintergrund:  
Wie in der Präambel des LEP 2025 skizziert, ist der demografische Wandel zuallererst 
ein gesellschaftliches und soziales Phänomen mit einer enormen Bandbreite der Aus-
prägungen in den kleinräumlichen Strukturen des Freistaats Thüringens. Die vor al-
lem in den ländlichen Gebieten seit 20 Jahren zu beobachtenden Prozesse der Ab-
wanderung insb. jüngerer und hier wiederum vor allem weiblicher Erwerbstätiger 
bzw. Erwerbssuchender untermauert, dass trotz aller Verbesserungen der vergange-
nen Jahre eine hinreichende Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zwischen Land-
Stadt und Ost-West nicht erzielt wurde.  
 
Die Familienfreundlichkeit im Hinblick auf auskömmliche Verdienstmöglichkeiten für 
Väter und Mütter aber auch die Erreichbarkeit Sozialer Infrastruktur-Angebote (Kin-
derbetreuung, Bildung, Gesundheitsfürsorge, Pflege usw.) ist ein zentrales Kriterium 

                                                
3 Unseres Erachtens gibt es durchaus auch Zuschnitte von Versorgungsbereichen der Grundzentren, die aufgrund 
der weitläufigen räumlichen Ausdehnung erhebliche Erreichbarkeitseinschränkungen für Personen ohne Individu-
almobilität darstellen (Bsp. Friedrichrode, Gemeinde Helbedündorf, Grundzentrum Ebeleben). 
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der Wohnortwahl für werdende und junge Familien. Der Blick in die Bevölkerungs-
strukturen zeigt, dass es ein großes Gefälle von familienermöglichenden und fami-
lienerschwerenden Siedlungsräumen gibt, der den Prozess der Urbanisierung befeu-
ert. Die Städte Erfurt, Jena und Weimar weisen deutlich günstigere Altersstrukturen 
auf als bereits die umliegenden Landkreise. In den besonders von Abwanderung be-
troffenen Gebieten haben sich Bevölkerungsstrukturen verfestigt, die von überdurch-
schnittlichen Anteilen älterer Menschen geprägt sind. Diese (durchaus heterogene) 
Personengruppe entwächst dem erwerbstätigen Alter, reduziert perspektivisch die in-
dividuelle Mobilität, wird zunehmend gesundheitliche, soziale und pflegerische Be-
darfslagen bei gleichzeitig stagnierenden oder sogar rückläufigen Einkommensvolu-
mina aufweisen.  
 
Eine zentrale Rolle in der Bewältigung der unterstützungsbedürftigen Altersphase 
werden auch in Zukunft die (noch vor Ort vorhandenen) familiären und nachbar-
schaftlichen Strukturen spielen. Daher ist es von strategischer Wichtigkeit, die Ab-
wanderung junger Menschen und Familien aus den Landgebieten zu stoppen. Für 
beide Zielgruppen – Ältere Menschen und ihre jüngeren Familienangehörigen – stellt 
eine intakte, wohnortnahe Soziale Infrastruktur einen wesentlichen Ankerpunkt dar.  
 
Strategische Sozialplanung, d. h. eine die Soziale Infrastruktur langfristig auf fundier-
ten Entwicklungsprognosen entwickelnde Planung kann einen wesentlichen Beitrag 
zur Schaffung annährend gleichwertiger Lebensverhältnisse bez. sozialer Bedarfsla-
gen leisten. Vor allem in den ländlichen Räumen ist dabei ein hohes Maß an vernetz-
tem, ressort-übergreifendem Denken und Planen unerlässlich. Bei teilweise stark sin-
kenden Einwohnerzahlen sind bereits jetzt viele soziale Angebote in dem Sinne „un-
terausgelastet“ als sie gewisse, landesweit geltende Fallzahlen oder Gruppengrößen 
dauerhaft nicht erreichen. In der aktuellen Refinanzierungslogik sind dann solche An-
gebote nur mehr defizitär zu betreiben und werden in aller Regel kurzfristig geschlos-
sen. Dies wiederum bedeutet aufgrund sich verlängernder Wege zu den verbleiben-
den Angeboten oftmals eine deutliche Verschlechterung der Familienfreundlichkeit in 
der Fläche. Daraus können sich langfristig wirkende „Domino-Effekte“ ergeben, die 
den regional-ökonomischen „Schaden“ eines Defizitausgleichs für unterausgelastete 
Angebote in vielen Fällen erheblich übersteigen dürften.  
 
Ressort-übergreifendes und langfristiges Planen bedeutet daher auch, vorhandene 
soziale Angebote dahingehend zu entwickeln, dass verschiedene Personengruppen 
mit verschiedenen Bedarfslagen auf ein gemeinsames wohnortnahes „Grundgerüst“ 
Sozialer Infrastruktur zugreifen können. Eine gemeinsame in den Gemeinden ange-
siedelte Anlaufstelle mit „Kümmerer-Funktion“ und nahe an anderen zentralen Ver-
sorgungsangeboten könnte in ländlichen Gebieten eine wichtige Rolle übernehmen 
und z. B. auch Kristallisationspunkte für ehrenamtliches Engagement bilden. Eltern-
Kind-Zentren könnten dafür in Frage kommen. Als zweites Standbein werden mobil 
bzw. ambulant erbrachte Sozialdienstleistungen an Bedeutung zunehmen. Auch hier 
ist aus Gründen der Effizienz darauf hinzuwirken, Leistungen für verschiedene Perso-
nengruppen stärker als bisher in Kombinationslösungen zu erbringen. 
 
Aus dieser ressort-übergreifenden Denkweise resultiert, dass für das LEP 2025 im 
Themenfeld „Soziale Infrastruktur“ keine Themenblöcke wie im LEP 2004 ausgearbei-
tet sind. Stattdessen soll die Notwendigkeit eines auf Dauer angelegten Prozesses der 
Sozialplanung betont werden, die nach jeweils vor Ort passenden Lösungen sucht, 
auf deren Wirksamkeit hin überprüft und kontinuierlich weiterentwickelt. Neben ei-
nem Planungsverständnis, das Aspekte der originären Sozialplanung, der kommuna-
len Finanzplanung, der Bau- und Entwicklungsplanung, der ÖPNV-Planung sowie der 
lokalen Wirtschaftsförderung integriert, ist auch der Kreis der an den Planungen dau-
erhaft zu Beteiligenden zu erweitern. Zwar liegt die Gewährleistungsträgerschaft für 
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eine bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung mit sozialen Dienstleistungen stets 
in öffentlicher Hand. Jedoch wird ein Großteil der Leistungen subsidiär von freige-
meinnützigen und privaten Trägern erbracht. In der doppelten Verantwortung für die 
soziale Daseinsfürsorge der Bevölkerung und als kleine und mittelständische Arbeit-
geber (vor allem für weibliche Beschäftigte) spielen gemeinnützige Träger für lokale 
Wirtschaftskreisläufe eine wichtige Rolle.  
 
Daher schlägt beispielsweise der Deutsche Verein für öffentliche und private Vorsorge 
die frühzeitige Einbeziehung Freier Träger in entsprechende Planungsprozesse vor: Er 
empfiehlt „bereits in den Anfangsstadien der integrierten Sozial- und Finanzplanung 
eine Verabredung mit der Freien Wohlfahrtspflege über deren Rolle und Aufgaben im 
gesamten Prozess der strategischen Steuerung und Sozialplanung anzustreben. Diese 
Verabredung sollte […] die grundsätzlichen Regeln der Mitwirkung und Mitverantwor-
tung klären helfen. Davon unberührt bleibt das Hauptziel der Sozialplanung, kommu-
nalpolitische Entscheidungen mit vorzubereiten [].“4 
 
Entscheidend ist, die Beteiligung Freier Träger, ihrer Verbände und der BewohnerIn-
nen auf Dauer anzulegen und hierfür adäquate Ressourcen vorzuhalten. Ein schritt-
weises, justierendes Vorgehen innerhalb eines strategisch und transparent angeleg-
ten Prozesses ist jedem punktuellen Beteiligungsverfahren vorzuziehen. Dem Qualifi-
zierungsbedarf der Freien Träger zu planerischen Zusammenhängen und Prozessen 
ist durch ihre Verbände Rechnung zu tragen.  
 

O) 4.3 Tourismus und Erholung 
 
Ergänzungsvorschlag 14 zu den Leitvorstellungen:  
Es wird eine vierte Leitvorstellung eingefügt: „Bei der Entwicklung bestehender und 
neuer touristischer und der Erholung dienender Angebote ist der barrierefreien Aus-
gestaltung besonderes Gewicht beizumessen.“ 
 
Begründung: Eine insgesamt älter werdende Gesellschaft weist naturgemäß einen 
steigenden Anteil von Menschen mit körperlichen Einschränkungen und Behinderun-
gen auf. Das Interesse an kulturellen, touristischen und gesundheitsförderlichen An-
geboten wird dadurch nicht geschmälert, in der Realität aber durch zahlreiche bauli-
che und weitere Barrieren in der Erreichbarkeit und Nutzung häufig noch sehr einge-
schränkt. Zu erwähnen ist ferner, dass barrierefreie Angebote zugleich auch stets fa-
milienfreundlich sind. Bei der Entwicklung barrierefreier Angebote sollen die „Exper-
ten in eigener Sache“ (z. B. Behindertenverbände) beteiligt werden. 
 

 
Erfurt, 28.10.2011 

                                                
4 Hellwig, U., „Eckpunkte für eine integrierte Sozial- und Finanzplanung in Kommunen“, in DV 08/11 AF I, 
23.03.2011, S. 10 ff. 
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Vorschläge zu einem Indikatorkatalog des Monitorings für den LEP 2025 / 

Laufendes Landesentwicklungsmonitoring für die Wirkbereiche des LEP 2025 
 

 
Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. bedankt sich für die Möglichkeit der 
Stellungnahme zu o. g. Entwürfen. 
 
Folgende Faktoren werden zur Ausarbeitung des Monitoringthemas „Gleichwertige Lebens-
verhältnisse – Daseinsvorsorge“, Indikator „Ergebnisse der Sozialplanung“ vorgeschlagen: 
 
Grundfrage ist u. E., ob die Grundanliegen der Sozialplanung a) nachhaltige Minimierung von 
Bedarfslagen und b) flächendeckende, bedarfsgerechte, wohnortnahe und wirtschaftliche 
Angebote sozialer Dienstleistungen durch die Sozialplanung weitgehend erfüllt werden. Ne-
ben als bekannt vorausgesetzten sozioökonomischen Individualparametern (Einkommen, 
Bildungsabschluss, Erwerbstätigkeit etc.) sind Ergebnisse der Sozialplanung insbesondere 
darin zu beschreiben, welche gesellschaftlichen Unterstützungsstrukturen entwickelt wurden 
und werden. Folgende (beispielhafte) Faktoren können darüber hilfreich Auskünfte geben: 
 
Bedarfsgerechtes und wohnortnahes Angebot sozialer Infrastruktur (Die Faktoren sind je-
weils mit Raumbezug für die Grundzentren und ihre Versorgungsbereiche sowie für die Mit-
telzentren mit ihren Einzugsbereichen zu betrachten). 
 

1. Sind soziale Angebote für die verschiedenen Altersgruppen und Bedarfslagen in den 
Zentralen Orten unterschiedlicher Stufe in dem geplanten Maße tatsächlich vorhan-
den? 

2. Bestehen bei den Anbietern sozialer Dienstleistungen Wartezeiten / Wartelisten von 
mehr als 6 Wochen? 

3. Durchschnittliche Wartezeit auf einen Facharzt-Termin? 
4. Quote Adipositas bei Einschulung? 
5. Frühförderquote / Anzahl Kinder mit verzögerter Entwicklung? 
6. Quote und Erreichbarkeit offener Jugendangebote? 
7. Anteil demenzorientierter Betreuungs- und Pflegeangebote je 100 Ü70 in den Versor-

gungsbereichen? 
8. Anteil von Tagespflegeangeboten je 100 Ü70 in den Versorgungsbereichen? 
9. Inanspruchnahme-Quote des Bildungs- und Teilhabepakets für Kinder aus Bedarfs-

gemeinschaften? 
10. Quote ambulant betreuter Menschen mit Behinderung? 
11. Quote der Erwerbstätigen mit ergänzenden SGB II-Leistungen (§§ 11 und 30 SGB II), 

sog. „Aufstocker“? 
12. Quote Menschen in der gesetzlichen Altersrente mit ergänzender Sozialhilfe? 
13. Quote Menschen mit Wohnberechtigungsschein? Wohngeld? 
14. Inanspruchnahme-Quote des Persönlichen Budgets für Menschen mit Behinderung? 
15. Besteht bei den Anbietern sozialer Dienstleistungen ein verfestigter Fachkräfteman-

gel? 
16. Ist die Erreichbarkeit sozialer Dienstleistungsangebote für Menschen ohne eigenen 

PKW sichergestellt? Welche Wegezeiten sind durchschnittlich und maximal zu realisie-
ren? 

17. Quoten ambulant / teilstationär / stationär versorgter Menschen mit Pflegestufe I, II 
und III? 
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Folgendes Vorgehen wird zur Ausarbeitung des Monitoringthemas „Zentrale-Orte-System“, 
Indikatoren „Konzentration von Funktionen der Daseinsvorsorge“ und „Erreichbarkeitskrite-
rien“ vorgeschlagen: 
 
In einer zu bildenden interdisziplinären Arbeitsgruppe sind Kriterien zu entwickeln, wie der 
(prognostizierbare) Bedarf an sozialer Infrastruktur vor allem auf Ebene der Grundzentren 
und deren Versorgungsbereiche ermittelt, mit dem derzeitigen Angebot abgeglichen und 
strategisch schrittweise angepasst werden kann. Das zu entwickelnde Verfahren ist so zu 
gestalten, dass die jeweils spezifischen (mikrodemografischen) Gegebenheiten der Grund-
zentren und ihrer Versorgungsbereiche erfasst werden.  
 
Ein analoges, ggf. verknüpftes Verfahren wird für die Indikatorenbildung „Erreichbarkeitskri-
terien“ wiederum mit Fokus auf die grundzentralen und mittelzentralen Funktionen vorge-
schlagen. Leitfragen dabei müssen aus unserer Sicht sein: „Erreichbar für wen?“ und „Er-
reichbar mit welchen zielgruppentypischen Verkehrsmitteln?“, das heißt ein Denken von den 
Zielgruppen der zentralörtlichen Angebote (sozialer) Daseinsfürsorge. Eine eindimensionale 
Betrachtung der reinen Fahrzeit ist dabei u. E. unzureichend. Die Praktikabilität der Fahr-
plangestaltung und der Aspekt lückenloser Barrierefreiheit im ÖPNV sind aus demografiepoli-
tischen Erwägungen unbedingt zu berücksichtigen (siehe auch Änderungsvorschlag 8 zu 
2.2.11 und 2.2.12 G). 
 
Die LIGA Thüringen bietet ausdrücklich an, diese Arbeit substantiell zu unterstützen. 
 
 
Es ist zu betonen, dass dies nur erste Vorschläge sind, die jederzeit gern vervollständigt 
werden können. Bitte nehmen Sie hierzu Kontakt auf zur LIGA-Geschäftsstelle, Tel.: 03 61 / 
51 14 99 11. 
 
Erfurt, 28.10.2011 



Personenkreise Eingliederungshilfe

nach LIGA-Statistik 2008 Platzzahlen in Beschäftigte in
 ges. Schulungsbedarf analog 
Hessen (Anzahl MA / 6) 

 bei 3 von 23 
(Modell-) 
Regionen 

stationären Angeboten der Eingliederungshilfe 6.064                                   3.866                      1.011                                               
Tageseinrichtungen 10.832                                 3.278                      1.083                                               
Beratungsstellen / ambulante Dienste 1.048                      210                                                  
Summe 16.896                                 8.192                      2.303                                               300         

Anzahl der Schulungsgruppen 115                                      15                           
Anzahl der Termine 461                                      60                           

geschätzte Schulungskosten je Tag und MA 250,00 €                                    250,00 €                       
Kosten der Schulungskosten gesamt 2.303.466,67 €                          300.452,17 €                

indirekte Kosten: Lohnkosten für MA
angenommenes AN-Brutto p.a. (durchschnittl.) 36.000, 00 €                               
AG-Beitrag zur Sozialversicherung 22%
Summe 43.920,00 €                               
Arbeitstage pro Jahr 220
je Arbeitstag brutto 163,64 €                                    
je Stunde 20,45 €                                      

Flächendeckend Modell
1.507.723,64 €                          196.659,60 €                

hinzu kommen Fahrtkosten etc.

Arbeitsaufwand für Erst-ITP
geschätzter Zeitaufwand je Fall in Std. 2
in Euro 40,91 €                                      

flächendeckend Modell
691.200,00 €                             90.156,52 €                  

flächendeckend Modell

Einrichtungsseitige Kosten gem Überschlag 4.502.390,30 €          587.268,30 €    

Schulungs-
teilnehmer

Nachträgliche Anmerkung: Die Überschlagsrechnung gibt den Wissensstand der L IGA im Januar 2011 wider. Sie 
gilt für die Belegschaften in den Einrichtungen der  Leistungserbringer unter der Annahme von 3 
Modellregionen, auf die die landesweiten Platzzahle n und Beschäftigtenzahlen linear umgerechnet 
wurden.Informationen über die Schulungsmodalitäten (Schulungskosten) wurden behelfsweise bei der LIGA 
Hessen nachgefragt.

Anhang 5 Überschlagsrechnung ITP-Erprobung (vgl. 
Kap. 3.3, Seite 72)





 

Anhang 6  (vgl. Kap. 3.3, Seite 75) 

„Checkliste“ für Gespräche zur modellhaften Erprobu ng des ITP in Thüringen  

Regional zu klärende Frage 

Prozessschritte 

• Eine verbindliche Projektvereinbarung zwischen allen Partnern sollte eingefordert werden.  
• Die regionale Steuerungsgruppe sollte in jedem Fall einen Projektplan verabreden, in dem 

alle Projektschritte miteinander verabredet werden. 
• Wer sind die Beteiligten? Einbeziehung betroffener behinderter Menschen in den 

Planungsprozess. 
• Wer übernimmt die Moderation in der regionalen Steuerungsgruppe? 
• Wie wird der zusätzliche Verwaltungskosten - und Zeitaufwand für alle Beteiligten 

eingeschätzt? Welche Schulungskosten entstehen für alle Beteiligten? Entstehen weitere 
Kosten?  

• Wie wird der Erfolg des Prozesses in der Region/ auf der Landesebene evaluiert? 
• Wie sollen Betroffene bzw. gesetzliche Vertreter in den Prozess einbezogen werden? Wie 

sollen sie angesprochen werden?  
• Erfolgen Abstimmungen auch mit den Nachbarkommunen? 

 

Inhaltliche Fragen 

• Für welche Personengruppe soll der ITP in der Modellregion angewendet werden?  
• Sollen auch Kinder und Jugendliche mit Behinderungen einbezogen sein? 
• Was passiert, wenn Betroffene, gesetzliche Betreuer oder Angehörige nicht kooperativ 

mitwirken? 
• Welche Rolle spielt eine koordinierende Bezugsperson? Wie wird sie finanziert? 
• Wer erfasst den Hilfebedarf? (Einrichtung oder Amt?) 
• Für wen soll die Erprobung durchgeführt werden, nur für Menschen die neu „ins System“ 

kommen, oder für alle? 
• Will man nur die Hilfebedarfsfeststellung in der Modellregion erproben oder sollen auch 

Ableitungen für die Vergütung der Leistungen getroffen werden? 
• Wird auch die Verpreislichung angestrebt, zu welchen Bedingungen? 
• Zu welchem Zeitpunkt soll umgestellt werden, „schleichend“ oder zu einem Stichtag? 
• Wie sollen Hilfeplankonferenzen gestaltet sein? Wer übernimmt welche Kosten? Welche 

Rolle spielen weitere Gremien, z. B. für WfbM der Fachausschuss? 
• Nach welchen Kriterien werden Leistungen festgelegt? 
• Wie soll Prozess-, Struktur- und Ergebnisqualität gesichert werden? 
• Wie werden die Schnittstellen zu anderen Leistungsbereichen (Pflege, Jugendhilfe etc.) mit 

einbezogen bzw. angemessen berücksichtigt? 



Bekanntwerden eines Hilfebedarfes 
beim SHT, Leistungserbringer oder einem Dritten (z.B. 

Klinik, SpDi…) / 
Antragstellung bei SHT

Prüfung der örtlichen und sachlichen  Zuständigkeit

Abschließende Klärung/ Prüfung des Leistungsanspruches 
nach SGB XII

mit Hilfe (amtsärztlicher) Gutachten, Unterlagen o.ä.

Zielorientierte Ermittlung/ Analyse des Hilfebedarfes
In welcher Art/ in welchem Bereich und Umfang werden 

Leistungen der EGH benötigt?

mittels ITP vom SHT in Kooperation mit 
Leistungserbringer 

Ermittlung/ Definition von Zielen für individuellen Hilfebedarf; 
Aufkärung über die verschiedenen Möglichkeiten der 

Leistungserbringung/ -erbringer (Voraussetzung: 
personenzentrierte Hilfe; ICF-Orientierung)

Vorbereitung der Gesamtplankonferenz

Anmeldung durch Leistungserbringer, SHT; 
gesetzliche Betreuer, 

Festlegen und Einladen der Teilnehmenden 
entspr. Erklärung im ITP

Möglichkeit der Vorstellung 
in der Gesamtplankonferenz bei 

komplexen Problemlagen *)

Vorstellung in der Gesamtplankonferenz
gem. § 58 SGB XII

Plausibilitätsprüfung der im ITP erarbeiteten Ziele; Prüfung 
vorrangiger bzw. ergänzender Leistungen anderer 

Leistungsträger; Erarbeitung einer personenzentrierten 
Empfehlung zur Erbringung der Leistung (nach 

Art,Inhalt,Umfang) als Beschluss an Leistungsträger

Bewilligung von Leistungen nach §§ 53 ff,
§§ 67 SGB XII durch SHT an Leistungserbringer

mit Bewilligungszeitraum der zu erbringenden 
Eingliederungsleistungen

Leistungserbringung gemäß Bewilligungsbescheid
 und ITP

erforderlich

Nicht 
erforderlich

TeilnehmerVerantwortlich Dokumente

Antragsteller/
Gesetzl. Betreuer

SHT

SHT

SHT

SHT

SHT

LE

LE

LE

LE

LE

SHT

SHT

Antragsteller/
Gesetzl. Betreuer

Antragsteller/
Gesetzl. Betreuer

Antragsteller

Antragsteller/
Gesetzl. Betreuer

ITP THüringen

Relevante 
Unterlagen

Relevante 
Unterlagen/ 
Gutachten

Formular 
Datenschutz/

Einverständnis-
erklärung

ITP/
Schweigepflichts-

belehrung

SHT
LE

Dritter (z.B. Klinik,
 SpDi…)

Vorbereitung Folge-ITP durch Leistungserbringer in 
Abstimmung mit SHT LE

Verfahren zur Planung des Hilfebedarfes nach SGB XII mit dem ITP
In der Landeshauptstadt Erfurt, Stand Juni 2011

Weitere 
Teilnehmende

SHT

*) obligatorisch wird die Gesamtplankonferenz in folgenden Fällen durchgeführt:
- geplante Änderung der Kostenzusage aus dem Bereich des SGB XII in den Bereich des SGB XI
- geplante Leistungserbringung außerhalb der LHS Erfurt
- in Fällen geschlossener Unterbringung i.V.m. SGB XII
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